\ Aukar 
Protsstdemonstration von 200 Arbeitern ‚dem Betriebsratsbüro. 
Vereinigten Drehtindustrieam 11.670 


Metallindustrie: 
Die Rationalisierungswelle 
rollt unvermindert 


Konkurse, Betriebsstillegungen und Rationalisierungsentlansur 
In der Meiallindustre mittlerweile zum Allan (verel, nich AK 42.44 und 45). 


der 


nachstehend. 

Anders die großen Konzerne. Nach der Stahlindustrie, die ihre groß m 
Rationalisierungen bereits 1971 nd bereits in diesem Jahr gewaltige 
Profite ernten wird — dazu auch die nachfolgenden Berichte von Klöckner, 
Krupp und Mannesmann — ist jetzt besonders die Automobilindustrie betrof- 
fen. Die groben Heel enilanen (VW, Opel, Ford, Audi), eine Vielzahl von 
A jzulieferbetrieben muß entweder schließen oder ebenfalls ratio- 


nalisieren. 
Der Kampf gegen die kapitalistische Rationalisierungspolitik ist auf Seiten 
m Einfluß der Sozialdemokratie ge 


prägt. Die soziakdemokratisc 


sierungspolitik nicht etwa ab 
„wirtschaftlich vernünftig” sei 


Nahezu immer! 


Portugal 
und seine Kolonien: 


Kämpfer für FRELIMO 
Die portugiesische Militärjunta, die am 25. April die 40Jährige Herrschat 

des Paschlamus in Portugal mit einem unblutigen Stantsstreich zu Fall brach- 
te und vorübergehend alle bürgerlichen Freiheiten (Rede-, Versammlungs, 
Vereins, Pressefreiheit usw.) zuließ, geht nun im Eiltempo daran, diese neuen 
'hen Volkes wieder zu beschneiden, Die 
"Hoffnungen, die sie bei den Massen auf eine 
Lebensbereiche weckte, stellen sich 

u heraus. 


verweigerung) der Nandelsmarine für 
Mobilmachung von Teilen den Heeres verfügt, 


die Freilassung eines inhaftierten Ge 
Aossen forderten, der für die Dafrel 
ung Guinea-Dinsaos gekämpft hatte 


penpanzern und beritt 
gen Demonstranten vorgegs 


Wie war das Steueraufkommen 
bisher verteilt? 


Während der zwanzigjährigen CDU) 
CsU-Herrchaft In Westdestschland 
stieg_der Anteil der Lohnsteuer an 
‚den Gesamtsteuern Jahr für Jahr 

Die Steuerschuld beider Lohnsteu- 
er wuchs von 1950 = 100 bis 1968. 
auf 1.061, bei der Einkommenssteuer 
nur auf 700, bei der Körperschafts- 
steuer gar nür auf 400, bei der Um- 
satzsteuer auf 568 

Jedoch - noch 1968 stand die 
Lohnsteuer mit 18,7 Mrd. DM an 
dritter Stelle hinter der Umdatzetener 
Lohnsteuer mit 18:7 Mrd. DM an 
dritter Stelle hinter der Umsatzsteuer 
(25 Mrd.) und der Einkommenssteu 
er (23,3 Mrd. DM) 

In den letzten vier Jahren änder 
ten sich die Verhältnisse bedeutend 
zuungunsten der werktätigen Massen: 

Das: Lohnsteueraufkommen stieg 
von 35 Milliarden DM (1970) auf 74 
Mrd. DM (1974), die veranlagte Ein- 
kommenssteuer von 16 auf 28,4 Mrd. 
DM, die Körperschaftssteuer nur von 
8,7 auf 11 Mrd. DM und die Umsatz- 
sieuer (Mehrwertsteuer) von 26,8 auf 
30 Mrd. DM (die Angaben für 1974 
sind Schätzwerte des Bundesministe 


halb von vier Jahren um 112 Prozent 


Die Angriffe der Junta gegen das por 
tugiesische Volk werden noch schär 
fer werden, was unvermeidlich zu 
einer Verschärfung der Klawenkämp- 
fe führen wird. Schon spekuliert die 
großbürgerliche „Frankfurter Allge 
meine Zeitung‘ 


„Spinola will nicht der Hinden 
burg für den Kommunismus sein, aber 
der General Washington aeiner Nation 
kann ernicht werden. Am wahrschein 
Nehsten it, daß er das traurige Schick 
sul von Nagib und Papadopulos erlet 
den wird.” ( „FAZ“, 244.74) 

Die Ereignisse in Portugal, sowoni 
‚der Miltärputsch, der die aufströben 
de industrielle bourgeolsie an die 
Macht brachte sowie die rasche in 
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die Einkommensteuer um 75 Pro- 
zent, die Körperschaftssteuer um 27 
Prozent, die Umsatzsteuer um SO Pro- 
zent. 

Die Relation verschlechtert sich 
noch weiter zuungunsten der Werktä- 
tigen, wenn man berücksichtigt, daß 
die Umsatzsteuer fast vollständig über 
die Preise an den Konsumenten (also 
wieder den Arbeiter und Angestellten) 
weitergegeben wird 

‚Grundlage für diese massenfeindli- 
che Steuerpolitik des bürgerlichen 
Staates ist, daß die Bemessungsgrund- 
age für die jeweilige Steuerschuld seit 
einem Jahrzehnt: nicht geändert wur- 
de, obwohl sich praktisch sämtliche 


de, obwohl sich praktisch sämtliche 
Voraussetzungen geändert haben; 

Der Bereich gleichbleibender Steu- 
ersätze (Proportionalzone) ist bis heu- 
te an den 1965 üblichen Durc 
schnittsverdiensten orientiert, obwohl 
die DM seither rund 25% ihres Wertes 
einbüßte und die Nominallöhne dem- 
entsprechend stiegen. D.h. — anders 
ausgedrückt — seit 1965 sind rund SO 
Prozent der Arbeiter und Angestell- 
ten aus dem Bereich gleichbleibender 
Steuersätze ‚herausgewachsen‘ und in 
die Progresslonszone der Steuer gera- 
ten, wodurchein zunehmender 
Teil von Lohn- und Gehaltszuwäch- 
sen vom Fiskus kassiert wird 

Für die Entwicklung der Steuern 
aus Unternehmergewinn gilt dagegen 


‚Am 10. Juni trat die Regierung Rumor 


Sozialistischer Pı 


die umgekehrte Logik —- wie sogar 
‚on den Kapitalistenserbänden in al 
Ir Offenheit Bekannt wir 
„Der, Progresionseffekt, der sc 
beiden Arbeimehmereinkommen vers 
stärkt, schwächt al ei den Brutto 
Einkommen aus Unternehmertäigkelt 
Jund Vermögen ab: Zahlreiche Unter: 
nehmer. Freiberufler und Besieher von 
von Vermögenseinkünften werden be- 
Felt mit dem höchsten Steneaatz von 
33 Prozent belastet — ergibt also kei: 
‚nen „Progressionsspielraum‘ mehr. Für 
3 zit. Die Srekelnguone Baht 
onstanı (!)." („Unternehmerbriel" 
38/1. 23) m 
Diese Verschiebung in den Relatio 
nen des Steueraufkommens hat sich 
in den letzten Jahren dermaßen ver 
schärft, daß die Lohnsteuer nicht nur 
in den Zuwachsraten die Gewinn- und 
in.den zuwacnsraten are vewenn- un 
Vermögenmteuer bei weitem überfii- 
gelt hat, sondern auch abo lu 
1973 war. die Lohnsteuer um 18,1 
Mrd, DM, 1973 um 23.9 Mrd. DM hö+ 
her al die Steuern aus Unternehmer- 
öinnahmen. Für 1974 rechnet man 
mit dem Rekord-‚Überhang‘ von 35 
Mrd DM 
Alles, was wir bisher in diesem Ab- 
schnit zur Steuergetechtigkeit in der 
BRD gesagt haben, bezicht sich nur 
auf de Entwicklung direkter 
Steuern — einbezieht also noch nicht 
den Bereich yaatlicher Subventions 
poltik und den gesamten Komplex 
Paatrekter Steuern (alo Mine 
vaio, Tabak-, Sal-Steuern, um nur 
‚Forts. Seite 16 


getragen von Christdemokratie (DC). 


ei (PSI) und Sozialdemokratie (PSDI) zurück. 


Es war dies die 5. Regierung Rumor und die 33. Regierung Italiens überhaupt 


seit Kriegsende, Am 
Reglerung Moro, die es 
brachte. I. 


der Widersprüche in Italien. 
Die zurückgetretene Regierung Rumor 


aller bisherigen italienischen Rı 


von diesen 33 Regierungen hielt sich noch die 
1966-68 Immerhin auf zwei Jahre und vier Monate 
‚diesen häufigen Regierungswechseln widerspiegelt sich die Schärfe, 


‚die kurziebigste 
Staats- 


wäre mit nur 89T, 
rungen gewesen. 


äsident Leone (DC) iehnte — offenbar im Zusammenhang eines abgekarteien 


jpiels — dem Rücktrit 


Der unmittelbare Anlaß für den Rück- 
tritt war ein „Konfikt" zwischen der 
DC (unterstützt von der PSDI) und 
der PSI. Bs ging dabei um die Maßınah- 
men, mit denen Italiens Bourgeoisie 
aus ihrer schweren wirtschaftlichen 
Krise kommen will. Die PSI hatte be- 
reits den meisten geplanten arbeiter 
feindlichen Maßnahmen - Steuerer 
höhungen, Tariferhöhungen für Strom, 
u.a, Preissteigerungen u.a. — Zir 
gestimmt. Sie weigerte sich jedoch, e} 
ner Verschärfung der Kreditpolitik zu 
zustimmen, die darauf aba‘ od 
te vorallem für die kleine und mittlere 
Industrie noch teurer zu machen, und 
damit die Existenz vieler kleiner und 
mittlerer Bet 
derorseits den Proze 
schen Konzent 


Regierung Rumor ab. 


fung‘ fördert), Die PSI begründete Ih 
ren Widerstand gegen diese Kreditpo- 
litik damit, daß dadurch viele Men 
schen arbeitslos würden, und das sol 
den Werktätigen nicht zuzumuten 

nachdem die P$I aber vorher einem 
ganzen Bündel arbeiterfeindlicher 
Maßnahmen schon zugestimmt hatte, 


Daraufhin trat die Regierung Ru 
mor zurück, nachdem die DC der PSI 
worher ein Ultimatum gestellt hatte, 
bis zu einem bestimmten Zeitpunkt 
der Verschärfung der Kreditpolitik 
zuzustimmen, Es ist also eindeut 
dab die DC diese „Regierungskrise"" 
wollte, wobei es offensichtlich vorher 
ausgekartet war, daß Staatspri 
sone den Rücktritt ablehnen würde, 
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nenpolitische „Wende" jetzt, hängen 
aufs engste mit dem Kolonlalkrieg 
Portugals in Angola, Guinoa-Dissoa 
und Mosambik zusammen. Die Erfol- 
ge der Befrelungsbewegungen mach- 
ten für Portugal den mit Binsatz aller 
beitialischen Mittel geführten Krieg 
militärisch aussichtsios. Die Kosten 
‚des Krieges wogen für Portugal nicht 
mehr den Profit auf, den ex aus den 
Kolonien zog. Nun wird gegenüber 
den Kolonien eine „politische Lö- 
sung“ angestrebt: die Ziele sind die 
ieichen, die Taktik hat sich geän- 
iert 


Portugal und „seine“ Kolonien 


Portugal selbst ist ein „unterent 
wickeltes” Land. Es gehört zu den 
ärmsten Ländern Europas, 40% der 
Bevölkerung sind Analphabeten. Sei- 
ne Kolonien sind über 20mal so groß 
wie das Land selbst. Um die Befrei- 
ungsbewogungen in Angola, Guinea- 
Bissao und Mosambik zu bekimpfen, 
wurde zuletzt fast die Hälfte des 
Staatshaushaltes aufgeboten, wovon 
auch das Kolonialheer von 170.000. 
Soldaten (bei nur 9,5 Mill: Einwoh- 
nern) unterhalten würde - und wird 

Als zu Beginn des 19. Jahrhun- 
derts die größten kapitalistischen 
Staaten die Welt in ihre Einflußge 
biete aufteilten, konnte Portugal nicht 
mehr mithalten. Es hatte jahrhunder 
telang nur Raubkolonialismus betrie- 
ben und die Rohprodukte der Kolo- 
nien gepländert, zum Teil selbst verar 
beitet oder weiterverkauft. Wegen di 
ser bequemen und sehr profitablen 
Zwischenhändlerrolle hatte Portugal 
keine Veranlassung gehabt, die indu- 
strielle Revolution durchzuführen. 

Vor dem völligen Verlust der Kolo- 
nien retteten Portugal damals nur die 
Interessen des englischen Imperialis- 
mus, der sich auf einfache Art, ohne 
sich besonders engagieren zu müssen, 
Häfen für seine innerafrikanischen 
Bergwerke und Handelsstützpunkte, 
für die asiatischen und australischen 
Gebiete sicherte, indem er dafür sorg- 
te, daß sie unter „neutraler“ portugie- 
sischer Herrschaft blieben. 

Bis 1961 hatten die portugiesischen 
Kapitalisten eine Ausbeutung der Ko- 
Nonien durch ausländisches Kapital 
nur in beschränkte Maße zugela 
sen, obwohl natürlich auch schon 
vorher verschiedene kommerzielle 
Gesellschaften durch Eintreibung von 
Steuern und Einschränkung der frei- 
en Bauernwirtschaft die Afrikaner 
mit allen Mitteln zur Lohnarbeit 


zwangen. 

Die ersten Erfolge der Befreiungs- 
bewegung in Angola im Februar 1961 
bewegungin Angola im Februar 1961 
zeigten den portugiesischen Kolonial- 
herren jedoch, daß ihre Kapitalkraft 
nicht ausreichte, um die zur Erhal- 
tung der Macht nötigen Investitionen 
und Militärausgaben zu bestreiten 
Seit 1961 wird das internationale Ka 
pital zur Plünderung der Kolonien 
eingeladen. 


ken. Insbesondere die US-Imperiali 
sten und die „Jungen“ EG-Impeni 
sten waren im Gegenzug zu weitge- 
henden „Hilfe“-Leistungen für Portu- 
ga! bereit (Millionen-Kredite und um- 
fangreiche Waffenlieferungen), wenn 
sie sich selber die Hände im Kolon; 
krieg nicht direkt schmutzig zu ma 
‚chen brauchten. (Über die finanzielle 
und militärische Unterstützung insbe- 
sondere, des, BRD-Imperalismus für 
Portugal und seine Kolonien sind aus- 
Nfrliche Angaben in früheren Veröf- 
fentlichungen des KB zu finden: 
KABAZ Nr. 3 und 4, ARBEITER- 
KAMPF Nr. 31 und 33) 

Die BRD-Imperialisten verfahren 
in ihrer Afrika-Politik zweigleisig, 
Einerseits liefern sie still und heim- 
lich Waffen, mit denen die afrika 
sche Bevölkerung abgeschlachtet wird, 
‚denn Portugal vertritt Ihre Interessen 
in Afrika. Aber sie wollen auch 
mit den „unabhängigen“, zum Teil 
„antlimperialistischen" Staaten Afri« 
Kas ins Geschlift kommen. und diese 
nehmen unter dem Druck der eigenen 
Bevölkerung eine scharf ablehnende 
Haltung zum portugiesischen Kolo- 
iaikrieg und seinen Heifersheifern 
ein. 80 „bedauerte” denn die Bundes 
reglerung z.B. den heimtückischen 
Mord an dem Führer der Befreiungs- 
bewegung Angolas, Amilsar Cabral, 
obwohl sie au den unmittelbaren 
Hintermännern dieses Mordes ge- 
hört. Oder das „linke” Aushänge 
schild der SPD, "Wischnewski, em 


‚fängt eine Delegation der Frelimo 
Ina biete - Unterstüt- 


und bietet „humanitäre 
zung an. 
"ir die NATO, die 


beruft, war das faschl 
in Porlugal und der oftmals weltweit 


verurteilte Kolonlalkrieg schon immer 
„lästig. So schrieb die größbürger 
ine Leitung „Frankfurter Allgeme, 
ne“\ „Der Griff des Generals Spinola 
nach der Macht in Linabon gehörte 
au den guna seltenen politischen Vor 


gingen, die mit einziger Ausnahme 
des spanlschen Nachbarn, auf die 
allgemeine Zustimmung der Welt 
rechnen konnten.” („FAZ", 24.6.74) 
Man hört hinter diesen Worten die 
Imperlalisten regelrecht mit den 
Lippen schmatzen. 


Und willst du nicht mein 
„Bruder” sein, dann schlag ich 
dir den Schädel ein” 


Der portugiesische Tunta-Chef, 
General Spinola, hatte in seinem 
Buch „Portugal und die Zukunft'" 
(das zuerst sehr viel Staub aufwirbel- 
te) eine klare Linie für eine zukünf- 
tige „ealistische” Kolonialpolitik 
entwickelt. Er nahm von dem „por- 
tugiesischen Mythos’ 
„in einem Krieg dieser Art" 
äinem Krieg, in dem die Befrelungs- 
bewegungen vom Volk unterstützt 
werden, ein militärischer Sieg mög- 
lich sei, wenn man nicht über unbe- 
grenzte' Geldmittel verfügt. Er setzte 
sich für, eine sogenannte „politische 
Lösung” ein, d.h. eine Staätenförde- 
ration, natürlich unter portugiesischer 
/orherrschaft. Er jonglierte mit irre- 
führenden Worten: „‚Selbstbestim- 
mung {st nicht gleichbedeutend mit 


Unabhängigkeit”. An anderer Stelle 
sagte er jedoch ganz klar. 
„Die Überseegebiete sind eine 


notwendige Bedingung für unser 
Überleben als freie und unabhängige 
‚Nation. Ohne die afrikanischen Ge- 
biete wird das Land zu einer bedew- 
tungslosen Ecke eines gigantischen 
Europas und es wird keine Trumpf- 
karte besitzen, die es ihm ermög- 
licht, sich im Konzert: der Nationen 
zu behaupten. 

Spinola stellte auch in der Öffent- 
lichkeit nach dem geglückten Putsch 
immer wieder klay,.daß-seiner Mei- 
nung nach ‚die Bevölkerung ‚in den 
Kolonien „noch nicht in- der Lage 
ist, über ihre eigene Zukunft zu be- 
stimmen” und eine „‚Phase der Vor’ 
bereitung” notwendig sei. 

Anläßlich einer Auszeichnung von 
Soldaten für Verdienste im Kampf 
gegen die Befreiungsbewegungen (!) 
am 12.6. erläuterte Spinola nochmals. 
sein Konzept: „In der modernen Welt 
kann man nur dann von einer wahren 
politischen Unabhängigkeit sprechen, 
wenn diese aus einer echten Selbstbe- 
stimmung „(?) hervorgegangen ist, 
Und Selbstbestimmung kann nur a 
einem Klima der Freiheit (die Frei- 
Ba ie sr meiak und perfakt funk 


tionen erwachsen. 
Die Herstellung solcher 
funktionierenden demo 
Institutionen” stellt sich Spinola und 
sein Generalstab, wie sie ebenfalls 
mehrfach unmißverständlich 


mehrfach _unmißverständlich. klar- 
machten, so vor: Als erstes sollen 
sich die Befreiungsbewegungen bereit 
erklären, die Waffen niederzulegen. 
Sie sollen aus dem ‚Untergrund” auf- 
tauchen und sich als „legale politische 
Partei” konstituieren. Dann dürfen 
sie später an einer „freien Wahl” teil- 
‚nehmen. Solange die--Befreiungsbe- 
wegungen diese Bedingungen nicht 


akzeptieren, „geht der Krieg weiter”, 
erklärte das "Junta-Mitglied General 
Gomes. Und für jeden, der noch 


Zweifel hatte, machte ein anderes 
Junta-Mitglied, der in Nampula 
(Nord-Mosambik) stationierte Gene- 
al Diogo Neto, klar, daß der Coup 
in Lissabon nicht den Rückzug der 
portugiesischen Truppen aus den 
afrikanischen Kolonien zur Folge 
haben werde: „Jeder, der Spinolas 
Buch in dieser Richtung interpretiert, 
muß ein Analphabet sein. 

‚portugiesischen Kolonialher- 
ren. wollen ihr 170.000 Mana-Heer 
nicht nur in voller Stärke in den Ko 
lonien (zur Vorbereitung „freier Wah- 
Ien”!) lassen, sondern sie fliegen tau- 
sende weiterer Soldaten zur Verstär- 
kung ein (Angola!) 

Die einhellige Antwort aller Befrei- 
ungsbewegungen auf diese unver- 
schämten „Angebote” der portugie- 
sischen Milltärs war die Ankündigung 
einer Verstärkung ihrer Kämpfe und 
eines Kampfes bis zur völligen Unab- 
hangigkeit 

Ein, rechtes Licht auf die „fried- 
lichen” Absichten Portugals in den 
Kolonien wirft auch Spinolas kürz- 
liches Treffen mit dem Völkermörder 
Nixon am 19.6. auf den (ebenfalls 

rtuglesischen) Azoren. Die USA 

‚ben auf der Azoren-Insel Terceira 
einen Luftwaffenstützpunkt und 
4000 amerikanische Soldaten statio- 
niert. (Hier tankten sie auch ihre 
Maschinen auf, die im Nahostkrieg 
zur miltärlschen „Versorgung” Israels 
fexen die aıbischen Länder flogen) 

r Völkermörder Nixon. erklärte 
anläßlich dieses Treffens, Amerika 
sei bereit, mit Spinola zusammen 
auf die „großen Ziele” hinzuarbeiten, 
die der General sich und wein 
fung gesetzt habe. Er sich 
stützung „im jeder möglichen Weise” 
au. 

Spinola seinerseits betonte, daß er 
die Beziehungen zu den. USA noch 
enger gestalten wolle. Br erklärte 
sich auch bereit, über ein neues 
Stützpunktabkommen mit den USA 


zu verhandeln. 

Spinola will fürs portugiesische 
Kapital und die Imperislisten aller 
Länder „‚raushauen, was rauszu- 
hauen ist”. Das ist seine grundsätz- 
liche Position. 

Spinola weiß aber, daß er um die 
Befreiungsbewegungen nicht „‚herum- 
kommt”, die Insbesondere in Guinea. 
Bissao und Mosambik einen bedeu- 
tenden, bzw. entscheidenden Macht- 
faktor darstellen. Er möchte die Si- 
twation in diesen Ländern „befrie- 
den”, weswegen er einerseits zu ge- 
wissen Zugeständnissen bereit Ist, 
um die Reihen der Revolutionäre zu 
verwirren und zu spalten (2.B. teil- 
weise Entlassung der politischen Ge- 
fangenen, Auflösung der DGS (Gene- 
ral-Direktoriat für Sicherheit) und 
teilweise Verhaftung dieser Mörder), 
und weswegen er andererseits den 
militärischen Druck verschärft. Da- 
bei sind ihm die beiden rassistischen 
Staaten Rhodesien und Südafrika in 
wachsendem Maße behilflich. Außer- 
dem muß er die faschistisch und 


der Portugiesen, ging Jahrelang von 
ihrer Luftwaffe aus; 
Alouette Hubschrauber, aus der Bun: 
ublik gelieferte Kampfflugzeu 
Beam Abe Fiat 091 "und 0637- 
Aufklärungsmaschinen und ame 
nische T 6 Harvards. Überall, wo die: 
© Spüren von organisiertem Leben 
entdeckten - also in den befreiten 
Gebieten besonders — warfen sie 
zentnerweise Bomben auf Schulen, 
Krankenhäuser und Hütten. Seit März 
1973 hat die portugiesische Luftwaf: 
fe jedoch an Schrecken verloren. Seit- 
dem besitzt die Befrelungsbewegung 
nämlich sowjetische SAM-7-Raketen 
(Boden-Luft-Raketen). Die Raketen 
werden nicht an bestimmten Plätzen 
stationiert, sondern werden von 
Soldaten der PAIGC ständig bewegt 
50 daß die Portugiesen nie wissen, 
wo die nächste znden wird. Allein 
vom März bis Dezember 1973 wurden 
35 Flugzeuge abgeschossen, darunter 
24 Fiat G 91, die pro Stück 250.000 
Dollar kosten („Frankfurter Rund- 
schau”, 4.6.74). (Wem lacht da nicht 


Kämpfer der FRELIMO bei der medizinischen Versorgung der Bevölkerung in. 


den befreiten Gebieten 


rassistisch verhetzten weißen Siedler 
dazu bewegen, daß sie eine Regie- 
rungsbeteiligung der schwarzen Mehr- 
heit akzeptieren. In allen diesen Fra- 
sen besteht eine sehr große Unwahr. 
scheinlichkeit, eine „mittlere Lösung” 
zu finden. 

Das Wort vom „afrikanischen Viet- 
nam” (Außenminister Soares) ist be- 
reits gefallen und es steht für die por- 
tugiesischen Militärs wie ein böses, 
dunkles Omen über der derzeitigen 
Entwicklung in den Kolonien. 


Die Lage in Guinea-Bissao. 
Guines-Bissao, an der Westküste 
Afrikas, ist die kleinste der portugie- 
sischen Kolonien (0 groß wie Hol- 
land etwa). Dort wohnen 520.000 
Menschen, davon nur wenige tausend 
weiße „Herrenmenschen”” Wegen 
seiner . "geringen Bodenschätze (es 
wurde bisher nur Bauxit in der Süd 
region gefunden) ist hier auch die In 
vesüitionstätigkeit ausländischer Ka- 
pitalisten relativ gering geblieben. 
Guinca-Bissao ist für Portugal wirt: 
schaftlich vergleichsweise weniger 
interessant. Der Kolonialkrieg wurde 
hier zum einen R 


ws Prinzip” und 
wegen der strateglsch wichtigen Kap- 
verdischen Inseln geführt. Portugals 
Truppen kämpfen hier seit 11 Jah- 
ren in einer Stärke von 40.000 Mann 
genen die Bevölkerung. Trotzdem ist 
die militärische Lage in dieser Kolo- 
nie für Portugal am hoffnungslosesten 
von allen Kolonien. Die Befrelungs- 
bewegung von Guinea-Bissao PAIGC 
(„Partido Africano da Independencia 
da Guind e Cabo Verde") kontrolliert 
heute mehr als 3/4 des Landes und 
nief am 24, September vergangenen 
Jahres die Unabhängigkeit aus. Luis 
Cabral, der Sohn des ermordeten 
‚Amilcar Cabral, ist der Chef der Re 
werung, die zur Zeit noch im Exil 
weilen muß, In den befreiten Gebie- 
ten Guinea-Bissaos leben etwa 


350.000 Menschen, mit denen zu 
‚ein unter portu- 


sammen die PAl 


Die portugiesischen Truppen ha- 
ben sich überwiegend in Subtapunkte 
und Städte zurückziehen müs 
wo sie nur unter größten 
maßnahmen zu „Stre 
brechen, Die größte Gei 


nicht das Herz...? ) 


Eine Anregung” für General 
Spinolas Buch „Portugal und die 
Zukunft" dürfe auch einer der 


größten militärischen Einzelerfolge 
der PAIGC am 12. Februar 1974 ge- 
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haben die USA einen „gehelmen" 
Luftwaffenstützpunkt auch auf den 
Kapverdischen Inseln! Und Portugal 
hat dort mehrere Luft- und See 
stützpunkte. Auch Flugzeuge der 


Rassisten Südafrikas durften hier 
bisher zwischenlanden und auflan- 
ken. Die 

von Guinea-Bissao jedoch Will 


afrika durch ein Zwischej 


bot vom europälschen Kontinent 
trennen. Es scheint, di vor 
ge der 


Fexische Regierung Im 
‚apverdischen Inseln zu keiner Kon- 
‚zession bereit Ist, was ganz klar Dort“ 


setzung des Krieges bedeuten würde, 

Nach einem icht der „Prank« 
furter Rundschau” vom 6.6.4 Iatas 
in verschiedenen portugiesischen 


Garnisonen Guinea-Blssaos au offe: 
nen Meutereien gekommen. Der 
Stützpunkt Jamberem_ im, Außersten. 
‚Süden wurde „ohne Befehl” gerkumt, 
ebenso die Gärnisonen von Öardamel 
und Camaconde. Die Soldaten sollen 
wachsenden Druck auf ihte Vorge: 
setzten ausüben, um einen Rücktrans- 
port nach Portugal durchzusetzen, 
Solche „Truppenmoral” ist ein Schlag 

en die Junta und eine Hilfe für die 
ÄIGE — und das ist qui! 


Die Lage in Angola 

Angola ist flächenmäßig etwa 
fünfmal so groß wie die Bundesrepu- 
blik. Es ist die reichste der portugie- 
sischen Kolonien mit Bodenschätzen 
wie Diamanten, Erdöl, Eisenerz, Man- 
jan und seinen Rohprodukten Kaf- 
ee, Baumwolle, Zuckerrohr, Sisal, 
Mals, Hölzer. Es hat im Gegonste 
zu den anderen Kolonien eine be 
schränkte „eigene” Industrie vor ak 
lem für Maschinen, Textilien und 
Zement. Zum Teil werden auch dis 
Landesprodukte verarbeitet. Die por- 
tugiesische Kolonislmacht hat Ar 

N zehn Jahren 55.000 Mann Trup- 
pen stationiert. Von den 5,7 Mil 
Einwohnern Angolas sind etwa 
350.000 Weiße. Angola weist in sel 
ner jährlichen Zahlungsbilanz 100 
Mill. DM „Überschuß” auf. 

In Angola operieren drei Befrei- 
ungsorganisationen, nämlich MPLA, 
FLNA und UNITA: Die MPLA arbej- 
tet mit der FRELIMO Mosambik’s 
zusammen. Nach nicht zu Üüberprü- 
fenden Meldungen der bürgerlichen 
Presse soll die MPLA 1.000 ausgebil- 
dete Kämpfer in Angola und 24 
in Sambia haben. Sowohl die FLNA 
wie MPLA fordern die sofortige 
ATLNG oflenbar Verhandlungen 

Offenbar Yen 
mit Portugal ablehnt. (?) Die FLNA 
steht bei vielen afrikanischen Revo- 
lutionären im Verdacht, vom US- 
Imperialismus „gekauft” zu sein. 

Agostino Neto, der Führer der 


no Netö, der Führer der 
MPLA, hatte schon Anfang Mai die 
Kontakte zu Außenministe 


angolesische Volk von Portı 
kannt zu werden. Die UNITA (Na- 
tionalunion für die totale Befrei- 


wesen sein. Es gelang ihr nach vier- ung Angolas), die nur im Osten des 
wöchiger Belagerung, eines der wich- Landes operiert, schloß am 16. Juni 
tigsten Militärlager der Portugiesen, als eins einen Waffenstill- 
das Militärlager von Copa, zu über- stand mit Portugal ab und will sich 


rennen. Dabei wurden 100 portugie 
sische Soldaten getötet, 14 Lastwa- 
fen und größere Mengen an Waften, 

unition und Lebensmittel erbeutet 
sowie -wiedermal- ein Jagdbom - 
ber vom Typ G91 abgeschossen. 

Am 25. Mai fanden die ersten 
Kontakte zwischen dem General- 
sekretär der PAIGC, Aristides Pereira, 
und Portugals Außenminister Soares 
in London (später auf Wunsch 
Pereiras in Algier!) statt. Portugal 
versprach sich von einem Verhand- 
lungsabschluß mit der PAIGC positive 
Wirkung auf die Verhandlungsbereit- 
schaft mit den anderen Befreiungsbe- 


»o offenbar ins parlamentarische Ge- 
schäft bri 

Waffenlieferanten und Helfer in 
inanzieiler Hinsicht ind für ale 

freiungsbewegungen vor allem 
Sowjetunion und Ch 
verknüpft die Sowjetunion haufi 
it ihrer Hilfe auch bestimmte poll- 
tische Forderungen gegenüber den Be- 
freiungsorgänisationen, und diese 
müssen oft lavieren und taktioren und 
‚such gewisse Zugeständnisse machen, 
weil sie in elementarer Hinsicht auf 
die Waffenlieferungen angewiesen 
sind, Bsscheint, daß auch die Sowjet- 
union ein Interesse an einer „polii- 


wegungen. Viel zu holen gab es in schen Lösung” in den portugiesischen. 
Guines-Bissao sowieso nicht mehr Kolonien hat und die Drpanliationen 
Portugal rechnete mit „wenig Schwie- die in engerer ‚Beziehung zur SU 
rigkeiten”. Für die Dauer der Ver- stehen, in diese Richtung zu drängen 
handlungen erklärte sich die PAIGC versucht. 

bereit, alle Waffenhandlungen ein- Die Def ıganisationen 
zustellen, aber drohte mit um ben in Angola militärische Rückachli 


og 
licher Aufnaime bewaffneter Al 
tionen, falls Portugal sie erpressen 
wolle. Über die Verhandlungen selber 
bt es nur Spekulationen, weil zu 
einer Zeit von irgendeiner Sei 
öffentliche Stellungnahmen abgege- 
ben wurden. Am 16. Juni wurden 
die Verhandlungen „überraschend al 
gebrochen”. Beide Seiten vereinbs 
ten Konsultationen mit ihre 
rungen, bevor an eine Wiederaufnah 
me der Gespräche zu di 
Offenbar ist der „so 
Minister $oares von" 
ral” zuröckgepfiffen worden. Ex be 
stehen Vermutungen in verschiede- 
‚nen bürgerlichen Presseorganen, daß 
bereits ein Teilabkommen in Sicht 
gewesen war, das einen Waffenstill 
stand und das Recht auf Unabhän- 
gigkeit für Guines-Bissao ohne weite 
kinmischung Portugals in di 
Angelegenheiten des Landes vor- 


lich soll sich die PAIGC be 
klärt haben, über die Kapver- 
sischen Inseln zu einem späteren 
Zeitpunkt zu verhandeln. Übrigens 


Bestimmung, in Angola, unfehibar 
zugunsten Port 


1“ 


Zwar gibt os auch solche Orpänisa- 
onen wie die „Demokratische Ber 

ung” in Angola, die Anfang Mai 
73006 weiße in einem Stadion von 
Luanda unter Parolen gegen Faschis, 
mus, Kolonialismus und Kapitalismus 
versammeln konnte. Darunter war 
uch eine geschlossene Abordnung 
von Matrosen der portuglesischen 
Kriegsmarine! 22 

Diese fortschrittliche Bewegung 
ist jedoch kein typisch für die 
weißen Siedler der Kolonien, Die 
große Mehrheit der Weißen, Mulat- 
ten, der bestochenen Afrikaner und 
schwarzen „Mittelständier" 3 
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‚sich in der " und rechts zu for 
mieren. Kine Hinheitstront und 
Sammlungbewegung dieser Gruppie- 
rungen wird vorbereitet. General 
Gomes mußte mehrmals in Angola 
auftreten und weißen Siedler 
beruhigen”; diese ließen ihn jedoch 
nicht einmal zu Wort kommen, er 
wurde ausgepfiffen ‚Sie fürchten 
einen „Ausverkauf Ihrer Interessen 
durch die neue Kolonlalpolitik 


Portupa. 
1 ünta geht in Angola, ent- 
sprechend ihrem _ wirtschaftlichen 
„Zugeständnissen” 
So entieß de zwar 
Weich nach dem Putsch 85 politische 
Gefangene und am 6. Mai nochm 
2.335 politische Häftlinge, davon 
400 Frauen. Viele Häftlinge berich- 
ieten von schweren Mißhandlungen 
seitens der Mörderbande der DGS 
vor allem auf der Gefangeneninsel 
Sao Nicolau vor der Atlantikküste, 
‚bei denen viele Gefangene gestorben 


far setzte die Junta auch zahl- 
reiche Kommandeure und Generäle 
A und sezte dafür Oliire der 
f Streik 

Doch dar hat 


in 
im Kolonialkrieg „bewährter 
al, Franco Pinheiro. Er war einer der 
Hauptakteure bei der Niederwerfur 
des Aufstandes von 1961, durcl 
welche die FLNA in das Bergmassiv 
Dembos jrängt wurde und 
vom Nachschub aus Zaire abgeschnit- 
ten worden war. Dies und seine wei- 
tere „Tätigkeit'” im Norden Angolas 
hat ihn bei den weißen Rasıisten 
schr beliebt gemacht, 

Zwar wurde auch die Geheimpo- 
izei formal aufgelöst und angeblich 
auch 600 Geheimpolizisten verhaf- 
tet, Doch was soll man dazu sagen, 
wenn deren Chef-Schwein, Jo 
Lopez, zur Zeit des Putsches unbe- 

in Lissabon weilen darf und 

‚dann ebenso unbehelligt nach Angola 
zurückkehrt, nachdem ihn sein alter 
‚Freund Costa Comes zu einem Besuch 
empfangen hat. Jos Lopez wurde 
sogar noch mit der Leifung des mili- 
ationsdienstes be- 


iruppen) auf die Defrelangare 
nertruppen) auf die Befreiungsstreit- 
keine 


Mitte Mai wurden in Angola meh- 
rere tausend portugiesische Solda- 


ten zur „Vorstärkung” eingeflogen, 
»blich jefreiungsstreit- 
ie auf die 
Kaffecernte vorhatten... 

„Die Lage in Angoli ist z.2. noch 
in 
Ir 

‚tugal betont immer sein 


gerade an di 
Wirtschaftlich "besinders ergebigen 


Mosambik ist etwa dreimal so 
‚groß wie die BRD, hat 8,5 Mill. Ein- 
ohne, davon 300.000 weiße Sied- 


ler, In Mosambik besteht noch über- 
wisgend landwirtschaftliche Produk- 
ion: Baumwolle, Sisal, Mais werden 
auf Plantagen weißer Farmer 

ie dort schwarze Arbeits- 

inen Hungerlohn arbeiten 
lassen. Daneben gibt es Bergbau und 
einige Verarbeitungsindustrien. In 
Mosambik haben die portugiesischen 
Kapitalisten 60.000 Soldaten im 


Einsatz. 
Die größte und einzig bedeutende 
Befreiungsorganisation ist die 


‚Frelimo. Hinter der Frelimo steht die 
Mehrheit der Afrikaner. Die 
‚kämpft seit 1963 für die Un- 
Bbhlnggkeit Mommbis. Se hat a 
etwa 30.000 ausgebildete 

‚Kämpfer zur Verfügung. 
Besonders bekannt geworden ist 
das Cabora:Bassa-Projekt in Mosam- 


17 
Ba daniel 
ma 
Südafrika und Rhodesien mit billi- 
‚Strom versorgen soll. Deutsche 
Firmen, vesnders Siemens, sind an 
‚diesem Projekt führend beteiligt. Der 
Staudamm ist einzig und 


in an 
den Interessen der verschiedenen Im- 
perlalisten und der reaktionären Wirt- 
schaftiinheit mit Rhodesien, und 

ientiert. Portugiesische, 
Adalkanieche und“ 1hedmsche 
idigen diesen Stau- 


der Provina Tete int von den portugie- 
sischen Kolonlaltruppen bisher syate 
matisch  ausgeroltet worden, um 
Pintz für weiße Siedler zu schaffen, 
die hierher gebracht werden sollen. 


Am bekanntesten wurde das Maws- 
ker portugiesischer Truppen im Dorf 
Wiryamu, wo allein 400 Bewohner 
Ei ret Kammangr 
Fr Suardıs rn 
Ann eadlnper, pages 


als Linzelfall darstellen und berich- 
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ten, daß portugiesisches Militär in 


Tan der Tte Pros „En 
ung” von Urwaldgebieten' vo 
nommen“ "abe, "wo, angebliche 


„Schlupfwinkel" der Frelimo ver- 
‚mutet wurden. Auch Napalm wurde 
abgeworfen, um die Ernten der afrı- 
kanischen "Bauern zu verbrennen, 
weiße Siedler wurden bewaffnet, um 
Afrikaner zu ermorden. Sowohl por- 
> tugiesische als auch rhodesische 
Kommandos kämpfen, ohne Gefan- 
ne zu machen (de simorden 
ie _‚pefangenen Freiheitskämpfer). 
GER", 244,74) 

Nach einem Bericht von vier 
Missionaren, der vom niederländi- 
schen Missionsrat veröffentlicht wur- 
de, wurden allein zwischen 
73 und März 74 Tausende (1 
nlscher Bewohner der Gemeinde 

Inhaminga und Umgebung von portu- 
wiesischen Truppen erschossen. Die 


Mosambiks und Angolas land- 
wirtschaftliche Produkte — wie 
Baumwolle, Zucker, Kaffee — 
und Mineralien wurden. bisher 
über Portugal geschleust, De- 
viseneinnahmen und -ausgaben 
jedoch durch die portugiesische 
Zentralbank kontrolliert, ohne 
daß dabei den Provinzadministra- 
tionen Prüfungsrechte eingerlumt 
wurden. 

Beispielsweise sind die Far- 
mer auf den Zuckerplantagen 
durch die Gesetzgebung gezwun- 
Ben, „re Rohprodukte aus 
‚schließlich nach Portugal zu lie- 
fern, zu einem Kilogrammpreis, 
der rund ein Drittel unter dem 
Weltmarktniveau liegt. Die Be- 
sitzer der fünf größten Zucker 
plan 


kreise in“der portugiesischen 
Metropole — sind gleichzeitig. 
auch Herren der Zuckerfabriken 
in Portugal. Sie haben dafür 
gesorgt, daß der Aufbau einer 
zuckerverarbeitenden Industrie 
in Mosambik, die dem Land De- 
yisen durch Verkauf außerhalb 
Portugals bringen würde, nicht 
erlaubt ist. Nach. inoffiziellen. 
Schätzungen soll Mosambik 
allein am Zuckergeschäft Ein- 
nahmen von jährlich umgerech- 
net 20 Mill. Mark verlieren, 

Den Diamantenminen in An- 
gola, den Ölexporteuren in der 
EnKlave Cabinda und den Baum- 
wollplanzern im nördlichen 
Mosambik geht es : Jahres 
lang gelang es den Lissaboner 
Geschäftskreisen, Lizenzen für 
‚den Aufbau einer Textilindustrie 


überträfen bei 
von Wiryamu. 


Morde von In} 
weitem das Blutba 
Wiryamu wurde von der bürgerlichen 


Presse als „grober beutwosun 
ingestellt, und nicht als ein syste 
tisches Progrumm zur Ausrottur 


der 
einheimischen Bevölkerung der Tete- 


Provinz, was es tatsächlich war. 

Ein Armeepriester berichtete, daß 
‚noch einen Tag nach dem Putsch in 
Portugal in der Nähe von Inhaminga 
22 afrikanische Bewohner von portu- 
iesischen Truppen abgeschlachtet 
worden sind. 

Vor einer UN-Kommission be- 
richtete ein farbiger Junge am 9.6., 
wie Soldaten das Dorf Chawala in der 
Tete-Provinz niedergemacht haben. 
Soldaten hätten das Dorf umstellt 
und dann durchsucht. Die Bewohner 
mußten sich alle in einer Reihe 
stellen und wurden dann einfach al 
geknallt. Er selbst sei nur entkom- 
men, weil er unter einem Haufen von 
Leichen . gelegen habe und nicht 
entdeckt wurde, Ein anderer Zeuge 
berichtete, wie rhodesische Soldat 
bei dem Dorf Makumburs ın Hut 
schraubern gelandet seien. Die 
Frauen wurden vergewaltigt und 
dann in eine Hütte gedrängt, die an- 
gesteckt wurde. Die Männer wurden 
in einer anderen Hütte verbrannt 
GER”, 10,6.) 

Übrigens wird von offizieller 
tugiesischer Seite jedes direkte Ein- 
prifen Rhodesens In den Koloniar 
leg in Mosambik strikt abgeleugnet. 
Mitte April legte die Frelimo jedoch 
den Personalausweis eines rhoden- 
schen Piloten vor, dessen Maschine 
beim Einsatz gegen Frelimo-Einheiten 
über der Provinz Tete (mit einer 
SAM-7) abgeschossen worden war 
Die Frelimo sagte, daß Portugal und 
‚Rhodesien sich die Provinz Tate „auf- 

teilt” hätten, rhodesische Luft" und 
jodenstreitkräfte seien im westlichen 
Teil eingesetzt. 

Die Straße zum Staudamm von 
‚Cabora-Bassa wurde von der Frellmo 
vermint und alle Transport 
Staudamm können nur unter 
militärischer Bewachung durchgeführt 
werden. Die deutschen und anderen 
ausländischen Ingenieure und Fach- 
, die an dem Staudamm ar- 
kind durch Stacheldraht und 
el „abgeschirmt”. Der größ- 
w jer Arbeiter am Staudamm 
sind 6.000 Afrikaner, die hier für den 
„üblichen“ niedrigen Lohn ihren er 
onen „Sarg“ bauen müssen, Mitte 


Die“alte” Kolonialwirtschaft Lissabons 


entsprach, 


Mai legten die schwarzen Arbeiter 
die Arbeit nieder und forderten höhe- 
re Löhne und bessere Arbeitsbedin- 
‚gungen. Der Kommentar des deut- 
schen (!) Oberbauleiters: „Daß die 
Portugiesen so schnell nachgegeben 
haben, als die schwarzen Arbeiter in 
den Streik traten und plötzlich meh- 
rere hundert Prozent mehr Lohn 
haben wollten. Da härte das Milli, 
das uns bewacht, einmal aufmarschie- 
ren und nur mal demonstrativ durch- 
Iaden sollen. Dann wäre der ganze 
Spuk vorbeirewesen." 

(Laut „Stern“, 12.6.74) 

Die” deutschen Ober(g)auleiter 
kennen sich in solchen Dingen halt 
besser aus! 

Bis Ende letzten Jahres operierte 
die Frelimo vor allem im Norden 
des Landes, Anfang des Jahres starte- 
te sie eine Öffensive und operiert nun 
auch in der Tete-Provinz bis hin 


usw, zu verhindern, Der Vorteil: 
Die in Afrika produzierte Ware 
mußte nach Lissabon verschifft 
und dort verarbeitet werden. 
Die Fertigprodukte kehrten 
nach der 10.000-Kilometer-Reise 
dann wieder nach Afrika zurück 
< nur 200% teurer 
Die Lissaboner Banken be- 
hinderten zudem die einheimi- 
sche Geschäftswelt mit Kredit. 
striktionen, wickelten bewußt 
langsam den Bankverkehr ab 
(manche Banküberweisung aus 
Lissabon dauerte drei Monate 
und mehr), während die Re- 
ierung mit Importrestriktionen 
's Aufbautempo in den Kolo- 
nien bestimmte. Nach _ einem 
Gesetz aus dem Jahre 1930 
fließen immer noch alle Steuer- 
innahmen der Kommunen und 
Städte der Kolonien zum Schatz- 
amt der von Lissabon eingı 
setzten Provinzverwaltung, die 
bei der Budgetverteilung selten 
den Wünschen der Gemeinden 
dafür aber solche 
Überdimensionalen imperialisti 
schen Projekte wie den Cabora- 
Bassa-Staudanım unterstützte. 
Auch sämtliche Rechte für 
den Schiffahtsrerkehr liegen 
i den drei großen. portugi 
Sischen Reedereien. 
Nach den politischen Ver- 
änderungen in Lissabon und den 
neuen Zielen, Lissabons in der 
Koloniapoltik; wurd 


rechte an die weiße Oberschicht 
der Kolonien abzutreten. 


zur zweitgrößten Hafenstadt Beira 
und zu einer der wichtigsten Eisen- 
hahnverbinduneen Reira - Salichure 


Anfang 


nach Beira verlegt werden, 
Intensivierung 
„Rechnung zu tragen“. Schwer zu 
haltende Urwaldgarnisonen wurden 
aufgegeben, die Kompanien in rück- 
wärts gelegene Stellungen zurückge- 
führt. Der „Stern“ berichtet, daß 
nach dem Putsch in Portugal die 
„Kampfmoral“ nachgelassen habe, 
viele Soldaten sich krank melden, 
obwohl sie nicht krank sind. „Man- 
che Einheiten patrouillieren nur noch 
mit aufgesteckten weißen Fahnen 
(Inschrift: „Nieder mit dem Krieg!“ 
„Es lebe Frelimo!‘) an ihren Gelände- 
Tahrzeugen,“ (.Stern“, 12.6.74). 

Offenbar hatte das portugiesische 
Oberkommando in Mosambik zu- 
nächst Anweisung, nur noch Defen- 
sivaktionen zu unternehmen. Aller- 
dings betraf das nicht die speziellen 
Killertruppen: Fallschirmjäger, Kom- 
mandos, Marienfüsiliere und Fährten- 
sucher. 60 % der portugiesischen 
Armee in Mosambik bestehen übri- 
gens aus Afrikanern, was die Un- 
sicherheit mancher Damen und Her- 
ren, „der besten Gesellschaft" Mo- 
sambiks zusätzlich steigern dürfte. 

Die Frelimo hat ihre Offensive 
seit dem Regierungswechsel in Lissa- 
bon und den „großen Worten‘“, die 
seitdem aus dieser Richtung zu hören 
waren, nicht eingeschränkt, sondern 
eine weitere Verstärkung des Kampfes 
angekündigt, wohl wissend, daß Ge- 
walt die einzige Sprache ist, die Lissa- 
bon versteht. 

In den letzten Wochen wurde von 
verschiedenen Aktionen der Frelimo 
in der bürgerlichen Presse berichtet. 
$o sprengte die Frelimo in Inham- 
inga einen Güterzug in die Luft und 
unternahm rine Serie von Minen- 
anschlägen gegen die Eisenbahnlinien 
Mosambiks, auf denen die Wirtschafts- 
aüter zwischen den weißen Siediern 
und den rhodesischen Rassisten hin- 
und herrollen. Diese Aktionen dienen 
‚der Schädigung der wirtschaftlichen 
Verbindungen und der Schädigung 
‚der Profite der weißen Minderheits- 
regimes. Als bei einer Minenexplo- 
sion auf der Eisenbahnstrecke Tete - 


mußte daher das 
militärische Hauptquartier der portu- 
giesische Kolonialtruppen aus Nam- 
la, einer von der Frelimo eben- 
alls' hart bedrängten Nordprovinz, 
um der 
des Guerillskrieges 


Beira zehn Eisenbahner schwer ver- 
letzt wurden, distanzierte sich die 
Frelimo und sagte, daß sie für Vi 
brechen verantwortlich gemacht wer- 
de, die die Portugiesen angezeitelt 
hälten. Das Bestreben der Portugie- 
sen ist es natürlich, die Frelimo 
wegen ihrer bewaffneten Aktionen 
‚blutrünstige Killer“ hinzustellen, 
deshalb werden bewußt solche 
Provokationen gemacht, bei denen 
möglichst viele Menschen sterben 
‚oder verletzt werden, was dann der 
Frelimo zugeschrieben wird 

Die Straßenverbindung mit Beira 
kann schon lange nur noch unter 
militärischer Sicherung von den 
weißen _ Ausbeutercliquen genutzt 
werden. Am 14.5. mußte der Gou- 
verneut von Beira sogar selbst einen 
Konvoi von 50 Lastwagen und zwei 
Bussen nach _Lourenco-Marques 
(900 km) führen, nachdem die 
Fahrer sich geweigert hatten, ohne 
militärische Begleitung zu fahren und 
die weißen Siedler über das „lasche 
Durchgfeifen‘“ des Gouverneurs gesen 
die Frelimo schon lautstarke Proteste 
weiußert hatten. 


Mitte Mal gab es große Streik- 
bewegungen in Mosambik. Allein 
18.000 Hafenarbeiter, nahezu alle 
Transportarbeiter legten die Arbeit 
nieder und forderten Lohnerhöhun- 
gen bis zu 1000%. Offenbar kam es 
hier auch zu gemeinsamer Arbeits- 
niederlogung mit proletarischen Por- 
tugiesen, von denen es wohl auch 
einen Teil gibt, die den „Weg ins 
Glück” nicht geschafft haben und 
ihre Arbeitskraft genau wie die Afrı- 
kaner zu Markte tragen müssen. Die 
Hafenarbeiter arbeiten größtenteils 
als Tagelöhner für rund 8,50 DM 
am Tag! Sie bekommen nicht jeden 
Tag Arbeit, weil es schr viele Ar- 
beitslose gibt. 

Auch im Hotelgewerbe kam es 
zu ausgedehnten Arbeitsniederlegun- 
‚gen. Die service-gewohnten Europäer 
mußten. sich ihr Frühstück selber 
machen. Die Kellner usw. _ sollen 
Löhnerhöhungen zwischen 50% und 
70% erreicht haben. Im vornehmsten 
Hotel in Lourenco-Marques bekamen 
sie nach dieser Erhöhung dann 
‚ganze 85 DM im Monat, mit Trink- 
geldern 120 DM. Ärzte, Krankengeld 
Mindesturlaub für Afrikaner sind so 
gut wie unbekannt. 


Der weiße Mob und die 
Geheimpolizei in Mosambik 


Ein Zeitungsredakteur in Lou 
‚co-Marques äußerte iber einem 


Iebende berichteten auch, daß mehr. 
jach Häftlingen die Augen au 
dent wordenuind. 
Der chemalige KZ-Oberaufseher 
‚der Machava-Haftanktalt, Untorinspek- 


tor Armando Gonsalves, wurde in- 
zwischen selber in das Gefängnis ein- 
neliefert (in eine Zelle mit Dusche 
und Klimaanlage? 7). 

Zunächst war die portugisiesche 
Junta nicht gewillt, die DGS-Or- 


yanisation in den Kolonien aufzuld- 
sen, aber offenbar wurde sie durch 
den, Druck der schwarzen Bevölke, 
rung, solter wuneen. 
Wurden auch im Mosambik am 10. 
Juni_ 200 Geheimpolizisten verhaf- 
tet. Die meisten sind natürlich nach 
frei und „im Amt” 

Der weiße Siedier-Mob in Mosam- 
bik ist durchärungen von einer 
faschistischen und rassistischen Men- 
talität. So hat jeder seine Knarre zu 
Hause, um Afrikaner „umzulegen”. 
Inzwischen tragen sie die Waffen auch 
ständig mit sich herum und prahlen 
mit ihren wohlgeordneten Gewehr- 
schränken im Haus, 

Am 13.5. kam es zu Züsammen- 
rottungen Tausender 
immer wieder „Waffen, Waffen!” 
schrien und 
limo!”, Spruchbänder wurden ge- 
tragen: „Wir, werden unsere Recht 
bis zum letzien Mann verteidigen” 
„Mosambik gehört uns”. In Louren- 


Bürgerwehr, die regelmäßige 
trollgänge”. durch die 
Wohnviertel macht, 

In_den letzten Wochen hat sich 
eine weitere {aschistische Bewegung 
gesammelt, die sog. „Fico"-Bewe- 
fung ‚(Fico > „Wir bleiben”). Ein 
ico-Sprecher äußerte gegenüber dem 
„Stern „Wir haben allein von einer 
Änzelnen” Person fünf Mil. Mark 
‚für unsere Zwecke erhalten.” 

Es gibt ein altes Arbeiterlied: 
„Diesen Schindern keine ehrlichen 
Flinten — den Strick und einen 
Tritt von hinten!” 

Inzwischen ist es zu ersten Ge- 
sprächen zwischen einer _ Abord- 
‚nung der Junta und der Frelimo mit 
Samora Machel gekommen. . Die 
Abordnung der Junta wurde sehr 


geschickt aus sechs: che- 
malige politisc linge, darunter 2 
auch der Bruder Samora’ Machels. 


So erhofft man sich offensichtlich 
ein gutes „Verhandlungsklima". Die 
Vermittlerrolle zwischen Portugals 
Behörden und der Frelimo hat eine 


treterinnen, St 
o-Marques und bis Ende 72 führen- 
des Mitglied der Partisanenorgant- 
sation Coremo. 

Auf einer Pressekonferenz kurz 


a a a Be Ga 


zeicaneten verbindungen "zu sen 
weißen Rassisten erreichte sie eine mbik”, Das Programm der Gumo 
aa  kuna® ist ie „Konstituierung einer inneren 
kreises. Die Geheimj STEEL 2 
auch über jeden Zeitungsredakteur Chlossenen, besonnenen, u) 

Eine Akte, und jeder Arkel,deryon _ denkenden Rasegruppen abo nehls 
der Zensur gestrichen wurde, kam Dort ben - 


Doch solche 
sanfteste. 

In Mosambik gibt es eine Reihe 
berüchtigter Gefängnisse (Machava- 
Gefängnis in Lourenco-Marques, die 
Gefangeneninseln Ibo und Kuirimba, 
die Stadtgefängnisse von Tete, Que- 
limane und Vila Pery), in.denen na- 
türlich {ast nur Schwarze, die mei- 
sten jahrelang ohne jedes Gerichts- 
urteil, sitzen. Insgesamt soll es in 
Mosambik 7.000 politische Gefangene 
;eben, von denen durch Erlaß Lissa- 

ns inzwischen knapp 1.000 frei- 
gelassen wurden. 

In Lourenco-Marques haben fort- 
schrittliche Rechtsanwälte eine 
„Kommission für Menschenrechte” 
Fegrindet und geben die Ergebnis 

nt, die sie aus den Berichten 
hunderte entlassener Häftlinge ge- 
wonnen haben. Die Gefangenenlager 
standen alle unter der Regie der 
DGS-Mörder. „Wir haben keine Be- 
weise, daß in Machava Leute erschor- 
sen wurden, aber man hat die Ge- 
fangenen, in Heine Zeilen gerpert 
und ließ sie dort einfach verhungern”, 
sagte einer dieser Anwälte. Nach den 
richten sind 900 Gefangene von 
‚der DGS ermordet worden, eine Zahl 
die gewiß höher angesetzt werden 
muß. Unter Caetano galt das Ma- 
chava-Gefängnis lodellhaftan- 
stalt‘” und wurde öfter ausländischen 
reigt. Nach Aussagen 

‚ner wurde das 

Besuche immer 
Eine der belieb- 
diesem 
Gefängnis war z.D., die Genitalien 
der Gefangenen zu _durchstechen 
‚öder sie mit brennenden Zigaretten 


Journalisten 
ehemaliger Gefi 
Gefängnis für sol 


zu quälen. 
‚Noch schlimmer ging en auf d 
Insel Ibo zu. Überlebende Häftlinge 


berichteten von einem Mitgefangenen, 
dem der Kopf mit einer Axt abge- 
schlagen wurde und von einem an- 
deren Fall, bei dem ein Verletzter 
seine Wunden mit salzigem Meerwas- 
ser ‚auswaschen mußte. Viele Über- 


in die Akte gegen diesen Redakteur. 
‚ontrolle war noch das 


Frelimo-Präsident Samora Machel 


sagte in einer Ansprache über Radio 
Tansania, kurz bevor die ersten Ge- 


begannen: 
über die Unabhängigkeit Mosambik: 
werden, wohl aber über 

ittel, diese Unabhängigkeit zu 


erreichen. Machel versicherte, daß- 


die Frelimo einen Staat schaffen 
wollen, in dem die Menschen aller 
Hautfarben in Freiheit zusammen: 
arbeiten können. 

Als die Frelimo bei den Verhand- 
lungen Anfang Juni nicht auf die 


Bee Be ung 


durch Li manipulierbar ist) 
Wr = hängigkeit ent 
ren, gingen die schen Tr 
HI 
‚gegen die Frelimo vor, Es ist klar, 
daß Portı auch in Mosambik um 
jeden eter Boden gegen die 
Frelimo kämpfen wird und mit ab- 
wechselnder Taktik vom „ in 
kommen” und harten Zuschlagen 
versuchen will, innerhalb der Frelimo 
(in der es angeblich auch einen mehr 
rechten und einen linken Flügel 

‚den soll) Spannungen herbeizu- 
Rühren. 


Doch die Frelimo geht sun einer 


FÜR DEN SIEG IM VOLKSKRIEG!! 
AK-Artikel wol 


und Südafrika eingehen, die sich zur 
ärkt wappnen, den Frer 
den Kolonien milk 


drücken) . 
Leitung der Heiersdorf-Betriebszellen 
KD-Gruppe Hamburg 


| 
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NSW: 
Drei Jahre Gewerk- 
schaftsausschluss 


Im Gewerkschaftsausschlußverfähre 


für 

ihre. Allerdings kann der IGM- 

Vorstand” dieses Urteil noch ändern 
(z.B. schärferes Urteil). 

In dem Verfahren hätten der Kli- 

E (der heutige VK-) 

chuhknecht — U) une „An 
ieklaten" das Recht, 12 Bellier 
zu stellen. Der Vorsitzende wurde von 
der Gewerkschaftsführung gesell 
entsprechend waren die Mehrheiten 
immer 3: 2 gegen die drei entlasse- 
nen Vertrauensiute, 

Schon von daher wird das Verfah- 
ren zur Farce! Doch wichtiger noch 
‚scheint uns, daß bei derirtigen Ver- 
fahren von folgendem Grandsatz aus- 
gegangen wird‘ 


Die Betroffenen Kommen als 
Verfahren und 


Die Entscheidung dartber, ob 
mand schuldig oder unschuldig it, 
haben die Gewerkschaftsführerseber, 
die den smmentscheidenden Von 


endgültigen „„Urteilsspruch 

Sie sind nicht verpflichtet, 
derartige Verfahren zu veröffentli- 
chen! 

Insgesamt dauerte das Verfahren 
mehrere Stunden, Dabei wurden alte, 
abgestandenen Vorwürfe erneuert 
(vergleiche zu HSW auch zurücklie- 

ınde AK-Nummern seit Jahresan- 
fang) und durch neue, weilweise fal- 
sche, ergänzt. Zur Beweisführun 
diente den Gewerkschaftsführern un 
ihrem Anhang der Hauptvorwurf, den. 
auch die HSW-Kapitalisten in ihrem 
verlorenen Arbaitsperichtspraren er 
Wei zu HSW auch zurücklie- 

:nde AK-Nummern seit Jahresan- 
Fang) und durch neue, teilweise fl 
sche, ergänzt. Zur Beweisführung 
diente den Gewerkachaftführern und 
ihrem Anhang der Hauptvorwurf, den 
auch die HSW-Kapitalisten in ihrem 
verlorenen Arbeitsgerichtsprozeß 
hoben, die drei hätten „den Betriebs, 

’ört". Die Beweise gingen 


Be 


„Die Kollegen hätten mit ihrer 
ie Öffentlichkeit 


Es wird deutlich, daß es in dem 
Ihren nicht um die Sache ging, 
sondern daß nach dem in der IGM be. 
stehenden Grundsatz „der Vorstand 
hat immer recht”, verfahren wurde. 
Genau diese Art’ der innergewerk- 
schaftlichen Auseinandersetzung, wie 
Sie im Verfahren wieder deutlich wur- 
&6, Ichnten die drei Vertrauensleute 
3b. Damit läßt sich praktisch jede 
kritische Regung innerhalb der Ge- 
werkschaften abwürgen, und verfolgt 
man die Urtelsbegründung in der 
Konsequenz, x0 hätten im letzten 
Jahı zehntausende IGM-Mitglieder 
Ausgeschlossen werden können, da sie. 
mit Ihrer Teilnahme an wilden” 
Streiks „gegen. die Friedenspflicht 
verstießent und eine andere Meinung 
Vorstand der IGM vertraten. 
die IGM-Führer soll dieses Ur- 
seit der Schlußstrich unter die Ent- 
wicklung bei HSW sein: Rausschmisse 
der klanenbewußten Kollegen, Ge- 
tsausschluß und Gras drüber 
Doch die Kollegen haben nicht 
aufgegeben 

Ihre beiden Beisitzer erkannten 
as Urteil nicht an, sie verweigerten 
le Unterschrift und gaben eine Er 
Klärung ab, 

„Durch diesen Beschluß soll eine 
oppositionelle, kritische Meinung aus 
der Gewerkschaft gedrängt werden 
Mit solchen Maßnahmen sollen die 
Mitglieder der Organisation auf den 
Vorstandswillen .. . festgelegt weı 
den. Wir halten dies für zutiefst un 
demokratisch, antigewerkschafilich 
und den Traditionen der deutschen 
Arbeiterbewegung zuwiderlaufend., 


Dotriebszelle HSW 
KR/Gruppe Hamburg 


waltung 
geschaßte Kollege P. F., daß er die 
Informierung der Kollegen für den 
‚elementarsten Grundsatz, 


Auf der Sitzung. des gewerkschaft- 
lichen. Vertrauenskörpers (VK) 

20, Mal beantragte die rechte Clique 
um den Kommunistenjiger und 10 
‚Chemie-Sekretär von Kodolitsch und 
die Betriebsräte Kuch und Kosidows- 
ki den Rausschmiß eines linken Ver- 
trauensmannes aus dem VK Gras 
brook (der vierte Rausschmiß inner- 
halb weniger Monate). Vorausgen; 

gen waren Auseinandersetzungen über 
‚die Vorbereitung der anstehenden 
Tarifrunde, zu der der geschaßte Kol- 
lege (P.F.) eine höhere Lohngruppe für 
di inigungspersonal gefordert 
‚Außerdem hatte er schriftlich 


Es kam jedoch zu keiner Diskus- 
sion dieser Fragen, sondern die Rech- 
ten stellten lakonisch fest, daß „„10- 
wieso nur eine Show inszeniert wird, 
um etwas für die KB-Postillen vor- 
zubereiten.” 

Kiamal bein, „Thema”, wurden 
noch einige Maßnahmen gegen die 
Linken entwickelt, s0 z. B. durch 


gezieltes Pfeifen und Zwischenrufe 
sie am Reden auf Betriebsversamm- 
lungen zu hindern. Auf dem Höhe- 
Punkt 

wur 
hen” Forciet und der "Ausschluß des 
zum 
zu verpflichten, über alle gelaufenen 
Diskussionen seinen Kollegen gegend-, 
ber zu schweigen, 


antikommunistischer ‚Hetze 
‚der Ruf nach „sauberen Rei- 


:n mehrheitlich beschlossen, 
dieser nicht bereit wat 


In einem Schreiben an den Ver- 
tellenvorstand schrieb der 


Bewerk- 
haftlicher Arbeit halte, und fügte 


ein Kurz-Protokoll der VK-Sitzung 


Hamburg, IGM-Jugend: 
Das war ein Schuß in’ Ofen! 


Hugo Schreiber, Hamburgs IGM-Füh- 
rungsunikum und Liebling der Metal 
Lehrlinge, hat mal wieder zugeschla- 


sen 
Tiamwury, suaıvwu; 


Das war ein Schuß in’ Ofen! 


Hugo Schreiber, Hamburgs IGM-Füh- 
rungsunikum und Liebling der Metall- 
Lehrlinge, hat mal wieder zugeschla- 
gen. 

Diesmal hatte_er sich besonders 

ig vorbereitet, um zu einem 

n Schlag gegen dk Kommu 
sten und fortschrittlichen Lehrlinge, 
auszuholen. 

Anlaß hierzu waren folgende Er- 
eignisse: gleich nach Abschluß der 
Metalltarifrunde hatten Jugendvertre- 
ter, Jugendvertrauensleute und gc- 
werkschaftliche Jugendgruppen in 
Rundschreiben an die Metallbetriebe 
die Einberufung einer OJA-Mitglie- 
derversammlung gefordert und Vor- 
schlige für Tagesordnungspunkte gc- 
‚macht: 

@ Auswertung der Tartfrunde in An- 
knüpfung an die erfolgreichen Mit- 
kliederverammlungen während 
der Tarifrunde; 

© Diskussion der Gewerkschaftseus- 
schlüsse, speziell bei HDW: 

@ Verbesserung der gewerkschaftli- 
chen Jugendarbeit. 

|Nacheinander wurden solche Rund- 

schreiben von den Betrieben Hım- 

burger Flugzeugbau, Gutmann Ma- 
schinenbau, HDW, Rheinstahl Egsers 

Kehrhahn und Biohm & Voss ver- 

schickt 

Die Gewerkschaftsführer und die 
Jünger der SDAJ/Jusos im OJA lchn- 
ten die Einberufung einer solchen 
Versammlung ab und reagierten zum 
größten Teil gar nicht auf die Briefe. 

Doch je mehr Briefe kamen, desto 
mehr wuchs bei Hugo die Einsicht: 
hier muß etwas geschehen! 

Und er handelte! Diesmal hit er 
es allerdings nicht einmal für nötig 
seine OJA-Jünger vorher zu fragen. 
Einladung und Planung übernahm er 
ganz allein. Es wurde ein Einladungs- 

reiben für eine Mitgliederversamm- 
hung versandt, das erst drei bis vier 

Tape vorher (wo- Betriebsräte das 

Schreiben „aufbewahrten“, erst kurz 

vorher) an die Lehrlinge und Jugend- 

lichen gelangte, Mit dem Schreiben 
wurde eine  Informationsversamm- 

Yung angekündigt. Die Tagesordnung 

enthielt alles das, was man vorher ver- 

e, mit den Mitgliedern zu 
diskutien 
1. Bericht von der Jugendkonferenz 
in Oberhausen, 
2. Situation der Berufsbildung, 
3. Vortrag zur Tarifrunde, Referent: 
Hugo Schreiber. 

Bine Diskussion war nicht vorge- 
sehen. Daneben hatte Hugo in einem 
Exin-Schreiben an die Betriebsräte 

ind VK-Leiter der Betriebe HDW, 

/utmann und Hamburger Flugzeug“ 
bau um ihr Erscheinen gebeten 

„Wir halten dies für notwendig, 
da die Jugendverrrerung Bures Betrie 
bei zum Tell offene Briefe an andere 
Jugendvertretungen geichlekt hat und 

"Aktionen aufrief" (Schreiben der 
IGM-Führer) 

Ganz, offensichich wolle, man 
her einen gezielten Schlag aegen die 
Yicen Tünten und sich dabe geich 
der Iilfe und Mitarbeit von V-Lei 
tern und Beiriebsräten versichern 

Enscheldend für uns war aber, 
dab die Nerren Gewerkachafisführe 


Texaco, Hamburg-Grasbrook: 


Antikommunisten greifen zur nackten Lüge 


durchgeführt werden. Wer aber dafür 
sorgen, will, daß. „Einheltsgewerk- 
Jehaft" Bedeutet, „Alle mänen einer 
Meinung sein‘ 
Orgenisation und spaliet sie leizt- 
endic 


an, das den Versuch schildert, ihm 
‚einen Maulkorb zu verpassen, Dieses 
Schreiben verteilte er auch In seiner 
Abteilung. Das war Grund genug, 
die „Schmierblattexperten”, wieder 
aktiv werden zu lassen. (Von dieser 
Clique kamen schon mehrere Flug- 
blätier gegen linke Kollogen — übrl- 
& die einzige „Öffentlichkeitsar- 

” dieser Herren Betriebsräte und 
Vertrauensleuje), Sie behaupteten 
schlichtweg, P, F. habe ein völl 
falsches Protokoll erstellt, der wirkl 
‚che Ausschlußgrund sei ihm wohlbe- 
kannt (obwohl sie diesen Grund auch 
nicht nannten!). Außerdem seien 
„anonyme Schriften” zu erwarten 
(7), für die P. F, verantwortlich sei, 
Kein inhaltliches Wort, kein konkre- 
ter Beweis gegen den Kollegen alo, 
statidessen "brodelnder „Gerüchte: 
brei”, mit dem die Rechten über 
mündiiche Hetze weiterarbeiten woll- 
ien, 

P. F. antwortete nun seinerseits 
mit Sinem ausführlichen Protokoll der 
VK.Sitzung für alle Kollegen (+. AK 
44). Dies war um so dringender, 
ihm bereits mündlich mitgeteilt 
den war, daß ihm der Verwaltungs 
stellenvorstand am 10, Juni sein Man- 
dat "als Vertrauenamaan entzogen 


hatte, ‚Shgs ihn auch nut anzuhörcal, 
/orgehen der Birokraten be 


Zu: 
seinem sschmiß schrieb er: 
„‚Ichhabe „„Einheitsgewerkschaft”'im- 
mer so verstanden, daß verschiedene 
Meinungen in unserer Organisation 
bestehen können, und daß sich nach 
ausführlicher Diskussion die Minder- 
'heit der Mehrheit unterordnet und 
die gefaßten Beschlüsse einheitlich 


diesen Schlag unter Ausschluß der 
‚Öffentlichkeit planten! Dafür spricht 
‚um einen das kurzfristige Ansetzen 


ara“ 


diesen Schlag unter Ausschluß der 
Öffentlichkeit planten! Dafür spricht 
zum einen das kurzfrisige Ansetzen 
des Termins und vor allem das Da- 
‚tum, der 13.6. — Eröffnung der Fuß- 
ballweltmeisterschaft mit dem Spiel 
Brasilien — Jugoslawien. Außerdem 
standen in der Woche und am näch- 
sten Tag, für die Maschinenschloser- 
und Eiektrikerlchrlinge die Fachar- 
beiterprüfungen an. 

Der kluge Hugo schätzte wohlein, 
daß zu so einem Termin nur die 
treuesten Anhänger und der harte 
Kern der Linken erscheinen würde. 

Recht hatte er mit seiner Ein- 
schätzung. Nur, er hatte die Rech- 
mung ohne den Wirt gemacht! Denn 
auch wir schätzten es so ein, und un- 
sere Jugend-Genosen beschlomen, 
die Herren Gewerkschaftsführer und 
ihren Anhang im eigenen Saft schmo- 
ren zu lassen. Wir tierten die 
Veranstaltung und diskutierten dies 
mit den forischrittlichen Kollegen, 
den Genossen und Sympathisanten, 
wobei sich zeigte, daß zu der Zeit un- 
ter den Lehrlingskollegen kaum ein 
Interesse an dieser Veranstaltung war. 

Auf der Versammlung war dann 
high life. Außer Hugo und dem VK- 
Leiter und. Betriebsratsvorsitzenden 
von Gutmann waren elf jüngere Kolle- 
gen anwesend (zum Vergleich; auf 
der letzten waren es 150!), dıvon 
sicben Mitglieder des SDAJ/Juso- 
OJA's. Hugo versuchte dann, aufs 
‚kommender Kritik zu begegnen;,./ch 
kannte die Fußball-Spielpläne nicht.” 
und „Gewerkschaftsarbeit Iiegt mir 
mehr" am Herzen (vermutlich auch 
am Geldbeutel, die Red.), als Fuß: 
balı'“ und ähnliche nette Sprüche, war 
dann aber bemüht, die Versammlung 
schleunigst zu schließen, woran er ak 

Terdings hartnäckig durch zwei Kolle- 
‚gen gehindert wurde, die, wo sie nun 
mal da waren, die Gelegenheit be- 
nutzten, ihrer Kritik an der letzten 
Tarifrunde und der Politik der Ge- 
werkschaftsführer Luft zu machen. 
Wir meinen, daß diese. Boykott- 
‚Aktion zur OJA-Versammlung eben- 
falls eine wichtige politische Bedeu- 
tung hat: in der Diskussion mit Kolle- 
gen können wir zum einen die Absich- 
ten und die Politik der Gewerkschaft 
führer und ihres heutigen OJA-An- 
hangs entlarven, andererseits aber 
auch verstärkt Aktivitäten dahin ent- 
wickeln, die überbeiriebliche Zusam- 
menarbeit zu fördern und die Not- 
wendigkeit einer Politik, die die Pro- 
bieme der Arbeiterjugend in den Mit- 
teipunkt der  Auseinanderseizung 
rückt, um sie zu lösen, propagieren. 
= — Deshalb werden wir uns nicht auf 
unseren leicht verdienten Lorbeeren 
dieser Negativ-Aktion ausruhen, son- 
dern alle Initiativen aufnehmen und 
unterstützen, damit nach der Urlaubs- 
sächlich eine Mitgliederver 
tfindet, die von den ju- 
gendlichen Mitgliedern getragen wird, 
Dort werden wir auch die notwendi- 
ge Auseinandersetzung um die zuneh- 
menden Angriffe gegen die Linken 
und die Gewerkschafisausschlüme f 


se Veröffentlichung von P. F. vorher- 
‚gesehen, denn noch am selben Tag in 
der Mittagspause verteilten sie. ein. 
neues dreiseitiges Exemplar ihrer be- 
rüchtigten „Serie”, Danach lief die 


stärkste Tobak (eine vollkommen 
freie Erfindung der rechten Clique): 
„Dann verlangte P. F., die Hebewerk- 
Tahrer müssen heruntergestuft wer- 
den (1), da sie zuviel verdienen wür- 
den (1!) Aus dem Kreis der übrigen 
Verrauensleute wurde P. F, wider- 
sprochen. Es komme derauf an, Ta; 
rifpolitik nicht mit „Herunterstufen”, 
sondern mit Niveduanhebung zu be: 


Is talisien in der Tarifrunde wagen 

würden. Nach einer Reihe weiterer 
Fälschungen, bei denen sich die Bü- 
rokraten stets die linkeren (1) Positio+ 
ganzer Pulk von „Ausschlußgründen” 
— quasi zum Aussuchen: 


(nicht die Spur von Wahrheit dran), 
wenig Konstruktive Mitarbeit (} ), 
ständige Falschberichte über die Ar- 
beit unseres Gremiums an Kollegen, 
Polemik und Politik in seinen Dis. 
kussionsbeih 

Arbeit. Wiederholte unwahre Ausıa- 


sen und schtußtich der Eindruck 
den viele im Betrieb schon lange 


der schwächt unsere 


Offenbar hatten die Rechten die- 


janae Sitzung nun völlig anders, als 
. F. sie geschildert hatte — hier der 


uschustern, kommt gleich ein 


„Häufiges Fehlen 


‚uf. Sitzungen 


trägen — statt suchlicher Bi 


Saueref gegen Linke bereit, D 
die Bast 
führung nicht zuletzt für ihr geplanten 
Vorgehen gegen die Linke: 

deren TeracoBetriebstele aufgebaut 
a 


‚hatten, war gewinne Verbindungen an« 
1, der jent durch die übliche 
tie Im sogenannten 


Aicht gerade 


Leute keine taktischen Rücksichten. 

mehr n 

Jahr betriebene rechte Ausrichtung, 

Und die fast vollständige Abkehr von 
n 


jen müssen, Die seit einem 


lemen der Kollegen haben 


ein Wegbleiben zahlreicher Kollegen 
bewirkt. Der kleine verbiebene Re 


\, die die Gewerkschafts- 


Auch dieses Schmierblatt — e it 


= sechste in 5 Monaten — fand bei 
en meisten Kollegen kaum Anklıng. 
Zu dick aufgetragen waien die Lügen 


reiben.” gegen P. F., den fast alle Kollegen 
Da soll also P. F. Positionen ver- P£rsönlich oder von Betriebsversamm- 
treten haben, die lungen kennen. All meinen 


nicht wenige, „ein Fünkchen Wahr“ 
heit wird wohl dran sein”, 


Trotz der für jeden ehrlichen Kol- 


legen heute aussichislos erscheinen- 
den Situation im VK und In der se. 
wenkschaftichen Ark 

rock, ist es wichtigste Aufgabe der 
Linken, die spontane Ablehnung der 
Schnierblätterzu einer aktiven oppo- 
sitionellen. Gewerkschaftsarbelt du 
formieren, und auch im VK den Ar- 
beiterverritern das Feld nicht frelvil- 
Jig zu überlassen, . 


am Gi 


triebszelle Texaco 


KB-Gruppe Hamburg 


Norddeutsche Affinerie, Hamburg: 
WAHLSIEG DER LINKEN! 


— Zu den Judendvertreterwahlen — 


Norddeutsche Artınerie, ramburg; 


WAHLSIEG DER LINKEN! 


Am 19. und 20. Juni 1974 wurde auf der 


— Zu den Jugendvertreterwahlen — 


Norddeutschen Affinerie (Affi) eine 


jahre). Im Wahlkampf profilierte sich eine Gruppe 


neue Jogendrerretung gewählt; Yon den ea. 150 Auszubildenden wars 32 
mit 


wahlberechtigt (unter 1 
‚von Kandidaten — u.a. mit einem J 
Er Jar em maus Ela ae DER) 


italisten griffen eine Woche vor dem Wahltag 
ri ‚vor dem 


stimmung mit der Mehrheit des SPD- 


— alternativ zur bisheri- 


'DAI stehenden I 


tes kändigten. . 


‚kandidaten der Linken, Peter T., fristlos! Eine sofortige ineiige Ver, 
‚daß Peter T, weiter kandidieren kann und weiter sunge- 


Auf der Jugendverammlung drei 
Wochen vor der Wahl legten drei Ju- 
gendvertreter-Kandidaten ein Forde- 
rungsprogramm für Auszubildende 
vor, daß sie zur Richtschnur ihrer Ar- 
beii machen wollten. Als Peter T. 
nach und nach die einzelnen Punkte 
vortrug, erhielt er die übergroße Zu- 
stimmung der Auszubildenden. Je} 
näher der Wahltag rückte, desto deut- 
licher polarisierten sich die Meinun- 
gen. Hier die alte Jugendvertretung 
mit $.B. an der Spitze, da eine Grup- 
Re, lüker Kandidaten mit eigenen 

/orstellungen von Jugendvertreter- 
arbeit, mit Peter T. als Spitzenkan- 
dat, 

‘Am Dienstag, dem 11,6., wurde 
Peter mitgeteilt, daß er am nächsten 
Tag zur außerordentlichen Betriebs 
ralssitzung zu erscheinen habe. 

Am Mittwoch wurde Peter dann 
unter fadenscheinigen Vorwänden 
(‚arbeitsunwillig‘” etc.) mit Zustim- 

mung des SPD-Betriebsrates (11 : 7) 
fristlos gefeuert 


Er mußte sofort den Betrieb ver- 
lassen. Am Freitag beantragte Peter 
T. wegen Wahlbehinderung und Un- 
terlassung der Ausbildungspflichten 
beim Arbeitsgericht eine „‚Einstweili 
ge Verfügung“ gegen die Affi 

Am Dienstag (Montag war 
17. Juni) ging Peter T. zur Affi mit 
‚der „Einstweligen Verfügung“. Doch, 
die Affi-Kapltalisten starteten einen 
neuen Coup gegen Peter T, Sie führen 
zwar das Ausbildungsverhältnis mit 
Peter weiter, aber nicht auf der Alfl, 
in Hamburg. Veddel, sondern in der 

rbeförderungsanstalt (der Ham 
ner Handelskammer) in Hamburg. 


für die Linken 


‚denden zeigien den Alf 


italisten, 
daß sie sich nicht 0 schnell ein“ 
schüchtern lassen. 

‘Von den 99 Wahlberechtigten 
ben 81 ihre Stimmen ab, wovon wie- 
derum 74 gültig waren. Von den 74 
gligen Stimmen bekam Peter 7.19, 

judrun und Ernst jeweils 32 (beide 
hatten das Forderungsprogramm mit 
Peter unterzeichnet). Sabine (DKP/ 
SDAJ) erreichte mit 29 Stimmen nur 
den 5. Platz. 


Es wird in den nächsten Tagen und 
wochen danım gehen, Peter P, = von 
den Kollegen wow! ugendver- 
treter — mit allen Mitteln wieder auf 
die Affı zur Weiterführung seiner Aus- 
bildung und Wahrnehmung seiner 
Rechte und Pflichten als Jugendver- 
treter zu bekommen. 

Dazu sind unter den Auszubilden- 
den, insbesondere auch von der neu 
en Jugendvertretung, geeignete Solk- 
ritäts-Aktionen zu unternehmen, 
die auch die älteren Kollegen, Ver“ 


über seinen Kollege 
mit weiteren juristischen Mitteln all 

unternehmen, um wieder auf die Affl 
zu kommen. Er hat bereits beim Ar- 
beitsgerich! Vollstreckungsbefehl ber 
antragt, um seinen Werksauswolk zur 


Peter T. ist selbst dieser Ausweis. 
abgenommen worden, so daß er nicht 
an der am 27.6. stattfindenden He- 
triebsversammlung teilnehmen könn 

Am 25.6, mußte die AI) auf Ge- 
riehtsbeschluß Ihm zumindest für die 
Betriebaversaummlung „freien ZU 
gang“ gewähren. ° 


Betriebszelle Norddeutsche Alflmerie 
KD/Gruppe Hamburg 
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Kampf der kapitalistischen Rationalisierung ! 


Die Rationalisierungswelle rollt unvermindert weiter 


Forts. Metallindustrie 


‚Nur in wirklich kırassen Fällen 
fruen die Grweikschftführer se empört A 


etwas geindert hatte! 
Betrieben 


scher Mißwirtschaft 
" auf, um dann ihre 


En Stdn Buschaltun bürgerlicher (SPD-Politiker und die Hüfe 
Gewerkachaftsfährer. 
Stattdemen mässen wir die kapitalistische R abiehnen 
Der hiergegen kann nur als Kampf gegen das 
und für die Gewinnung der Arbeiter zum Stun der Herrschaft des Kapıtalı 
Komp der kapisistuchen Rationstkerung! 
200 hielten vor dem Betrieberats- 

900 Klöckner-Arbeiter büro eine Protestversammlung al 

entlassen! Aufeinem Transparent stand: 


Das Düsseldorfer Werk der Ver- 
einigten Drahtindustrie (VDJ-Fusion 
Klöckner und Krupp) sol bis 1978 
Aleigt werde. 860 Arbeiter und 
stellte sind dann seit Dezember 
» 5 entlauen 

eroßangeiegte Rationalisierung, 

die die großen Stahlgiganten Klöck- 
ner, Krupp, Thyssen und Mannes. 
mann schon seit eiwa 3 Jahren durch- 
führen, hat jetzt auch die Drahtin- 

dustrie erreicht. Nachdem Klöckner 
seine Hättenwerke In Bremen, Osma- 
brück. und Hagen-Haspe Jurchratio- 
naliierte, fusionierte der Konzern 
Anfang 973 mit dem Krupp-Kon- 
Zerm zur VDI mit den Werken Hamm. 
‚Dümeidort und einem Kleine: 
Mir der Fu- 

8 Rationaliie- 


w 
sion 2 auch klar, 
ungen durchgeführt werden 
Bereits Ende 1973, im Dezember, 
wurde bekannt, daß 400 Arbeiter in 
Düsseldorf entlassen werden sollen 
und das Werk ‚vermutlich stillgelegt 
wird. Ebenfalls das Göppinger Werk 
mit 68 Beschäftigten. DR Beigschaft 
ie empört: mit Wanstreiks 
einer großen Demonstration. Die 
Proteste Mielten bis in den Januar 
1974 Ainein an. (ve, za VDI auch 
„Kapitalistsche Rational 
sierung”); 


wiegelten die Konzern-Bosse ab, Sie 
ließen zunächst einen Sozialplan er- 
stellen und versprachen schließlich 
im Februar dem Betriebsrat, daß 
das Werk nicht geschlomen, werde 

mit. war ings der ursprüng- 
liche Plan nicht gestorben, sondern 
nur aufgeschoben, um ihn zu einem 
geeigneteren Zeitpunkt wieder auf- 
Zuwärmen. 


„Klöckner und Krupp 
wir die Existenz verlieren. 

‚Am. nächsten Tag wurde in Düssel- 
dorf-Oberbilk eine Demonstration 
der VDI-Belegschaft durchgeführt 
Etwa 1.300 Menschen beteiligten 
sich daran, darunter viele Arbeiter, 
die ihre Frauen und Kinder zu dieser 
Protestaktion mitgebracht hatten, 
und Kollegen anderer Betriebe. 

Die Konzern-Bosse versuchten, 
die Proteste als „unbegründet“ hi 
zustellen. Zynisch erklärten sie, die 
Arbeiter würden alle wieder Arbeit 
finden, sie könnten 
im Werk Hamm, bei ar 
der beiden Gesellschafter und schließ- 
lich auch bei anderen Unternehmen 

des Düsseldorfer Raumes ...“ arbeiten 
(„Welt“ 13.6.74) 


Proteste bei Olympia 


Das Schreibmaschinenwerk Olym- 
pi in, Kaufbeuren, Teil des AEG- 

'onzerns, soll geschlossen werden. 
Bis jetzt sind schon etwa 175 der 
1.200 Beschäftigten entlassen, da- 
runter fast 40 Lehrlinge, die aus- 
gelernt haben 


ofitieren, 


Sätzlich Profit aus der Verlagerung 
des Werks ins Ausland, da sie hiermit 
offiziell „Entwicklungshilfe“ leisten! 

Als AEG 1968 sein Olympia-Werk 
im industriearmen Allgäu, in Kauf- 
beuren, aufbaute, geschah das vor 
allem wegen eines ausreichenden 
Arbeitskräftevorrats und relativ nie- 
riger Löhne. Den Arbeitern wurden 


Balsrhufuniginde der Ole aa demsmarrnn vo Be a 


Ganz offensichtlich rechneten die 
Kapitalisten mit erneuten Protesten 


der Belegschaft; sie setzten dabei 
aber auf eine Desorientierung .des 
Kampfes - der Betriebsrat, der noch 
vor einem halben Jahr entschiedenen 
Widerstand gegen die Schließung 
leistete. hat diesen mittlerweile zu 
‚gunsten einer Politik, die schlimm- 
sten Auswirkungen der Entlassungen 
zu verhindern, aufgegeben. Die Kapı 
talisten wtzten auch darauf, daß die 
Urlaubszeit eine Organisierung des 
Protestes behindern wird 

Bei Bekanntgabe des Aufsichts 
ratsbeschkuses am 11. Juni war die 
Empörung groß. Mehrere hundert 
‚Arbeiter traten in einen Warnstreik 


Hamburger IG-Metall-! 


an Neset Danis: 


Belegschaftsmitglieder der Olympia-Werke demonstrieren gegen die Stillegung 


Bis Mitte 1975 sollen noch min 
700 Beschäftigte entlassen 
vermutlich wird das Werk 
n ganz stillgelegt werden 
Konzern plant die Ver 
oduktion in Niedrig: 
Iohnländer: Chile (t), Spanien (1!) 
Mexiko und Nordirland. Neben der 
Auspressung der Arbeiter in diesen 
Ländern sollen auch die deutschen 
Arbeiter von Olympia der Profitgier 
zum Opfer fallen. Es ist zu erwarten, 
daß auch das Wilhelmshavener Haupt 
werk von Olympia in Zukunft von 
größeren Entlassungen und Rationa- 
ierungen nicht verschont bleibt 
Die Kapitalisten ziehen noch zu, 


Führer zum Mord 


„Der Mord ist nun mal passiert...” 


Der Mord an dem türkischen Arbeiter 
Neset Danis durch türkische Faschi- 
sten hat unter den ausländischen Ar- 
beiten, große Empörung surgelit 
’b im Ausländerausschuß der 
Namburger 1CM wollten die ausln 
‚dischen Kollegen hierüber diskutieren 
und Solid 

der Sitzung w. 
IGM Sekretär Erhard Prehm, bekann- 
ter Kommunistenjäger in der IGM 
(z.B. bei HSWJund zutiefst Anti 
Gewerkschafter. Prehm war auf der 


Sitzung besoffen. Als die ausländi 
chen Gewerkschafter über mögliche 
Aktionen und ein Solsdarltätsflug 
blatt 
versuchte Pre) 
faselte du. 


für Danis Neset diskutierten, 
abzuwioneln und 
mes Zeug. Die Kolleren 
in welter tagen, da er 


der Gewerkuchaft 
deren 

Den Widerspruch zogen 
fälle und das Beharten da 


Würde sich mit 


mir der Drohung, 


der Ausländerbehörde in Verbindung 
setzen, um den Anwesenden die Auf- 
enthaltsgenchmigung, zu atzichen 
’ollegen des Ausländeraus- 
schauen haben beim Yorstand die 
Absetzung von Prehm gefordert. 
Der geschikderte Fall ist sicher 
krasse Erscheinung, er kenn- 
zeichnet aber di on der aus 
indischen Arbeiter in den Gewerk 
schaften: sie dürfen zwar Mitglied 
sein und Beiträge zahlen, sie haben 
Aber zur Zeit so gut wie keine Mög 
lichkeit, ihre Probleme in die Ge 
werkschaften zu tragen und hierfür 
eine wirksame Interemenvertretung zu 
erwarten. Stattdessen wird ein Aus 
inderausschuß. eingesetzt, vergleich- 
bar mit den Angentelltenausschüssen, 
ohne Rechte. Stattdessen wind fınen 
50 ein Schwein, wie der Sekretär 


in wi 
unserer ferund 
Erfahrungen bekanntes, Gesicht zei 


Komitee 
KB-Geuppe Hamburg 


sichere Arbeitsplätze und ein Ausbaı 
des Werks auf 3.000. Arbeitsplätze 
versprochen. Von den damals 1.500 
Arbeitsplätzen sind bis zur Bekannt. 
gabe der Massenentlassungen bereits 
über 300 vernichtet worden. 


Olympia ist Kaufdeurens größter 
Industriebetrieb; durch die Entlassun 
gen wird die Arbeitslosenzahl sehr 
schnell über 4 % steigen und neue 


Beschäftigungsmöglichkeiten sind 
kaum in Aussicht 


ın dieser Situation fand Anfang 
Juni die größte Demonstration nach 
du Weltkrieg in Kaufbeuren 
statt, an der sich ca. 4.000 Arbeiter 
und Angestellte beteiligten. Sie pro- 


Westber 


Die Druckhaus Tempelhof GmbH 
ist mit ca. 800 Beschäftigten der 
drittgrößte Druckbetrieb Westberlins. 
Sie gehört zur Unternehmensgruppe 
Weitpert_ (Belser/Stuttgart), 

Verschärfte Rationalisierung 
Entlassungen und betriebliche Lohn- 
kürzungen — kennzeichnen die Poll- 
ik der Geschäftsleitung im letzten 
Jahı 

Gegen diese Maßnahmen setzien 
sich Anfang des Jahres besonders die 
Kollegen des Tiefdrucks zur Wehr, 
Als im Zusammenhang mit dem MT V- 
Abschluß im Druckhaus die Schicht‘ 
zulagen gekürzt wurden, raten die 
Tieföruckkollegen in den indirekten 
Streik: sie verweigerten das bei uns 
übliche Arbeiten an unterbesetzten 
Maschinen, das sogenannie „Aus 
gieichsfahren‘ 

Die Geschäftsleitung (GL) versuch 
te, diesen Kampf zu zerschlagen, In 
dem sie demagögisch den Tiefdruk 
kern vorwarf, für eine mögliche Vor 
schlec 


h zu sein; 
den Streik nicht terminge 
fern kön 

Da die Kollegen jedoch unbei 
auch weiterhin das „Ausgleichfahren' 
vorweigerten, mußte die GL ein Zu 
geständnis machen: sie bot den Kol 


testierten gegen die Stillegung des 
Olympia-Werks. Besonders die SPD 
bemühte sich im CSU-regierten Bay- 
ern, die Proteste auf ihre Parter- 
Mühlen zu.ienken. So sagte der 
SPD-Landtagsabgeordnete Wirth auf 
der Kundgebung: „Hier wird die 
Existenz zahlreicher Menschen da- 
durch bedroht, daß Produktions- 
stätten im Ausland mit dem Kapital 
errichtet werden, das nicht zuletzt 
diejenigen erwirtschaftet haben, de- 
nen man jetzt den Arbeitsplatz neh- 
men will” („Welt der Arbeit”, 
21.6.74). 

Worüber der Herr Sozialdemokrat 
kein Wort verliert, das ist, daß die 
Politik der soziaklemokratischen 


Bundesregierung dieses 
Kapitlien untermätzt und fördert. 
Mannesmann-Röhrenwerke, 
Remscheid 

In einer Vorstandsveröffentlich- 
ung vom S. Juni werden weitere 


Rationalisierungen angekündigt, die 
nichts gutes ahnen lassen: „An eine 


nichts gutes alinen lassen: „An eine 
Stillegung des Werkes ist nicht ge 
dacht, aber die mittelfristige Planung 
macht strukturelle Umschichtungen 
In Teilbereichen möglich.“ 

Die Arbeiter waren gewarnt, denn 
schon in den Monaten vorher wurden 
wiederholt Rationalisierungsentlas- 
sungen durchgeführt 

Am 6. Juni traten spontan 400 
Arbeiter in einen einstündigen Warn 
streik und protestierten gegen die 
Planung der Mannesmann-Bosse. 


Eisenwerke Kaiserslautern 


Das Werk in Ludwigshafen soll, 
da es „nicht ausgelastet“ ist, still 
gelegt werden und die Produktion 
im Kalserslauterer Werk konzentriert 
werden. 120 Arbeiter sind von der 


legen eine wöchentliche Schichtzu: 
age von 4,- DM an. 

Die Mehrheit der Tiefänuckkolie- 
gen akzeptierte den Komprom) 
zwar nicht dun ursprünglichen 
lust aufhebt, aber dennoch einen re- 
lativen Erfolg darstellt, - ohne 
Kampfmaßnahmen wäre zweifellos 
nicht ein Pfennig Vergütung ausge 
sprungen. 

Die äußerst wichtige Erfahrung, 
daß, nur durch Kampf Erfolg erzili 
wird, werden die Kollegen im Druck, 
haus sehr nötig gebrauchen können. 

Die GL setzte nämlich zum bisher 
größten Schlag gegen die Kollegen 
an: zur Einführung eines Dreistufen- 
plans zur Disziplinierung der Kolle 
sen. 

Die Kollegen werden nach diesem 
Plan in drei Stufen eingerodnet 


1. Spitzenkräfte innerhalb einer 


beiter mit einer allgemein. 
zufriedenstellenden Leistung: 
3. Mitarbeiter mit einen nicht immer 
zufriedenstellenden Leistung bzw. 
die erst seit kurzem 
iewerbe ti 


Was zuerst wie eine reine Lok 
stungsbeurteilung aussieht, was schon 
übel genug it, it vielmehr auch 


Stillegung betroffen. Für sie ist eu 
Ar ein schwacher Trost, daß ihnen 
Werke außerhalb Lüdwighafens als 
Arbeitsplatz angeboten wurden. 


Bereits seit zwei Jahren hatte die 
Firma keine Bilanz mehr veröffent- 
licht, mittlerweile hat sich ihre hobe 
Verschuldung herausgestellt. Von 
der Pleite des Betriebs sind 230 
Beschäftigte betroffen. Selbst für 
einen Sozialplan haben die Firmen- 
bosse angeblich kein Geld mehr, er 
kann ‚aus finanziellen Gründen“ 


Ant werden 
Op one OBEN rn Eee 

Aufgrund der „Stagnation des Aw. 
toabuazes" (0 le Firmenleitung) 
wird der Bremsenhersieler 400 Ar 


beiter in Gifhorn, 150 in Rhein- 
böllen und SO in Frankfurt entlassen, 


Anfang Juni stellte die Werft in 
Oberwinter überraschend den Kon- 


kursantrag. 125 Belegschaftsmitgle- 
der wurden fristlos entlassen. 
— E 
Die Firma, die Im Großan] 
tätig ist, wird vom Fried 
Konzern übernommen, Fir die 2830 
Beschäftigten bedeutei das, daß 
die Geahr srößerer Rationalsieun- 
zen ntlassungen droht. Da- 
rüber kann auch die Übernahme- 
verpflichtung Krups, die Arbeits- 


plütze zu sichern, nicht hi 
Yuschen. wa. 
Walther-Büromaschinen, 


Heidenheim 

“ Die Firma hat aufgrun Firma Batafgrunder ange 
spannten *" den Vergleich 
angemeldet. Für 1.500 Gechät ee 
in den Werken Gerstetten und 
derstotzingen bedeutet das die Ent- 
FE 


arbeit angesetzt. Gleichzeitig wurde 
bekannt, daß durch den sinkenden 
Absatz von Registrierkassen Entlas- 
m „notwendig“ werden. Der 
Umfang ist noch nicht bekannt. 


Audi - 
jurch Nichi-Ersetzen von Kündr 
minnen fınd vor gllarn Anna die Vo 
Dürch Nicht-Ersetzen von Kundr- 
‚gungen und vor allem durch die Ver. 
yeiferung, Arbeitneririge mit sur 
ländischen Arbeitern zu erneuern, 
sparte die Firma in Neck 
320 Arbeitsplätze im April und Mai 
cin 
ım-Werk, Landau 
Die Produktion soll nach Argen- 
tinien verlegt werden, Das Landauer 
Werk wird stillgelegt und 350 Be 
schäftigte werden arbeitslos 


Eiba-Baumaschinen, Ettingen 


Aufgrund der „wirtschaftlich 
schlechten Lage” werden 74 Arbeiter 
und Angestellte entlassen, . 
Metall-Komitee 
KB/Gruppe Hamburg. 


Scharfer Kurs im Druckhaus 


‚eine politische Beurteilung der Kolle- 
gen. 

Dies und w 
Einzelnen beabsic 
zwei Flugblättern 


Im Augenblick scheint die GL 
noch nicht direkt mit ihrem „Vor 
schlag” rausrücken zu wollen, weil 
ii, Kalen rum Tel emeut 

it über das Disziplinierungsystem 
‚diskutiert haben. EN 


‚die GL damit im 


auch noch 
den Tisch gebracht wird, 

Unsere Aufgabe ist es daher, und 
iugblatt zu diesem 
Thema stößt genau in diese Rich- 
tung, jedes noch x scheinbar neben- 
iche und vom IR runtergespiel 
te Anzeichen der versuchten 
führung breit publik zu machen, um 
die Wachsamkeit der Kollegen zu 
erhalten und zu fördern. 


Über den weiteren Verlauf der 


Auseinandersotzungen werden wir In 
‚oiner der nächsten Nummern berich 
ie . 


Druckergruppe 
im KB/Gruppe Westberlin 


| 
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1 ÖTV - Gesundheitswesen, Lübeck 
| ö i asus: 
um innergewerkschaftliche Demokratie 


aus denen der Betrug an den ÖTV- 
Kollegen. klar hervor ging, wurde der 


anwesende Sekretär Winckelmann 


Tuchsteufelswild, zum Platz 
f' a ja richtig Micherlich machen. Also die Mark: Ko Vie 
j a ee ae n " ine 
Fangen machen, dah die Nerven Gewerkichafuführer Öhiche four von den strägen Koll: OTV-Jgendichen bechlosen, ein und ‚damit nt er gegen die 
j an einer aktiven Gewerkschaftsarbeit haben. gen” - kein. selbstkı Wort Mai-Komitee zu bilden und gen ’TPI" und wollte die Zitatquelle 
h lichen Mitteln versuchten sie zunächst, die G; Über die Inhalte der DOB-Veranstal same Forderungen zum 1. Ma auf isen. Br schrieb ich dann als ge 
| Dane ae ne Macken Wineimann Btappiun von gen "In der icten Woche wure ein u Da anchün Reskn ande 
"eng Ge „faulen Kollegen”, die am 1. Mai Resolutionsentwurf des MaiKomitees _ Lern > ann ae a jenen 
il ‚wollen eine Betriebsgruj ünd überhaupt ja nicht mehr käm- in der Betriebsgruppe (BG) diskutiert, Kun nlenne ar aber sogleich 
Während Ser Tartrunde pfen wollen, schlug auf diesem Tref- wobei jede Parole ausführlichst be: S11° Schlappe einkassieren mußte, 
kenhsuskollegen geübte Solidarität fen relativ gut ein. sprochen wurde und mit vielen Ber Jemand, lragte, wer die Au 
| Ein Entwurf für eine Solidarititsadresse wurde nicht vervielfältigt. Zum ren Alle Hände der BE-Migieder gingen 
Mai allerdings entlarvie sich die OTV-Spitze Lübeck erst richtig! Die Lüge ist fehlgchlagen — Hschen Erfahrungen angekmnt? so Och. Es war deutlich, daß das aus 
jetzt es mit Drohung ver- sind die Kollegen im yohmas führliche Mitschreiben das Beikreiäis 
sol und ob'es nicht die Aufı sucht momentan von einer Rationalisie- Yancken Anlaß de) 
aeg: Ken at den ana der Be en dee Yo Kolegen lenkönne, ne 
| Betriobsgruppe. Km Tag. den Kampftag der Arbeiter- Schon einen Tag späfer konnten auch Doch all Tortschktiehe Rn Kollegen machten an diesem 
N klase, Yorzubereiten. Winkemannbe- _ OTY Jugendliche auf en ‚Abend zum ersten Mal die Erfa 
frech, am 1. Mai würde der-Versammlung (MV) erfahren, daß setz> yankach aaa manzierungsge“ 


B 

F 

f 
I 
TE 


gruppe ein ordentliches Treffen. stattfinden. „ " die IGM-Jugendlichen, 
Bramean Te eu Ense 5: 
ann, was in di am 1. Mai j450- lung hatten, kamen mit der Nach- 
sem Jahr von selten der Gewerk: wieso keiner kommen, und mit'einer richt: Am 1. Mai findet in diesem "As Biesem Abend bekam die BG der DOB-Kreivontand  tnichlch 
ing zum 1. Mal geplant Demonstration würde sich der DGB Jahr eine DGB-Kundgebung auf dem einen ersten Vorgeschmack von dem, 445 Tragen der r 
*  Schlichtun " und die 


denn de hatte selaı erfahren. daß 
eine solche Forderung ganz beson- 


j noch nicht einmal die Kriterien für 


nehmer Tür und : 
die Bepunktung der Arbeitsplätze ee 


1 Täuschu ; Bekannt sind, din. der BR er nieht Schema mil den 16 Anforderaner Jet Wichtig 
ngsmanöver bei der ': Me dei Une an ur Runner 
besorgeı ‚kanntzumachen, ınktbewertung sollen die der BG 


"Am 22.3. hat die Geschäftsleitung 
und der Beiriebsrat der Schering AG 
‚darüber informiert, daß 


die 


‚Auf der Betriebsversammlung fie- 
len eg ab, außer ei- 
ar 
(der 
tung) allerd 
wenn es dazu dienen sollte, die Lohn- 
kosten zu senken.” Was der Betrieb» 
rat wirklich meint, zw sich schon 
in seinem Flugblatt „Mit des 


Betriebsrates" 2/74’ vom April 1974; 


‚da schreibt er: „Der Betriebsrat wird 
erst nach Vo des Ergebnisses 
darüber ents 1 0b dieses. Ver- 


‚fahren angewendet werden 
Kann Ber BR I ao prinnpe 
mit der Einführung einverstanden, 
es geht ihm darum, zu verhindern, 
daß auf den ersten Blick die finan- 
zielle Verschlechterung für die Kolle- 
gen sichtbar wird. Weder von Seiten 
des BR noch von der Seite der GL 
ist bisher zu hören gewesen, was 
‚denn letztendlich die „Erstellung von 
‚Arbeitsplatzbeschreibungen” für die 
‚4000 Betroffenen bringt. Diese „Ge- 


heimhaltungspolitik” hat. allerdings 
klare Gründe. Man will die Kollegen 
in Sicherheit wiegen: „Da wird ja nur 
ein Test du rt.” Der BR wird, 


falls die GL etwas für die Kollegen 
"Nachteiliges einführen will, so ver- 
sucht man ihnen in „Schering infor- 
miert” weiszumachen, dies „natür- 
lich” nicht zulassen. Sie sollen sich da 
also gefälligst raushalten, bzw. wer- 
‚den rausgehalten. Die Vorbereitung 
für die Einführung der „‚Arbeitsplatz- 
beschreibung” laufen aber spätestens 
seit Anfang März auf vollen Touren!! 
et en ck 
” gebildet, derw.a, ati 
Eure ana na a 
Gruppe” angehören, Diese 
Ge kr rag 
lich einen Plan, wie die „Arbeits 
platzbeschreibung” gegen die Kolle- 
'n durchzusetzen ist, schon bis ins 
De na 


sprochen. Die Vorgehensweise wird 
von der „Projekt-Gruppe“ in einem 
Papier für Bereiche. und Abteilungs. 
ieiter dargentellt. Das Papier nennt 


sich bzeichnenderweise „ 
für die Eingruppierung 
Die „Surgt 


trategie (1) 
An- 
zum 


‚gen mit ihrer neuen Einstufung zu 
erreichen, In 0.2. Papier liest sich das 


50; „Bel großen Dlkrepanzen, zwi. 
schen der Selbst- bzw. Fremdeinstu- 
(dazu später) des Arbeitsplatzes 
der Eingru; Haut Anstel- 


würde. 
Damit gar nicht erst große „Dis- 
Kıspanzenf entstehen, wird jeder der 
angehalten, sich nach einem von 
der „Plaut-Gruppe” erstellten. Richt- 
beispiel „selbst einzustufen”, (Selbst- 
einstufung). Dann erfolst durch jeden 
Kollegen die anonyme „Fremdeinstu- 
fung”, laut Strategie-Papier, wobei 
die Kollegen aufgefordert werden, 
„Personen zu nennen, deren Arbeits" 
Dlätze In etwa dem eigenen entzpre- 
(Chen und andere Personen zu nennen, 
die Arbeitsplätze einnehmen, die et- 
wa eine Stufe unter, oder über ihnen 
einzuordnen wären”. Damit auch ja 
jeder nur an sich selbst denkt, heißt 
&s in den „Anweisungen zur Fremd- 
einstufung”: „Zum Abschluß bitten 
De ch einmal bi die Eat 
Jung, sich nicht Ihren Kollegen 
mit einen Fähigkeiten vor- 
zussellen, sondern allein seinen Ar 
beitsplatz”. Hier zeigt sich deutlich, 
daß die Kapitalisten nicht, wie sie 
immer, vorgeben, eine „lestungne- 
rechte” Bezahlung einführen wol 
bzw. auch gar nicht können. 

Die Kollegen sollen davon über- 
zeugt werden, daß die kapitalist- 
schen Arbeitsbedingungen, Rationa- 
isierungen, Lohnsenkungen usw. „.na- 
turgegeben" seien und nicht etwa von 
den Profitzielen der Kapltalisten be- 
stimmt werden. Die Unterwerfung 
durch Identifizierung soll sie vom 
Kampf gegen die Verschlechterung 
der Arbeitsbedingungen abhalten. Ist 
die Identifizierung mit der „Arbeits 
platzbeschreibung” erstmal gelungen, 
dann bleibt den Kollegen nur noch 
die Möglichkeit, durch mehr ran- 
klotzen diesen. „Naturvorgang” zu 
bekämpfen. Die Spielregeln für diesen. 
Kampf werden wiederum von den 
Kapitalisten vorgelegt, diesmal durch 
Bewertung von „Individuellem Wohl 
verhalten, Fleiß und Disziplin 

Daß die Befragung der Kollegen 
(Selbst und Fremdeinstufung) den 
Kollegen nur Einflußmöglichkeiten 
vortäuschen soll, zeigt folgende An- 
weisung im „Strategiepapler“; „Der 
Vorgesetzte wuft alle Arbeinpltze 


“ der ihm unterstellten Mitarbeiter in 


die Tarifgruppen ein, wobei die Richt 
beispiele (der Plaur-Gruppe) alı bin- 
dend angesehen werden.” Wie kom- 
men nun allgemein solche Richtbei 
spiele zustande? Da bei Schering 


stützen wir uns auf die Erfahrungen 
der Norddeutschen Affinerie in 
Hamburg: 


Unsere _Arbeitsplatzbewertung 
soll mun nicht die persönliche Lei- 
ztung eineı Arbeiters erfauen, son- 
dern den objektiven Schwierigkeitr- 
rad und das Ausmaß der Anforde- 
rungen feststellen, die ein bestimmter 
Arbeitsplatz mit sich bringt (egal 
wer an diesem Platz arbeitet). Der 
Arbeitsplatz soll dabei mit den ent- 


16 qualitativ vollkommen. verschie- 
denen Anforderungen auf einen Nen- 
‚ner gebracht werden. Das kann nicht 
auf irgendeine 


„wissenschaftliche”” 
Weise geschehen, 
willkürliche, rein subjektive Schät- 

.B. gar nicht einzu- 
y Punktzahl für 
„Nachdenken” doppelt so hoch ist, 
wie die Zahl für Erschwernisarbeit 
‚durch Gase und Dämpfe. Die Bewer- 
Mate) Manie geaasscent Emga 


Die REFA-, Wissenschaftler” müs- 
sen selbst zugeben, daß sie schon 
bei der Umwandlung der einzelnen 


Mit Hilfe dieses Schemas kann 
man für jeden Arbeitsplatz eine be- 
stimmte Punktzahl errechnen. Dies 
geschieht jedoch nicht durch ein 
‚faches Zusammenzählen der Punkte, 
sondern jede einzeine der 16 Am 
forderungsarten muß vorher noch 
„gewichtet”” werden: Tritt eine An- 
forderungsart in besonders starkem 
Malie auf (2 


Diese Gewichtung der einzelnen An- 
forderungsarten erfolgt in der Regel 
durch Schätzung. 

Das hier dargestellt 
‚rbeitsbewertung mutet auf den er- 
Blick sehr wissenschaftlich und 
mathematisch exakt an. Jede Will 
kür scheint ausgeschlossen, alles 
scheint rational und nachprüfbar zu 
sein; - von Ausbeutung und Klassen 
kampf scheinbar keine Spur mehr. 
Dennoch ist der Willkür der Unter- 


Anforderungsarten in Punkte („Ar 
beitswerte”) mit ihrer Wissenschaft 
am Ende sind: „Prüft man die An- 
forderungen daraufhin, ob sie meß« 
bar sind, so zeigt sich, daß dies nur 
‚bei wenigen zutrifft. Insbesondere die 
Verantwortung, die Geschicklichkeit 
sowie die Beidstigung durch Schmutz 
und Unfallgefahr entziehen sich 
der Messung (REFA-Buch, 5. 3), 
An die Stelle mathematischer Mös- 
sungen tritt die Methode des „ge. 
borenen Schätzers, der traumhaft 
über den Daumen peilt 

(Aus „Arbeitsstimme" von der 
Betriebszeile des KB auf der Nord 
deutschen Affinerie Nr. 13 Juni 73) 

Dieser Angriff auf die 4.000 An- 
gestellten bei Schering steht im Zu 
sammenhang mit der Einführung von 
neuen Lohnsystemen sowohl im Be- 
reich Pharma-Produktion, wie bei 
‚den 300 Handwerkern. Darüber soll 
m Artikel berichtet 


wurde beschlossen, 


‚den Aufruf auf jeden F, 
Iafruf a = 
‚auf jeden Fall — notfalls 


inziert — unter den Kı 
im 90 =inn breite MAkE- 


und 

eT- 13 
hervor! Dazu einem 
Briet berichtet, den Winkelmann er 
nem Kollegen, übrigens demselben. 
den er auf der letzten Venammlung 
lich t hatte. Darin wird 
‚darauf hingewiesen, daß 


Hi 


Kollegen der Meinung, man müsse 
zu dem Aufruf stehen, die Forde- 
nungen, saln schließlich nicht aus 
der Luft gegriffen! 
Andererseits sahen die Kı 
hr darin, dab die 
würde, dann 


eine G 
gran 
könne man üben 


machen 

Wir. beschlossen einstimmig , mit 
dem Aufruf und einer zusätzlichen 
Erklärung, in der die Vorfälle kurz 
dargestellt worden, eine Unterschrf - 
tensammlung im Betrieb ve. 


‚Arbeitorkampf Nr. 46 / Juli 1974 


Offensive gegen die Hetze 
im Betrieb 


Unter diesen Vorzeichen erschlen 
‚eine Vorteilung des Aufrufs zu ris- 
kant. Wir wählten deshalb den Weg 
der Unterschriftensammlung zu die“ 
sem Aufruf bei den ÖTV-Kollegen 
im Betrieb. . Dadurch verzichteten 
wir auf eine offizielle Veröffentl- 
chung, um ‚der Gewerkschaftafüh 
nung keinen 


Yaryand zur Aufiosu 
der Gruppe zu geben, R 


Die  Unterschriftenammlung 
schlug zwei Fliegen mit einer Klappe: 
‚den ÖTV-Kollegen Im Betrieb wurde 
auf diese Art viel besser als durch 
einfaches Verteilen die Forderungen, 
die die Kollegen in der BG aufge- 
stellt hatten, bekannt. Außerdem 
konnte so durch direkte Gespräche 
die Politik der Gewerkschaftsfüh- 
ung viel besser aufgedeckt werden. 

Durch ihre Unterschrift stellten 
sich die Kollegen hinter diesen Auf- 
ruf und die Parolen und kritisierten 
die Gewerkschaftsführung, die durch 
nein solches Abwürgen der selbstän- 
digen Aktivitäten von Mitgliedern 
die Einheit und Stärke der Gewerk- 
schaft schädigt!", Der geplante und 
verbotene Aufruf sowie die Unter- 
schriftensammlung sollte an alle Ver- 
trauensleutekörper der ÖTV in Lir 
beck zur Information und Bekannt- 
gabe bei den Kollegen verschickt 
werden. 

Wichtig, für die Einschätzung der 
folgenden Sammlung der Unterschri 
ten im Betrieb ist die Tatsache, d 
Betriebsgruppe erst seit 1/2 
tnismäßig 
t, in der es uns erst ansa! 
weise gelungen ist, ein politisches Be- 
wußtsein inzutragen. Entspre- 
‚chend fiel es vielen Kollegen schwer, 
bei der Sammlung der Unterschriften 
die richtigen Standpunkte zu vertre- 
ten. Am ersten Tag kam die Unter- 


a en" Ylinpunkle Zu verter 


ten. Am ersten Tag kam die Unter- 


nicht richtig erschienen. 
Nach unserer Aktion 


dar de 


‚Gerüchte über die 


Auflösung der Beiricbsgruppe wur 
den in die Welt eesetzt (durc! 
wie auch 


werkschaftsführung selbst 


haus zur Verfügu 
men sole (angebhe 
mann das gesagt), Und di 


hat Winckek- 
DGB- 


Vorsitzende Ingeborg Sommer soll 
höchstpersönlich gesagt haben, die 
BG sel „sowieso schon weg vom 


Fenster”. Rechte Gewerkschalter im 
Betrieb (nur dort? ) sagten, daß zwei 
‚Kollegen „nicht in die BG gehört 

da we Kommunisten” seien und 
bald ausgeschlossen würden (einer 
ihnen hatte in der BG Kluncker kri 


siert, #.0). Noch schlimmer, d 
Kommunisten in der UG wären an- 
‚geblich in einer Abstimmung über 


Außerdem 
, Leute mit 


w 
DK! 
laufen € Na so want 


mmt 


nieht) 

vorläufige Gipfel der (achisti 
uchmn Bat BG, von dı 
Rechten 
And darin "Ga das Gerücht verbrl 
tet wurde, in der BG würde „Die 
Internationale” geübt, „um die Kur 
son beim Ei 


gen au können“; w 


eins, Bombe In die BO schmeiden, 

jamit_ der Laden t 
(wörtliches Zitat eines Faschisten im 
jetrieb). 

Bei der Sammlung von Unter- 
viften machten wir die Erfahrung, 
daß die Hetze teilweise angeschlagen 
hatte. Kollegen, die vorher verhetzt 
worden waren, waren anschließend 
kaum bereit, sich unsere Argumente 
anzuhören, manche pöbelten gleich 
los, viele sprachen zwar mit uns 
über den Aufruf, doch von diesen 
Kollegen haben nur wenige unter- 
schrieben. 


Die Gewerkschaftsführung 
weiß von nichts 


Auf einer weiteren BG-Versmm- 
lung sollte über das Schicksal der ge- 
planten Transparente diskutiert wer- 
den. Parolen wie „Gegen Schlich- 
tungsordnung”” und „Für mehr inner- 
gewerkschaftliche Demokratie” wa- 
ten verboten worden. Fast alle Kol- 
Iegen waren dagegen, sie dennoch zu, 
tragen, weil dies das „sichere Ende” 
der Beiricbsgruppe sei 
Einige Kollegen waren der Mer 
nung, man solle lieber gar keine Paro- 
ie tragen as die vom DGB erlaubten. 
"die Mehrzahl der Kollegen 
sing davon aus, daß wir uns „erlaub- 
te” Parolen wie z.B. „Gegen Real: 
lohnabbau — für kämpferische Tarif- 
pol” scheßich, such, it 
ütten und man sie deshalb aucl 


tragen sole, 
/inkelmann war auf der Ver- 
sammlung anwesend und wurde von 
den Kollegen heftig angegriffen. 
Immer wieder forderten die Kok 
legen eine Begründung von ihm für 
das Verbot, Er redete sich raus, das 
sei Sache des DGB, nicht der ÖTV. 
Der DGB hatte uns allerdings zur 
ÖTV geschickt, da das „Angelegen 
heiten der Einzelgewerkschaften”” 
seien. — Winkelmann weiter: Dana 


A Te Nee 
heiten der Einzelgewerkschafieı 
seien. — Winkelmann weiter: Dann 
sei das Sache des Kreisvorstandes, 
und der hätte auf der letzten Sitzung 
‚die Geschichte nicht behandelt, Nach 
si 


ner lichen Meinung befragt, 
Keine Antwon- 


sauber 
Erfahrungen mit der 
Betriebsgruppe 

Der Kampf um die Durchsetzung 
der Mai len hat den Kollegen 
Erfahrungen gebracht De Geyer 
Schaftsführung hat gezeigt. daß sie 
lieber lügt und betr als daß sic 
‚einen Fortschritt duldet, Die Kolle- 
‚gen haben auch gemerkt, daß es bei 


„mehr Demokratie ( 

jedoch herzlich wenig 
Iceres Geschwätz. Wie sie es damitin 
den eigenen Reihen hält, wußten die 
‚enhausGewerkschäfter inzwr 


ın)”, erntete 
all für ihr 


Transparenten versammelt, weil man 
nicht nach dem Motto „Alles oder 
nichts!" verfahren wollte 

Die Mehrzahl der Kollegen hörte 
sich auch die Mai-Kundgebung des 
KB recht genau an - in der auf die 
Vorkommnisse in den Gewerkschaf- 
ten ausführlich eingegangen wurde. 
Viele hatten inzwischen gelernt, wa- 
rum der KB das Transparent „Ma- 
chen wir die Gewerschaften” zu 
Kampfinstrumenten der Arbeiterklas 
se” trug. Es gilt, diese Lernprozesse 
durch kommunisische _Agitation 
und Propaganda zu vertiefen und zu 
zeigen, wie der Kampf für dieses Ziel 
heute geführt werden muß. 

Vor den vorläufigen Ergebnissen 
der rechten Hetze dürfen wir nicht 
zurückweichen! Gerade auf die Fest: 
stellung „Das it mir zu kommunl 
tisch" müssen wir richtig re 
Wenn dasz.D, im Zusammenhang mit 
einer  Unterschriftensammlung se- 
ußert wird, kann die Antwort nur 
seim’" Wenn das kommunistisch 
z.B. gegen Rwllohnabbau und für 
Solidarität der ‚ionalen Ar- 


Da die WG-Mitgleder doch in 


folge der massiven rechten Hetze 
in eine relative Isolation von der 
Masse ser Kollegen sedrängt wor" 
den sind, ist zuletzt eins gewerk 
uftliche Mitgliederversammlung ge- 
fordert worden, auf ‚der „Fragen 
an die Wetriebsgruppe” gestellt wer- 
den sollen. Dann sollen die Rechten 
jen Mieflöchern krischen 
und eine Auseinanderketzung vor der 
Masse der Kollegen führen, Diese 
imlich wird von der BG bewußt 
‚sucht. denn mur mit dem Gesicht 
den Kollegen können Fortschritte 
erzielt werden . 


Krankenhaus - Zelle 
des KB Lübeck 


HAPAG-LLOYD als „Entwicklungshelfer‘ 


MS „Hessenstein’’ geht unter 
Ecuador-Flagge 


HAPAG-LLOYD, größter deutscher 
Schiffahrtskonzern mit rd. 
10.500 Beschäftigten — Linienschiff- 
fahrt, Trampschiffahrt, Tankerfahrt, 
Luftfahrt, Offshore (Versorgung von 
Bohrinseln), Werft, Touristik — ent- 
deckt sein Herz für die „Entwick- 
lungsländer". Das Unternehmen der 
DEUTSCHEN und DRESDNER 
BANK, die wa. die faschistischen 
Militärdiktaturen in Indonesien und 
Chile mit an die Macht brachten, 
teilt in seinem Hausblatt „HAPAG- 
LLOYD aktuell" vom Juni 1974 
mit, daß die ecuadorianische Staats- 
teederei Transnave und die HAPAG- 
LLOYDAG im April ein Abkommen 
unterzeichnet haben, das den Ge- 
meinschaftsdienst beider Reedereien 
von und nach der södamerikanischen 
Westküste vorsicht, 

in Verbindung mit diesem Ver- 
trag wird den Seeleuten bei HAPA 
LLOYD die Mitteilung gemacht, da 
„zur Gewährleistung eines effizier 
ien Dienstes...” die MS „HESSEN 
STEIN” (Baujahr „1967) an die 
Transnave „verkauft" wird. Damit 
reduziert "sich die Flotte von 
HAPAG-LLOYD unter westdeut- 
scher Flagge von über 110 Schiffen 
im Jahre 1970 auf nunmehr SB 
Einheiten; zu den bisher 3.000 
„freigesetzten” Seeleuten treien neue 
Rinzu, 

HAPAG-LLOYD vergißt in der 
Begründung für diesen Pakt mit der 
nationalen Bourgeoisie Ecuadors 
nicht zu betonen, daß das Abkom- 


nicht‘ zu betonen, daß das Abkom- 


Hapag-Lloyd 
Frachtdienste 


men. ‚der, mrundsitlichen Bine 
hung der Regierungen von Ecuador 
und der Bundewepublik, Deutsch. 
land zu wirtschaftlicher Zusammen- 
arbeit «auf wessen Rücken? !) 
dien." z 

Die. SPD/FDP-Regierung als ge- 
genwärtig  geschäftsführender Aus- 
schuß “der Kapitalistenklasse hat 
inzwischen schon Routine im Ab- 
schließen von Schiffahrtsverträgen 
mit. sidamerikanischen Regimes, lcy- 
te_ sie doch bereits zu Beginn des 
Jahres „1972 durch ein Abkommen 
mit de} Reperung von Panama die 
juristischen Grundiagen für den un- 
mittelbar bevorstehenden Massenex 

t von 15 älteren HAPAG. 
LOYD-Schiffen nach Panama (s 
dazu unseren ausführlichen Artikel 
im ARBEITERKAMPF Nr. 41). 

in der Pose des Wohliäters für die 
Völker der Dritten Welt nimmt die 


Konzernleitung für sich in Anspruch, 
dab durch den „Gemeinschafts 
dienst * mit der ecuadorlanischen 


Staatsresderel „ein wichtiger Belt 
Zur wirsehaftulchen Angleichung (9 


einzelner Im Aufbau befindlicher 
Länder dieses Kontinents (1) ge 
leistet” wird, 


Wir zweifeln nicht das 
der politischen „Angleichung” Chiles 
der Mörderbande um Pinochet seitens 
HAPAG-LLOYD diese freundliche 
„Aufbauhilfe” ebenfalls gewährt 
wird, „Wirtschaftliche Angleichung”, 
das zeigt das Schicksal der südameri- 
kanischen Völker sowie der unter- 

Völker in aller Welt, das 
heißt eı 


nur allzu deutlich die Fratze des im- 
penialistischen Räubers hervor. 

Das Abkommen zwischen 
HAPAG-LLOYD und Ecuador muß 
im Zusammenhang gesehen werden 
mit. einer kürzlich zu Ende gegange- 
nen Schiffahrtskonferenz im Rahmen 
der Vereinten Nationen. Das wichtig- 
ste Ergebnis dieser Konferenz ist 

ine Regelung über die Ladungsauf- 
im Sechandel zwischen den 
verschiedenen  schiffahrttreibenden 
Ländern. Danach wird das Ladun; 
Aufkommen im Verhältnis 40/40/20 
aufgeteilt. Am Beispiel Ecuadors 
würde das bedeuten: 40 % der Güter 
pen. an, verdeche SaRle 
[praktisch HAPAG-LLOYD), 40 % 
an die ecuadorianische Staatsreederei 
(wo HAPAG-LLOYD jetzt eben- 
falls voll die Finger drin hatt) und 
20 % bleibt für die Flötten anderer 
‚am Sechandel verdienender Staaten, 
hier u.a. die skandinavischen Recde- 
reien, die gegen diese Ladungsauftei- 


reien, üie gegen aiese Laaungsauster- 


lung heftig protestiert haben, da sie 
dadurch weitgehend aus dem Ge- 
schäft geworfen werden. 

Trotz großen Lamentierens über 
das Ende der „Freiheit der Meere”, 
dh. der Freiheit aller Reedereik 
listen, unbeschränkt überall mit 
ihren Fiotten einzudringen, vollzieht 
sich heute deutlich eine verstärkte 
Bildung von zweiseitigen Mott 
tellen zwischen impen 


schen 
Ländern und von ihnen abhängigen 


Entwicklungsländern 
Das Demagopische und Cha 
nistische in der Klage der Impe 
Verlust. der 
liegt darin, 
die Abschaffung dieser 
den Intwicklungsländern in die 
Schuhe schieben, denen sie „Flaggen; 
protektiönlsmu 
vorwerfen, während os 
listen yelbst sind, die In v 
Maße Kartelle bilden, 
‚chdem die westdeutschen Im 
‚ialisten die skandinavische Kon 
'urrenz aus dem Rennen geworfen 
aben, gehen sie jetzt daran, sich 
auch noch die 40 & Anteil für die 
Entwicklungsländer unter den Nagel 
zu reißen, und awar durch Tochter 


firmen wie im Falle Panama oder 
durch Scheinverkäufe wie Im Fallcı 
„Hessenstein” an Ecuador, 

Dabei nutzen die Reedereien die 
„guten Beziehungen”, die das west- 
ücutsche Finanzkapitä) traditions 
mäß zu den Regimes In Südamerika 
unterhält. Mit jedem Schiffahrtskar- 
tell wird das Netz engor, das der wie: 
deraufstrebende westdeutsche Im) 
alismus über die Länder der Dritten 
Welt auswirft, dies in schärfster Kon- 
kurrenz zu den übrigen imperlalisti- 
jchen Ländern, die der westdeutsche 
Im; us muß, um 
Aa Sue een. 

Um noch bessere Ausgangsbedin- 
rungen für seinen räuberschen Han 

Iskrieg 


zu erlangen, räumt der 

BRD-Imperialismus den westdeut- 
schen Reedern, allen voran HAPAG- 
LLOYD, _ Subventionen aus dem 
„großen Topf” des Bundeshaushal- 
tes ein, was die anderen imperialisti- 
‚schen Nationen ihreneits zu erhöh- 
ten Subventionen veranlaßt. 

‚Angeblich aus Sorge um die Ar- 
beitsplätze der deutschen Seeleute 
und zur Stärkung der Konkurrenz- 
fähigkeit der westdeutschen Flotte 
stimmen die Führungen der Gewerk + 
schaften ÖTV und DAG mityein in 
den Reederruf nach mehr Subven- 
tionen. Damit unterstützen sie die 
imperialistische _Expansionspolitik 
‚des westdeutschen Kapitals. Die 
‚ÖTV-Führung versteigt sich gar zu 
nationalistischen Tönen, um den 
Protest der Seeleute gegen die arbei- 


Ey a 
Froren sel oecule gegen une wien 


terfeindlichen Maßnahmen der Re 
der zu kanalisoren. „Die Notwendig 
kelt „einer 'n (wessen Eigen- 
tum? ) Han te für die Bunder- 
republik Deutschland ist ... begrün- 
det in der Abhängigkeli unseres 
(unseres? 7) Stauter won der Roh: 
stoffversorgung - alo Importe — 
und dem Export der erstellten GW 
ter." (ÖTV-Seefahrt, Mai/Juni 1974) 

Ziel einer an den Interessen der 
Arbeiterklasse ausgerichteten Politik 
jedoch kann nicht die „Wiederher- » 
stellung” der Konkurrenzfählgkeit 
der wesideutschen Imperallsten sein, 
sondern die völlige Aufhebung dieser 
Konkurrenz durch die Überwindung 
den Kapitalismus, 


Wer diesen Weg ablehnt und 
ichzeitig über die arbeiterfeind- 
lichen Maßnahmen der Roeder wie 


Reederwillkür” 
besten Falle ein 
Kapitalismus nach wie won 
mierbat hält, im schlechtesten Valle 
‚ein Scharlatan, der seine Klamenzu- 
sammenarbeit mit der Bourgeoisie 
mit wortradikalen Sprüchen tarat 


it im 


\ 
> 
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Volkswagenwerk in Wolfsburg: der größte Teil der Bevölkerung ist von der Ar- 
beit bei VW abhängig. Wer bei VW nicht mehr arbeiten kann, der muß meistens 


in eine andere Stadt ziehen und Arbeit suchen. 


MASSENENTLASSUNGEN BEI VW 
Mindestens 12 000 Arbeiter weniger in 


diesem Jahr 


Alle Beschwichtigungen der VW-Kon- 
zernleitung und der sozialdemokrati- 
schen Betriebsräte vor den niedersäch- 
sischen Landtagswahlen, VW plane 
keine Entlassungen, erwiesen sich kurz 
nach den Wahlen als reine taktische 
Manöver. Ganz offensichtlich wollte 
man die SPD-Kampagne der „sicheren 
Arbeitsplätze” nicht mit. derartigen 
Meldungen stören. 

Mittlerweile sind ein Großteil Ent 
lassungen schon vollzogen und weitere 
geplant. VW versucht selbst hieraus 
noch Profit zu schlagen und verbreit 
in der Öffentlichkeit seine „‚humane 
Methode der Belegschaftsreduzierung. 

Durch einen sogenannten „Aufhe- 
bungsvertrag” will der Konzern im Ju. 
ni die Belegschaft um etwa 3.000 Ar- 
beiter verringern. Mit diesem Vertrag 
werden jedem Arbeiter, der freiwi 
kündigt, zwischen DM’ 5.000,- un. 
DM 9.000,- einmaliger Zahlung gebo- 
ten. Dieses ach so großzügige Lockmit- 
tel enthält allerdings: das Urlaubsgeld, 
die sogenannte Erfolgsprämie, die jähr- 
lich gezahlt wird, und einen 13. Mo- 
natsiohn; man sieht — so weit her ist 
es mit diesem „großzügigen” Angebot 
nicht, denn der größte Teil der Summe 
{aßt nur das zusammen, was den Ar- 
beitern tariflich im Laufe des Jahres 
sowieso gezahlt werden muß. Die 
Locksumme gilt allerdings nur für Ar- 
beiter bestimmter Betriebsteile beson- 
ders in den Werken Kassel und Hanno- 
ver; hier will man insbesondere wieder 
die ausländischen Arbeiter entlassen. 


Die VW-Bosse gehen bei ihrem 
Konzept der „humanen" Entlassun 
gen von folgender Vorstellung aus 

© Viele Arbeiter haben durch die 

Kurzarbeit in diesem Jahr große 
Lohneinbußen. Bereits zum fünften 
Mal in diesem Jahr werden vom 8.-12. 
Juli 30.000 Arbeiter in den Werken 
Emden, Kassel, Hannover und Braun- 
schweig auf Kurzarbeit gesetzt (auf 
der anderen Seite haben die VW-Bosse 
durch die Kurzarbeit Millionen Mark 
an Lohngeldern gespart), 
© Durch den Wegfall von sonst übli- 

chen Nacht-, Spät- und Sonder- 
schichten treten ebenfalls große Lohn- 
einbußen auf 

Die VW-Bosse wissen genau, daß 
ein großer Teil der Arbeiter mittler- 
weile in Schwierigkeiten geraten ist, 
Raten und Schulden nicht mehr be- 
zahlen kann etc. Diese Notlage ma- 
chen sie sich bei ihrem „humanen” 
Angebot zunutze. 

‚Wovon sie nicht reden, ja, was ins- 
gesamt von den Kapitalisten, den bür- 
gerlichen Politikern und der Presse ver- 
schwiegen und beschönigt wird, sind 
folgende Tatsachen. 
© die Arbeitslosenquote in Nieder- 

sachsen beträgt 3,6 % und steigt 
(Der VW-Zulieferer Teves in Gifhorn 
hat mittlerweile für 400 Beschäftigte 
Entlassungen beantragt.) 
@ in denersten fünf Monaten des Jah- 

res hat VW bereits 3.000 Arbeits- 
plätze vernichtet, indem die sogenann- 
ten natürlichen Abgänge nicht ersetzt 


wurden, und plant für den Rest des 
Jahres, mit derselben Methode 6.000 
weitere Arbeitsplätze einzusparen. zu 
sammen mit den 3.000 
Kündigungen bedeutet 
Entlassung yon. mindestens 12.000 
Arbeitern! (Zahlen nach „Bild“ vom 
20.6.74) 
© in einer Stadt wie Wolfsburg ist der 
größte Teil der Bevölkerung auf 
Arbeit bei VW angewiesen; wer bei 
VW nicht mehr arbeiten kann, der muß. 
meistens in eine neue Stadt ziehen. 
Hieran wird deutlich, daß die VW- 
ital 
ind ihre 
Familien immer wieder hineintreibt, 
zu ihrer Tugend zu machen versuchen, 
Das Gewäsch von der „humanen” Be 
Iegschaftzreduzierung Ist nichts wer 
ter als das Bemühen, tatsächliche 
lassenentl in „sozial“ zu be- 
mänteln. Die Aufomobiikonzerne ste 
hen dabei an vorderster Front, mit 


Kurzarbeit, Rationalisierungen und 
Massenkündigungen (vergl. dazu auch 
AK_45 zu VW, Opel und Ford) die 


kapitalistischen Profite au sanieren. 
Der Kampf gegen die kapitalistische 
Rationalisierungspolitik und Mauen- 
ntiassungen gewinnt zunehmend an 
Bedeutung und. 
auch zu einem 4 
Auseinandersetzungen in den Gewerk- 
schaften gemacht werden! . 


Metall-Komitee 
KB/Gruppe Hamburg 


Texaco, Hamburg 


Schlappe für den Mitbestimmungsschwindel 


— Zu den Aufsichtsratswahlen — 


Hetze gegen links nicht belohnt 


Kosiedowski und Kuch — BR-Fürsten in Gra ıbrook, Spitzenkandidaten 
der 1G-Chemie bei den AR-Wahlen im Texaco-Konzern und branchen- 
bekannte Kommunisten-Jäger — wurden von den Hamburger Kollegen 

Von fast 2.000 Wahlberechtigten der Hauptverwaltung und 


abgebürster. 


aus Wilhelmsburg erhielten sie gerade 74, bzw. 79 Stimmen! 


Vom 18. bis zum 20. Juni fanden 
bei der Deutschen Texaco AG 
(DTA) und der Vertri 

schaft (DTV) Wahlen zum Auf- 
sichterat (AR) statt. 

Um die guthonorierten AR- 
Posten rangelten vier Mitglieder 
der 1G Bergbau und Energie, 
zwei der IG Chemie, vier der 
Gewerkschaft HBV und drei der 
DAG. 

Die Wahlbeteiligung im gesam- 
ten Konzern stieg durchschnitt. 
lich um über 10%, auf fast 80% 
an (1971: 67,8%), 

Anders in Hambus 


Sowohl 
such in 


p 
waltung (HY) und Wilhelmsburg 
konnte der Aufschwung der Mit- 
bestimmungsillusionen_ gestoppt 
werden. Ja mehr noch. Es ge- 
hang den Illusionsverkäufern der 

und Gewerkschaftsführung 

sine beschliche Schlappe zuzu 
1OTT noch dei ca. 20%. so Mer 
gen Aiemal nur 40 50% der 
ollegen überhaupt zur Wahl! 
Das ist in erster Linie das 
Ergebnis der Arbeit einer Gn 
pe linker Betriebiräte und Ver 
trauensleute, die im Wahlkampf 


Der CHEMIEARBEITER 
‚die Rranchenzeitung des KD — 
unterstützte diese berechtigte 
Forderung. 

In der Hauptverwaltung sind 
von 1.497 stimmberechtigten 
Kollegen nur 600 zur Wahl se 
‚wangen (40,8% Wahlbeteiligung) 
In der DTV-Zentrale Hamburg 
von 473 nur 226 (= 47,8% 
„Wahlbeteilieung) 


In solchen Abteilungen oder 
Betriebsteilen, in denen linke Ge- 
werkschafter aktiv für 
auftraten, gab 


beieiligung 
Wilhelmsbunger Werk von den 
etwa 60 Arbeitern nur ganze 
8 (acht!) überhaupt zur Wahl 
neangen. 

Damit haben sich in diesen 
Hamburger Texaco-Betrieben ca, 
40 % weniger Kollegen an dem 
Mitbestimmungsschwindel betei- 
lit, als noch 1971, und etwa 
50% weniger als in anderen 
Konzernbetrieben in der BRD. 
Im Grasbrooker Texaco-Betrieb 
(ebenfalls. Hamburg), gelang es 
den SPD- und IG-Chemiefürsten 
indes, Ihre Position weiter auszı 
bauen. Die Wahlbeteiligung liegt 
hier analog zu Texaco-Betrieben 
in der übrigen BRD bei etwa 
70.80 %. 

Es wird in der nächsten Zeit 
darauf ankommen, die HV und 
Wilhelmsburger Erfolge als Hebel 
zur bemeren Aufklärungsarbeit 
für unsere Grasbrooker Kollegen 
zu nutzen, 


Warum Wahlboykott? 


Die Krfolge bei den fast 
2.000 Hamburger Texaco-Kolle- 
‚sen beruhen zum einen auf dem 

roßen Vertrauensverhältnis der 
ollegen zu einigen linken Be: 
triebsräten und Vertrauensleuten 
‚die maßgeblich die Aufsichtsrats 
kampagne geführt haben. Zum 
anderen ist es den Linken ge 
lungen, größere Klarheit über 


‚den Mitbestimmungsschwindel, 
(Die Unternehmer sitzen am 
Drücker und lassen sich auch 
durch tausend „Mitbestimmunps 
paragraphen“ nichtswegnchmen) 
mit den für die Kollegen konkret 
faßbaren Konsequenzen aus einer 
AR-Kandidatur zu verbinden. 
$o machten die Linken in 
vier Flugblättern zur AR-Wahl 
deutlich, daß AR-Mitglieder 
+ 


nicht” „führend“ in Streiks 
eingreifen dürfen (Streiklei- 
tung etc.) _ 


+ im Unternehmerinteresse, zur 
völligen Geheimhaltung 'ver- 
urteilt sind (sowohl gepenüb: 
den Kollegen im allgemeinen, 
als auch gegenüber den Be- 
triebsräten und. Vertrauens- 
leuten im besonderen) 

+ gegebenenfalls zu „Schadens 
ersatz" verknackt und straf- 
rechtlich verfolgt werden kön- 
Konsequenz: Im AR gibt es 

für die Kollegen nichts rauszu 

holen, darum empfehlen wir, uie 

Wahl zu boykottieren. 

Die Mehrheit der Kollegen 
ist den linken Betriebsräten und 
Vertrauensleuten in der Argu- 
mentation gefolgt und berei 
tete den Illusionsverkäufern eine 
beachtliche Schlappe. 


Wie führten die 
Gewerkschaftsführungen 
den Wahlkampf? 


Die DAG orientierte darauf, 
im AR wenigsten „Flagge zu 
zeigen“, auch wenn man zuge 
standenermaßen derzeit nicht 
viel tun könne. Den Linken 
warf sie vor, „Kein aktives In 
teresse an der Durchsetzung der 
Mitbestimmungsziele zu haben. 
Abseltsstehen und in Fragestel 
len... würde der Arbeitgeberseite 
ur entgegenkommen.“ 

Dann griffen die Mc.Carthy 
Schüler der IG Chemie-Führung 
in Hamburg ein. Erst die Ama 
teur-Kommunistenjäger und AR 
Kandidaten Kuch und Kosie- 
dowski (BR-Fürsten in Grass 
brook). Wie gehabt, wurde ver 
sucht, die linken Texaco-Kolle- 
wen in die „Extremistenecke 
angeblicher „Alles oder Nichts‘ 

orderer”(IG Chemie Flug 
blatt) zu drängen, um dann zu 
fragen, „was die Flugblatt Ver 
{asser denn an Stelle der Mit 
eigentlich wollen? " 


Tage später auf einer Betriebs 
versammlung die Antwort. 

„Den Ruf nach Bewaffnung 
der Arbeiterklasse!"“ 


Prestigeschlappe für 
1G Chemie-Führung 


inders entmutigend dürfte 


das Wahlergebnis für die IG Che 


misKandidaten Kuch und Kosie- 
dowski aus Grassbrook sein 

Völlig abgebürstet auf dem 
drittletzten und alerletzten Platz 
liefen sie beim 12.000 DM- 
Tantiemenrennen dürch's Ziel 
Von den 1.497 Arbeitern und 
Angestellten der HV und Wik 
heimsburg waren nur ganze 74 
bzw. 79 bereit, die Kodolitsch- 
Jünger anzukreuzen!!!! 

Diese Prestigeschlappe der IG 
Chemiefürsten wird mit Sicher: 
heit nicht ohne Konsequenzen 
bleiben 

In der letzten Zeit sind hä: 
figer Gerüchte laut geworden, 
daß eine Reihe von linken 10 
Chemie-Betriebsräten und Ver 
rauensleuten aus der Gewerk 
schaft ausgeschlossen werden 
sollen, um zumindest auf ge- 
werkschaftlicher Ebene das Ru- 
der wieder voll in die Hände der 
Gewerkschaftsführung zu be 


Wenn die Linken auf der Ba- 
ai des „Masgenerfolgeg” bei der 
AR Wahl aufbauen, dürfe e den 

mie-Kommunistenjägern 
allerdings schwer fallen, die 
Linken gänzlich von der Wahr- 
nehmung der Interessen der Mas- 
se der Kollegen abzuhalten. 

Weil es den Texaco-Linken 
gelungen ist, diese AR-Kampagne 
mit einer Reihe neuer detaillier- 
ter und überzeugender (!) Argu- 
mente zu führen (insbesondere, 
die Analyse der zuständigen Pa- 
agraphen des Aktiengonetzus 
und der entsprechenden Kom- 
mentare zum Gesetz), haben 
wir uns entschlossen, diese Kam- 
pagne. alsbald zu dokumenveren, 
und zwar entweder als Sonder- 
heft. des „‚Chemiearbeiter" oder 
in der nächsten Ausgabe von 
„Unser Weg“ . 


Betriebszelle Texaco 
KB-Gruppe Hamburg 


„‚Amerikanische Verhältnisse” 
- Vorbild für Bullenterror in der BRD - 


Die Entwicklung der westdeutschen 

Polizei in den letzten Jahren ist 

& durch kostspielige technische und 
militärische Ausrüstung, 

© durch zunehmend klarere faschi 
stische Ausrichtung gegen die 
werktätige Bevölkerung, 


stische Maßnahmen ( 
sog, „Notwehrsituation” etc.) 
© und durch den Aufbau spezieller 
Killertruppen, der sog. „‚Anti-Ter- 


roristen” oder MEK Mobi 
ies Einsatzkommando, gekenn 
zeichnet 


Die jüngsten Ereignisse in München 
(Ermordung eines Taxifahrers durch 
's MEK; siehe AK 4$ 8, IR) und 
die öffentliche Hinrichtung des Bank 
räubers Gonzales durch MEK-Schüt 
zen ın Hamburg, deuten an, daß die 
„Investitionen“ der Kapktalistenklas 
ie in die Polizei sich nun zunehmend 
in der Praxis bewähren soll 
Unvorhällt geben zuständige Mi 
nister die Zielvorstellungen ihrer 
Planungen an. So sprach Polizeipi 
sident Redding (Hamburg) von „an 
strebenswerten Amerikaverhälinir 
sen” und Genscher bereits bein 
Ustinenserüberfall während der Ol 
72 in Mönchen, „von der 


ralen Bundespollzel”: Vorbild FBI + 
usa! 

Zwei Meldungen der jüngsten Zeit 
aus den USA - kaum sichtbar, »0 
klein sind sie in der bürgerlichen 
Presse gehalten - lassen die für die 
BRD „anstrebenswerten Amerikaver- 
hältnisse” erahnen. 

In der „Süddeutschen Zeitung” 
vom 4. Juni 

Fixe Schützen 


m Ant 
„Okay, bier bin ia, ne ein mil sn Piste 


be in Los Angeles betrat Dre Politen ungen 
Fhtort Ihre Warten und erschunsen den Bindring: 

As er 1m wor, Meilen mn (mh daß der 
Mat ei har Lafpantai hate 


Zehn Taye später berichtet die 
„Morgenpost“ von dem Freispruch 
des Bullen Thomas Shea. Shea hi 
vor einem Jahr am hellen Tag einen 


sitahripen, Negerlungen mit dr 
Kopfschüsen kaltblitig ermordet 
‚Der Tatort befindet sich im New 


in dem 
übelsten 
Bezeichnung für 
Anm. AK-Red.) einge- 


setzt werden 
Vor Gericht „rechtfertigte” sich 
Pig Shey, „er hätte den eiflährigen (11) 
‚für einen Taxirduber gehalten.” 
Außerdem „hatte der Junge eine 
Waffe auf mich gerichter.” („Mor 
genpost”). Natarlich wurde die Wa 
/o niemals gefunden, und natürlich 
war der Eifjährige kein Taxiräuber 
Das Gericht indes bescheinigte 
in „Notwehr” gehandelt zu 
rach Ihn frei 
es ja nur ein „Ninger- 
Junge” und zweitens hackt eine Krähe 
) der anderen (Pig Ahea) 
niemals ein Auge aus, . 


Chemie Komitee, 
KD/Gruppe Hamburg 


er. 


Arbeiterkampf Nr. 46 / Juli 


Der Kampf der DRUPA-Linken in Hamburg 
— am Beispiel der „ALTERNATIVE” 


Im letzten ARBEITERKAMPF be 
sichteten wir rn, daß sich in 
der Hamburger DRUPA eine Aktions- 
einheitlinker Gewerkschafter 


um Freitag, dem 28.6., sei 
ne erste größere Veranstaltung durch- 
folhrt Der, Riniadung waren cn 
30 Kollegen und Genossen wefolgt, 
unter ihnen auch Vertreter aus ande. 
ron Gewerkschaften. 
berichteten Genosen aus den Hotrie 
ben HSW, HDW und Reichhold den 
DRUPA-Gewerkschaftern darüber, 
wie sie den Kampf gegen politische 
Entlassungen und Gewerkschaftsaus- 
schlüsse und für eine Politik im Inter 
esse der Arbeiterklasse in ihren Be- 


staltun, in der „ALTE) 
NATIVE' den "Kollegen 
verschiedene Kommissionen gebildet, 
die den Auftrag bekommen hatten, 
mehrere Referate auszuarbeiten, die 
‚dann auf der Veranstaltung vorgelra 
gen wurden. 

Das erste Referat befaßte sich 
mit den Rationalisierungsmaßnah- 
men der Kapitalisten und den Mas- 
senentlassungen in der Druckindu- 
strie. Anhand einer Vielzahl konkre- 
ter Beispiele aus dem gesamten Bun- 
desgebiet wurde nachgewiesen, 
welches Ausmaß die Massenentlas- 
sungen bereits heute erreicht haben 
und was auf die in der Druckindu- 
strie tätigen Kollegen in den folgen: 
‚den Jahren zukommt. So wurde in 
dem Referat u.a. ausgeführt: „Diese 
Beispiele ... stehen für eine Eniwick 
Tung, die schon selt einigen Jahren 
angelegt ist. So sank die Zahl der ın 
der Druckindustrie beschäftigten Ar- 
beiter innerhalb von zwei Jahren um 
‚ca. 7000, von insgesamt 175000 auf 
168000. Gleichzeitig stieg aber der 
Jahresumsatz um ungefähr 15 %. Die 
Reallöhne "dagegen stagnierten. Min 
destens seit, der letzten Tarifrunde 
iind se sogar gesunken. Jedoch han 
delt es sich hier erst um den Beginn 
einer  Rationalisierungswelle, denn 
die Druckindustrie. ‚hängt bezüglich 
des Grades der Ausbeutung den an- 
deren Industrien hinterher. Während 

samt in der Industrie der An- 

teil der Löhne und Gehälter am Um- 
satz im Durchschnitt 24,5% beträgt, 
lag. dieser Anteil in der Druckindu- 
strie zwischen 34% und 38%. Es ist 
nur logisch, daß die Kaptalisten al- 
les daran setzen werden, durch Kon- 
zentration und Rationalisierung zu 
= für die Kapitalisten - gür 
farTonalisierung = 
für die Kapitalisten - günstigeren 

Bedingungen zu kommen. 

Auf die Verhältnisse in Hambu 
eingehend, wurde besonders über d 
Massenentlassungen bei AUER-Druck 

hier sind bereits 170 Entlassungen 
vom Arbeitsamt „genchmigt” wor- 
den, bei BROSCHER, wo in der iz. 
ten Zeit ca. 120 Kollegen ihren Ar- 
beitsplatz verloren, und eine Reihe 
weiterer Betriebe eingegangen, die 
für die Zukunft Rationalisterungen 
größeren Ausmaßes angekündigt ha- 
ben, Es wurde berichtet, daß die Zahl 
der offiziell arbeitslos gemeldeten 

Arbeiter in der Hamburger Druck- 

industrie sich in der letzten Zeit ver 

doppelt hat 

Insbesondere mit den 
tiven”, die den Arbeitern 
nur in der Druckindustrie - von den 
Gewerkschaftsführern in ihrem 
Kampf gegen „die Massenentlassui 
‚gen „gewiesen” werden, setzien sich 
die Kollegen auf der Veranstaltung 

Sie zeigten auf, daß die 

Propagierung der Milbestimmungund 
die Forderung nach bemeren Sozi 
plänen, einer möglichst „problem- 
losen” Durchsetzung der Massenent- 
lassungen seitens der Kapitalisten die 
nen und den wirksamen Kampf der 
Arbeiter gegen die Auswirkungen der 
kapitalistischen Rationalisierung. in 
‚die Irre führen. 

Kon kret am Beispiel der „Krise 
des Kohlebergbaus, wo die Mitbe- 

immung, set langem euistert, be 

sen die „ALTERNATIVE" de: 
versammelten Kollegen, daß die Mi 
bestimmung als Instrument genutzt 
wurde, um die Bergarbeiter von cı 
nem konsequenten Kampf gegen die 
ungeheure Mawenentlassungen abzu- 
halten 

In den weiteren Kefersten 
ste sich die „ALTERNATIVE" be 
sonders mit den in der letzten Zeit 
verstärkten Angriffen auf die inner 
gewerkschaftliche Demokratie, die 
mit den 11 Ausschlü 


'orspek, 
nicht 


figen Höhepunkt erreicht haben. Be 
tont wurde die Planmäl 
Vorgehen der Gewerke) 

das unmittelbar die Int 

nes konsequenten Ka 


kapitalistische Rationalislorung in der 


musbildung der „ALTERNATIVE 


Hamburger DRUPA verhindern soll 


Linken 


und lngerfrisig jede Entwicklung 
einer antikapiafitischen Gewerk 
Schaftapolitik gerichtet it 

Welches Gewicht die 


Gewerk, 
Wirken" 
diesem Punkt beimemen un. 
durch die Gründung sozlaldemokra- 


hinweg zu 
Arbeltszusammenhang zu kommen, 
der sowohl weitgehend solidarisch 
‚die politische Auseinandersetzung und 
‚die praktisch politische Arbeit voran- 
treibt 


Die letzte „Initinlzündung” für 


scher Betnebsgruppen , machte 
die „ALTERNATIVE" anhand des 


‚das Zustandekommen der „ALTER- 


folgenden Zitates aus einem Be- 


NATIVE" bildeten die Notwendig- 


richts des Landesbezirk Nordmark 


keit der Vorbereitungen auf ein 


des DGB deutlich: „m Bericht des 


klassenkämpferisches Auftreten am 


DGB Landesbezirk Nordmark sind es 


diesjährigen 1. Mai sowie die pol 


aufgrund der gewerkschafilichen 


tische Entlassung und der Gewerk- 


Struktur fast ausschließlich die sozt 


schaftsausschluß des AUER-Betriebs 


aldemokratischen  Betriebsgruppen, 


rates Wittrock, 


die den kommunistischen Einfluß in 


den Gewerkschaften und den Be: 


Die in diesem Zusammenhang he- 
rausgegebei 


Die Kollegen sind in das Hotel 
Draußen marschiert die Polizei auf, 


Irieben apgeschwächt und an vielen 
Stellen ausgeschaltet haben. Ziel der 
Berriebsgruppenarbeit wur es, den 
‚Kommunisten in den Betrieben und 
den Gewerkschaften enigegenzuire- 
ten und dafür zu sorgen, daß sie 
nicht in wichtige Positionen ge- 
wählt werden. 

Im weiteren wandte sich die „AL- 
TERNATIVE” gegen die illusiönäre 
Vorstellung, daß man unter solchen 
Bedingungen den gesamten Gewerk- 
schaftsapparat in seiner jetzigen Form 
für eine Klassenpolitik erobern kön- 
ne, 


„Wir haben uns dagegen zur Auf- 
gabe geitelle innerhalb der Ge- 
werkschaft ein Forum zu schaffen, 
in dem Interessen der Kollegen vor- 

in dem Interessen der Kollegen vor. 
getragen werden können. So soll 
die Zeitung „ALTERNATIVE” Kol- 
legen und Kollegengruppen die Mög- 
lichkeit geben, sich durch Stellung- 
nahmen und Artikel über Probleme 
und Aujgaben auseinanderzuseizen. 
Desweiteren soll durch gewerkschaft 
liche Versammlungen wie die heutige, 
die Möglichkeit zu Diskussionen und 
Planung notwendiger Kampfmaßrah 
men gegeben werden 

In der nachfolgenden Diskussion 
stand die Auselnandersetzung um die 
Frage, wie der Kampf um die inner 
gewerkschaftliche Demokratie zu füh- 
ten, und wie die Ausgeschlossenen in 
diesem Kampf einzubeziehen seien, 
im Zentrum 

Denn diese Veranstaltung war vor 
allem zustandegekommen aufgrund 
der Maenausschlüsse aus der 
DRUPA und der Weigerung der Ge- 
werkschaftsführer zu diesem Thema 
und zu den Massenentlassungen 
noch im Juni eine Delegiertenver- 
sammlung einzuberufen, obwohl ci- 
ne größere Anzahl von Anträgen 
aus den Reihen der Mitglieder dazu 
vorlagen. 


Wie kam er zu dem Massen. 
Ausschluß burger 
DRUPA 


Was war der unmittelbare Anlaß 
für diesen bisher in der neueren Ge 
schichte der DRUPA größten Mas- 
senausschluß? 
Schon seit längerer Zeit deutete 
ich in der Hamburger DRUPA die 
Herausbildung eines Kerns linker Ge 
werkschafter an. Verschiedentlich ge- 
lang es, dem Ortsvereinsvorstand auf 
den gewerkschaftlichen Delegierten 
versammlungen Abstimmungsnieder 
lagen beizubringen. Insbesondere vor 
Tarıfrunden, auch als der Vorstand 
sich schützend vor den Springer-BR, 
Türgensen stellte, der von den Dele 
sierten wegen der Denunzlation ei 
nes linken  Gewerkschafters zur 
Rechenschaft gezogen werden sollte. 
‚der Hamburger 


früher  verschi 


künfte gegeben hatte — bis zur Her. 


NATIVE" (Gegen politische Entlas- 
sungen u. Gewerkschaftsausschlüsse) 
nahmen die Gewerkschaftsführer zum 
willkommenen Vorwand, den schon 
länger geplanten  Massenausschluß. 
durchzuziehen und zu „begründen” 
„Sie haben durch aktive Betätigung 
im Kreis oppositioneller Gewerk- 
‚schafter laufend gegen den Abgren- 
zungsbeschluß verstoßen. Durch die- 
se Mitwirkung haben sie sich zu den 
Zielen, wie sie in der „ALTERNA- 
TIVE" der Gruppe oppositionelle r 
Gewerkschafter vertreien werden be- 
kannı. Mitarbeit an diesen Zielvor- 
stellungen ist mit.der Mitgliedschaft 
in der Industriegewerkschaft Druck 
und Papier nicht vereinbar. 


Durch das Flugblatt der „ALTER. 
NATIVE” mobilisiert, erschienen ca 
100 Kollofen zu diesem „Anhörungs- 
termin”, 

Die weiteren Ereignisse schildert 
die „ALTERNATIVE” in einem tags 
darauf herausgegebenen Flugblatt 
Sie (die 100 Kollegen) beschlossen 
pemeinsam in das Hotel einzudringen 
Daß die Gewerkschaftsführer zu je- 
dem Mittel greifen, um gegen oppo. 
sitionelle Kräfte vorzugehen, wurde 
durch die schnell enrückende Polizei, 
die über die Ereignisse wohl infor 
miert war, wieder einmal bestängt 
Die Polizei hatte den Auftrag das 
Hotel zu räumen. Nachdem ... die 
Aufforderung, das Hotel zu verlassen, 
die Kollegen nicht beeindruckte, 
(rückte) Polizei in voller Kriegibe- 
malung an, . die keinen Zweifel de- 
ran ließ, daß sie knäppeln sollie." 

Das ist unseres Wissens in Ham- 
burg seit langem das erste Mal, daß 
die Gewerkschaftsführer mit Polizei- 
gewalt gegen die Mitglieder vorge- 
gangen sind 


Zu den politischen Auseinan- 
dersetzungen in der „ALTER-“ 
NATIVE”: 

Kampf an zwei Fronten 


Mit dem schärferen Vorgehen der 
Gewerkschaftsführer gegen die „Al- 
TERNATIVE” kamen auch die poll 
tischen Differenzen innerhalb dieses 
Kreises linker Gewerkschafter sicht 
barer zum Vorschein 

Zuerst wurde bei den Kollegen 
die der Gruppe _„Arbeiterpolitik” 
nahestehen, sie Neigung sichtbar, 
sich vor drohenden Gewerkschafts- 
ausschlüssen durch Rückzug aus der 
Mitarbeit an der „ALTERNATIVE" 

Insgesamt standen und stehen die- 
se Genossen der Gründung der 
„ALTERNATIVE" sowie deren Ziel- 
setzung, u.a. durch politische Ent- 
hüllungs- und Propagandaarbeit die 
Absichten der Kapitalisten und der 
Gewerkschaftsführer deutlich zu ma- 
chen, ablehnend gegenüber. 

So sprachen sie sich z.B. gegen 
die Inhalte der ersten Broschüre aus, 
mit der Begründung, sie sei „zu poll 
tisch”, sie enthalte „zuviel Ideologie”, 
bringe „zu viele Fakten” und „über 
fordere” deshalb die Kollegen, 


Die hier zum Ausdruck kom - 
menden Vorstellungen erklären unse- 
rer Auffassung nach auch die Tat” 
sache, daß die Gruppe „Arbeiter- 
politik” im Hamburger Drückbereich 
bislang keine kontinuierliche Agita- 
tion und Propaganda betrieben hat. 


on und Propaganda betrieben hat, 


Geschlossener Abmarsch der Kollegen. 
{Im Hinergrund die Bullen in voller Kriegsausrüstung) 


Für _ das. „Anhörungsverfahren”, 
zu dem die Hamburger DRUPA-Füh. 
ver die 11 für den Ausschluß von 
sehen „geladen” hatte, und das für 
die Beiroffenen zu einem Canossa 
unter Ausschluß der Öffentlichk 
werden sollte, legte die „ALTE) 
NATIVE” ein gemeinsames Vorgehen 
fest, In dem dazu herausgegebenen 
Flugblatt heißt es: 
© „Wir werden uns nicht der Ge 
verkschaftuführung ausliefern und 
uns nicht wor ihr rechrfertigen 
@ Wir werden die Gewerkschafts 
führer auffordern, das Beabuichtig- 
te Ausschlußverfahren vor der Ge 
werkschaftsöffentlichkeit  auszu. 
ragen. 
© Wir werden uns nicht auseinan 
derdiridieren. laısen, sondern uns 
das ‚Recht nehmen, auch weiter 
hin mit dem Arbeitskreis „Ak 
TERNATIVE" geschlousen aufrw 
reten und die Mitglieder au in 
Formieren." 


DRUPA-Führer rufen Polzei 
zu Hilfe 


Was den „KBW" angeht, so lehnt 
er mit ähnlichen schwachsinnigen 
„Begründungen”, wie er schon die 
Äktionseinheit linker und kommuni 
sischer Organisationen zum diesiäh 
rigen 1.Mai („Absonderung und 110: 
lierung“ von” den Massen) „venur 
teilte”, auch die Aktionselnheit der 
DRUPA-Linken in Hamburg von 
vorn herein ab 


Auf dieser Grundlage war es nur 
konsequent, daß ein „KBW"-Mit 
glied, das ebenfalls vom Ausschluß 
aus der DRUPA betroffen ist, sich 
nicht zum gemeinsamen Vorgehen 
mit den anderen 10 Ausgeschlossenen 
bereit fand 

Als Einzige 
den Anhörungstermin vor denversam- 
melten DRUPA-Führern wahr und las 
diesen — fernab von den Kollegen 
aus den Leitsätzen des „KBW 


ders hervor, daß seine Organ 
jegliche RGO-Konzeption eni 
denablehnt 


de „Unterstellung”, 
Mitglied habe aktiv in der „ALTER- 
NATIVR“ mitgearbeitet, wandte sich, 
‚der „KUW“ in einem speziellen Artı 


kel in der Hamburger Ortsbeilage 
der „KVZ" 

mz fülsch ist en, Jetzt eine Ge 
werkschaftsopposition aufzubauen 


wie dies der „KU“Nord und die 
Gruppe Rote Fahne („KPD“) mit 
der „ALTERNATIVE" tun. „.gegen 


diese Pläne tritt der KRW entschie 
den auf, und auch P.D, („KUW”, die 
Red.) wur auf der Verummtung im 
„Z", um die Kollegen von falschen 
Schritten abzuhalten. Es zeigt die 
Verlogenheit des Vorstandes, daß er 
trotz Kennimis dieser Tatsachen die 
Anwesenheit im „Z” als Ausschluß 
grund angab.” 

Kein Wunder, daß die „ALTER 
NATIVE” diesen auf Denunziation 
und anbiedernde Rechtfertigung an- 
gelegten Artikel zum Anlaß nahm, 
dem „KBW”-Jer den weiteren Be- 
such ihrer Veranstaltungen zu un- 
tersagen, 

Desweiteren Ist insbesondere bei 
der Vorbereitung der Veranstaltung, 
die die „ALTERNATIVE” am 28.6 
abgehalten hat, zutage getreten, daß 
sie sich in ihrem Reihen auch mit Po- 
sitionen auseinanderzusetzen hat, die 
darauf hinauslaufen, den vorbeugen- 
den Charakter der jetzt erfolgten 
Massenausschlüsse. aus der DRUPA 
zu leugnen, und diese Maßnahmen 
der Gewerkschaftsführer einseitig als 
eine Reaktion auf die zunehmende 
Stärke der in Opposition zur Politik 
der Vorstände stehenden Kollegen 
zu interpretieren. 

In enger Verbindung mit dieser 
falschen Einschätzung steht auch die 
Tendenz, bei einigen Kollegen in der 
„ALTERNATIVE”, eine gründliche 
Enthüllüngs- und Propagandaarbeit zu- 
‚gunsten einer aktionistischen Politik 
zu vernachlässigen. r 

So hatte die Mehrheit der „AL- 
TERNATIVE” einige Mühe, diese 
Kollegen unmittelbar nach Bekännt. 
werden der Massenausschlüsse davon 
abzuhalten, die schon begonnene 
Arbeit am der Rationalisierung 
broschüre kopflos abzubrechen. Zu 
dieser Auseinandersetzung in der 
„ALTERNATIVE” schrieb der 
DRUCKARBEITER: 

„Diejenigen, die meinen, man sol- 
le jetzt den ‚untergeordneten® (? ) 
Punkt der kommenden Rationalisie: 
Funsen zugunsten des Kampfes segen 
die Gewerkschaftsausschlüsse zurück- 
stellen, weil ‚die spontane Empörung 
über die Ausschlüsse ausgenutzt wer- 
den müsse' und man die Kollegen 
über die Frage der Massenentlassun- 
en ‚nur schwer" mobilisieren könne, 
die vergessen’ eben, daß die Mehr. 

Den ‚nur schwer" mobilisieren könne, 

die \vergessen’ eben, daß die Mehr. 

heit’der Kollegen nur in den Kampf 
mit einbezogen werden kann, wenn 

Ihnen klar wird, daß Rationalisierum 

sen und Ausschlüsse nur verschiedene 

Teilaspekte des Kampfes sind. 

Eine Unterstützung dieser falschen 
Position sehen wir auch in einem 
Flugblatt der vom 28.6. zu 
den Auseinandersetzungen in der 
„ALTERNATIVE”, in dem es 

ib 

Wir werden aber nach wie vor 
alie diejenigen... die darauf abzielen, 
den Kampf zu sbotieren [?) und 
die Gruppe zu einem Aufklärungs 
zirkel, der den f auße: Acht 
laß, werden zu energuch 
weiier bekdmpfen. 

Diese Position wurde auch auf der 
Veranstaltung am Freitag vertroten, 
u.a, durch Vertreter der „KPD 

Trotz dieser auf der Veranstaltung 
sehr scharf ausgetragenen Differen- 
zen, sind die Vertreter dieser Posltio- 
nen in der „ALTERNATIVE” auch 
weiterhin bereit, die Mitarbeit in der 
„ALTERNATIVE” fortzusetzen, Die 
Zukunft muß. zeigen, wie ernst sie 
© damit meinen. 

Insgesamt muß diese erste größe: 
re Veranstaltung — ebenso wie die 
bisherige Arbeit, die sich vor 
in den Veröffentlichungen nie 
schlägt — als ein Erfolg der Hambur- 

'r DRUPA-Linken gewertet werden. 
Öbwohl unter den massiven Angıif 
fen - vor allem von seiten der Ge- 
werkschaftsführer — einige poltische 
Gruppen sich aus der Arbeit zurück 
gezögen haben, ist eu der „ALTER- 
NATIVE” gelungen, sowohl ihre in 
haltliche politische Arbeit fortzufüh 
ten und zu festigen als auch gewise 
Anfangserfolge bei der Gewinnung 
weiterer Kollegen zur Mitarbeit zu 
erzielen. 

Die Zukunft wird zeigen, ob die 

eitete Grund 


n von außen und den Auseinan- 
setzungen im Inneren lngerli 
ewachsen In 
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Wer gegen die 
Rationalisierung 


‚Hamburg: 
kapitalistische 
kämpt, 


soll gefeuert werden 


A 
lami Bei - 
hung in diesem Jahr statt, Wie üblich 
war der Rechenschaftabericht des Be- 
triebsratsvorsitzenden oberflächlich 
und nichtssagend, Das einzig Be- 
morkenswerte an seiner Rede war, 
daß er lobend erwähnte, der oberst 
Colgate-Boss von Hamburg, Herr von 
Laer, habe sich freundlicherweise be- 
mäßig alle 14 Tage 
atssitzungen ‚teilzu- 
‚nchmen. Die Zusammenarbeit habe 
bisher schon gute Erfolge erzielt 

Einen besonders sauberen Er- 
folg dieser Zusammenarbeit bekamen 
die Kollegen bereits ein paar Tage 
später zu spüren, Auf der Betriebs 
versammlung hatte eine Kollegin, 
Mitglied des Betriebsrates (BR) ei 
nen Beitrag zum Problem der Ratio. 
nalisierung bei Colgate am Beispiel 
einer Herseliabteilung gehalten, Al 
Einleitung ihrer Rede war sie ge 
awungen zu betonen, ‚daß sie jetzt 
als „einfache Kollegin” spreche, de 

ie "BR-Mehrheit der Meinung ist, 
‚der Rechenschaftsbericht des Vor. 
sitzenden genüge vollauf zur Infor 
mation der Kollegen und einzeine 
Beiträge von Betriebsräten nicht 
erwünscht sind, 

In ihrem Beitrag machte die Kol 
legin deutlich, mit welchen Mitteln 
die, kapitalstische Rationalisierung 

gen die Kollegen durchgesetzt wir 

wurden in der betreffenden Ab- 
allein in einem Zeitraum von 


„ zwei Jahren 25% der Kollegen weg- 


rationalisiert, durch gezielte Entlas- 
sungen (wie vor ca. 1/2 Jahr ein Mit- 
glied der Vertrauenskörperleitung , 
der schon seit.) versucht hatte, 
das Problem der Rationalisierung vor 
allen Kollegen deutlich zu machen) 
und keine Neueinstellungen, wenn 
Kollegen wegen der miserablen Ar- 
Beisbedingungen selber gekündigt 
ten, 

Das hieße also 25% Mehrarbeit 
für die verbliebenen Kollegen. Hieße 
es — wenn nicht tig das Ar- 

‚enorm wi 


ten, wodurch ein Ansatz nichtmehr 
in 2 3/4 sondern in 2 Stunden ge- 
schafft werden muß. 

‚Momentan werden außerdem Pro- 
beläufe (1) gefahren, wo ein Ansatz 
statt wie bisher 2.1/2 nun 3 1/2 t 
Volumen haben soll, Das heißt also. 
immer mehr und immer mehr Zent- 
schleppen und schütten, 


Colgate, Hamburg: 


diese Arbeit 
st üblen kli- 
bei Staub 
und Lärm, ausgeführt werden. Für ei- 
ne Klimaanlage ist bisher angeblich 
noch kein Geld dagewesen! Dabei 
noch besonders zu bedenken, daß 
türlich auch eine ganze Reihe schädli- 
cher und sogar giftiger Stoffe verar- 
beitet, werden müssen, auch wenn 
hinterher Körper p f1e ge mittel da- 
bei herauskommen sollen. So wurde 
z.B. lange Zeit in dem Deo-Spray Spri 
der Stoff Hexachlorphen verwendet, 
von dem bei vielen Kollegen Haut- 
schäden auftraten. Kommentar des 
Werkarztes und der Geschäftsleitung: 
bei Colgate werden keine schädlichen 
Stoffe verarbeitet. Bis dann in Frank- 
reich aufgedeckt wurde, daß eine gan- 
ze Reihe Babys an einem Puder ge- 
storben waren, in dem der gleiche 
Stoff enthalten war. Stillschweigend 


Doch damit nicht genu, 
muß unter teilweise A 
matischen Bedingungen, 


verschwand Hexachlorphen aus der 
Spr-Formelt 


gesagt, das It nur ein Beispiel, 
Die "Unzumutbarkeit dieser Ar. 
beitsbedingungen ist von den Kol 
gen bereits mehrfach gegenüber der 
Geschäftsleitung und dem Betriebsrat 
zum Ausdruck gebracht worden, Ge- 
ändert hat sich — natürlich — nichts. 


on nicht genug. Seit langem 
ende ‚m 


s. Die Kollegen wer. 
Hain mar ach na 1 
ppe Il, ein paar auch n. 
Baht Keiner aber nach LO IV Di 
das, obwohl laut Lohnrahmentarifver- 
{rag diese Gruppe nicht nur für Arbei- 
ier mit einer abgeschlossenen Lehre, 
sondern auch für Arbeiter ohne Lehre, 
dafür aber mit entsprechender Berufs- 
erfahrung, 'offensteht, Theorie und 
Praxis kapitalisischer Lohnpolitik! 


Betriebsrat; 
Alles nur Einbildung 
Die Kollegin erhielt für ihren Bei, 


rag viel Zustimmung. Ein paar Tage 
pille gab der Betriebsrat dann sine. 
K 


tellungnahme zu den Problemen der 

ollegen ab, nachdem er sich bereits. 
auf der Betriebsversammlung von dem 
Beitrag distanziert hatte. Er hängte 
ein Schreiben im Betrieb aus, in dem 
er sich — in2,T, demagogischer Form 
- von der linken Betriebsrätin „di- 
stanzierte” (vergl. nebenstehenden 


Mal ganz al n von der offen- 
sichtlichen und dummen Verdrehung 
mit den Leisetretern (die Kollegin hat- 
te nämlich gesagt, daß Leisetreten bei 
Colgate wohl mehr gefördert würde 
als der Gesundheitsschutz, weil zwar 
Geld da war für neue Teppiche im 
Büro, aber angeblich keins für eine 
Klimaanlage bei den Mischern): 

Dieser Aushang ist für die Kolle- 
gen ein glatter Schlag ins Gesicht! In- 
dem der Betriebsrat versucht, einer 


Es Draucht sicher nicht gesondert er- 
wähnt werden, daß sich nach der Be- 


die Mitarbeiter in FHT könn 
die Mitarbeiter sind falsch, 


Wir fordern alte = 
dan haben, sich 


arbeiter au) 
Detr 


triebsversammlung noch niemand vom 
Betriebsrat in der Abteilung hat blik- 
ken lassen. Das wäre ihm vielleicht 
auch gar nicht so gut bekommen, 
denn die Empörung der Kollegen war 
verständlicherweise sehr groß. Der 
Aushang schließlich _veranlaßte die 
Kollegen dazu, diese Frechheit durch 
ein Schreiben an den Betriebsrat mit 
den Unterschriften aller Betroffenen 
zurückzuweisen und Abhilfe dieser 
Mißstände zu fordern sowie sich mit 
‚dem Redebeitrag der Betriebsrätin zu 
solidarisieren, Es bleibt abzuwarten, 
der Betriebsrat aus der 


COLGATE -PALMOLIVE 


GMBH 


Hamburg. den Ih. Iv7a] 


ion keine Luft 


ind Für "Lainutreter” aus 


ien Zusammenarbeit“ mit Herrn van - 
ser zu erwarten war, kam auch 
prompt; Die Geschäftsleitung hat in- 
zwischen ebenfalls den Beitrag der 
Kollegin, in sebährender Form „ge; 
würdigt“. Sie schickte ihr einen Brief, 
in dem sie der „Unruhestiftung”“ und 
der „Störung des Betriebsfriedens“ 
bezichtigt wird. Worauf derartige Be- 
schuldigungen einer fortschrittlichen + 
Betriebsrätin gegenüber hinauslaufen 
ist wohl eindeutig! Zweifellos bereitet 
die Geschäftsleitung eine fristlose 
Kündigung gegen diese unbequeme 
Bei tin vor, . 


Groß- und Außenhandel: 
TARIFRUNDE OHNE DIE KOLLEGEN 


Im Groß- und Außenhandel in Hamburg wurde nach 


tarif- 


losen Zustand am 1.6. eine Erhöhung des Gehaltstarifes um 13,5 % vereinbart. 


Für die gewerblichen Kollegen 


‚endete die Tarifrunde am 7.6. mit einer Erhö- 


hung des Lohntarifes um 12,5 %. Die Gewerkschaft HBV hatte 


15% 


ursprünglich 
‚gefordert, während auf der Mitgliederversammlung der Fachgruppe am 


‚22.5. die Kollegen 18 % gefordert hatten. 


Der Abschluß orientiert sich in der Hö- 
he an den letzten Abschlüssen in der 
Metallindustrie. Doch wird im Groß- 
und Außenhandel die Lohnerhöhung 
nicht rückwirkend bezahlt. Da mit die- 
sen Abschlüssen vielfach nicht einmal 
Löhne und Gehälter tariflich abgesi- 
‚chert werden, ergibt sich für die Kapı 
talisten eine zusätzliche Möglichkeit, 
die Tariferhöhungen zu unterlaufen, 
Dazu fordert der Kapitalistenverband 
im seinem AGA-Chefbrief (17/74) vom 
9.5.74 ausdrücklich auf: „Für all diese 
Betriebe” (wo übertariflich bezahlt 
wurde) „besteht keine Verpflichtung 
zur Erhöhung der jetzt gezahlten Mo- 
nausbezüge, wenn diese die neuen Te 
rifätze nicht unterschreiten.” Und in 
‚der Tat wird etwa bei EDEKA nur 10% 
mehr bezahlt. Insgesamt haben die Ka- 
pitalisten das Ziel einer weiteren Lohn: 
‚senkung bei weiterer Preistreiberei er- 
reicht 


Der Angriff auf die L« 
und die Rechte der Arbeiterklasse 


Insgesamt standen die Tarifrunden 
dieses Jahres unter verschärften An- 
griffen der Kapitalisten und ihres Stan, 
ion 

Während die SPD-Regierung 2.21 
‚der sogenannten Ölkrise über Brandi 
die Bevölkerung aufrief, sich in Ihren 
privaten „ Bequemlichkeiten einzu 
ichränken” (Ferschtede vom 3411 
73), wurde den Kollegen gleichzeitig 
bei Lohnkämpfen gedroht. zweistellige 
Prozentzahlen bei den Lohnabschlüsen 
beschleunigten die Gefahr eincı ent 
sprechenden Entwicklung bei den Prei 

Dort, wo die Arbeiter durch spon- 
Streiks uegen den Lohnabbau an 
kämpften, wurde mit Polzer@ewalt 
genen die Arbeiter, insbesondere die 
ausländischen Kollegen vorgegangen, 
wie besonders bei FORD in Köln 
Us geht dabei um mehr als die Höhe 

Lohnabschlüsse. Das machte F4 
b, deutlich, als er in einem 
jern“.Interview( 13/74) dummdreist 


behauptete: 
Wirtschaft und der Staat immer mehr 
an die Gewerkschaften augelifert wer, 
ten.” 

Nach den Streiks im Öffentlichen . 
Dienst wurde der Ruf nach Aufhebung 
des Streikrechts und der Koalitions- 


- freiheit überhaupt laut. Damit wollen 


sich die Kapitalisten den Rücken frei 
machen für verstärkte Expansion nach 
innen und nach außen; das sind ihre 
Großmacht-Pline im Rahmen der EG, 

&.h., verstärkter Aufbau von Industrien 
im Ausland, wie jetzt ganz besonders 
in der Autoindustrie deutlich wird, wo. 
einerseits verstärkt neue Produktions- 
stätten im Ausland aufgebaut, werden 
und andererseits in der BRD verstärkt 

Arbeitshetze und Entlassungen vorge 
nommen werden: 

Auch in unserem Arbeitsbereich 
zeigt sich diese Entwicklung, So erklär- 
te EDEKA-Chef EM. Diederichs 

mburger Abendblatt” vom 30.5.7 
daß die „genossenachaftlichen Grof 
handels- und Dienstleistungsunterneh- 
men den Umsatz steige und die Ko 
sten senken wollen. seinen Wor- 
ten wird es auch „zu Rationalisierungen 
und Entlassungen” kommen. Das ist 
für EDEKA selbst vorgeschen. Dazu 
wurde auf der Betricbsversammlung 
der EDEKA-Datenverarbeitung ein in- 
ternes Rundschreiben verlesen, darin 
heißt es wörtlich: .. , . . gleichzeitig 
wollen wir alle Mitarbeiser beurteilen. 
Unser Ziel ist e3, festzustellen. welche 
Mitarbeiter so lelstungsschwach sind, 
daß wir uns von ihnen bis zum Umzug 
trennen sollten. Zu prüfen ist auch, in 
welchen Positionen wir zwei leistungs 
schwache Mitarbeiter durch einen lei 
Stungssiärkeren und besser bezahlten 
Mitarbeiter ersetzen können.” 


Zum Verlauf der Tarifrunde 


Wenn much im Angestellten-Bereich 
die Angriffe der Kapltalisten auf die 
Lebenslage ebenso stattfinden, ist hier 
die Kampfkraft noch wenig entwickelt 


„Hier sollen doch, die „Ge 


Wenige sind überhaupt gewerkschaft- lich mit einer besonders gewieften 
‚Führung. 


lich organisiert, auch wenn der Orga- 
ee in den nen See 
ig gestiegen ist. Viele stellte 
meinen sich noch individuell „hochar- 
beiten” zu können; viele werden über- 
nicht einmal nach Tarifen be 
zahlt. Hinzu kommt die besondere Zer- 
'itterung der Kı im Bereich des 
landels,. noch zementiert 
zu daß eas nn 
etwa im Versicherungst lie 
'werkichaften keine einheitlichen 
Uurife äushandeln. Es gibt keinen ein- 
heitlichen Tarif im Bundesgebiet, son 
‚dern Ländertarife. Dieser ist, zumin- 
dest-in Hamburg, aüch noch in den 
Groß und Außenhandel-, Einzelhan- 
det, Buchhandel-, Genossenschaftsta- 
rifvertrag, usw. aufgespalten. So wun- 
dert es wenig, wenn der Tarif im Großs 
und. Außenhandel der Firmen wie 
EDEKA und Spar, Betriebe des Groß-, 
Einfuhr- und Außenhandels einschließ- 
ich des Holz-, Schrott-, Eisen-, Röhren-, 
Metall-, Baustoff-Großhandels, der ins 
mt 40 — $0.000 Beschäftigte um- 
laßt, als einer der schlechtesten be- 
Sn : 
irtigon Verdienst, die Spal- 
tung der Zar: ‚auf die Spitze getrie- 
ri 
für sich verbuchen. Die Forderungen 
‚der DAG — es gab keine gemeinsame 
Tarifkommpission (TK) von DAG und 
HBV — lagen rund SO DM unter denen 
‚der HBV und entsprachen damit genaı 
ir: 
Sekretär Niendorf brach während der 
TK-Sitzung dann auch geradezu in e+- 
‚der HBV als Mittel, um über ihre eigene 
mit 2000 Mitgliedern ja stärker als die 
Be nie 
le Ausreden sind, beweist die Lohn- 
tarifrunde, wo die HBV allein verhan- 
delte. 
‚nach Kündigung der Tarife über 
‚Verhalten der HBV: „Bir heure har 
HBV (aber), uns ihre Vorstellungen 


„Taktik” der HBV-ı 

Sicher wäre es wünschenswert, nicht 
nur gemeinsame Verhandlungen im 
Außenhandel zu erreichen, was ja die 
Gewerkschaftsführer unterlaufe 
dern darüber hinaus gemeinsam. 
kämpfe mit den Kı aus anderen 
Bereichen — wie Versicherungen und 
Banken — zu organisierenzaber was hat 
‚das damit zu tun, auf die Mobilisierung 
der Kollegen im eigenen gewerkschaft- 
lichen Bereich zu verzichten? Das dient 
lediglich den Kapitalisten, die in der 
Tat gemeinsame Verhandlungen bei 
gleichzeitig gemeinsamer Mobilisierung 
der Kollegen zu fürchten hätten. 

Das, was Klaas von den Forderun- 
wen der Kollegen hält, gab er anläßlich 
der 18%-Forderung der Kollegen 
ebenfalls auf dieser Mitgliederversamm- 
hung zum besten: „Er besteht eine Ta- 
rifhoheit beim Bunder- oder Hauptwor- 
land. Eu werden generell 15% aefor. 
dert, das ist eine Richtschnur”. Nun, 
da die Kollegen nicht damit einverstan: 
den sind, muß. diese „Richtschnur" 
auch abgesichert werden; dazu hatte 
Klaas schon früher erklärt: „Wir neh- 
men uns das Recht heraus, aus interes- 
santen Betrieben Kollegen zur Tarif: 
’kommission heranzuziehen”, Um den 
Kollegen von vornherein klaräumachen, 
daß sie in dieser Tarifrunde nichts wok 
ter sind als Statisten, wonn es nach dem 
Willen der Gewerkschaftaführer ginge, 
legte Krause auf der Mitgliederver- 
ammlung am 4.6.74 den Standpunkt 
der Gewerkichaftsführung wie folgt 
dar: „Die Tarifkommission entscheidet, 
wu gefordert wird und darüber, ob die 
Mitglieder informiert werden, wenn die 
Tarifkommission ja sagı, ist die Suche 
elaufen, Inr könnt der Tarifkommix- 
sion viel befehlen, sie verführt, wie se 
es für richtig halt”. Solche Erlasse von. 
Gottes Gnaden kennen wir beim Papst, 
in der Gewerkschaft haben solche Leu: 
te absolut keinen Platz, Es Ist dann 
auch ein starkes Stück, den Kolle 
zehn Tage später in den Tarif-,Infor- 
mätionen” zu erzählen, „daß Tarıer 
besserungen nur mit einer starken 
werkichaft zu erreichen sind” 

Wen wundert es da noch, daß die 
Kollegen vor ihrer Mitgliederversamm- 
hungam 22.$,, wo sie ihr 
diskutieren konnten, a 
‚Chofbriefder Kaplaliste 
16.5. erfahren konnten, daß die HBV 
„Forderungen auf Ethöhungen von 
durchschnittlich 15% gestellt hat”, 
Besirksleiter Schiel von der HIV hatte 
den Kapitalisten selbstherrlich. seine 


stimmig folgende Resolution verab- 
Sk ware: 2 


Gerhard Schlel 


2000 Hamburg 
Besenbinderhof 57 


Die Mitgliederrersammlung hat mit 
Empörung von dem eigen 
Vorgehen des Landesbezirkleiter| 


Alleingang, ohne 
Tarıfkommissions-Miıg 
AGA die Forderung. 
teilt, Diese Forderung 
soll bei 15 % liegen = weicht erheb- 
lich von den Vorstellungen der anwe- 
senden Kollegen aus diesem Bereich 

'orderungen von 18 % 
bis 20 % genannı haben. Die Teilneh 
mer der heutigen Mitgliede! 


ung fordern hiermit den Kollegen 
‚Schiel auf, auf der nächsten Mitglie: 
ul der na ıglie: 


derversammi 
Groß- und Außenhandel zu erschel- 


der Fachgruppe Groß- 
handel 
der Gewerkschaft HBV 


# an die Tarifkommlasion 


dan den Vorstand. 
der Fachgruppe Groß- und Außen) 
handel 

zur Weiterleitung «m die Mitglieder 
versammlung 


Dennoch, nach einer Verhandlunge 
runde, an der die Tarifkommision une 
ter Vonsita von Schiel teilnahm, wurde 
abgeschlossen. Stolz wurde in den Tar 
nfinformationen vom 14.6,74 von der 
HBV erklärt: „Auch durch diesen Ta- 


» 
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Forts. TR-Außenhandel 


Tifvertrag ist wieder ein wesentlicher 
‚Schritt zur Tarifwahrhelt in dieser 
Branche auf dem Lohncktor getan 
worden“, Doch mit der Wahrheit wur- 
de es nicht so genau genommen. Auf 
Anfrage wurde von Gewerkschaftsfüh- 
tern mitgeteilt, daß 15 % Lohnerhöh- 
ung ericht wörden seien, 

isch dem Muster der 1G-Motall 
wurde dabei die 40-Stunden-Woche, 
‚die erreicht wurde, einfach als eine zu- 


sätzliche Lohnerhöhung gerechnet. Die 
EDEKA Kollegen erhalten z.B. nicht 
15, sondern 10% mehr Lohn. 


Die Tarifwahrhelt besteht im weiteren 
Lohnabbau. \ 

Doch offenbar glauben die Gewerk- 
schaftsführer selbst nicht, daß sie mit 
solchen Beschönigungen und solchen 
Tariferlässen auf die Dauer bei 
Kollegen landen können. Sie taten des 
halb noch hr. 

Im letzt 
73, hatte sich ein „Arbeitskreis Be- 
triebsgruppen” gebildet, um bessere. 
Informationen und stärkere Einbezich- 
ung der Kollegen nach den Erfahrungen 
des letzten Jahres zu erreichen. Als 
eu See Arbehkeh Kolayın nom 

‚penwortand _ kandtdierten, 
dewen Neywahl am 27.1.74, ale einen 
Tag vor Auslaufen des Tarifvertrages, 
stattfand, wurde Marion Harries kur- 
zerhand mit Polize-Drohungen entge- 
en den bestehenden Satzungen sand- 


Techtlich ausgeschlossen, wegen 
liedschaft in der „KPD/ML”. Es geht 
dabei weniger darim, ob die Kollegen 
mit der Politik der „„KPD/ML" über- 
einstimmen, sondern darum, in welcher 
Weise sich die Herren Gewerkschafts- 
führer die „Auseinandersetzung” mit 
‚Kollegen denken, die nicht mit ihnen 
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Krause zum Ausschluß von M, Harries 
für „gewalttätig” erklärt und mit dem 
Ausschluß bedroht. Die Wahl von Kom- 
munisten in den Fachgruppenvorstand, 
wobe er besonders den’ KB im Auge 
hat, bedeutet für Krause „den Henkern 
den Strick liefern”. Der „Arbeitskreis 
Betriebsgruppen” wurde” dann. auch 
kurzerhand während der Tarifrunde 
aufgelöst. Als dann auf der letzten 
Mitgliederversammlung 30 von 60 Kok 
Iopen einen „Arbeitskreis Tarilpoltik” 
ten, bekam dieser nur den Segen 
Gewerkschaftsführung nach ihrem 
Beschluß, dorthin einen Referents 
und somlt auch Kontrolleur zu wi 
en. 

Nach ihren Vorstellungen sollte die- 
vor Arbeitskreis auch erst nach den 
Sommerferien tagen, wenn schon ein 
908 Grasüber die Tarifrunde gewachsen 
wäre. Die Kollegen ließen sich nicht 
beirren und konnten durchsetzen, daß 
die erste Versammlung am 28.6 74 
stattfindet, 

Hier sollen die Ergebnisse der Ta- 
rifrunde diskutiert und eine Mitglieder. 
versammlung vorbereitet werden. Doch, 
auch hier wird schon wieder den Ge- 
werkschaftsmitgliedern ein Stein in 
den Weg geworfen. Auf einmal heißt 
es, der Etat der Fachgruppe Groß- und 
Außenhandel sei überzogen. Allerdings: 
Nach Angaben der Gewerkschafti 
rer kostet eine Mitgliederversammlung 
selbst bei Einladung über die Post nur 
360,- DM, bei Mitgliederbeit 
mindestens 16.000 DM monatlich (das. 
kommt schon zustande, wenn die 1600 
Mitglieder durchschnittlich 10, DM 
Beitrag bezahlen). Mit solchen „‚Argu- 
mentationen” kann man natürlich im- 
mer die gewerkschaftliche Arbeit lahm- 
legen, es sei denn, die Kollegen prüfen 
das nach und lassen sich nicht davon 


übereinstimmen. Denn als aus dem Ar- abbringen, ihre Interessen zu vertreten, 
beitakreis dieses Vorgehen pro. sondern sich einsetzen zur Verbreite: 
testiert wurde, und man erklärte, es fung der Kampffront für ihre Interes- 
BE Re 2 : 
Fr mit Nilfe der Polizei aus  Betriebszeile EDEKA und 
Mitliederserammlungen geholt wer Hpy-Komitee 


den, wurde der, pas 
Betriebsgruppen” in einem Papier von 


KB-Gruppe Hamburg 


"DGB-Jugend Geesthacht unter 


Beschuß 


Seit ea. 1 1/2 Jahren arbeitet in Geesthacht ein Kreis 
organisierten us 


are ach" üle Kollegen am Im klaren: Tlche Ziele m Ber 


Satzungen. 
‚Andererseits ist diese Entwicklung der DGB-Jugend nicht spurlos an den Au- 


gen des Geesthachter DGB-Vorstandes 


‚der gerade in der 


Venkschafüichen Ardlı der Jungen Kologen de Gefahr sh sine Kon 


und sogar die Androhi 


„Hammer“ ganz und gar als 


Zeitung einzustellen, waren erste Schritte, die von Seiten 


‚ternommen wurden. Nach den letzten Vorkomm- 


nissen spricht Ellermann sogar schon von zwei bis drei Unruhestiftern, die 


92% 5} ) und auch die DKP solchen fortschrittli- 
zmgt ;pringer) uepenäber 


fenschen verhalten. 


und zeitweiligem UZ-Verkauf nieder- 


Entstehung des OJA-Geesthacht schlug. Zum anderen entwickelte sich 
aus Anlaß der Bundestag» Neuwahlen 

Der Geesthachter OJA ist nicht 1972 eine Zusammenarbeit zwischen 
Hrgebnis einer betrieblichen Arbeit, der Bezirksorganisation des KB. und 


sondern erst nach einem Aufruf der 
Gewerkschaftsführung begründet 
worden, und zwar unter Regie der- 
selben, 

Ziel der Gründung war os, sich 
entwickelnde Aktiitäten der Jugend- 
lichen in Geesthacht aufzufangen und 
‚Sinne der DGB-Führung auszurich- 
Der OJA sollte die relormistische 
Politik der DGB-Führung überneh- 
men und so gleichzeitig mit ala Aus 
hängeschild der örtlichen Gewerk- 
schaftmekretäre benutzt werden. 

i der Gröndum versammelten 
sich zwölf junge Kollegen und Kolle- 
ginnen, die bereit waren, ihre Vor- 
stellungen von gewerkschaftlicher Ar- 
beit in die Tat umeuselzen. 

Unter ihnen war ein größerer Teil 
SDAJ-Mitglieder, die kurz nach der 
Gründung der DGB-Jugend ihre Mit- 

Ieduchaft bei den Revisionisten auf- 
ten. Damit brach ziemlich frühzei- 

tig eine wichtige Stütze der Gewerk- 
ftsführung zusammen. 

Die Grönde für die Aufdsung der 
Geesthachter SDAJ lagen zum einen 
der DKP, die sich 


der SDAJ in Geesthacht. Diese An- 
sitze der politischen Zusammenar- 
beit waren nur durch das ehrliche Be- 
streben der SDAJ-Mitglieder möglich, 
femeinsam mit uns die bürgerlichen 

ieien zu entlarven und darüber 
hinaus durch die politisch-ideologi- 
sche Auseinandersetzung eine länger- 
fristige Zusammenarbeit anzustreben. 

An diesem Punkt griff jedoch die 
DKP/SDAJ-Führung ein, die alles in 
Bewegung setzte, um diesen Ansatz 
einer solidarischen Zusammenarbeit 
zu zerschlagen. 

Mit bekannten Sprüchen wie 
„Linkssektierer”, „Studentenverein“, 
‚Arbeiter- und 
Öewerkschaftsfeinde" eis. sollten die 
Mitglieder antikommunistisch. ver- 
heizt und wieder auf DKP-Linie ge- 
it werden. Die Hetze der DKP- 
ir stieß bei den SDAJ-Mitglie- 
auf Ablehnung und wurde zu- 

ienen, Man erwartete ehrliche 
it dem KB, bei 
eichzeitiger Zusammenarbeit 

'hließlich versuchte die DKP-Füh- 
rung ein administrativen V 
Diskumion und Zusan 
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dem KB in der SDAJ durchzusetzen. 
Dies sah so aus, daß den KB-Ge- 


nossen unter Androhung gerichtlicher 
Schritte Hausverbot im DKP-Büro 
ausgesprochen wurde, und daß den 
SDAJ-Mitgliedern, die nach wie vor 
für eine Zusammenarbeit eintraten, 
organisatorische Konsequenzen ange" 
droht wurden. 


Diese Schweinerei der DKP/SDAI- 
Führung stieß bei den Mitgliedern auf 
heftige Empörung und führte schließ- 
lich zum Austritt aus der SDAJ. Die- 
ser Schritt der SDAJ-Ier war aber 
noch nicht Ausdruck politisch-ideolo- 
gischer Klarheit über den Gesamt- 
(Charakter der Politik der DKP. So ist 
es auch verständlich, wenn in der 
OJA-Arbeit auch nach Auflösung der 
SDAI zeitweilie nich ravieinmietluche, 
UaA-Arpeıt aucn nach Aunosung ger 
SDAJ zeitweilig noch revisionistische 
Positionen in den Vordergrund traten. 
Dies wurde noch durch die Unerfah- 
renheit der Kollegen in gewerkschaft- 
lichen Fragen gefördert. 


Diese revisionistischen Tendenzen 
in der Arbeit der DGB-Jugend schlu- 
‚sen sich damals in Handwerkelei, spo- 
adischen Aktionen und dem Studi- 
um einzeiner Gewerkschaftssatzun- 
‚gen nieder. Die Bereitschaft, eine an 
den Interessen der Kollegen orientier- 
te Arbeit zu machen, war zwar vor- 
handen, es fehlte jedoch die Diskus- 
sion über die Gestaltung einer solchen 
Arbeit. Vielmehr verfiel man auf den 
nicht sehr originellen Einfall, die bis- 
her nicht in Scharen herbeiströmen- 
den Kollegen mit dem Mittel von 
„Pop-Feten“ anködern zu wollen. 


Mehr und mehr stieß jedoch diese 
Art der „Gewerkschaftsarbeit” einer- 
seits nicht auf Aktivierung von bisher 
noch passiven Kollegen und anderer- 
seits auf zunehmende Kritik bei ein 
gen Kollegen in der Gewerkschafts- 


ersten Ausgabe des „Hammer“ schlug 
sich in der zweiten’ Nummer positiv 
nieder. 


‚nd. Aus dieser Situation entwik- 
kelten einige Mitglieder des OJA die 
Notwendigkeit einer Diskussion über 


‚die eigene Arbeit, um diese zu verbes- 
sern und auch für einen längeren 
Zeitrauin auszurichten. Punkte, die 
in dieser Diskussion angesprochen 
wurden, waren. 
1. Intensivierung der noch mangeln- 
den Kontakte zu jungen Kollegen 
sus den einzelnen Betrieben, und 


2. Hebung des politischen Niw 

der bisherigen Arbeit. Man strebte 
in diesem Punkt die kontinulerliche 
Diskussion und Schulung von Fragen 
an, die für die eigene Arbeit wichtig 
waren. 


Zwei wichtige Schritte wurden 
von der DGB-Jugend zur Überwin- 
dung ihres mangelnden Kontakts zu 
den jungen Kollegen und der man- 
elnden politischen Diskussion unter- 


nommen: Die Herausgabe einer eige- 
nen gewerkschaftlichen Zeitung „Der 
Hammer; sowie-anläßlich der diesäh- 
rigen Kommunalwahl in Schleswig. 
Holstein-die Kontaktaufnahme zu 
weiteren örtlichen Jugendinitiativen, 
z.B. zur „Aktion Jugendzentrum“, 
mit denen Jetzt im Rahmen einer Ak 
onseinheit regelmäßige Treffen und 
Diskussionen statifinden. 


Die Schritte in Richtung eines bes- 
seren Kontakts zu den Betrieben wur. 
den langsam sichtbar und spiegelten 
sich auch in der Zeitung wieder, Je- 
joch blieb dad Niveau von Betriebs- 
tikeln noch auf der Ebene der [ 
stellung der verschiedenen Mißstände 
in den Betrieben stehen. Die Koll 
gen waren hier noch nicht in der L 
ee, einen gesellschaftspolitischen Zu- 
ammenhang herauszuarbeiten und 
Perspektiven für die Organisierung 
eines Abwehrkampfes gegen die Ve 
schlechterung. der, Lebensbedingu 

Hand besonderer Beispiele auf 
vn; dies ag micht zuletzt auc 


PEN 
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ve 
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an der mangelnden Erfahrung. 


vertreter-Wahlen zeigten die Kollegen 
Mängel und Fehler der bisher geleiste- 
ten JV-Arbeit 

ger Maschinent 
trieben auf. Einen überwiegenden Teil 
der zweiten Ausgabe des „Hammer“ 
nahm der Artikel zum bevorstehen- 
den 1. Mai 74 ein. 


lichen Entwicklung, dem Abbau der 
demokratischen Rechte, der weiteren 
Einschränkung der Lebensbedingun- 
m der Arbeiterklasse, wiesen die 
ollegen auf“ die 


Verpane von Zanus 
Am der putimen 


Zee Fänge Vermuiı 


rung 
In Peru 


ice 


Die Diskussion der Mängel in der 


Aufgrund der anstehenden Jugend- 


ı{ der Wilhelmsbur- 
rik und anderen Be- 


Mit einer Bilanz der gesellschaft- 


nnwvölle Nutzung 
Kollegen aut die sinnvolle Nutzung 
des Kampltages der Arbeiterklasse 
hin. Nicht zuletzt führten sie eine 
eigene, Veranstaltung am 30. April 
durch, während die Geesthachter 
DGB-Führer einen „Tanz in den Mai“ 
für besser hielten. 

In der eigenen Veranstaltung wur- 
de vor allem der Abbau der innerge- 
werkschaftlichen Demokratie als wer 
terer Angriff der westdeutschen Ka- 
pitalisten gegen die Arbeiterklasse 
diskutiert. Der Mangel dieser Veran- 
staltung bestand darin, daß in die Dis- 
kussion nur wenig die konkrete Situ- 
tion in Geesthacht einbezogen wur- 
de. 

Ein anwesender Redakteur der 
„Geesthachter Zeitung”  („GZ“ 

Springer-Blatt), verweigerte den jun- 
gen Kollegen eine Stellungnahme zu 
den üblen Hetzartikeln, die bisher 
genen die AJZ (Aktion Jugendzen- 
trum, dessen Träger freundschaftlich 
mit der organisierten Gewerkschafts- 
Jugend verbunden sind) gefahren wur- 
den und wurde daraufhin an die Luft 
gesetzt. Wie richtig dieses Verhalten 
war, bewies sich an der Fortführung 
der” faschistischen Hetze, die das 
Springer-Blatt kurz darauf auch gegen 
die DGB-Jugend richtete. 


‚Angriffe gegen die DGB-Jugend 


Nach der Mal-Veranstaltung des 
OJA, wo unter fortschrittlichen Paro- 
len über den Kampf gegen den Abbau 
demokratischer Rechte und über die 
Notwendigkeit, sich in den Gewerk- 
schaften konsequent für die Interes- 
wen der Arbeiterklasse einzusetzen, 
diskutiert wurde, griffen die Gewerk- 
schaftsführer in Geesthacht zum er- 
stenmal zum Mittel der reaktionären 
Presse, um die fortschrittlichen Per- 
spektiven des OJA’s anzugreifen und 
zu verteufeln. $o erschien ein Artikel, 
in dem ein führender Gewerkschafts- 
sekretär drohte, daß man aufpassen 
müßte, daß der OJA nicht von Kom- 
munisten „unterwandert“ werde; 
außerdem wurde im selben Artikel 
‚die Parole des OJA „Gegen Gewerk- 
schaftsausschlüsse" In „Gegen Ge 
werkschaftsbeschlüne" (11) umgelo- 
gen. Mit dieser Lüge sollte erreicht 


werden, daß die Bevölkerung, vor ak 
Icm die gewerkschaftlichen Kollegen, 
den OJA, als einen Haufen wilder 


„Chaoten“ sehen und sich von ihm 
distanzieren. Weiterhin sollt 
mit scharfe Angriffe auf die DGB-Ju- 
‚nd wie z.B. Ausschlüsse einzelner 
ollegen von vornherein als legitim 
abgesichert werden. 
Am 24. Mai 1974 folgte ein awer 
ter Artikel mit der Überschrift 
Kommunisten 


Artikel trat der 
jeesthachter Orte 
kartells Eilermann in Erscheinung, 
kr erklärte, daß die Geesthachter Ge 
werkschaftsführer durchaus dazu „be- 
reit” seien, „mit Kommunisten zu 
sammenzuarbeiten“, das sche man 
auch daran, daß die DKP im Geest 


auch das 
einem Gruppenabend des OJA ein. 
Sein Erscheinen hatte wohl mehrere 
Gründe; zum einen wollte er den 
OJA mit dem Mittel der formellen. 


hachter Gewerkschaftsvorstand_an- 
wesend sei. „Nur mit Chaoten, Mao- 
iäten und anderen Sektierern wollen 
wir nichts zu tun haben!“ Ellermann 
weiter: in der Gewerkschaftgugend 
Geesthachts gäbe es bedenkliche Ent- 
wicklungen. „Aber wir sind sicher , 
daß diese zwei oder drei Unruhestif- 
ter sich au 

der vernünftigen 
(?) können 
Ellermann noch drohend: falls der 
OJA wirklich so schlimm sei, wie er 
©s von einigen Seiten gehört habe, 
„sind die Konsequenzen klar.” (!) 


Dauer nicht gegenäber 
U gend armen 
*" Zum Schluß meinte 


In die Spaltungsversuche reiht sich 


scheinen Ellermanns auf 


OJA mit dem Mittel der formellen 
Diskussion über Satzungen usw., wo- 
rin er ein Meister ist, Überrollen und 


und toleranter Art 
‚den Kollegen anbiedern 
und nicht zuletzt herausbekommen, 
wer die eigentlichen „Unruheslifter" 


Kolegen Aufagen bekommen, ie 
iommen, 
ihre Arbeit weiter ein- 
‚schränken sollen. Veröffent 

des OJA müssen erst durch eine 

sur durch die DGB-Führer zurech! 
stutzt werden und dürfen nur die Un- 
terschrift von Ellermann oder, Meier 
(DGB-Kreisvorsitzender) Da- 
mit soll die fortschrittliche Zeitungs- 
arbeit („Der Hammer“) Uquidiert 
werden. 

Insgesamt werden es Ellermann 
und Co. darauf anlegen, einige oder 
alle Kollegen zum, Zuröckweichen 
von politischen Positionen zu awin- 
gen, oder wenn das allein nicht aus 
reicht, werden sie auch vor dem Aus- 
schluß eines oder mehrerer Kollegen 
nicht zurückschrecken. 


Die nächsten Aufgaben 


Welchen Erfolg diese Angriffe der 
DGB-Führer auf die Gewerkschafts- 
Jugend erzielen werden, hängt nicht 
zuletzt vom derzeitigen Entwicklungs 
stand des gesamten OJA ab. 

Um diesen Angriffen die breite 
und feste Entschlossenheit einer fort- 
schrittlichen Gewerkschaftsarbeit ent- 
gegenzuhalten, wird es vor allem 
wichtig sein, die politische Diskussion 
und die Verankerung einer fortschritt- 
lichen Arbeit mit möglichst vielen 
Kollegen voranzubringen. 

‘Vor allem muß der Schwerpunkt 
dabei auf die Zeitung als politisches, 
Organ der DGB-Jugend gelegt wer- 
den. 


Die Verankerung der Zeitung ein- 
mal bei den schon aktiven Kollegen 
und zum anderen auch bei den Kı 
gen in den Betrieben macht eine noch 
stärkere und breitere Arbeit mit der 
Zeitung notwendig. 

Sollte eine politische Zeitungsar- 
beit über den „Hammer“ nicht mehr 
möglich sein (wegen Zensur und Ver- 
hinderung durch die Gewerkschafts- 
führer), muß nach neuen, Wegen ger 
sucht werden, gegebenenfalls in Zu 
sammenarbeit' mit der „Aktion Ju 
‚gendzentrum“, die schon über eine 
selbständige Zeitung „Der Zünder“ 
verfügt 

In diesen Rahmen füllt auch die 
noch weit bessere Diskussion und Or- 

‚nislerung einer betreiblichen Ar- 

DGB-Jugend organr 

Kollegen, die zum einen einen 
ren Einfluß auf die Zeitung 

'n muß und zum anderen den brei 

ten Kontakt zu den Kollegen Im Be- 
trieb gewährleisten kann. . 


Ornszelle Geesthacht der 
Bezirksorganisation Bergedorf — 
KB/Gruppe Hamburg 
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TRITTAU: 


Jugendbewegung in Trittau 


Die AK-Redaktion erreichte 
Bericht des NUOENDKOLLEKTIV 
TRITTAU: 


Trittau ist eine Kleinstadt mit 6000 
‚Einwohnern vor der Hamburger Lan- 


Haupt- und Realschülern, einigen 
Lehrlingen und einem Gymnasiasten. 
Letzterer hatte sich als Sympathisant 
der DKP bemüht, sozialistisches Ge- 
dankengut in allgemeiner Form in die 
‚Gruppe zu tragen. Das Ergebnis war, 


‚desgronze. Das Milieu dieses Ortes einige Jugendliche mit einem ge- 
hat mehr dörfichen als stldtischen wissen, Menn auch recht unbestimm- 
‚Charakter re die 


Der Situation der Trittauer Jugend 
jentsprechend gab es bis 1971/72 ne- 
ben den Jugendorganisationen der 


* "bürgerlichen Parteien, einer Volks- 


tanzgruppe und kirchlichen Arbeits- 
kreisen keine fortschrittliche Kraft, 
wirklichen Interessen 
‚n orientiert 

Ein gewisser Ansatz War dort gege- 
ben, wo es am ehesten möglich war, 
sich mit den Interessen der Jugend- 
lichen zu beschäftigen, in den kirch- 
lichen Arbeitskreisen. Unter Mitwir- 
kung eines liberalen Pastors wurde 
immer wieder die Möglichkeit einer 
Arbeit unter den Trittauer Jugend- 
lichen diskutiert; man kam immer 
wieder zu dem Schluß, daß man etwas 
tun müsse, ohne eine konkrete Per- 


Die Zeug sölte 
> zum einen die Situation und be- 
sonderen Schweinereien an di 
‚Trittauer Haupt-und Realschule ei 
breiteren Öffentlichkeit bekannt ma- 

‚chen und 

> zum anderen den Zusammenhang 
von dem derzeitigen Schulsystem 

und kapitalistischer Gesellschaftsord- 

nung aufzeigen. 

Stoff gab es an der Trittauer Schu- 
le genug: Seit Jahren plagt sich die 
Schülerschaft mit dem geradezu skan- 
dalösen Verhalten eines faschistoiden 
Lehren. 

Um die Planung der Zeitung for- 
mierte sich eine feste Gruppe, die sich 
„Jugendkollektiv Trittau” (IK) nann- 
ke. 


spektive zu finden. 

‚Der N mer mer m Die ersten Schritte — 
gendzeitung allgemeine u 
ungeteilte Zustimmung. Nur der Pa- die ersten Angriffe 
stor gab zu bedenken, daß man darauf 


‚achten müsse, nicht einseitig, für alle 
Kräfte offen zu sein . . . usw. 

Die betreffende Gruppe bestand 
zu diesem Zeitpunkt mehrheitlich aus. 


Feriiau. 


Die erste Nummer des „Scheiben- 
wischer" (SW) war im November 
1972 im Rahmen des Bundestags 
wahlkampfes geplant, 


Auf diesem Weg sollte die z.Zt. 
des Wahlkampfes bestehende allge- 
mein größere politische Aufnahme- 
bereitschaft genutzt werden. 


So dachten zumindest die Jugend- 
lichen, anders aber der Kirchenvor- 
stand, für den der Rausschmiß aus 
den Kirchenräumen damit beschlosse- 
ne Sache war. Als Anlaß diente die 
Bemerkung einer SW’Redakteurin zu 
dem Rektor der Trittauer Schule, daß 
einige der JK-Mitglieder „etwas links” 
eingestellt seien. 


Auf Intervention. des Rektors 
machte der Kirchenvorstand die Auf- 
lage, daß die Zeitung sinnigerweise 
erst nach dem Wahltag erscheinen 
Ite, wogegen sich das Jugendkollek- 
tiv geschlossen widersetzt 

Der Kirchenvorstand „, 
das - und warf das IK 
mit der Begründung, di 
Vorhaben des JK der Kirche die Räu- 
me wie auch Abzugsmaschine verlo- 
'rengehen könnten; schließlich sei die 
Kirche ja eine unpolitische Institu- 
tion (1)... 

Bezeichnenderweise waren die 3 
‚Jugendorganisationen von CDU, SPD 
und FDP davon ausgenommen. 

Damit waren das Hausverbot und 
die Sperrung der Druckmaschine 
nicht gegen die Politik im allgemei- 
nen gerichtet, sondern gezielt gegen 
die politischen Absichten des IK. 


Das K läßtsich nicht 
einschüchtern 


Dieser erste Angriff kam für die 
meisten Mitglieder des IK unerwar- 
tet, jedoch ließ man sich nicht vom 
Zeitungs-Projekt abbringen. Im Ge 
genteil, nun auf die eigenen Kräft 

angewiesen, erhöhten sich Solidarit 
und Tateifer des IK. 

Die Arbeit des IK fand schnell 
größeres Interesse, so daß sich bald 
ein Kreis von über 20 Jugendlichen 
um das Zeitungsvorhaben gefund. 
hatte. 

Die allgemein verbreitete Stim- 
mung „denen werden wir es schon 
zeigen” prägte auch unmittelbar die 
praktische Arbeit. Zur Herausgabe 
der ersten Nummer mußten ein neu- 
er Raum und eine Abzugsmaschine 
gefunden werden — es waren noch 
einige Artikel zu schreiben und die 
Frage der technischen Erstellung zu 
klären .. 

Dagegen geriet die politische Dis- 
kussion in den Hintergrund: es wurde 
versäumt, schon zu diesem Zeitpunkt 
die allgemeine Bedeutung des Angrif- 
fes der herrschenden Kreise zu dis- 
kutieren und über die weitere Ent- 
wicklung eine realistische Vorstel 
hung zu entwickeln. 

Die erste Nummer des,SW’erschien. 
und der „Sturm des Interesses” legte 


AUS DEM KAMPF GEBOREN — 


sich, die ersten Jugendlichen zogen. 
sich von der aktiven Mitarbeit zu- 
rück. Das ist einerseits nicht verwun- 
derlich und wurde berechtigterweise 
als eine natürliche Entwicklung ge- 
wertet. Andererseits beging man das 
Versiumnis, das wichtige Grundprin- 
zip zu vernachlässigen, jede Bereit- 
schaft eines jeden Jugendlichen für 
die gemeinsame Arbeit nutzbar zu 
machen, um damit möglichst viele 
in die aktive Arbeit miteinzubeziehen, 


Das hätte über die 
Zeitus an ee, 


griffen worden wäre, in die Trittauer 
Jugend hineinzuwirken. So wäre die 
praktische Umsetzung der Zeitungs 
artikel von allen zu diskutieren gewe- 
sen, nicht aber so sehr die Erstellung 


und Konzeption eines jeden Artikel 
vor Erscheinen. 

Stattdessen‘ aber wurden Gruppen 
von 3is4 Jugendlichen gebildet, die 
‚jeweils an einem Artikel arbeiteten. 
Das Ergebnis war zunächst eine recht 
zähflüssige und langwierige Artikel- 
erstellung. Mit der Zeit übernahm 
ein immer kleinerer Kreis der poli- 
isch bewußteren Jugendlichen die 
gesamte redaktionelle Arbeit. Zwar 
wurden alle Artikel noch vor dem 
Erscheinen in der gesamten Gruppe 
diskutiert; diese Diskussionen allein 
‚genügten jedoch nicht, um alle Ju- 


» 


in ganz besonderes Lehrstück staatlicher Willkür 


Anlaß für den Angriff der Justiz 
auf den „Scheibenwischer” (SW) 
— Zeitung des Trittauer Jugend- 
kollektivs UK) - sind die Darstel- 
lungen über das Verhalten von 
Lehrer Henning, Böse an der 
Hauptschule Trittau im,SW: 

Lehrer Böges Unterrichtsstil 
ist gekennzeichnet von Willkür 
und psychologjschem Terror. 

Einige Kostproben dieses Vi 
haltens (aus dem beschuldigten 
SWNT. 3) 

„Der Rohrstock ist verschwun- 
den, die Serichliste kam. Dies ist 
eine beliebte Methode, unbeque- 
me Schüler zum Schweigen zu 
bringen, sie abzusägen. Denn: bei 
18 Strichen bekommt man einen 
Tadel, bei zwei Tadeln kann man 
sch einige Wochen „beur 
laubt‘“ werden und beim dritten 
Tadel erfolt der Schulverweis 

18 Striche - lange hin, denkt 
man im ersten Moment: aber 
wenn man weiß, wie willkürlich 
und ungerechtfertigt Striche ver- 
teilt werden, sieht die Suche schon 
‚gunz anders aus. 

Simple Anlässe, wie Turnschu- 
'he vergessen, einen Moment un 
mumerkam sein. mit dem Nack- 

barn reden, werden schon sehr 
oft mit Strichen bestraft.” 
'handhabt diese Unier- 
dröekung mit besonderem Ge- 
schick und Intension. In übelster 
und auforitärer Weise bedient er 
sich dieses Mittels 


schwand, zwang er die Schüler, 

Ihre Taschen auszuleeren. Dınach 

mußte jeder schätzen, wieviele 

Striche er habe und auf Tonband 

(Polizeimeihoden!!)." 

"brandmarkt völlig be- 

rechtigt die an Nazimethoden 
erinnernde Ermitthungspraxis. 

Sprüche, hr solltet lie- 
ber mehr lornen als laufend ins 
Bet au " (SW'NE. 3) run 
den das Bild dieses sauberen P- 
dagogen ab, 

Lehrer Böge, ein offensichtlich 
sexuell total verkiemmter Typ, 
der in geradezu penetranter Wei 
so kaum eine Möglichkeit unge. 
nut MB, In Anspielungen und 

‚merkungen bürgerlich-reaktio- 
ni Sexwalmoral zu reproduzie- 
ron und eine spezielle Befriedi- 

Mae emplnden, durch 
Kenleimigschlpfrige Anspietun- 
Sender und Schulen. 


Ben In Veriegenhet zu bringen 


Bürgerliche 
dl wohl ee tendemaki per per. 
verse Sexualeinstellung” nenne 


ne verklemmte Sexualideologie 
gepaart mit einem entsprechend 
allgemeinem reaktionären Verhal- 
ten und Meinungen, so daß man 
nicht umhinkommt, Böge insge- 
samt als einen faschistoiden Ty- 
‚pen besonderer Prägung zu. be- 
Zeichnen. 

Der Stein des Anstoßes für die 
Justiz ist u.a. folgender Part 

„Iesonders abstoßend, feucht 
und schleimig zieht Lehrer Böge 
die ersten kleinen Freundschaf: 
ten in seiner Klasse durch den 
Dreck. Mit zynischem (fiesen) 
Lächeln werden Anspielungen 
eindeutiger Art vorgebracht. 

So konnte ein Mädchen das 
‚Fremdwort „Konjunktion“ nicht 
richtig aussprechen (sie haspelte 
‚Konjunk „.,juk ..,juktiv — Anm. 
AK). Zitat Bögen: Das Jucken er 
innert Dich wohl angestern Nach- 
mittag! - Dem 14-jährigen Mäd. 
chen standen die Tränen in den 
Augen (Böge hatte die harmlose 
Freundschaft dieses Mädchens 
mit einem Jungen aus seiner Klas- 
se beobachtet). (SW: Nr. 3) 

Mai '73: erschien bei Eltern von 
JK-Mitgliedern überraschend die 
Kriminalpolizei und wollte Er- 
mittlungen „wegen Unstimmig, 
keiten beim Impressum” des,$' 
führen, 


Bei dem Vernehmungstermin 
mit dem presserechtlich-verant- 
wortlichen Redakteur, Sigmund 
Z., wurde klar, um was es ging: 
die Fragen wurden gezielt nach 
den Finanzen des IK, der Tech- 
nik, der Mitgliederzahl des IK 
usw. gestellt. 

Das JK erfährt hier, daß das 
Landesschulamt wohl Anzeige er- 
‚statten würde. (Eventuell) Der,SW* 

Vorahnung was da kommen 
könnte — bietet die nach 

rlichem Recht übliche Mög- 
lichkeit einer Gegendarstellung 
in einem Schreiben an. Böge ı 

rt nich, 

. Juni 73:  Vorladung des 
Amtsgerichts Prev 
serechtlich-Verantwortlichen, we- 

„Beleidigung“ des Paukers 


Sigmund Z, kommt zu dem 
Amtsrichter Kubick 


kerbocker, neben seinem Schrab- 
tisch ein die Vernehmung auf 


ibenwi 


merksam verfolgender zähnenlet- 
scher Jagdhund! 

Richtigerweise wird von dem 
gwREdakteur die „Aumage zur 

he“ verweigert. Das schien dem 
Richter offenbar nicht zu passen: 
‚empört schreit er den Vorgel 
denen an; „Sie werden schon 
hen, was Sie davon haben „.. Ich 
werde die Bereitstellung der Akıe 
für Ihren Rechtsanwalt verzö- 
gern „.“. Der Hund beginnt zu 
knurren. 

Überhaupt scheint Richter Ku- 
bick sozusagen das Pendant 
Böge zu sein. Ein, vordergründig 
betrachtet, konfüs und auf die 

hen Gegebenheiten 
h“ reagierender älterer 
rt. Bei genauerem Betrachten 
uß man jedoch sagen, hier hat 
man einen Fascho vor sic 
mit dem Widerspruch, nicht mehr 
ganz so können, wie er gern 
möchte, nicht so recht fertig wird 
Er scheint einer jener Juristen zu 
sein, die Ausbildung und Praxis 
bei den Nazis genossen und die 
jetzt nicht mehr so ganz zurecht 
kommen mit dem bürgerlichen 
Recht, das etwas komplizierter 
ist, als das früher so geliebte voll- 
kommen - auch äußerlich — will- 
kürliche Verhalten von Nazi-Rich- 
tern. Man ist geneigt, das Braun- 
buch zu Rate zu ziehen ... 


Die weiteren vorgeladenen JK- 
Mitglieder verweigern ebenfalls 
die Aussage; einem droht Kubick 

jugendarrest an, 

30. Juni °73: Als von den Jugend- 
lichen nichts zu erfahren ist, er- 
findet die Justiz eine mysteriöse 
„Familienrechtssache D." (elter- 
liche Gewalt, Bevormundung u.4.) 
unter anderem Aktenzeichen. Es 
werden 2.1, die gleichen vier JK- 
Mitglieder vorgeladen. 


9, Juli 73: Vorladung wird ohne 
Begründung zurückgenommen, 
24. Juli 73: Unter gleichem Ak- 
tenzeichen taucht di mil, 
wechtssache" jetzt wieder auf; 

"handelt sich hier offensichtlich 
um einen „Kunstgriff” staatlicher 
Wilikür, denn alle Vernehmungen 
und Frägen beziehen sich weiter. 
hin auf den,SW"und das IK und 
keineswegs auf irgendeine „Fami- 
Venrechtssache‘ 

Einem Jugendlichen droht Kı 
Dick bei der soundsovielten Aur- 
sageverweigerung — außer sich 
vor Wut, puterrot und rasond 
mit einem halben Jahr Jugend- 


strafe, was als massive Binschüche 
terung und Nötigung gewertel 
werden muß. 
15. August "73: Der Justiz fehlt 
es offensichtlich an Mi 
‚ses Spiel fortzusetzen; 
ling 
eine Verwarnung in kauf zu neh- 
men, sich bei Böge zu entschuldi- 
‚gen (!) ... usw., was von ihm aber 
abgelehnt wird. 
1. November '73: nach offenbar 
monatelanger „Denkpause“ flat 
tert dem Redakteur des,SW"eine 
Anklageschrift der Staatsanwalt 
schaft Lübeck ins Haus. Anklage 
fahrlässig vernachlässigte presse 
rechtliche Sorgfaltspflicht, die zur 
Verbreitung falscher Tatsachen 
führte. Hauptzeuge — Böge! 
November "73: Die st: 
„Fürsorge” wird auf den Plan ge- 
Aufen und soll offenbar für die 
richtige Atmosphäre bei den Pro- 
zeßbeteiligten sorgen; es wird ver 
‚sucht, die Eltern des Angeklagten 
massiv einzuschüchtern. 
22. Februar "74; Prozeßtag. das 
IK war gut vorbereitet; os wurden 
verschiedene Eltern und Schüler 
als Zeugen für den Wahrheitscha- 
rakter der,SW-Ausführungen mit- 
gebracht. Richter Kubick über 
trifft alle Erwartungen! Jeder Zu- 
‚schauer, der den Saal betritt, wird 
von ihm angeschrien „Was wollen 
Sie Dar u. Wie Deals Als 
ein (| rei 
nen Namen „Dr. C." nennt, bit 
tet Kubick ihn kleinlaut und 
durch den akademischen Titel 
ben ver ıter;, sich zu setzen. 
= ‚n der Verteidi- 
Saal eıreien, ‚schreit 
Kubick außer sich: „Zeugen? 
De Ba SEE ‚Sie sind ja 
[1 t vorgeladen — raus!" Als 
‚die Verteidigung dieses begründet 
zieht sich Kubick zur Ber 
ng zurück und verkündet nach 
iniger Zeit, daß genau die her 
den der drei Anklagepunkte, zu 
denen gerade die Zeugen geladen 
waren, erledigt seien! Man führe 
sich das vor Augen; die Staatsan- 
waltschaft ermittelt acht Monate, 
verfaßt eine Anklageschrift, die 
vom vorherigen Ermittlung» und 
‚jetzigen Verhandlungsrichter kur 
sen werden 
igung Zeugen zur 
benannt hat - ohne 


‚ben! 
iger Dunkt Deiben 
hrenverletzenden 


feucht" bestehen! 

Als der Ve in die nähe- 

re Argumentation eintritt und auf 
„Konjunktion“ und „Jucken” zu 
sprechen kommt, fährt Kubick 
ihn an: 

„Seien Sie ruhig, im Gericher. 
saal wird 10 nicht geredet”. Als 
der Verteidiger ihn fragt, ob er 
vielleicht den Filmtitel „Laß juk- 
‚ken Kumpel” kennt, um damil zu 
erklären, worum es hier geht, 
‚schreit Kubick: „Neid, nein, das 
‚gehört nicht hier her”, 

Da der Richter in die nähere 
Sacherläuterung sich weigert ein- 
zutroten, stellt die Verteidigung 
ihren ersten Antrag auf Befanf 
heit — über den, gemäß buni 
deutscher Rechtapranis der Rich“ 
ter seibst entscheldet und natür- 
lich ablehnt 

Zum Vorwurf des Verstoßes 
gegen dus, er ıra 7 gt 
Kubick, daß er IK gar nicht 
ar eg kann, daher hier 
wohl auch das Tee 
setz micht zum Zug ommen 
könnte; darauf stellt der Verteldk- 
id ‚den zweiten Antrag auf Be- 

ngenheit, da diese Frage schließ- 
lich der Kempunkt des Verfah- 
tens ist. 

$o prompt wie die zweite Ab- 
lehnung dieses Antrags folgt, 
kommt auch das Urteil selbst, 

Wenn man sich dieses Verfah- 
‚ren in seinem Verlauf vor Aug 


ches 'Stehvermögen und kühlen 
Kopf bescheinigen. In diesem Ver- 
lauf, voller — selbst nach her 
schender Rechtspraxis — gesctzen- 
widrigen Vorgehens der staatl 
aaa Dana ih misen su 
Iten Beirugsmandvorn, 
Erpremungs- und massiven Kin- 
schüchterungsversichen, . zeigt 
sich ein Stück  faschistischer 
Staatspraxis, die nicht einfach 
mit dem kleinstädtlschen Charak: 
ter von Trittaw zu erklären ist. 


können (Übrigens war Ku 
bick vor seiner „Versetzung 
Richter in West-Berlin ..) 

Den Jugendlichen kann man 
nur den Rücken stärken und ra 
ten, diesen Kampf zu Ende zu 
führen, was durch solkdarisches 
Zusammenstehen möglich sein 

fie, 


Berirkszelle Nergedorf des KB, 
Gruppe Hamburg 
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Forts, Trittau 


endlichen an der weiteren Arbeit zu 
interessieren. 

Da aber der zweite, jedoch wesent- 
lichere Teil der Zeitungsarbeit unklar 
'n,SW" zur Entwick“ 
hen Praxis in Trittau 
einzusetzen, fehlte dem IK zu diesem 
Zeitpunkt die politische Perspektive 
in der Arbeit mit breiteren Teilen der 
‚Jugendlichen. So verringerte sich auch 
die an den Redaktionssitzungen teil- 
nehmende Zahl der Jugendlichen. 


Die zweite Angriffswelle: 
u par ta a 


Die Zeitungsartikel bezogen sich 
wesentlich auf Probleme der Trittau- 
er Jugend. Dieses traf sowohl bei den 
Jugendlichen als auch einigen Eltern 
auf Interesse und auch auf Unter- 
stützung, 

Das JK erhielt bessere schulinter- 
ne Informationen, sozusagen bisher 
„gut  behütete Geheimnisse” der 
Schulbürokratie, 


Hauptangriffsziel war die Person 
‚eines von den Jugendlichen allgemein 
‚gehaßten Lehrers, der sich immer wie- 
der durch eine besondere Art der 
Unterdrückung hervortat. Der „SW 
prangerte das Vorgehen dieses Typen 
in zahlreichen Beispielen an. Auf der 
änderen Seite entwickelte der.SW’sich 
zu einer sozialistischen Schüler- und 
Lehrlingszeitung, die neben der orts- 
bezogenen Situation der Jugendlichen 
auch allgemein politische Themen 
zum Inhalt hatte, u.a. Abbau der de- 
mökratischen Rechte, SPD-Politik, 
antiimperlalistischer Kampf in der 
Dritten Welt etc. 


Im Mal 1973 schaltet sich nach 
der. 3. Nummer des,SW° der Staat‘ 


stoßes gegen Landesprei 
(später wurde auch 
nes Paukers hinzugezögen): 


. Vernehmungen, monatelanges 
Rünziehen der „amuichen Ermitlun- 
:n”, der Versuch, die geschlossene 
laltüng des IK aufzubrechen. 
(vergl. dazu nebenstehenden Kasten 
zur Prozeß-Entwicklung) 


möglich war. Statt in dieser Situs- 
tion die ;W“für die Entwick- 
Nung einer breiten Solidarität mit den 
angegriffenen Redakteuren einzuset- 
zen (und darüber hinaus überhaupt 
zur praktischen politischen Anleitung 
fortschrittlicher Jugendarbeit in Teit 
fortschrittlicher Jugendarbeit in Trit- 
tau), stellte das JK die Zeitungsarbeit 
vorerst ein mit der Pseudo-Begrün- 
dung einer allgemeinen Arbeitsüber- 
lastung und weil man zukünftig seine 
Kraft direkter der Abwehr staatlicher 
und juristischer Maßnahmen, sowie 
der Verbreiterung der politischen 
Basis unter den Trittauer Jugendli- 
‚chen (mehr Diskussionen etc.) wid- 
men wollte, wozu die Zeitungsarbeit 
angeblich in Widerspruch stünde. Es 
wurde damals leider nicht erkannt, 
daß bei richtigem Verständnis 
für eine politische Zeitungsarbeit all 
dies gerade m it der Zeitung am 
besten möglich wäre, 


‚Andererseits mußte die Aufgabe 
‚der Zeitungsarbeit nach außen hin 
sowohl bei Sympathisanten, als auch 
bei den Gegnern jeder selbständigen 
Jugendarbeit — als politisches Zurück- 
weichen, Aufgabe und Resignation 
des JK verstanden werden. Daß diese 
Haltung die reaktionäre Stadtverwal- 
tung, Justiz etc. nur zu weiteren 
politischen Schlägen gegen das JK er- 
muntern würde, wurde zu diesem 
Zeitpunkt leider nicht erkannt. 


Die Auseinandersetzung um das 
IK blieb dennoch nicht ohne Wir- 
kung für breitere Teile der Jugendli- 
‚chen, Das Vorgehen des Kirchenvor- 
standen als Hausherr des 
jugenhagenheims bewirkte unter 


Jugendlichen die Diskussion um ein 
eigenes Jugendzentrum, 

Bin festerer Korn der Jugendlichen 
beschloß, die Bemühungen um ein Ju 
gendzentnim durch einen eingetrage. 
nen Verein zu unterstützen und grün 
deie den 


wramm aufgestellt und die ersten In- 
teressenten organisiert 

Mit der Unterstützung einer Grup 
pe des „King Nündischer Jugend“ 


(RBI) aus Ahrensburg wurden monat« 
liche Film-Diskussionsveranstaltungen 
durchgeführt (z,D, „Saeco und Van- 
zettl“), die in der Regel von zwei Dut- 
zend Jugendlichen besucht wurden. 


Im Rahmen einer Theuter-Arbeits 
wruppe (AG) beschäftigten sich di 
Jugendlichen zur Vorbereitung eines 
Agitprop-Stücken mit den faschlati- 
schen Staaten; am konkreten Beispiel 
Griechenlands wurde die Frage ent- 
wickelt „Warum wir keinen Urlaub in 
faschlitischen Ländern machen“, 


‚Neben dieser Arbeitsgruppe arbei- 
ten die knapp SO Vereinsmitglieder 
In weiteren fünf AG’s: Politik (Diskus- 
sion der Tagesereignisse und anderer 
wichtiger politischer Fragen), Kom- 
‚munales, Musik, Sport und Literatur. 


‚Forum der allgemeinen Diskussion 
ist die Vollversammlung, die kontinu- 
ierlich von ca. 30 Jugendlichen be- 
sucht wird, der der vier-köpfige Ver- 
einsvorstand rechenschaftspflichtig. 
ist. 

Im Fabruar dieses Jahres, stellte 
sich der Verein in der Öffentlichkeit 
vor; seine Veranstaltung wurde von 
150 Jugendlichen aus Trittau und 
Umgebung besucht. Damit hat die Ju- 
gendinitiative politisch Fuß gefaßt 


Das JK gewinnt an 
politischer Bedeutung 


Das IK hat trotz intensiver Arbeit 
in der Jugendzentrumsbewegung sel 
ne politische und organisatorische Ei- 
genständigkeit nicht aufgegeben. 


Anlißlich des 1. Mai 1973 führte 
das JK mit Unterstützung des „Ham- 
burger Straßentheaters“ eine 1. Mai- 
Veranstaltung durch und stellt die ei- 
gene Arbeit und politischen Vorstel- 
lungen zur Diskussion, an der 50 Ju- 
gendliche teilnahmen. 


Das IK. begann, eine gezielte pol“ 
tische Diskussions. und Schulungsar- 
beit in den eigenen Reihen zu entwik- 
kein. Ergebnis waren zwei weitere po- 
tische Veranstaltungen zum faschi- 
stischen Umsturz in Chile und den 
‚Novemberkämpfen in Griechenland; 
auch diese Veranstaltungen werden 
von jeweils etwa 30 Jugendlichen be- 
sucht. v 


Diese Arbeit des JK nimmt ihren 
weiteren Aufschwung anläßlich des 
1. Mai 1974 und mobilisiert (u.a. mit 
‚einer Veranstaltung) zur Demonstra- 
tion des KJA unter sozialistischen Pa- 
rolen in Hamburg. 


Nach acht-monatiger und z.T. ge- 
wiß auch rechtswidriger „Ermittlungs- 
tätigkeit" der Justiz fand im Februar 
dieses Jahres der Prozeß gegen den 
Arererechtlichprontwnetlichen. Re- 

dieses Jahres der Prozeß gegen den 
presserechtlich-verantwortlichen Re- 
dakteur desSW* Sigmund Z., vor dem 
örtlichen Amtsgericht statt: Ein Leh- 
rer fühlte sich durch Öffentliche Dar- 
stellung seiner Praktiken im Klassen- 
zimmer „beieidigt”. Das IK. trug die- 
sen Prozeß und dessen Hintergründe 
in die Öffentlichkeit: in zwei Flugblät- 
tern wurde das willkürliche Vonge- 
hen der staatlichen Organe gebrand- 
markt. Am Prozeßtag selbst führte 
das JK eine Informationsveranstak- 
tung vor zahlreichen Jugendlichen 
durch, auf der die Angriffe gegen das 
IK im allgemeinen Zusammenhang 
der Faschisierung von Staat und Ge- 
sellschaft diskutiert wurden. Die Ar- 
beit des JK unter den Jugendlichen 
Trittaus führt zu uomittelbaren Er. 
gebnissen: Die Jugendlichen gewinnen 
Klarheit darüber, daß die Repressio- 
:n gegen das JK gegen jede an den 
Interessen der Jugendlichen orientier- 
te Politik gerichtet sind, 


Der „Förderverein Jugendzentrum 
Trittau”, die Jungdemokraten und die 
SDAJ (!} bekunden Öffentlich ihre So- 
idarität mit dem IK. Der Versuch der 
Bourgeoisie, das IK und die anderen 
Jugendlichen in Trittau auseinander- 
zudividieren, ist gescheitert! 

Der.SW'Redakteur war am gleichen 
Tag vom Amtsgericht zu zwei Tagen 
Zwangsarbeit wegen ‚Verletzung der 
presserechtlichen Sorgfaltspflicht” 
unter Aufbürdung sämtlicher Ge- 
richtskosten (ca. 500 DM) verurteilt 
worden. Gestärkt durch die solldari 
sche Unterstützung in der Trittauer 
Jugend hat der Verurteilte vor dem 
Landgericht Lübeck Revision einge- 
legt. 

Es muß in jedem Fall das Ziel sein 
dem abgefeimten Zusammenspiel von 
Landesschulamt, Klerus, Polizei, Für- 
sorge und Justiz eine Niederlage zu 
bereiten ! . 
Jugendkollektiv Trittau 


5. Deutscher Jugendhilfetag 
abgeblasen ! 
— „Angst vor den Radikalen” 


September 1974 
sollte im Hamburger Kongreßzentrum 
der 5. deutsche Jugendhilfetag 
(DIHT) durchgeführt werden. Veran- 

er des DENT it die Arbeltsge 
meinschaft für Jugendhilfe (AG)). 
Etwa 60 Organisationen aus dem ge- 
samten Bundesgebiet haben sich in 


Vom 8, bis 11 


dieser Arbeitsgemeinschaft zusam- 
mengeschlosen. Dazu zählen 

die Imter, die Gewerk- 
schaft und DAG, Aktion Ju- 


ndschutz, sowie Spiizenverbände 

r Wohlfahrtspflege, 

Die AGJ hat für die Vorbereitung 
zum gleaihrien Kongreß bilang 
250.000 Mark ai m (haupt, 
sichlich Steuergeider/ Anderenehts 
hatten sich schon mehrere tausend 
Sozialarbeiter, Sozial 
zieher etc, 
tung von Seiten der AGJ laufen be- 
reits seit 2 1/2 Jahren (1). 

Diese Tatsachen beeindnickten die 
‚jedoch wenig, denn der 
5. DIHT wurde abgeblasen. „Furcht 
vor Zusammenstößen mit linkrorien- 
ferien und kommunistischen Grup- 
‚pen ie offizielle jung, 
Springe Zeitung Hamburger 

blatt“ bringt am”6.6.74 gar 
ie Schlagzeile: _„.Radikalenfurcht 
stoppt Kongreß 1“ 


Die wahren Gründe 

dieser Absage ? 

Vom 10. - 13. Mai 1970 Tand in 
Nürnberg der &. Deutsche Jugend- 
hilfetag statt. Das Thema war „Kı 
heit und Jugend in der Gesellschaft 
2500 Teilnehmer diskutierten damals 
über die Situation von Kindern und 
Jugendlichen in Fürsorgeerzichung, 
Betrieben, Schule usw, Weitere The- 
men waren u.a. die Vorschulerzie- 
hung, Berufssituation von Sozialarbei- 
tern eie. 

Ganz im Gegensatz zu den Erwar- 
ingen der Veranstalter war der Ab- 
lauf des Kongresses geprägt von offen- 
ster Kritik an dieser kapitalistischen 
Gesellschaft, im Konkreten an des 
staatlichen und kirchlichen Arbeit 
in der Jugendhilfe. Obwohl z.B. re- 
Almen Krchamrrtriet m Minen 
herangekarrt wurden, esihnen 
nicht ihre rbeiterfeind Vor- 
stellungen von _Jugendhilfearbeit 
durchzusetzen. Eine Abstimmungsnie- 
derlage (bei Resolutionen) folgte der 
nächsten. Leuten wie Käthe Strobel 
vom damaligen Bundesfamilienmini- 
sterium oder D. Rollmann von der 
Hamburger CDU wurden. entschie- 
dene Absagen erteilt. 

Organisiert wurde das ganze vor 


vier Jahren von der „Sozialistischen ' 


‚Aktion Jugendhilfetag” (SAJH). Ent- 
halten waren darin u.a. das „Soziali- 


stische Büro Offenbach” (SB) als 
| onen Loy zu Co ee ee 


Die Veröffentlichungen des „Ju- 
idkollektivs“ (IK) zum Ver- 
uf des Ermittlungsverfahrens 
hatten u.a. die „Vernchmungs”- 
methoden von Ämtsrichter Ku- 
öffentlich angeprangert. Dies 
wiederum hat die Justiz erneut 
auf den Plan gerufen: 

Im Juni erhielt der verurteilte 
(und inzwischen Revision einle- 
gende) „verantwortliche Rı 
eur“ des „Scheibenwischer’s" ei 
ne polizeiliche Vorladung. Hier 
erfuhr er, daß bereits am 20.3.74 
von der’ Staatsanwaltschaft Lü- 
beck ein Ermittlungsverfahren 
gegen Richter Kubik wegen 
“(8 343 


jetzt der jugendliche Redakteur 
Als Zeuge vernommen werden 
sollte. 


Es ist nicht auszuschließen, 
daß die Stantsanwaltschaft polk 
tisch daran interessiert ist, den 
Richter Kubik aus dem Verkehr 
zu ziehen, well dieser inzwischen 
‚die bürgerliche Klassenjustiz all 
zusehr diskreditiert hat, d.h. als 
ein allzu dämlicher Vertreter ser 
r Klasse aufgetreten ist (ähnli- 
che Erwigungen dürften auch 
schon. bei seiner „Versetzung“ 
von Westberlin nach Trittau eine 
Rolle gespielt haben). 


Wahrscheinlicher ist jedoch — 
und darauf muß sich das IK vor 
bereiten und einrichten — daß 
hinter dem Ermittlungsverfahren 
in Wirklichkeit.ein Entlastungs- 
Richters 
haufenwer 
sc Beispiele, in denen Beamte sol 
che Verfahren gegen sich selbst 
einleiten bzw, indirekt veranl 

sen, um sich flugs „Unschuld“ 
durch einen höchstrichterli 


führende Gruppe, die „Sozialpäda- 
fptiche, Kormpöndenz‘ (PK 
/estberlin (heute „KPD") und die 
„Sozialistische Arbeit Ham- 
burg” (SAG), welche teilweise in- 
tegriert ist in die „Initiative So- 
zialistischer. Erzieher” (Hambus 
und den  KOMMUNISTISCHE) 
BUND, 

Die SAIH stellte 1970 Forderun- 


nach der Geburt ihres Kindes, 

Diese Forderungen wurden von 
der Mehrheit der Kongreßteilnchmer 
unterstützt! 

‚Angesichts dieser Vorfälle vor vier 
Jahren machten sich die Veranstalter 
nun Gedanken, wie man eine solche 
polische Pleite zukünftig vermeiden 

önnte. Erste Reaktionen waren z.B. 
überhaupt keinen Jugendhilfetag mehr 
durchzuführen. 1 1/2 Jahre brauchten 
sie, um sich für einen fünften Kon- 
sreß in Hamburg durchzuringen. 
Bislang wurde der Jugendhilfetag alle 
zwei Jahre durchgeführt. Zwischen 
dem vierten und fünften liegt je- 
doch ein Zeitraum von vier Jahren! 

Im Stillen hatte man sich wohl 
erhofft, daß die zweijährige Verzö- 
gerung cin Abflauen der oppositione, 

'n Bewegung zur Folge haben wür- 
de, Diese Spekulation erwies sich als 
falsch. Auch zum diesjährigen Jugend- 
hilfetag war bzw. ist eine „Sozialisti- 
sche Aktion Jugendhilfetag” geplant, 
Angeführt wurde diese Initiative 
wiederum yom „Sozialistischen Büro, 


Offenbach‘ 
n folgende Gruppen 


Bisher 
in der Sozialistischen Aktion zusam- 
men: AG-Karolinenviertel Hamburg, 
AKS-Düsseldorf, AKS-Ffm, Aktiv R 
16 Köln, AK-Jugendhilferecht-Jung- 
demokraten, BDR AG-Sozialarbeit 
Fim., Redaktionskollektiv „Erziehung 
und "Klassenkampf", KKS-Biclefeld, 
SSK-Köln, Verein sozialer Ji 

arbeit Bochum, ESG/FHS Ham 
Als Aufgabe formuliert die SAJH in 
ihrem Aufruf: 

‘© den scheindemokratischen Charak- 
ter des Jugendhilfetages zu ent- 


zu diskutieren, 
den I en 
um Jugend) 
darzustellen und den Organisa- 
zeß der im Sozialbereich 


© auf dem Jugendhilfetag den ak- 

auf dem m ak- 

Kefıen Kamd annielnhecher Ie- 
Yan Mansuiee-btH, 

© auf dem Jugendhilfetag den ak- 
tuellen Kampf sozialistischer Ju- 

endlich in Hamburg zu uner 5 


Auf Grund der Erfahrungen mit 
fortschrittlichen und sozialistische: 
Menschen aus der Jugendhilfearbe 
1970 in Nürnberg sowie den Vorbe- 
reitungen der Linken zum diesjährigen 


ANTUPASCHISTIACIK 
rün DEN AUF 


INURNIDEKITUNG 


Kanıpf, dur auferschulisehen Iusendar, 
beit, zum Antifauchinms und sur inter 
nationalen Solidarıtät der worktätigen. 
was lornenden Jupend. Sie nimmt Bel 
Hung auf Seiten der de en Inter 
essen der Bevölkerune and der unte 
rechten Völke 

Aus dem Inhalt der drei neuesten 
ft 
Ietendsentrenhewogune: Wohin 
Reine? @ Teile 


nie 


Ahrmisee fortschritlicher Jusenvertre- 


Spruch bescheinigen zu lassen. 
Das dient. nicht nur zur eigenen 
„‚Reinwaschung“, sondern auch 
haufig dazu, Öffentliche Kritik 
in einen nachträglichen „Ver- 
Teumdungs"prozeß hineinzuzie- 
hen und mundtot zu machen. 
Wie dem auch sel, gilt für d 
rung de 
1 fortzusetzen bis zur völlk- 
sen Entlarvung und Diskreditie- 
rung des Lehrers Böge und seines 
‚Zwillingibruden”, Richter Kıy 


janisation Bergedorf, 
KD/Gruppe Hamburg 


Kämpfende Juge 


Tine mung Benal 


die Vi 


Kongreß, zogen 
nun doch lieber vor, ihn ausfallen 
zu lassen. 

Ursprünglich war von der AGJ 
jeplanı, „Bedärfnie der ‚Kinder und 
Jugendlichen in dieser Gesellschaft 
in den apa des K “ 
zu stellen, ‚diesen Leuten die De- 
dürfnisse der Kinder und Jugend- 
lichen, besonders der Arbeiterjugend, 
Be kelchnäinige Ange 

sch . 

Ebenfalls sollte auf diesem fünften 
DIHT das neue Ken 
als die große, umı 
angepriesen und verkauft 
Dazu waren speziell die soziaklemo- 
kratische Ministerin Katherina Focke 
Jundesministerium für Familie und 
Gesundheit) und der in Hamburg 
durch seine zutiefst arbeiterfeindliche 
Schulpolitik bekannt gewordene 
ae Apel (SPD) eingela- 
ion. 


In aller Stille... 


Veranstaltung durchzuführen 


dann 
allerdings als geschlossene Veranstal- 
tung (1)..Hier wollen sie dann wohl 
in aller Stille Richtlinien und Gesetze 
vorbereiten, die den Interessen der 
Arbeiterjugend in Fürsorgeheimen, 
Schulen und Betrieben erfahrungsge- 
mäß völlig widersprechen. 

Aufgabe der „Sozialistischen 
Aktion” und anderer fortschrittlicher 
und kommunistischer Kräfte muß os 
sein, diese üblen Absichten zu entlar- 
ven und zu überlegen, welche Alter- 
nativen dagegen entwickelt werden 
können. Wenn jedoch z.B. die AG- 
Karolinenviertel Hamburg (eine Ver- 
ireterin der Politik des SB) es abge- 
ichnt hat, zu anderen fortschritt - 
lichen und kommunistischen Organi- 
sationen in Hamburg (s0 auch zum 
KB) Kontakt aufzunehmen, so muß 
an der Glaubwürdigkeit der Absichten 
(sAufnabe dep Sozialistischen Aktion 

1 es, auf dem DIHT den aktuellen 
Kampf  sozialistischer Jugendlicher 
in Hamburg zu unterstützen”) 
dieser Organisation stark. gezweifelt 
werden. Oder will der SB vielleicht 
die Behauptung aufstellen, daß der 
KB mit sozialistischer Jugendpolitik 
in Hamburg nichts zu tun hat? 
Die Begründung: Mit dem KB z.B. 
lohnt es sich nicht zu diskutieren, da 
wird sowieso nur rumitheoretisiert 
und keine praktische Arbeit geleistet 
kann nur als blanker Hohn und 
‚schlechter Witz verstanden werden. 
So etwas hat mit sozialistischer Poli. 


ik nichts mehr zu tun! 
Wir wollen uns in einer der 
nächsten Ausgaben des ARBEITER- 


KAMPF mit der Politik des SB 
und anderer Gruppen in. dieser Ini- 
tative. auseinandersetzen. Ebenfalls 


schritt bedeutet oder ob mit dei 
vhztsn u als om 


neue Gesetz 


Schaftichen "Bereich cin = walten 
Schritt in Richtung auf eine beschleu- 
nigte Faschisierung von Staat und 
Gesellschaft getan werden soll. @ 
Bezirkszeile Wandsbek/Billstedt 
KB-Gruppe Hamburg 


Anzeige 


U DES NUNDES DENOKHATI 


Eine neue Welle der NPD-Danis- 
Junge Union; Des IL} schlagen, 


Promi 


zu den Walten! 
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Für ein selbstverwaltetes Jugendzentrum 
Geesthachter Jugendliche im Kampf um ein Jugendzentrum 


In der 23.000 Einwoh: 
besteht seit ca. zwei 


Ihlenden Stadt Geesthacht, in der Nähe Hamburgs, 
ine „Aktion Jugendzentrum" (AJZ), ein Zusam- 
‚menschluß Geesthachter Jungarbeiter, ige und Schüler, die ein selbst 
verwaltetes Jugendzentrum erkämpfen wollen, d.h. ale verlangen von der Stadı 
Bürokratie entsprechende Räumlichkeiten, Die Stadt, unter Führung der SPD, 
resgierte darauf, indem sie die Jugendlichen durch eine geschickte Kombinati- 
‚on von Auflagen, verschiedenen mehr oder weniger verbindlichen Magistrats- 
und Ausschußgesprächen, sowie Verhandlungen in Ratsversammlungen 
‚einen Seite und scheinbare, vorläufige Zustimmung auf der anderen Sei 
hielten. Die Aktion sollte sich totlsufen. 
Für die Jugendlichen stellte sich die Aufgabe, aus 
‚nachdem sie unter Führus 


Gründung einer eigenen Zeitung, sowie der enge Erfahrungsaustausch mit ver- 
schiedenen politischen Organisationen, sowie der Gewerkschaftsjugend, gehb 
ten zu den ersten Schritten, über die rein Jugendpolitischen Forderungen hin. 
aus, politisch in Geesthacht einzugreifen. 

In dieser Situation änderte sich die Taktik der Stadt-Bürokratie. In Zuammen- 
arbeit mit der örtlichen Springer-Preme begann eine Hetzkampagne gegen die 
AIZ. Mit dem Schlagwort der „kommunistischen Unterwanderung‘ sollte die 
Aktion isoliert und gespalten werden. Dieser Hetze schlossen sich schließlich 
‚auch die Jusos an, nachdem die AJZ verstärkt in Wahlveranstaltungen auftrat 
und die Politik der bürgerlichen Parteien — einschließlich der SPD — entlarvte. 


Entstehung der AJZ 


Die AJZ Geesthacht gründete sich 
vor zwei Jahren. In ihr schlossen sich 


REINBEK: 


Jugendliche (anfangs im wesentlichen 
Schüler) zusammen, die sich die Er- 
kämpfung eines Jugendzentrums zum 
Ziel gesetzt hatten. 


Diese Initiative entstand aufgrund 
nicht vorhandener Freizeitmöglichkei- 
ten der Jugendlichen in Geesthacht 

Sowohl die Stadt Geesthacht als auch 
die bürgerlichen Parteien unternahmen 
nichts zur Verbesserung der Lage der 
Jugendlichen. In dieser Situation be- 
schränkten sich die Forderungen der 
AJZ zunächst auf den 
ökonomischen Bereich, d.h., „das JZ 
soll ein Ort sein, an dem sich einfach 
Jeder nur aufhalien und Freunde tref- 
Ten kann, auch wenn er mal kein Geld 
für eine hrause oder ein Bier hat.” 

Dementsprechend wurde gefordert. 
Einrichtung von Tanz- und Disko- 
thekabenden, eine Teestube mit Im- 
biß, Möglichkeiten zum Malen, zum 
Basteln etc, 

Die gesellschaftspolitische Situati- 
on der Jugendlichen und die „Jugend- 

it rlichen Parteien blie- 

'n in den Diskussionen der AJZ zu 
nächst. vollkommen. ausgeklammert, 
d.h., sie wurden von niemand richtig 
erkannt. 

‚Auf dieser Grundlage konnten sich 
für lange Zeit Vertreter der bürgerli- 
chen Parteien (Jusos, Judos) an die 
Spitze der Bewegung sezen und uf 
eine „partnerschaftliche Zusammenar- 


beit" der AJZ mit der Stadt-Bürokra- 
tie orientieren. 


Die Taktik der Stadt 
und die Antwort der AJZ 


Die Stadt machte der AJZ Aufla- 
gen (u.a. ‚ordentliche Vereinsgrün- 
dung‘) als Voraussetzung für das Zur- 
Verfügung-Stellen eines geeigneten 
Hauses und bot gleichzeitig Gesp 
che mit städtischen Ausschüssen 
Ex sollte offensichtlich cı 

den, daß sich die Bewegung unter den 
Jugendlichen durch Beschäftigungs- 
therapie totläuft, den Jugendlichen 
langsam die Initiative aus den Händen 
aletet, 

Dieses Manöver wurde von der 
AJZ nicht erkannt, Im Gegenteil, man 
fiel voll auf die Taktik der Stadi her- 
ein und richtete seine Politik auf 
füllung dieser Auflagen und auf die 
Gespräche mit der Stadt-Verwaltung 
aus, 


Als die Stadt nach der geforder- 
ten offiziellen Vereinsgründung jedoch 
immer noch nichts unternahm, kam 
es aus Empörung der Jugendlichen 


zu einer Reihe spontaner Reaktione 
die aber alle ihr Ziel nicht erreichten, 
da nach wie vor im AJZ die Klarheit 
Über die realen Möglichkeiten und 
über das Vorgehen der Stadt fehlt 
0 konnte die Empörung von den 
Jusox und Judos aufgefangen werde 
ie auch hier wieder Illusionen über 
den politischen Charakter der Stadi- 
Verwaltung und über das bestehende 
Kräfteverhältnis zwischen AIZ und 
licher Administration schürten. 
1. 80 wurde vom AJZ eine Ratwer- 
sammlung mit ca. 80 Jugendlichen 
besucht. Als sich die Versammlung 
Ion Jugendlichen Rederecht 
bzw. über ihre Probleme 


die Jugendlichen darauf nicht mit 
Kampfaktionen (z.B. das Rederecht 
durch das vorhandene Kräfteverhält- 
nis zu erzwingen). 
2. Ein Ultimatum an die Stadt, in dem 
mit. Demonstrationen und mögli- 
chen Hausbesetzungen gedroht wurde 
ließ man später unbeachtet. 
3. Hierauf kam es zu einer Demon- 
stration und einer Kundgebung mit 
jeweils ca. 200 Teilnehmern. Die Ilu- 
sionen, die man in diese Aktionen «etz- 


LIQUIDIERUNG FORTSCHRITTLICHER JUGENDPOLITIK GEPLANT! 


In der Kleinstadt Reinbek im Hamburger Randgebiet existiert seit 2 1/2 Jah- 
ren ein sebstverwaltte, Ingendzentrum (JZR). Die verschiedenen Entwick. 
Tungeabschnite der 1Z-Poliik ind wesentlich geprägt durch die jeweiligen 
Organisationen, an it beteiligten. 

Im letzten Jahr hat sich das JZR zuschens zu einem politischen Faktor in 
‚Reinbek entwickelt, der über das JZ hinaus aktiv in die kommunale Politik 
eingreift, u.a. durch antifaschistische Aktionen gegen IN und JU/SU, politi- 
sche Flugblätter u.a.m. In dieser Situation soll das JZ von der Stadt-Bürkratie 
Jiquidiert werden. Die Räume wurden zum 31.12.74 geköndigt. Dies geschieht 
zur Zeit von der Stadt-Verwaltung nicht offen; um ihre Pläne durchzusetzen, 
bedient sie sich eines Spekulanten, der Besitzer dor Räume des JZR ist. Die 
‚nebenherlaufenden politischen Angriffe der Stadt-Verwaltung und der örtli- 
‚Chen Presse machen aber den wahren Hintergrund deutlich. 


a nieder, die bis heute noch fortdauert. 


11/2 Jahre sozialdemokratische 


Die DKP „steigt ein‘ 


11/2 Jahre sozialdemokratische 
weB 


a Wablschlager tzt wor 
genu 
den war, der JZ-Initiative übergebe 
die seinerzeit fest in der Hand der J 
08 war. Die SPD versuchte, sich hie 
durch als reform- und jugendfreund- 
Jich zu profilieren, während sie gleich- 
zeitig mit einer Lebensdauer der 
Selbstverwaltung von höchstens einem 
Dreivierteljahr rechnete. 

Das Konzept ‚und Politik 
der Jusos schien diesen Erwartungen 
zu entsprechen, 

Die Jusos sahen die Aufgabe des 
32 wesentlich in der „individuellen 
Entfaltung“ (zu einem kritischen und 
kreativen Individuum“) der Lehrlin- 
ge und Schüler: losgelöst von der ge- 
sellschaftlichen Realität. sollte dies 
im IZ möglich sein. Hier sollte man 
Dampf ablasen, durfte ich muto- 


Das Scheitern dieser Politik zeigt 
sich u.a. in der perspektiviosen Lehr- 
lingspolitik. Mangelnder Praxisbezug 
und die Bevormundung der Lehrlinge 
durch sozialdemokratische „Studen- 
tentheoreliker” zerstörten die ersten 
Ansätze von Lehrlingspolitik in Rein- 
bek. Die Folgen dieser Politik sind 
bis heute zu spüren; sie schlagen sich, 
nieder in einer Ablehnung des IZ ge- 
rade durch einen Teil der Arbeiterju- 


gend. 

Politische Veranstaltungen im JZ 
wurden von den Jusos ohne klares 
Konzept, das auf kontinuierliche 
Entwicklung des politischen Bowußt. 
seins der Jugendlichen ausgerichtet 
wäre, durchgeführt. Positive Ansätze 
in Zusammenarbeit mit dem Verband 
‚der Kriegsdienstverweigerer In Ver- 
bindung mit einer Flugblattaktion vor 
Kasernen wurden nach den ersten 
Angriffen von seiten der Presse und 
der bürgerlichen Politiker sofort wie- 
den 


„Gre- 
mienpolitiker“, die vergeblich auf eine 
breite Aktivität der jugendlichen Be 
sucher warteten, ohne seibst kontk- 
muierlich daran zu arbeiten, entwickel, 
ten zuschens aus ihrer Resignation 
heraus oin massenfeindliches Verhal- 
ten. Isollert vom der Basis. (soweit 
überhaupt noch vorhanden) richtete 
der Vorstand des JZ die Arbeit im- 
mer mehr nach seinen persönlichen 
Interessen aus, 

Wurde die Bewegung anfangs von 
ea. 100 Jugendlichen getragen, so 
schreckte diese Politik immer größe: 
tw Teile ab, Die Resignation vieler 
Jugendlicher schlug sch in einer emo- 

onalen Ablehnung des JZ Reinbek, 


nieder, die bis heute noch fortdauert. 


Die DKP „steigt ein” 


Jugendlichen ist aber eine politische 
Frage, und es ist die Aufgabe fort- 
schritlicher Jugendpolitik, den Lehr- 
lingen und Schülern zu helfen, den 
Kampf um ihre Interessen politisch 
zu führen. 

Allerdings wurde damals noch 
nicht über die notwendig folgenden 
Angriffe des Staatsapparats ausrei- 
‚chende Klarheit geschaffen. Illusio- 
nen in diese Richtung wurden bei 
den Jugendlichen gerade durch die 
besondere Reinbeker Situation ge- 
stützt, die sich auszeichnet durch 
Mangel an politischer Auseinander- 
seizung mit dem bürgerlichen Staats- 

arat, da das JZ nicht im aktiven 

ampf der Jugendlichen durchgesetzt 
sondern als Wahlgeschenk von 
ae sıcn auszeichnet durch 
politischer Auseinander- 
setzung mit dem bürgerlichen Staats- 
rat, da das JZ nicht im aktiven 

‚ampf der Jugendlichen durchgesetzt 

wurde, sondern als Wahlgeschenk von 


In einer Situation, in der im JZ_|der SPD empfangen wurde. 


kaum noch Aktivitäien vorhanden. 
waren, begann die DKP ihre Arbeit 
im IZ und löste damit den bestim- 
menden Einfluß der Jusos ab, Die 
DKP bestimmte zu dieser Zeit das 
3Z als ihr Hauptarbeitsfeld, Ihre „po- 
liischen® Aktivitäten _erschöpften 
sich wesentlich in der „Anleitung“ 
zweier „Marsismus-Arbeits-Grup- 
pen“, die jösgelöst von jeglicher Pra- 
is und den unmittelbaren Interessen 
der Reinbeker Jugend stattfanden. 

Die Praisferne dieser AG's ließ 
sie schnell auf einen kleinen Teilneh- 
merkteis schrumpfen. Es blicb bei 0- 
berten Studierzirkeln. Die Notwen- 


digkeit, ihr Wissen in die Praxis um- 
zusetzen, sahen die Teilnehmer nicht. 
So wurde hier eher der Wissensdurst 
einiger Kleinbürger gestllt, als daß po- 
itisch bewußte Menschen herangezo- 
sen worden wären, (Ergebnis: von 
den Teilnehmern ist heute nur noch 
ein minimaler Teil aktiv.) 

Die Situation des JZ wurde nicht 
verbessert, der Schritt zur Entwick- 
hung. fortschrittlicher Jugendpolitik 
nicht gemacht. Nach 1 1/2 Jahren »o- 
zlaldemokratischer und DKP-Politik 
war vom JZ nur noch ein Trümmer- 
haufen vorhanden. 


Die neue Konzeption 


Aus der Kritik an den „Marxismus“ 
AG’s" und der Aufarbeitung der bis- 
herigen Praxis sowie der Erfahrungen 
mit den Jusos, wurde unter der Beiei 
ligung von Sympathisanten des 
‚ein Konzept zur weiteren Arbeit des 
JZ-Reinbek entwickeli. 

Ausgehend von der gesamtgesell- 
schaftlichen Entwicklung in der BRD 
wurde die Aufgabe des JZ bestimmt, 
als ein Zentrum im K: den 


der Jugendlichen. Hier sind die poll- 
tischen Aufgaben des JZ notwendig 
mit dem berechtigten Entspannung 
bedürfnls der I m zu vor 
kmöpfen. Das JZ selbst sollte durch- 
sichliger gestaltet werden, die Kon- 
trolle des Vorstands durch die Basis 
gewährleistet werden (durch Offenie- 
ung ämticher Arbeitsprozene) 

ıs Konzept einer schriltweisen 
Entwicklung des politischen Bewußt- 
seins der Jugendlichen und der Ein- 
beziehung des JZ in den demokratk 
schen Kampf stieß gerade bei den Ju- 
sos auf Krltik, die meinten, „durch 
zu viel Politik eine Schließung und 
damit eine Zerstörung des JZ zu be- 
wirken". Die Interemenvertrelung der 


Die Unerfahrenheit in der Gre- 
mienarbeit (Vorstand, Hausverwal- 
tung etc.) führte anfangs dazu, daß 
auf technisch-organisatorische Aufgs- 
ben zu viel Gewicht gelegt wurde; 
dies ging auf Kosten der politischen 
Diskussion. 

Die politischen Veranstaltungen 
wurden mit dem aktiven Kem im 
JZ (ca. 20) nicht weiter diskutiert, 
um so grundlegende Klarheit über 
die verschiedenen Fragen zu zewin- 
nen. Dies führte dazu, daß die Ju- 
endlichen über das IZ hinaus nicht 

Nitisch aktiv wurden, d.h. die „po- 
tische Aktivität” spielte sich noch 
immer ausschließlich in den Räumen 
des 3Z ab. 

Die Aufgabe eines demokratischen. 
Zentrums macht es aber notwendig, 
über das JZ hinaus,politisch zu arbei 
ten. Erst diese Arbeit gibt den Ju- 
endlichen die Fähigkeiten zur eigen- 
ständigen politischen Arbeit. Dies 
wurde erstmalig mit der Sprengung 
einer Veranstaltung der Jungfaschr 
sten in Reinbek durchgeführt. (siche 
auch AK Nr. 37) Hier, in der prakt 
schen Auseinandersetzung mit der 
bürgerlichen Jugendpolitik, verbun- 
den mit vorbereitender und auswer- 
tender politischer Diskussion, konnte 
sich erst politische Klarheit ent- 
wickeln. 

Diese Politik führte zu einer stär 
keren Beteiligung aktiver Teile des 
3Z an Veranstaltungen und Demon 
sirationen innerhalb und außerhalb 
Reinbek 

Eine weitere Folge der nach außen 
gerichteten demokratischen Aktiviti- 
ten ist die Gründung eines fortschritt- 
lichen Schülerkollektivs als Antwort 
auf die Gründung der SU (Schüler- 
organisation der CDU) am örtlichen 
Gymnashum. Arbeit und Erfahrungen 
dieses Kollektivs werden im JZ dis- 
kutiert und so breiteren Teilen von 
Jugendlichen zugänglich gemacht, die 
dann in die Auseinandersetzung mit 
der SU/JU einbezogen werden kön- 

Über den Aufbau, Unterstützung 
und Koordinierung solcher Si 
punkte in allen Bereichen der I 
Bendarbeit kann sich das 12 zu einem 
echten Zentrum des demokratischen 
Kumpfes in Reinbek entwickeln 


Von den ersten Angriffen... - 
nach den ersten politischen 


Ber 
Veranstaltungen, die nicht mehr im 
Rahmen der Juso- und DKP-Politik 


durchgeführt wurden, war das IZ 
Zielscheibe der Reglonalpresse. Es 
wurde vom „Rockerzentrum" gespro- 
chen und ” nicht s0 offen — von 
„kommunistischer Unterwänderung“. 
Dies waren die ersten Vorläufer, die 
eine ‚endgültige Liquidierung des JZ 
einleiten sollten. 

Eine Politik im Interesse der Ju- 
gendlichen und ausschließlich ihnen 
Verantwortlich, muß notwendig zur 
Konfrontation mit dem bürgerlichen 
Staatsapparat führen. Denn gerade er 
trägt entscheidend zur jetzigen Situa- 
tion der Jugendlichen bei (Schulmise- 
fe, beschissene Lehrlingsausbildung) 
und seine Aufgabe ist es, die Forde- 
nungen und die Bewegung der Ju- 
gendlichen in für die Hourzeoisie er- 

wagt entscheideng zur jetzigen Sılua- 
Son dr Pepsndcnen Bi Schee. 
te, beschissene st 
ur ine Aufgabe te ie Forte 
rungen wi wegung der Ju- 
‚sendlichen in für die Bourgeoisie er- 
Yrhgche Bahnen u lokn, 
Jugendlichen genügend auf 
diem Angsttie vornubefeten, war bi 
her versäumt worden. Jetzt wurde ih- 
‚nen erstmals die Notwendigkeit der 
breiteren Öffentlichkeitsarbeit und 
damit der Darstellung der Ziele und 
Aufgaben. des. JZR vor “Augen pe- 
r 


Di 


ersten eingeleiteten Schritte 
in diese Richtung sind die Herausgs- 
be von Flugblättern und der Ausbau 
der Kontakte zu Eltern über Eltern 
abende und Kinderfeste. 


...zur Kündigung des Zentrums 


Gerade auf diese breitere politische 
Entfaltung reagiert die Stadt-Verwal- 
tung (inzwischen CDU-regiert), ohne 
zur Zeit schon selbst offen gegen das 
3Z aufzutreten: 

© Vorgeschoben wird der Vermie- 
ter der Räumlichkeiten; er kündigte 
die Räume bis zum 31.12.74. Drei 
Wochen später wurde im Stadiparla- 
ment ein Beschluß gefaßt, der es ihm 
ermöglicht, das Gebäude abzureißen 
und das Grundstück als Spokulations- 
objekt zu benutzen. 

© _ Gleichzeitig wird der Vertreter 
des Stadt-Jugendring (erstmalsein JZ- 
Mitglied) von der Beteiligung an den 
Sitzungen des Parlaments-Ausschus- 
ses für Jugend und Sport ausgeschlos- 


sen. 
® Die „Junge Union“ der CDU 
hleicht sich ins IZ, während es ge- 
schlosen ist, um die Texte von 
Wandzeitungen abzuschreiben, d.h 
sie wird von der Stadtverwaltung zu 
offenen Spitzel- und Denunziations- 
Diensten gegen das 

® Auf einer staltung mit 
‚dem Bürgermeister im I2. (die Öffent- 
lich war, obgleich der „Merr Volks 
vertreter“ eigentlich nur mit dem 
Vorstand sprechen wollte), versucht 
dieser die Jugendlichen durch völlig 
unverbindliche Aussagen hinzuhal- 
ten 


Der Versuch einer Liquldierung. 
des IZ ist offensichtlich für die Stadt 
beschlossene Sache. Ihre Pläne sind, 
die Jugendlichen auf ein „Kultura 
tum‘ zu vertrösten, dessen Bau {rü- 
hestens 1977 beginnen kann, 

Als Träger der Jugendarbeit in die- 
sem Zentrum wird der Stadt-Jugend- 
fing (in den SIR entwendet Jede Ju 
Fenderuppe einen, Vertreter) auipe 

t, indem bereits jetzt planınä 
JU'ler als Vertreter sportlicher bzw. 
kirchlicher Gruj eingeschleust 
werden. $o wird bereits heute die 
reaktionäre Ausrichtung späterer Ju 


gendpolitik vorbereitet. 
In dieser _Auseinandersetzung 
macht sich die SPD jetzt wieder groß- 
sprecherisch stark für-das JZR, nach- 
dem ihre Junioren es schon einmal | 
prachtyoll auf den Hund brachten! 
Um hier keinem „falschen Freund“ 
auf den Leim zu gehen, wird es not-ı 
wendig sein, die Forderungen des 
JZR an ein selbstverwaltetes JZ un- 
mißverständlich klar zu formulieren. , 
dh, die freie politische Betätigung 
der Jugendlichen — ohne jede Regie- 
mentierung von Stadtverwaltung, bür- 
gerlichen Parteien und ihrer Junioren, 
Stadt-Jugendring etc. — als Kernfor- 
derung in den Mittelpunkt der Öffent- 
Jichkeitsarbeit zu rücken und mit dem 
Arabtierhen demabratirahen N23 
mentierung von Stadtverwaltung, bür- 
lichen Parteien und ihrer Jı 
tadt-Jugendring etc. — als Kernfor- 


derung in den Mitt der Öffent- 
Hchketsarbei zu den 
schen 


und mit dem 


R’Keinnek zu begannen, dev. a 
intensivieren. Der 


Die weitere Arbeit 


Im Rahmen der laufenden reaktio- 
nären Ausrichtung der bürgerlichen 
Jugendpolitik ist es illusionär zu glau- 
ben, er ‚den bür en Staat zu 
re 
gen” zu können. Ein selbstverwalte- 
= 3Z ist erstmal für Reinbek gestor- 

x 

Es wird wesentlich darauf ankom- 
men, die Inhalte der bisher F} 
it zu verteidigen und in Aus 
einandersetzung mit der Stadtverwak 
en und Kar 
ten Formen zu entı ‚ein, mit denen 
sich diese Politik fortsetzen, die per- 
Ba Ra REE: 
das politische Niveau der Jugendi- 
chen ın laßt. 

Die Erfahrungen mit der Stadt-M0- 
sind zu nutzen, um über das 
JZ hinaus in breiteren Teilen der Ju- 
BITTE 
Charakter dieses Kiassenstaates zu 
schaffen. Hier wird die 
Herausgabe einer Zeitung eine 

‚dere Rolle spielen. Sie ist einmal dazu 
notwendig, um einen festen Kern zu 
sammeln, ihn politisch weiter zu ent- 
Sie enge da aemaenme 
en 

uf die Jugendbe- 


sowie die Angri 
zeug im der gesamigesell- 
schaftlichen Entwicklung breiter zu 


diskutieren. 
In diesem Zusammenhang ko: 
auch den Koordinationstreifs zahlre- 
her (ca. 15) IZ’s bzw. JZ-Initiativen 
aus Hamburg und Umgebung eine be- 
sondere Bedeutung zu. Einmal wurde 
fahrungsaustausch veratän 


Ion wehegenhn, 
n weitergeführt, 
breitert werden. 
Außerdem wird sich das JZ-Rein- 
bek verstärkt in die Reinbeker Politik 
einschalten müssen, um durch seine 
Arbeit in den verschiedensten Berei- 
hen den Zusammenhang zwischen 
seinen Forderungen und den Interes- 
sen breiter Teile der Werktätigen auf- 
Auzeigen, hier die gemeinsamen Inter- 
‚essen herauszustellen und somit zur 
chtung einer einheitlichen demo- 
ischen Kampffront beizutragen. @ 


ie Basis noch ver- 


>" Not 
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Forts. Geesthacht 

te, schlugen sich in den Flugblättern 
‚nieder („am a FTIR ‚der Ratsver 
sammlung, die Red.) fällt die Entschei 
dung”), Der Beschluß, den die Stadı 
‚Bürokratie schließlich ve war 
für die AJZ ein Tritt in den Hintern. 

Es handelte sich nicht um eine Klare 
‚Stellungnahme, sondern die Stadt hielt 
sich alle Möglichkeiten in der Frage 
eines Jugendzentrums offen. 

Durch die Ärwertaage: die die 
Jugendlichen in ihre Akti gesetzt 
‚hatten und das tatsächliche Ergebnis 
machte sich bei ihnen eine resignative 
Stimmung breit, die dazu führte, daß 
über den Sommerferien die gesamte 
‚Aktion einschlief, Die Stadt hatte ihr 
‚Ziel vorläufig erreicht. 


Die ersten Schritte 
in der Entwicklung 
‚einer eigenständigen Politik 


Die politischen Erfahrungen, die 
mit der Stadt gemacht wurden, tru- 
fenbeieinem kleinen Teil der Jugend, 
lichen zu einer bei, die 
sich in der Forderung nach Auswer- 
tung der bisher gemachten Erfahrun- 
gen niederschlug. 

In der Diskussion über die bisheri- 

;en Erfahrungen wurden zum ersten 

al die Ilusionen, die man in die 

Stadt-Verwaltung gesetzt hatte, be- 
kämpft. Es wurde herausgearbeitet, 
daß Im Kampf um ein selbstverwalte: 
tes IZ keine kurzfristigen Erfolge er- 
hofft werden dürfen, daß der Kampf 
langfristig und ohne Illusionen geführt 
«werden muß. Man stellte heraus, daß 
“eine zielgerichtete Arbeit unter den 

Jiigendlichen wichtig ist, um langfri- 

‚sug Bewußtsein und Klarheit über die. 
AN "Nobnendizkeit eines JZ und über die 

„Perspektiven des Kampfes zu entwik- 
kein; In‘ diesem Rahmen wurde die 
digkeit einer Breiten Öffent- 
"lichkeftsarbeit, herausgestellt, die ei 
nerseits über eine eigene Zeitung, an- 
‚dererseits über einen Erfahrungsaus- 
tausch mit anderen fortschritlichen 

Gruppen in Geesthacht hergeselt 

ien muß. 

Dasdirekte Ergebnis dieser Diskus- 
sion waren Flugblätter, deren Inhalt 
über die Forderungen des AJZ hinaus 
politische Themen in Geesthächt auf- 
ariffen. So wurde gebrandmarkt, daß 
die Stadt bei der finanziellen Unter- 
stützung von groß angelegten Werbe- 
festen (,,50. Stadt-Geburistag“ — Ko- 
sten 50.000 DM!) und Industrican- 

ungen äußerst „eroßzügis‘“ ver- 
fährt, während die Forderungen der 
Jugendlichen mit Füßen getreten wer. 
ion, 


Hetzkampagne gegen die AJZ — 
Folge einer bewußteren Politik 


Die Erkenntnis der Jugendlichen: 
der gesammelten schlech- 
ten Erfahrungen, die wir bisher mit Ih- 
nen als Geesthächter Stadtregierung 
machen mußten, erscheint es uns 
wahrscheinlich, daß Sie s0 wie bisher 
‚auch in Zukunft versuchen werden, 
die notwendigen Mittel und Unter- 
‚tützung mit den verschiedensten Be- 
‚n zu verweigern und unsere 
‚Arbeit durch Auflagen und schlechte 
‚Ratschläge in die Irre zu führen“ (Of- 
fener Brief der AJZ an die Ratsver- 
sammlung), schlug sich in verstärkten 
politischen Aktivitäten nieder. Dies 
wurde von der Stadt und der regiona- 
len Springer Presse (,„Geesthachter 
Zeitung” (g2)) mit einer Hetzkampag- 
ne beantwortet, die darauf zielte, die 
Aktion in der Bevölkerung zu diffa- 
mieren und den politisch bewußten 
„harten Kern“ der AJZ von den übri- 
den zu isolieren. 

Die Notwendigkeit verstärkter Öf- 
fentlichkeitsarbeit sowie verstärkten 
Follischen Auftretens, schlug sich an- 

(lich der KommünalWählen 
Schleswig-Holstein in einer Aktions- 
einheit mit anderen fortschrittlichen 
Organisationen u.a. dem OJA des 

/B-Geesthacht nieder. Das Ziel die- 
ser Aktionseinhelt War und ist es, über 
das Eingreifen in die Kommunal-Wah- 
Ten hinaus; die Prtahrungen und das 

/örgehen der verschiedenen Organisa- 
tionen zu koordinieren, sowie die soli- 
darische Unterstützung untereinander. 
Die politisch-ideologische Auseinan- 
derwtzung in der Aktionseinheit soll 
dazu dienen, die fortschrittlichen Ini- 
tiativen in Geesthacht zu stärken und 
‚die Politik der bürgerlichen Parteien 


(ülzung ihrer Arbeit 
PB du AZ eine sine Zeitung 
(„Der Zünder") heraus. 
Aufgrund der beginnenden Politi 
sierung der Jugendlichen gingen die 
eien und die Stadt, 
ffenin gegen die AIZ 
I war 
n bei 
jugend« 
Tanburg 
Iamburg, 
der CDU im 


das Auftreten von Jugend 
einem „Ge 
schen 


uch" milden 
recher der Ci 
ollmann 


den Interessen 
in anzusetzen, sich als In- 


teressenvertreter _ der Bevölkerung 
, und erneut parlamı 
irische Illusionen über die Errei- 


chung eines Jugendzentrums zu 
schüren, Dieses Ziel wurde jedoch 
von den Jugendlichen entlarvt 
ichnten ch ir arbeit 


der 
, sich mit solchen Subjekten 
an einen Tisch zu setzen, So ve 


vorzeitig die Veranstaltung 

und ließen Rollmann mit seiner Jun- 

son Union (JU) alten, 
ei 


Das wi tundenes Fressen. 
für die Geosthachter Reaktion, Un- 
ter der ‚kom: 
munistische würde 


Hietze entfacht mit dem Ziel, 
das AZ in „kommunisti 
und, „irregeleitete Fugen zu 

Itch, und die Tollerung von der 

völkerung herbeizuführen, In ei 
ner Vollversammlung der Aktion 
langte der Verfasser des Schmierai 
kels gegen die AJZ eine Distanzie- 
rung von „den Kommunisten”! Ob- 
wohl das beabsichtigte Spaltungs- 
manöyer aufgedeckt, wurde, ließen 
es sich die Jusos, die sich an der 
Aktion beteiligen, nicht nehmen, 
diese Distanzierung zu liefern, Si 
beteuerten, daß „in der AJZ schon 

köine Kommunisten 
:n" (gemeint war. hier 
ötfensichlich DKPISDAY). 

In ihrer Zeitung und in einem 
Flugblatt nahmen die Jugendlic) 
zu diesen Angriffen Stellung. Sie 
älstanzierten sich nicht, sondern wie- 
sen dieses Spaltungsmanöver zurück 


Die AUZ reagiert politisch 


Die politischen Diskussionen, die 
in der Aktionseinheit geführt wur- 
den, und das Auftreten auf den Wahl, 
yeransaltungen bürgerlichen 
Forte Balkonen seh anekJn Bes 
wußtsein der an der Aktionseinheit 
teilnehmenden Mitglieder der AJZ 
nieder. Es wurde an Beispielen aus 
anderen Bereichen wie Gewerksch. 
ten, Schulen etc, herausgearbeitet, 
daß es der Kapitalistenklasse zum 
jetzigen Zeitpunkt darum geht, alle 
fortschrittlichen Ansätze im Keim 
zu ersticken, daß sie darüber hinaus 
schon selbe, sine reaktionär auge: 

ichtete Jugendbewegung im Klein- 
bürgertum mit gewissem Erfolg ent- 
wickeln, wie es das Vordringen der 
„dungen Union” (JU) und „Schüler- 
Ünion” (SU) zeigt. 

Diese Diskussionen prägten aucn 
‚das weitere Auftreten auf den Ver- 
anstaltungen. Es wurde eine konse- 
quentere Haltung gegenüber den 
bürgerlichen Parteien eingenommen, 
eine größere Anzahl Jugendlicher 
wurde aktiv in die Auseinandersetzun- 
gen ei n. 

Das zeigte sich auch auf einer 


bürgerlichen Parteien eingenommen, 
eine größere Anzahl Jugendlicher 
wurde aktiv in die Auseinandersetzun- 


gen einbezogen. 
Das zeigte sich auch auf einer 
SPD-Veranstaltung, die gegen Ende 
des Kommunalwahlkampfes 1974 
durchgeführt und von der Aktions- 
einheit entsprechend vorbereitet wur- 
ie. Unter dem Motto „Tanz — In- 
formation — Diskussion” versuchte 
die SPD, die berechtigten Forderun- 
gen der Jugendlichen auf ihre Müh- 
len zu lenken, sich mit sehr viel Pop 
und wenig Diskussion als die Par- 
tei_hinzustellen, die schon immer 
die Forderungen der Jugendlichen 
vertreten hat 
Als ganz entgegen den Erwartun- 
gen der SPD-Funktionäre die Ju 
endlichen anhand ihrer konkreten 
fahrungen in Beiträgen die jugend- 
feindliche Politik der SPD brand- 
markten, versuchten die SPD-Für- 
sten, die Diskothek masse gegen die 
Jugendlichen einzusetzen. Das stieß 
jedoch auf den breiten Widerstand 
der Anwesenden, von denen ein 
größerer Teil spontan die Bühne be- 
setzte und eine Abstimmung durch- 
führte, in der sich über 80% der 
anwesenden Jugendlichen für die 
weitere Diskussion und gegen die 
Musik einsetzten. Dieses Erzebnis ist 
nicht zuletzt der Empörung der Be- 
sucher über /orgehen der 
SPD zu verdanken. Mit einer unzur 
reichenden Anlage (die Lautspi 
Diskothek wurde abge- 
die Diskussion über 


ser Veranstaltung nicht m 
Sie zu holen war, versuchten sie, 
mit dem Mittel des Anti-Kommu 
nismus, die Solidarität der anwesenden 
Jugendlichen zu spalten, indem sie 
fine Redner beschuldigt, di 
zerstört zu haben, um 
2 ein abschreskendes Bid der „Ch 
öten” zu zeichnen. Dieser Versuch 
mißlang! Die Jugendlichen beschlos- 
sen, die Diskussion in eine Kneipe zu 
verlegen unddie SPD wurde mit einem 
kleinen Häuflein allein gelassen, für 
die die eben noch „von den Cha- 
‚ten zerstörte”  Diskothekanlage 
wieder aufgebaut wurde. 
auch schon vor 
bei e 
lichen Kritik an 
(wo-Politik, Jedoch 
altung um 
die Widersprüche zwischen den In- 


teressen der Jugendlichen und der 
bürgerlichen (SPD) Politik — deren 
Vertreter letztlich eben auch die 


Jusos sind — in voller Schärfe sicht“ 
bar werden zu lassen, 

‚Die doppelte” Funktion „der 
Jusos —" „Wahlkampfmaschine”” für 


die SPD und Integrations- und Be- 
friedungsinstrument a9genüber fort- 
schrittlichen Jugendlichen - kehrt 
sich gesetzmäßig bei jeder Versch! 
fung der Konflikte gen die Inte 
sen der Jugendlichen. Derart ent- 
harvt, waren die Jusos gezwungen, 
ihre "Taktik gegenüber der AJZ zu 
ändern, um mit anderen Mitteln 
doch noch ihr eigentliches Ziel — 
Bindung der Jugendlichen im Rahmen 
bürgerlicher Politik — zu erreichen. 
Dies wurde in den nächsten Wo- 
chen deutlich. 


Jusos — 
treue Diener ihrer Herren 


Auf der nlichsten Vollversamm- 


„Chaoten”. Als sie damit nicht 
urchkamen, schwenkten sie ein: 
Man müsse sie verstehen. Auf der 


Veranstaltung seien sie halt als Jusos, 


also als Mitglieder der SPD, aufge- 
treten. Hier in der AZ aber seien 
sie als „Privatpersonen”, die man für 


ihre. Rolle als Jusos nicht verantwort- 
lich machen könne. 

Doppeistrategie der Jusos? 2, Ein- 
geständnis ihrer eigentlichen gesell- 
schaftlichen Rolle?? - Die offen- 
kundige Unehrlichkeit dieser Jusos 
verschärfte die Diskussion auf der 
Vollversammlung, erheblich, brachte 
den Jusos gar Entzug des Rederechts 
ein 

Die AJZ beschloß, ein Flugblatt 
zur SPD-Veranstaltung und speziell 
zur Rolle der Jusos herauszubringen, 
um die Auseinandesetzung für einen 
größeren Teil der Geesthachter Ju- 
endlichen durchsichtig zu machen. 
Die Jusos antworteten mit einer 
„Gegendarstellung” — ebenfalls als 
Flugblatt veröffentlicht — auf dem 
sie durch Tatsachen-Verdrehung und 
Unterstellung einen für sie günsti- 
eren Verlauf der SPD-Veranstaltung 
schilderten, die AJZ diffamierten. 
um so zur „Ehrenrettung” ihrer 
Parteiführer beizutragen. 

Nur drei Tage später (am 
13.4.74) schaltete ich auch der lo- 
kale bürgerliche Presse (BZ) in diese 
Auseinandersetzung ein. Unter der 
fetten Überschrift „Der Zünder' 
(Zeitung der AJZ) schlägt nun auch 
die Jungsozialisten” feiert die $ı 
gerpresse „den Streit der Linken” 
und versucht in einem anschließenden 

Ein. unter der 
fetten Überschrift „Der Zünder 
(Zeitung der AJZ) schlägt nun auch 
die Jungsozialisten” feiert die $; 
gerpresse „den Streit der Li 

versucht in einem anschließenden 
‚Kommentar” eine offen antikom- 
unitische Wende in die Ausein- 
andersetzung zu bringen. Irgendein. 
Seniler „Sorlalpädagoge” (ofme Na 
men) "kübelt seinen Psycho-Kram 
über die AJZ-Jugendlichen aus. Wei- 
tere anonyme Kommentare charak- 
Ierieren die AZ a „Cheoten , 
„Kommunisten”, „faul” „frech"; 
bequem”, „immer gleich ng 
üsw. Bürgermeister Weiße ) 
„versteht die Welt nicht mehr”, weil 
{rotz seiner slstiosen 

m” ugendlichen 
immer pöbeln“., Ein 
anonymer, 
erklärt: „Sie f 
leisten nichts.” Sehr wissenschaftlich! 

Schließlich faßı die reaktionäre 
„BZ" zusammen: „Wer ist die Aktion 
Jugendzentrum eigentlich? Wirklich 
nur, wie es einige wissen wollen, ein 
Mi Iregeleiteten? Geest- 
"harter Nachwuchs-Kommu- 
tern? Oder gunz normale (? ) 
Jugendliche...Die Wahrheit liegt wohl 
= wie s0 oft - ingendwo. dazwi: 


sche 
liche Presse gab in die- 

‚die Stichworte für die 
Kommunisten- 
verstehen sich die 


bisherigen „Stil” in der Auseinander- 
setzung zu ündern. (Die Jusos waren 
7 den nken Jugendlichen 
Defensive, machten nı 

ng ihres iherigen Ya har 
tens und des Ihrer ParterOberen) 

Die Jusos haben den Wink der 
teaktionären Presse verstand: 
20,/21.4,74 brachte die „BZ’ 
offizielle Stellungnahme der „Juno 
Geesthacht”. Darin wird münter 
drauflosgelogen: 

„Seit kurzer Zeit nehmen viele 
Mliglieder und Sympathisanten des 
KOMMUNISTISCHEN BUNDES 
(ARBEITERKAMPF} an den Voll. 
versummlungen 1el. die wenig über 
die Arbeit der AJZ informiert sind, 
aber oft die Mehrheit darstellen. 

An diesem „Vorwurf” ist zwar 
richtig, daß unsere Zeitung ARBEI- 
TERKAMPR sich zunehmender Be- 
liebtheit erfreut und eine 

ndlicher darangopa 
Zeitung gemeinsam durchzuarbelten. 
Falsch dagegen ist - und das soll 


Die bil 
sen Artikeln 


gerade unterstellt werden - als wir 
den irgendwelche bisher unbekann- 
ten Kommunisten, die von der Sache 
keine Ahnung haben, daherkommen, 
die Vollversammlungen majorisieren, 
einzig und allein, um den Jusos 
gegen’s Schienbein zu treten 

Entsprechend _„argumentieren” 
die Jusos weiter: „Ihre (der Kom- 
munisten — Anm, AK) Hauptarbeit 
kann sich nicht orientieren, die Lage 
der Jugendlichen in Geesthacht zu 
verbessern...” und „So wird der ge 
waltsame Sturz propagiert”. Oh je, 
wie schlimm, 

Die Jusos können oder wollen 
nicht begreifen, daß der jahrelange 
Kampf von Jugendlichen um ein 
selbstverwalteies Jugendzentrum nach 
und nach die Konfrontation mit dem 
Bürgerlichen Stat, ale Bürgerlichen 
Paten und sonstigen 
Yon Jugendarbeit (rche)" gebracht 
hat, daß alle diese Kräfte nachhaltig 
bewiesen haben, daß sie sich gegen 
die Interessen der Jugendlichen ge- 
stellt haben, und daß die Jugend- 
lichen sich deswegen vonde- 
sen Kräften immer weniger hinters 
Licht führen lassen. Das mußten 
schließlich auch die Jusos selbst er- 
fahren, als sie vor der Alternative 
standen; Für die'SPD oder für die 
Jugendlichen. Die Jusos haben Flagge 
gezeigt (für die SPD). Die Mitglie- 
der der AJZ haben darauf gemäß 
ihrer eigenen Interessen reagiert. 

Im Laufe der Auseinandersetzung 
verstieg sich ein Juso-Führer zu der 
Drohung, er wolle „dafür sorgen, daß 
der AIZ der Tagungsraum entzogen” 
würde. Daraufhin wurde er aus der 
AJZ endgültig ausgeschlossen. Weiter 
wurde ein Beschluß gefaßt, die in der 
AJZ zukünftig noch weiter mitarbe) 
tenden Jusos einer strengen politi 
schen Kontrolle zu unterzichen, 


Um die AJZ scheinbar überfl 
zu machen und endgültig zu liqur 
dieren, beschäftigt sich die Stadt 
schon 'seit längerem mit dem plan- 
mäßigen Auf- und Ausbau des von 
den bürgerlichen Parteien getragenen 
OJR (Ortsjugendring) als „konforme” 
Alternative zur AJZ, Dem OJR steht 
ein Gebäude („„Jugendheim”) zur Ver- 
fügung, das von ihm überwiegend ge- 
nutzt wird, um dort Gruppenabende 
der einzelnen Mitgliederorganisatio- 
nen (Parte, kirchliche und Sport, 
Jugendgruppen u.ä. mit je einem Ver- 
treter) abzuhalten. 

Seit längerer Zeit entfaltet der 
OJR neue Initiativen, indem er ver- 
stärkt Film- und Tanzabende veran- 
staltet (z.Zt. dreimal in der Woche, 
unter anderem zeitgleich mit den 
regelmäßigen Vollversammlungen der 
AIZ). Parallel dazu erscheinen in der 
‚2" („Geesthachter Zeitung”) 1e- 
rat Fum- und tanzadenae veran- 
altet (z.Zt. dreimal in der Woche, 
ter anderem zeitgleich mit den 
regelmäßigen Vollversammlungen der 
ANZ), Palit zu erchainen In der 

(„‚Geesthachter Zeitung”) re- 
geimißig Artikel über die Akt 
täten” des OJR. Zeichnete sich schon 
seit längerem ein Aufbau des OIR 
zum Träger eines „Jugendzentrums” 
unter Kontrolle der Stadt-Bürokratie 
2b, 50 wird dies seit Minte Mai 74 
offen ausgesprochen. In demagogr 
scher Weise wird das „Jugendheim' 
ai in sit Jahren ‚geibstverwaltetes 

Jugendzentrum” _hingestellt 
bürgerlichen Karrieristen in der Füh- 
rung des OJR griffen einen Teil der 
‚ökonomischen Ford der Ju- 
gendlichen auf, während sie gleich- 
zeitig die freie politische Betätigung 
von vornherein untersagen („wir sind 
„.nicht bereit, Chaoten eine Bühne 
für Ihre politischen Vorstellungen 

ben!”, „g2", 185.) 

it dem’ nächsten Schritt wird 
der AJZ bereits vorgeworfen, sie 
habe „extra”-Wünsche; die Beteili 
‚gung am OIR (d.h. mit einem V 

r im leitenden Ausschuß; der 


einmal im Jahr-tagt) wird ihr zur 
Auflage gemacht, fonst würde 6 
‚offene Spaltungsmanöver gegen die 
AZ spekuliert auf die Unkenntnis 
der Forderungen der Aktion. In dier 
sem Sinn muß zukünftig nach ge- 
die inhaltlichen Zielvors 
ein selbstverwaltetes 

‚Auf diesem Hintergrund könnte 
eine Beteiligung am OJR sinnvoll 
Verbesserungen für die Jugendlichen 
zu versprechen; sinnvoll vie 
derzeit noch glauben, mit Hilfe des. 
OIR ihre Forderungen erfüllen zu 

iel den tatsächlichen Charakter 
des OJR aufzuzeigen, nämlich ein 
setzung. bürgerlich-reaktionärer 
gendpolitik zu sein. 


‚keine Räume mehr bekommen. Dieses 
‚der Jugendlichen, über die Inhalte 
Bag 

diskutieren. au hi 
Ba a andreas 
halb, um jenen Jugendlichen, die 
ae Be 
Ne 
Zur wieren Ari dr ASZ 


Oesthachte, Ingogdihen, nit.die 
un, cht 
und nel „Jugend- 
m stüätischen 

Dies 


Jugendheim, uf 
kann nur verhin 
die AIZ ihr Konzept eines 12 in 
nzung zu den Konzepien 
nefierhukendgolluker und rerbtn 
de besonders deutlich macht und 


breit mit „den. Jugendlichen 
Se Erfah igen, daß d 
ie Erfahrungen zeigen, daß der 
Kampf um ein.JZ ein politischer 
Kampf ist, daß sowohl 
Teil des blrgerlichen Staatsapparates 
als auch die bürgerlichen Parteien, 
kein Interesse an einer Bewegung 
haben, die außerhalb ihrer Kontrolle 
seraten könnte. Sie versucht, die Ju- 
endlichen mit allen Miten In Ihrem 
in die Re- 


nicht, startet sie offer te ge- 
‚gen eine sich entwickelnde Politi- 
sierung über den Rahmen der bür- 
lichen Parteien hinaus, um o die 
'wegung zu zerschlagen. Um 
Zuge der Faschisierung eine reaktio- 
näre Ausrichtung der Jugend zu ent“ 
wickeln, wird die Bourgeoisie zu 
zeitweiligen Zugeständnissen bereit 
sein und ökonomische Forderungen 
der Jugendlichen aufgreifen, wie es 
‚am Beispiel des OJR in Geesthacht 
deutlich wird. Dies wird verständlich, 
da sich die ökonomischen Forderu 
gen darauf beschränken, die Arbeits- 
kraft der Jugendlichen’ wieder her- 
zustellen, ohne die Ursachen 
Situation der Jugendlichen in Frage 
zu stellen, und weil diese anderer. 


” seits ihr politisch kaum. gefährlich 


werden können, 

Die Interessen ‚der Jugendlichen 
an’einem JZ auf die ökonomischen 
Forderungen zu beschränken, heißt, 
im Rahmen der bürgerlichen Jugend" 
Boliik zu bleiben, die Jugendlichen 


„dein bürgerlichen Staat auszuliefern, 


Andererseitn dürfen. die konkreten 
Forderungen der Jugendlichen nach 
sinnvoller FreizeitGestaltung und 
Entspannüngs-Möglichkeiten” nicht 
sektirerisch abgelan werden, denn 
die, Forderungen sind völls. be- 
echt, 

in Geesthacht kommt es’ heute 
darauf an, die politischen Erfahrun- 
sen, die bisher mit der Stadt.Ver- 
Waltung gemacht wurden, „in die 
politische“ Diakussion und’ das Kon- 
Zept der AIZ einfißen zu lassen, 
Die Erfahrungen mit den bürgerlichen 
Parteien und ihren Jugendorganisa- 
tionen missen genutzt werden, um das 
politische Bewußtsein der Jugend 
Ehen zu heben. 

In diesem Zusammenhang muß 
auch die Frage der Selbstverwaltung 
gestellt werden. Sie darf nicht als 
fechnisch-bürokratische _ Selbstver- 
yatüng (Verwaltung ger Räume, 

erausschank ste 

nn 
auch die Frage der Selbutverwaltung 
gestelit werden. Sie darf nicht als 
technisch-bürokratische _ Selbtver- 
waltung (Verwaltung der Räume, 

rausschank etc.) werden, 
sondern da Recht sure al! 
sche Betätigung, als ein politisches 
Zentrum der Jugend. 

Bei den politischen Diskussionen, 
ie in der AZ geführt werden müs. 
sen, ist es wichtig, den begrenzten 
Ralımen der 3 ing zu durch" 
brechen. Ein wesentlicher Hebel it 
hier die Aktionseinheit fortschritt- 
licher Jugendinitiativen in Geest- 
acht, ES git, die Anpfie gegen 
die AJZ in der politischen Disk 
zu verbinden 'mit den konkreten 
Erfahrungen der anderen Initiativen 
Geesthachts, aus Ihnen die richtigen 
Honschräiichen ugenalı cn er 
fortschrittliche chen enger 
Aiklümenzüschlelen wi 
Aber nur erreicht werden, wen de 

nen, Erfahrungen im po 
seflschaflichen Zusammenhang „E 
Schen werden, wenn Klarheit 
Ziele und. Pläne der Kapitalisten- 
klasse in der BRD besteht, 

Diese Diskussionen, die in der 
Aktionseinheit geführt" werden, sol 
ien verstärkt auf den Vollveramm- 
lungen der AIZ und den 
er anderen Gruppen aufgegriffen 
werden, um mehr Sügendiie 
lich zu machen, daß auch 
um cn 32 
gegen diesen 
muß. Dementsprechend muß auch 
die Zeitungikonzepton de AIZ wer 
(1 entwiekeit werden. 


Inpausbidung oder an 
den Schulen int Dienste des Kapitals 
Kalt um ein IZ" gegen Sesen 
um ei n 

Stat gerichtet sin mul 
Die Zeitung ist al ein Instrument 
zu verstehen, das dazu dienen sl, 
litische Bewußtsein der Ju: 
ben weiterzuentwickeln. 
emald I es wicht. auch de Br 
fahrungen anderer Initiativen auf- 
um daraus politische Leh- 
jen eigenen Kampf zu zie- 
hen, Erst auf dieser Grundlage wird 
& felgen, die Kommenden An 
der nöt itischen 
ind ideologischen, "Klarheit sap. 
n und die Arbell erfolgreich 

zuführen, 


Ortszelle Geesthacht 


dir Daucbenalacen Bargeder, 


ige zu nennen; siehe dazu neben- 
stehende Grafik!). 


Die der 
und die en Rupinlerung 
der werktätigen Massen durch die F 


nanzpolitik des BRD-Staates wird aber 
ur in ihrem ganzen Ausmaß deutlich, 
wenn diese Bereiche in die Bewer- 
tung einbezogen werden, Darum sei- 
en hier noch Anmerkungen zur 
Subvent und 


icht“ mit Steuern erlaubt) ge- 
© Die sozilliberale‘ Bundestegie- 
ei... 5 

rung hat in einem ‚Subvon- 
tionsbericht' et, Jaß allein im 
Jahr 1973 50 Mrd. ‚an Finanzhil- 
fen ausgetöilt wurden. Für das laufen- 
de Jahr wurde ein noch höherer Be- 
trag veransch ! Von dieser Riesen- 
summe fließt der größte Teil in ‚die 
Wirtschaft‘, um diese zum ‚florieren‘ 
zu bringen (wie man das nennt), 

‚Der neue Bundeskanzler hat in sei- 
ner Regierui lärus 
cherung , daß sich an dieser 
Linie unter dem Kabinett Schmidt/ 
‚Genscher nichts ändern wird — und 
‚er hat dazu sogar noch eime ‚theoreti- 
‚sche‘ Begründung mitgeliefert: 

mAngemessene Erträge (Profite, 
Anm, d. Red.) sind Vorausserzung für 
‚die erforderlichen Investitionen. Mit 
‚sinkenden Investitionen wäre weder 
unserer Wir: 1, noch 
‚dem einzelnen Arbeitnehmer gedient. 
‚Nur die fortwährende Modernisierung 
unserer Volkswirtsch ‚sichert und 
verbessert unseren Lebensstandard... 
Dazu bedarf es ausreichender Investi- 
tionen, aller nicht nur privater, 
sondern auch öffentlicher.“ 
© Über ‚Wirtschaftskriminalität‘ ist 

selbst in bürgerlichen Zeitungen 
und gelegentlich auch von Regierungs- 
seite berichtet worden. In der Regel 
wird die Hinterzichung von Steuer- 
‚geldern aber als Ausnahme und nicht 
als gängige Praxis der Kapitalisten 
dargestellt, 

Immerhin nannte sogar im letzten. 
Jahr der Bundesjustizminister die be- 
schtliche Summe von 20 Milliarden 
DM (!), die dem Staatshaushalt durch 
Steuerhinterziehung und -Nlucht 
ee nn Turn Ana 

Seuernimterzienung una Aue 
zogen würden. Tatsächlich dürfte die 
Summe mindestens doppelt so hoch 


Großkapitals erfaßt. dessen Mutter 
gesel Ausland ihre ‚Töch- 


mit Materialien zu 

:n Preisen beliefern, 
rzulande dann angeblich 
nichts mehr zu versteuern gibt. 


„Bleiben wir bei den Fakten, dann 
sehen wir: Weitaus dem größten Teil 
unseres Volkes (!) geht es wirtschaft, 
lich gut, besser dennje", 
pie. Schmidt in seiner Reperungs- 

Bundestag. 


‚den ‚Arbeitnehmerfamilie‘ (mit zwei 
Kindern) wurden 1973 von einer 
zwölfprozentigen Lohnerhöhung ‚ab- 


zogen“ 

58 Prozentpunkte (ür- zusätzliche 
Steuern, 

ET Ba 

54 Prozentpunkte fr Infistionser- 

ie ui 

27 Merklenakin zur "Angie 
von Kürzungen beim Wohngeld 
und zum Ausgleich der Kauf- 
kraftverluste beim Kindergeld 
und beim Wohngeld, 

Diese Rechnung hat nicht der KB 
aufgemacht, sondern wir zitieren nur 
‚die Untersuchung über ‚die Reallohn- 
entwicklung der bundendeutschen Ar- 
beitnehmer" aus dem. Ministerium für 
Soziales in Rheinland-Pfalz. 

Wörtlich faßt das Ministerium am 
Schluß seiner Studie zusammen: 


Lohn, 6,47 DM 
‚Wen wunderts, 
Enthüllungen zu _demagogischen 
Zwecken im Pressedienst ihrer Partei 
‚genüßlich zitierte? (UPD, 22. Mai 74) 
wall bedestonder Te von Löhaen 
‚ungen von 

grenion orte Lad 

uch das soll an einem 
‚werden: 


.__ Steuerspirale 1973 


Simersimnanmen inder unD m an 00 


stiegene Lohnsteuerbela- 
arung, "Nachrichten zur Wirtschafts 
und Sozialpolitik“, 4/74) 

Das bürgerliche fo-Institut hat er- 
rechnet, daß „jedes Prozent Lohnzu- 
wacht... demnach einen verdoppelten 
(1) Lohnsteuerzuwachs in den Kassen 
des Fiskus (bedeutet).” ( „Ifo-Schnell- 
dienst; 6/74) 

Dasselbe Institut hat vorgerechnet, 
‚daß 1973 von jeder erkämpften und 
arbeiteten Mark den arbeitenden 

lassen nur 57 Pfennig übrigblieben — 
und daß 1974 eine Mark sogar auf ci 
nen Wert von 53 Pfennig zusammen- 
schrumpfen wird. (siche dazu auch 
nebenstehende Gratik!) 

jetzt von der Re 

Schmidt/Genscher für das kommende 
Jahr angekündigte ‚Steuerreform‘, die 
angeblich eine Entlastung von rund 
11 Mrd. DM für die ‚Bezieher kleiner 
und mittlerer Einkommen‘ bringen 
soll, ist also längst von den werktäti- 
den, Massen vorgeschossen® worden 

nn: addiert man die progressions- 
bedingt überhöhten Lohnsteuern von 
1973 (zusätzlich 5,3 Mrd. DM) und 
von 1974 (zusätzlich 6,8 Mrd. DM), 
so übersteigt diese Summe bereits er- 
heblich jene (bisher nur versproche- 
nen!) ‚Erleichterungen‘! 


uen:y ‚ersercmerungen ı 


‚Auch für die ‚Steuerreform‘ gilt: 
‚Aufgeschoben ist aufgehoben! 
‚Es hat in der Geschichte der BRD 
(25 Jahre) noch keine Bundesregie- 
rung gegeben, die nicht zu ih- 
rer Amtsperiode eine ‚grui 
Reform’ des Steuersystems verspro- 
‚chen hätte. 
Es hat aber auch noch kein ande- 
res Reformversprechen gegeben, das 
wolt wurde 


ie. 

Übriggeblieben sind von den verlo- 

genen, Ankändigungen, ; allenthalben 
;orrekturen in Einzelfragen, die den 
Begriff ‚Reform‘ nicht verdienen. 

Auch die Bonner ‚Sozial-Liberalen‘ 
sind seit Beginn ihres-Koalition. 
bemüht, das 1969 versprochene Jahr- 
‚hundertwerk Steuerreform’ nach und 
nach zu Iiquidieren. 

Zunächst schafften der Brandt/ 
Scheel Regierung äußere Widrigkeiten 
ein willkommenes Alibi, um zu erklä- 
ren, warum der schon zig Mal verscho- 
bene Termin nun doch nicht einge 
halten werden könne: Das erste Mal, 
1972, war es das Mißtrauensvotum 
mit anschließender Parlamentsauflö- 
sung, die die Durchführung der ‚Re- 
form’ vereitelte 

Sodann mußten — wie für viele an- 
dere Dinge auch — die Ölscheichs her- 
halten: Man müsse mit den Staatsfi- 
nanzen vorsichtig operieren, hieß es, 
weil man ja noch nicht wisse, was da 
noch alles durch die Ölverknappus 
auf einen zukäme (so sinngem, 
Staatssekretär Poraner). 

Hatte Kanzler-Brandt sich bereits 
redlich gemüht, von seinen ursprüngli- 
‚chen Versprechen auf eine umfassen. 
de soziale Steuergesetzgebung abzu 
rücken und die ‚große Reform in 
mehrere kleine Steueränderu cu 
Jachfol- 


bringt „als die ohnehin notwendige 
Anpassung des Steuerrechts an den 
Geldwertichwund.” (So urteilt, in die- 
I! Bußerst treffend, der BDI, 
mehmerbrief”, Nr. 4/5. 24) 


Was bringt di 
Vorlage von SPD/FDP zum 
Stoueränderungsgosetz 


Neues? 


In der Regierungerklärung von 
Kanzler Schmidt wird die ‚Steuerre- 
form’ an erster Stelle des Pro- 
eramms genannt. Es heißt da 

„Jerst geht es um das Hauptsrück 
der Reform: die Umgestaltung der 
Lohn“ und Einkommenssteuer und die 
‚damit verbundene Neuordnung des 
Familienlastenausgleichs mit dem new. 
‚en Kindergeld, Wir wollen damit den 
‚elementaren Anspruch auf ein sozial 
‚gerechten und - soweit möglich - ein 
Kinkommenssteuerrecht 


die vrrprundlich nur fer Groß. 
erdiner gelacht wer Brispielnweise nimmt 
ART Pin heuer von jeder Zusätich verdienten 
Mark durchschmuiieh & Pfennig weg Vor ver 
dehren fer sch mac mit 30 Pfennig. 

Fatwiektung us sie Inftlon, 


An anderer Stelle behauptete der 
neue Kanzler, es hier fertiggebracht 
zu haben, „die kleinen Einkommen 


zw entlasten, die nicht zu bea- 
sten und denn ‚nennenswer- 
fen Steuereinnahmenverlute zu erle- 


Sehen wir uns dieses Kunststück 
mal näher an: 
© Einkommen bis zu 16.000 DM 
(Alleinstehende) und 32.000 DM 
(Verheiratete) werden ab 1, Januar 
"75 mit einem einheitlichen Proporti- 
‚onalsteuersatz von 22 Prozent besteu- 
ent. A yordiet, gerät automar 
sch inden euerprogzession, 
‚die mit einem Satz von 30,8 Prozent 
einseizt 
Da lacht natürlich der Kapitalist 
„Spätestens 1977 werden die Steuer- 
‚senkungen von der inflationären Wirt- 
entwicklung wieder überholt, 
weil in die progressive Einkommens 
‚steuer ein Inflationsmechanismus ein 
er „Unternehmerbrief“‘, 11/ 
* Mit anderen Worten: die inflatio- 
nör bedingten Nominallohnerhöhun- 
‚gen werden schon innerhalb von zwei 
Jahren dazu führen, daß breite Massen 
(die vorübergehend eine gewisse Ent- 
lastung bekommen), in bisher nicht 
‚D kanntem Ausmaß zur Ader ge- 
ıssen werden! 
© Der Steuersatz für Spitzenverdie- 
‚ner wird — wie nicht anders zu er- 
warten war! - nur um drei Prozent 
auf 56 Prozent erhöht. D.h,, die Groß- 
kat listen können sich dumm und 
di verdienen — mehr als 56 Pro- 
zent brauchen sie nicht an den Fiskus 
abzuführen (Daß das auch nur in den 
‚seltensten Fällen geschieht, haben wir 
‚öben schon aufgezeigt") 
® Da Erhöhung der Freibeträge für 
Alleinsteher mit Kindern von 
bisher 1.200 DM auf 3.000 schafft ge- 
wisse Erleichterungen für die Haushal- 
s DI ehe für die N« A 
e jeuregelu 
des [7 des: In Zukunlt wird 
ein einheitliches Kindergeld von SO 
DM für das erste, 70 DM für das zwei. 
e und 120 DM für jedes weitere Kind 
indertrabeuge Yalan weg. 3 
räge fallen weg. Sie 
trugen bisher im Monat 06 DM 
‚das erste, 140 DM für das zweite und 
150 DM für das dritte Kind und alle 
weiteren Kinder 
Dih. konkret: Wer ein Kind hat, 
zahlt zunächst 22 DM monatlich 
mehr an Steuern und bekommt 
dann 50 DM Kindergeld, netto erhält 
er.alın nur 28 DM, Kitern von zwei 
Kindern Bieiben nach dieser Rechnung 
20 DM (netto). 
'se für Sonderausgaben und 
‚der Arbeitnehmerfreibetrag wur- 
den zwar heraufgesetzt, können je- 
doch nicht mehr vom Brutto-Einkom- 
men a: werden, sondern sind 
nur noch mit einheitlich 22 Prozent 
‚von der Steuerschuld abziehbar 


Von Sprechern der Bundesregie- 
rung mehrfach behauptet und 
vorgerechnet, daß ‚Arbeitnehmerhaus« 


serungen von vier Prozent bekam 
Die Angabe über die Höhe der steu- 

erlichen Entlastung sei zunächst 

‚nicht diskutiert. Wesentlich sind je- 

‚doch folgende Punk: 

1, Wenn über! 


) 

2. Die Schmidt/Genscher 
hat sich die Erhöhung der Mehrwert- 
steuer um einen Prozentpunkt vorbe- 
halten (bisher eif Prozent), falls Ein- 
nahmelücken größeren Ausmaßes im 
Staatshaushalt entstünden. Die Mehr- 
wertsteuer aber geht direkt an den 
Konsumenten weiter, d.h. den Arbei- 
tern und Angestellten würde aus der 
‚Tasche gezogen, was man ihnen weben 
in die Hand gegeben hat, 

3, Die minimalen und kurzfristigen 
‚Vergünstigungen® durch die neue 
Steueı ’bung werden von der 
SPD/FDP-Regierung zum Vorwand 
für eine noch schärfere kapitalistische 
Tarifpolitik genommen. Der neue Re- 
gierungschef H. Schmidt sagte dazu 
im Bundestag: 

„Die Verwirklichung der Steuer- 
und Kindergeldreform wird die öffent- 
lichen Haushalte in einem Ausmaß be- 
Iasten, das 1975 den Leistungsmög- 
Behkdisen der Sara, _ enge On 
zen setzt ... Bei der Aufgabengestal- 
fung der Öffentlichen Haushalte 1975 
müssen wir deshalb alle übertriebenen 
{1} Forderungen abwehren. Dies gilt 
für alle Bereiche, auch für den Öffent- 
lichen Dienst." („FAZ®, 18. Mai) Daß 
Schmidt nicht nur die’ Gewerkschaf- 
ten des Öffentlichen Dienstes stärker 

in die Verantwortung nehmen“ will, 
sondern die gesamte werktätige Bevö 
kerung und die DGB-Gewerkschaft 
machte er in der gleichen Rede 
mißverständlich klar: „Die Bundesre- 
sierung wird bei ihren Stabiliiätsbe- 
mühungen die gesellschafilichen Grup- 
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beim Hau von Schulen, Universitäten, 
Krankenhäusern, Kindergärten...ets. 
versteht sich (fast) von selbst 
wurde auch in brutaler Offenheit zur 
gegeben. 


CDU/CSU — Domagogen in 
‚Sorge um 'den kleinen Mann’? 
Die Fraktion der CDU/CSU im 
Ba eng nen Santa 
und strebt über Ihre Mehr. 
Im Bundesrat Änderungen nach 
ihren Vorstellungen an. 
Bereits während des zurückliegen- 


"den Jahres waren die Sprecher der 


Unionsparteien immer wieder mit der 
Forderung nach ‚steuerlicher Entla- 
stung der kleineren und mittleren 
Einkommen‘ (in Form eines 'Infla- 
Yonsaugeic‘) austreten = womit 
‚sie in demagogischer Absicl > 
rungen der Arbeiterschaft und der 


daß die 
eoujcs (ua. Strauß!) die 
Forderung nach einem ‚Inflation 
ausgleich‘ ausgerechnet während der 
Streikwelle im letzten Sommer und 
unmittelbar vor den Tarifkämpfen. 
dieses Frühjahres am Iautesten pro- 
pagierten — und der SPD/FDP vor- 
warfen, sie verschärfe durch ihre Un- 
tätigkelt in dieser Frage den ‚Vertei- 
Iungakampf' und vergfte das’ vonale 


Entgegen anderslautenden Erklä- 
rungen verficht die Opposition im 
Bundestag ‚ke in sozialeres oder 
‚gerechteres’ Steuerrecht, 

Im Gegenteil: In Währheit sind. 
diese Leuie überhaupt dagegen, 
die Masse der Arbeiter und 


stellten wenigstens etwas von 
drückenden Steuerlast befreit werd 
$o erklärte einer der ‚Wirtschafts- 
experten” der Union, Dr. Hans J. Hä- 
fele, It. Mitteilung des Pressereferats 
der CDU/CSU-Fraktion am 24.4.74: 
fesengen, a8 eine warklch Belfende 
gegangen, ie 

Steuerreform 1975 (!] zu verkraften 


u g": 
ist wohl deutlich genug! Und 
entlarvt die bisweilen ‚radikal' und 


["Einsahmen sus Massensieern VO73774" 
Unnahmen aus Massensteuern 197374") 


m 
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pen nicht aus ihrer Verantwortung 
entlassen (!)}. Das gilt für Unterneh- 
mer und Gewerkschafter in gleicher 
Weise. Verantwortung für das Ganze 
{1} Ist eine entscheidende Vorausser- 
zung für die Tarifautonomie (!}, die 
wir verteidigen.” (, FAZ", 18. Mai) 
Kurzum: Die nach dem ‚Stabilitäts- 
menetz’ (vom 8. Juni ’67) obligato 
fischen Lohnleitlinien sollen mit Hin- 
weis auf angebliche Verbeserungen 
aus der ‚Steuerreform’ noch weiter 
‚nach unten geschraubt und über die 
sozialdemokratischen Gewerkschafts- 
führer in der Arbeiterschaft durchge- 
setzt werden. 

4. Nicht nur, daß die SPD/FDP-Re- 
werung die " ‚Reform’ des Steuer- 
systems, wie Sie 1969 konzipiert 

n war, bis zur Unkenntlichkeit 
zerstückelt und verstämmelt hat 
sondern die ab Januar "75 eintreten- 
den Steuermindereinnahmen müssen 
de anderen ungröngch enproche 

nu oc 
nen ‚Reformen” zu ‚begründen 

„Man kann nicht den Steuersah- 
ern im nächsten Jahr um 10 - 12 Mil- 
arden Mark die Steuerlast erleichtern 
und gleichwohl denselben Berrag noch 
mal wornderı mugben Di Binder 

ng ver 2 
tigen und politischen Aögtchen 
voll nutzen, um Bund, und 
Aibenpotii me verpfichn 

‚npolisik zu verpflichten. 

Wenn 1975 die Steuerreform mit 
ihren Milliardenberrigen an Entla- 
tungen in Kraft getreten it, können 
wir ung die hohen, Zungehimuten 
a mehr leiten, 

BY Sehnadt in der Regierung 
erklärung, „KAZ" 18. Mai) 

Daß der Sozialdemokrat Schmidt 
nicht die Kürzung und ‚Sparsamkeit" 
Beim wafeebühten, Rüdungstat im 

ge hat, sondern a eninten- 
siven Reformen‘ im sozlalen Bereich 
(‚Bildungs-Reform', Investitionen 


_ Sortschrittlich X en Alternativ. 
vorschläge dieser Leute als demago- 
gisches Manöver! 


Eönnen, werden sie über Ihre Mehr. 
heit in der Länderkammer vor allem 


in zwei Punkten Änderungen durch- 
zumtzen ‚hen (vermutlich auch 
durchbringen 


1, Während der Katwuf der, Regie, 
rungskoalition vorsieht, daß 
ausgaben zukünftig mit 22 Prozent 
Yon er Siouerschud abssangan wur 
‚den können, verlangt die CDU/CSU: 
don, dab im die 
erhalten bleibe, daß 2 
inkommen auch eine wachsende 
Steuerbegünstigung bedingen müsse. 
Der Katwurf der Koalition wird als 


Keen, 
‚der Arbeiter und Av 
ein wird, 
Zusammengenommen heißt das: 
Die ‚Alternativen‘ von CDU/CSU 
zum "Steueränderungsgesatz sind — 
soweit sie eh nicht nur als Manöver 
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Hungerstreik in englischen Gefängnissen 


Von November 73 bis Anfang Juni 
‚dieses Jahres insgesamt 208 Tage — 
wurden im Englischen Gefängnis Brix- 
ton zwei junge Frauen, Marion und 
Dolours Price, brutal gefoltert, da sie 
seit ihrer Einlieferung in den Hunger- 
streik getreten waren. 

Die beiden Mädchen werden von 
Wärtern und einem Arzt auf einem 
Stuhl gefesselt. Dann wird ihr Mund 
zwangsweise mit Zangen und Holzkei- 
len geöffnet. Danach wird gewaltsam 
ein eingefetteter Plastikschlauch in 
die Speiseröhre geschoben, der durch 
die gewaltsame Aktion häufig in die 
Luftröhre gerät. Durch einen Trichter 
wird nun eine Nährlösung eingeflößt, 
wobei die Mädchen ständig durch aku- 
te Erstickungsgefahr bedroht sind. Ih- 
re Lippen springen auf, die Kehle 
wird wund, Schleimhäute in Rachen 
und Magen reißen auf und entzünden 
sich, Anhaltende schwere innere Ver- 
letzungen und furchtbare psychische 
Schäden sind die Folgen dieser Folter. 
Wenn die Mädchen die Nährlösung er 


Zwangsernährung = Folter 
Marion Price Dolours Priee 


brechen, wird diese erneut in den 
Trichter getan. Der anwesende „Arzt“ 
kommentiert dies mit den Worten: 
„Denkt immer daran, es ist für eine 
‚Züte Sache.“ (nach einem Bericht des 
„Spiegel“) 

Seit November müssen D. und M 
Price, sowie zwei weitere Gefangene, 
Hugh Feeney und Gerald Kelly, diese 
Brutalität erleiden, seitdem sie wegen 
ihres Widerstandes gegen die Beset- 
zung Irlands dureh den britischen 
Imperialismus zu lebenslänglich plus. 
20 Jahren verurteilt wurden. 

Alle vier, Dolours, Marion, Hugh 
und Gerald haben bisher über 25 kg 
Gewicht verloren. Die beiden Männer 
liegen seit mehreren Monaten nackt 
in ihren Zellen, da sie sich — als poli 
tische Gefangene — weigern, die übli- 
che Sträflingskleidung zu tragen. Al- 

, was sie mit ihrem Streik verlan- 
gen, ist die Überführung in ein Nord 
irisches Gefängnis und die Anerken- 
nung des Status als politischer Gefan- 
gener, Sie gelten jedoch offiziell als 


‚Kriminelle‘. Obwohl zwischen 1971 
und 1973 sechs in England verutteilte 
Iren in ein nordirisches Gefängnis ver- 
legt wurden, wird diese. Forderung 
der Price-Schwestern und der beiden 
anderen Genossen ignoriert 

Die britischen Imperialisten schrek- 
ken auch vor Mord an den beiden 
Schwestern nicht zurück, Der briti- 
sche Innenminister R. Jenkins erklä 
te noch im April dieses Jahres, „daß 
er nicht gewillt sei, sich der Erpres- 
sung durch den Hungerstreik zu beu- 
gen. Jenkinsräumt ein, daß die beiden 
Schwesiern offensichtlich entschlos- 
sensind, in den Tod zu gehen. Ich bin 
Tedoch nicht bereit, die Schwestern 
Price im Gefängnis zu besuchen 
6„Welt“, 1.6.74). 

Der Zustand der Schwestern ist 
durch die Zwangsernährung „erbärm- 
lich“. Bernadette Devlin, der IRA(o) 
nahestehende irische Sozialistin, sagte 
nach einem Besuch der Schwestern 
Anfang des Jahres: „Sie sind nicht 
wiederzuerkennen. Dolours hat fast 
30 Pfund verloren,.ihr dunkles Haar 


mer 


gener, Sie yelten Jedoch offiziell als 


ınkles Haar 


30 Pfund verloren, 


Leserbrief 


Holländische Soldaten streikten 


‚Am 2. Februar dieses Jahres demonstrierten 800 holländische Soldaten 


in Bremen 


Am 8. Mai streikten viele huniderte 
Soldaten in verschiedenen Kasernen 
in Holland, um ihre Forderungen zu 
bekräftigen, 

Jeder holländische Soldat darf am 
Wochenende nach Hause, Aber wenn 
man in der Kaserne bleiben muß, z.B. 
uf Wache oder wegen einer Übung, 
dann hat man das Wochenende verlo- 
ren und bekommt keinen Ersatz. Die 
holländischen Soldaten fordern freie 
Tage, man will das Wochenende zu 
roch 

Der Minister und besonders die 
Generale wollen das nicht zugestehen. 
In der Kaserne haben sie natürlich 
mehr Einfluß auf die Soldaten. Man 
kann nur Soldaten gebrauchen, die 
nicht kritisch und lästig sind, nicht 
immer fragen: „Warum”, sondern ge- 

ie Generale wollen. 
sie soviel wie mög- 


Mielen, sonder pic 
10 Das 
de Forderung der Sol 
Der Kampi m 

der "Veraimlyng. van Dienagflich 
se hlaren OAVDAeine Gewerk 
hat, de Jeden Monat mt dem Mi 
Mer spricht, und in dr 30.000 von 
10.000 Bolten Mini and 


Im August 73 wurden 25.000 Un- 
terschriften dem Minister übergeben. 
Wenige Wochen später wurde eine 
Kampfwoche organisiert, mit Demon- 
stratlonen ua, In Zwolle (5.000 Sol 
Auten), Den bosch, Ede, Eindhoven 
und Gärderen 

Im Desember streikten Soldaten 
in Havelte, Amsterdam, ' Harde, Ede 
und Breda, 

Am 21. Januar demonstrierten in 
Westdeutschland stationierte hollän- 
dische Soldaten erst in Zwolle (Hol 
land), dann zwei Wochen später 800 
Soldaten in Bremen. Der Minister be- 
kam Angst vor der Kraft der Soldaten 
und ließ im Marz drei VVDM-Vonste 
her versetzen. Er hoffte, s0 den Sol 
datenkampf zu brechen. 

Aber das gelang nicht! Die Solda- 
ten machten weiter, jetzt mit noch 
mehr Kampf 

in Den Haag demonstrierte man 
gegen Di dr Strafvetzungen, und 

500 Unterschriften wurden dem 
Minister Öberreicht 

Der Kampf verschärfte sich mit 
einer Demonstration von. 10.000 (1) 
Soldaten in Utrecht als Höhepunkt 
Dort wurde zum ersten Mal der Ruf 
gehört 


‚ar eine Demonstra- 
Bechmann-Kaserne 
nunderte Soldaten de 
24. April in der Ka 


Die Kasernenführung ließ die Tore 
schließen und alle Telefone blockie- 
ten. Zwei VVDM-Vorsteher, die mit 
den Soldaten sprechen wollten, durl- 
ten die Kaserne nicht betreten. 

Am 8. Mai war der große Streik 
geplant, Schon vorher hatte der 
VVDM-Hauptvorstand ein Schreiben 
des Ministers bekommen, in dem er 
„warnte”, daß er jeden Soldaten 
Streng bestrafen würde, der mitmacht. 
Jeder Kasernenkommandant bekam 
ein Schreiben, den Streik so weit wie 
möglich im Keim zu ersticken, und 
der Kasernenkommandant mußie die 
Soldaten „warnen”, daß es strenge 
Strafen geben würde. 

Aber die Soldaten ließen sich nicht 
einschüchtern. 

Am 8. Mai wurden überall die Ka- 
sernentore geschlossen. Fotografen 
und Presse durften nicht dabei sein. 
Die Wachen waren nicht wie sonst 
Soldaten, sondern hohe Offiziere. In 
der Bernardkaserne in Amersfoort 
streikten und demonstrierten die Sol 
daten. Aber bald kamen einige dut 
Zend Offiziere, die versuchten, die Sol 
daten aufzuhalten und Spruchbänder 
kaputt zu machen. Aber die Soldaten 
gingen weiter. Einige Soldaten wur 
den festgenommen, viele Milltärpäisse 
wurden beschlagnahmt. 

ingefähr dasselbe geschah in an- 
dann Kaserasn = Den Tiag, Bra, 
Werep, Arnhem, 't Harde, 

30 Stunden nach dem Streik be- 
‚gan die Gegenoffensive des Ministers 
und der rechten Presse 

Durch Radio und Zeitungen ließ 
der Minister wissen, daß der VVDM 
sich selbst kaputt mache und daß der 
Streik von „Extremisten” geleitet 
worden sei. Die rechte Presse machte 
mit und schrieb, daß der VVDM jetzt 
„maoistisch” sei, und Streik in einer 
Ärmee sei unmöglich, das könne nur 
das Werk von „Extremisten" sein. 

Der VVDM bekam durch den 
Streik mehr Mitglieder (1), und nicht 
der VVDM-Hauptvorstand, sondern 
die Soldaten hatten den Streik orga- 
nisiert, 

Aber was der Minister, die Genera- 
le ac au 
ten, der Kampf ging weiter, 

4. Ma se 
, am 17, Mai in Schaarsber 
gen und äm 17. Juni in Havelte. 

Es ist deutlich: die holländischen 
Soldaten nehmen es nicht länger hin, 

der Minister und die NATO- 
öenerale bestimmen, was geschie 
sondern die Soldaten selbst 
Ein holländischer Genome 


st stumpf geworden, an den Wurzeln 
sogar weiß. Die Haut ist aschfahl.” 

In der BRD ist die Zwangsernäh. 
rung für Tiere verboten (Tierschutz 
gesetz $ 3 Ziffer 7) -was natürlich 
keine Gewähr dafür bietet, daß sie 
nicht an politischen Gefangenen ange- 
wendet wird 


Mm. n im 
britischen Gefängnis ermordet! 


Der Hungerstreik gehört zu einem 
Mittel, das in der Geschichte wie auch 
in der Gegenwart immer wieder von 
irischen Freiheitskämpfern, die in bri- 
tischen Gefängnissen eingekerkert 


wurden, benutzt wird, um ihre Forde- 


rungen durchzusetzen. Er ist die ein- 
zige Möglichkeit der Gefangenen, de- 
nen jeglicher Kontakt zu Ihrer Um- 
welt und ihren Mitgefangenen genom- 
men wurde (Hugh Feeney und G. 
Kelly wurde z.B. der tägliche Rund- 
gang durch den Gefängnishof verbo- 
ten) ihren Forderungen Gehör zu ver- 
schaffen! 

So, verweigerten gleichzeitig mit 
den Price Schwestern vier weitere iri- 
sche Gefangene die Nahrungsaufnah- 
me. Sie alle wurden zwangsernährt. 

Einer dieser vier Kämpfer war der 
24-jährige Michael Gaughan. Er saß 
seit 1971 im Gefängnis Parkhurst auf 
der Isle of Wight eine sieben-ährige 
Freiheitsstrafe ab, zu der er wegen er 
nes angeblich von ihm durchgeführ- 
ten, Banküberfals verurteilt wurde, 
dessen Beute er der IRA gespendet 
haben soll. 

Er starb am Montag den 3.6.74 an 
einer Lungenentzündung, die er durch 
die Zwangsernährung Dekommen hat- 
te. Der Schlauch geriet bei der ‚Füt- 
terung’ in die Luftröhre und verletzte 
dabei die Lunge. 

‚Obwohl eine Lungenentzündung 
bei sorgfältiger Pflege und unter ärzt- 
licher Aufsicht relativ leicht zu hei- 
len ist, starb M. Gaughan nach einer 
Woche Krankheit 

Er kämpfte wie die Price-Schwe- 
stern für die“Anerkennung als politi- 
scher Gefangener und für die Verle- 
gung in ein nordirisches Gefängnis. 
IM. Gaughan fiel einem Mord zum Op- 
fer, der von den britischen Imperiali 
sten durchaus eingeplant war. Die Art 
‚der Zwangsernährung und die „ärztli- 
‚che Behandlung“ lassen darauf schlie- 
ßen, daß die Imperialisten diesen 
Mord beabsichtigt hatten. Sprecher 


u Ankündigung 


— Ankündigung 


DEUTSCHE 
REVOLUTION 
Von 
1918 BIS 1923 


Dieser Band enthält zwei neue Arbei 
Kia 


hub Einschatz 


Besonderes Gewicht wird auf 
sowie auf eine korrekte Darstell 
was das Jahr 1923 angel 

Dax hat sich abs um 
Schrifie 


die von burgerlk 


Manyel und Fehleinschatzy 


aueinanderserzen und 
weben 


sen der Niederlagen zu zieh 


Wei 


(rnpcn die beiten großen Abschnitn 


mir 
ANALYSIEREN 


Dieser detate Abschnitt serat sich beson 


wseinamder. die andere Iinke Gr 
als 50 Jahren abpegehen hahe 
idurch die E ei a 
Oryanianoneı 
politisch 


Bewenung der BRD dar 


jotwenndiger erwies 
n und Kleinbürgerlic 
einschtießsich der in der DDR v 


eg und zu Bepn 


Durch di 
‚ch die Kritik 


der republikanischen Bewegung wie 
Malachy Foots sprachen von „‚nack- 
tem Mord durch R. Jenkins, Wir in Ir. 
land sehen diesen Tod so, als sel M. 
Gaughan von einer Kugel der britk 
schen Armee ermordet worden.” M. 
augen Ist aber nicht der einzige 
teiheitskämpfer, der in einem 
Angnis ermordet. wurde. 1917 
b.der IRA-Revolutionär Thomas 
Ashe an den Folgen der Zwangser 
‚nährung und kurz darauf, im Jahre 
1920 der Bürgermeister von Cork, Te- 
rence Mac Swiney, nach einem Hun- 
gerstreik. 


Hungerstreik führte zum Erfolg 


Der Tod von M. Gaughan und der 
immer bedrohlicher werdende Zu- 
stand, von Marion und Dolours Price 
lösten in England und Irland eine Wel- 
te desProtestsaus. In London demon- 


strierten mehrmals Tausende für die 


Erfüllung der Forderungen der 
Freiheitskämpfer. Als ein Trau 
erzug mit dem Sarg von M. 


Zehntausende die Straßen. Nach Trau- 
erfeiern in weiteren englischen Städ- 
ten wurde der Sarg nach Irland ge- 
bracht, wo er mit militärischen Ehren 
der IRA beigesetzt wurde. 

Sogar Juristen und 40 Ärzte, dar- 
unter einige Gefängnisärzte, forder- 
ten aufgrund des bedrohliche Ge- 
sundheitszustandes der Schwestern 
die Überführung nach Nordirland. 
Diese Bewegung, Ausdruck der allge- 
meinen Unzufriedenheit mit der briti- 
schen Nordirlandpolitik (die Stimmen 
für einen Abzug der Truppen aus Nord- 
irland werden in der britischen Arbeit 
terklasse immer lauter) führten dazu, 
‚daß die Londoner Regierung der For- 
derung nach Verlegung der Price- 
Schwestern bis Ende des Jahres nach- 
kommen will. Aber noch ist der 
Kampf nicht beendet, denn immer 
noch sind unzählige irische Freiheits- 
kämpfer in britischen Gefängnissen 
und noch’sind die Forderungen der 
Price-Schwestern nicht erfülll, denn 
sie sitzen bis jetzt immer noch in ei- 
nem englischen Gefängnis. Das Ver- 
sprechen der Imperialisten, die bei- 

n in ein nordirisches Gefängnis zu 
verlegen, ist noch nicht erfüllt und 
wird von den Imperialisten auch nicht 
freiwillig erfüllt werden, falls der 
Kampf für diese Forderungen nicht 
weitergeführt wird. 


" uber eine der wichtigsten Perioden de 
nkampfe in Deutschland. Damit legt der KOMMUNISTISCHE BUND 
erstmals eine ausführliche Analyse di 


Klawenkampfe dieser Zeit vor. die 
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In der Nacht zum 10. Juni wurde in. 
Südafrika ein Streik von einigen hun- 
dert schwarzen Arbeiten von der 


Mindestens zwei (die DKP-Zeitung 
„UZ" spricht von rier) Arbeiter 
Wurden erschossen, 

® Sechs Arbı 


rn Deep Level” im Au- 
‚gust letzten Jahres, mit den neuen Ge 
setzen, mit denen das faschistische 


ini 74 flog in der Nähe 
englischen Stadt Flixborough 

‚ganzes Chemiewerk durch eine ge- 
waltige Explosion in die Luft, Außer 
den unmittelbar betroffenen Arbei 
tern der Wochenendschicht, von de- 
‚nen mindestens 28 in Stücke zerfetzt 
wurden und, verbrannten, wurden 


Südafrika: Wieder Mord an 
streikenden Arbeitern 


Bevölkerung (ca. 17 % der Gesamibe- 
völkerung = die Rei.) hat mir den 
Auftrag ertelt, härter Aurchzugren 
fen) 
In der ürgerlichen Presse war über 
die Jüngsten Vorgänge nur zu lesen 

ie Bergarbeiter „setzten Ihre Un- 


Vorster-Regime seine Rassentren- 
mungs, | and Unterdrickungspolitik 
fortsetzt und vielen anderen Maßnah. 
men (AK 45), 

Hier wurde deutlich, was es heißt, 
wenn Premier Vorster nach den letz. 
ten Wahlen von sich gab: „Die weiße ® 


England: 
Ganze Chemiefabrik explodierte: 
Bisher 28 Tote! 


Waltige Explosion in die Luft. Aul 
den unmittelbar betroffenen Arbei- 
tern der Wochenendschicht, von de- 
nen mindestens 28 in Stücke zerfetzt 
wurden und verbrannten, wurden 
weitere 100 Menschen emstlich ver- 
letzt, darunter auch einige Bewohner 
‚nahegelegener Häuser. 

Die Detonation war in einem Um- 
kreis von 45 Kilometern zu hören 
Eine unvorstellbare Druckwelle hatte 
die umliegenden Getreidefelder nie- 
dergemäht. Sschszehn rund 600 Meter 
von der Fabrik entfernt liegende 
Wohnhäuser wurden völlig zerstört 
Noch Kilometer weiter Zerbarsten 
Fensterscheiben und knickten Dächer 
ein. Zwei Tage lang gab es Giftalarm, 
weil riesige schwarze Rauchwolken 
über die relativ dicht besiedelte Ge- 
gend trieben. 3000 Menschen wurden. 
vorübergehend evakuiert. 

Daß es nicht noch weit mehr Tote 
gab, ist nur zufälligen Umständen zu 
verdanken. In dem Werk der Firma 
Nypro wurde ein Caprolactam ge 
nannter Chemiefaserkunststoff cı 
zeugt (Grundelement für die Produk- 
tion von Nylon); Bei der Herstellung 
entstehen Nüchtige Gase, die — mit 
Luft vermischt — bei Entzündus 
sofort explodieren. Die Firmenlei 
tung  beteuerte, daß „wiederholte 
Untersuchungen" niemali zi 

‚ergeben. hätien. 
ikfurter Rundschau", 4.6.74) 
die Qualität der Unter- 
suchungen schließen läßt. 

Das Unglick war voherschbar! 
Wenige Tage zuvor hatte es schon 
einmal Alarm gegeben und die Feuer 
wehr war angerückt, weil die Anlage 
offenbar nicht in Ordnung war. Aber 
zur Sicherung des Lebens Hunderter 
von Menschen wurde auch dann wei- 
ier nichts unternommen, 

In der Presse wird von jetzt fäll 
gen Versicherungssummen von 40- 
70 Millionen Mark g 


RAU 


RR 


BT: 


In dieser Flammenhölle starben 28 Menschen — 


Ganze Chemiefabrik explodierte: 
Bisher 28 Tote! 


sicht ganz danach aus, als würden 
sich die Kapitalisten an der totalen 
Zerstörung des Werkes auch noch ge- 
‚sundstoßen. Es wäre. nicht das erste 
Mal. Abgeordnete des britischen 
Unterhauses „erwägen schon, ob die 
‚Produktion von Caprolactam in Zu 
'kunft nicht verboten werden soll” 

PO", 4.6.74), da zu gefährlich, 

Einsicht? Oder etwa Konzer- 
tierte Aktion? Hatte die Firmenlei 
tung vielleicht sowieso vor, die Pro- 
duktion einzustellen, so daß ihr die 
Katastrophe so ungelegen gar nicht 
kam? ? 

at steht, daß hier in zynischem 
Leichtsinn "das Leben hunderter 
Menschen riskiert wurde, weil die 
Firmenleitung Investitionen — sicher 
nicht billige — scheute, um diesen 
hochgefährlichen. Stoff vor Entzün- 
dung zu sichern. 

Angeblich soll die Explosion vom 
Kontrollraum ausgegangen sein, dem 
einzigen Raum, „in dem kein Rauch- 
verbot bestand"! Auch hier grenzen- 
loser Leichtsinn oder nur Ablenkung 
von den wirklich Schuldigen? Für 
das fehlende Rauchverbot kann 
sicher ein kleinerer Schuldige: 
den werden, oder vielleicht 
‚gar die „dämlichen Arbeiter" selber 
schuld, die sich mal wieder eine an 
stecken mußten? 

In der Regel können sich die K. 

italisten dei  „Betriebsunfällen"“ 
herausreden. Schuld bekommen dann 
2.B. Sicherheits-Vertrauensleute oder 
der einzelne Kollege, der irgendwel- 
che Vorschriften angeblich nicht be- 
achtet hat 

Die Sicherheit der Kollegen muß 
‚jedoch gewährleistet 


bestimmte „Unachtsamkeiten” par 
sieren, die nie auszuschließen sind. 
(Meistens ist ja auch gerade die von 
den Kapitalisten selbst "betriebene. 
Arbeitshetze der Grund für die Miß- 
achtung von Sicherheitworschriften) 

Gesetzgebung und Recht. 
sprechung kommt den Firmeneigen- 
tümern in diesen Fragen immer ent 
gegen, Un: ist kein Fall bekannt, wo 
ein Kapitalist wegen „fahrlässiger 
Tötung'” oder gar wegen’ Mordes an 
seinen Arbeitern sich hätte verant- 
worten müssen. 

Im Grunde genommen hat hier 
der bürgerliche Staat dieselbe „Ein- 
stellung", wie sie Millionen von Auto- 
fahren zur Genüge bekannt ist. Un- 
übersichtlicher Straßenverkehr, 2.1, 
katastrophale _Straßenverhälinisse, 
werden nicht etwa dadurch behoben, 
daß der Vielzahl von Autos und 
der Dichte des Verkehrs angepaßte 
Straßen, Brücken, Tunnels eie. ge- 
baut werden (das kostet Geld!), son. 
dern indem ein Haufen z.T. wirre 
Verkehrsvorschriften geschaffen weı 
‚den, ein Wıld von Verkehrsschildern 
aufgestellt wird, die allesamt das 
Autofahren zwar nicht sicherer 
machen, aber nachher (nach den 
letztlich unvermeidlichen Unfällen!) 
die „Schuldfrage” besser klären 
fen ünd zwar in dem Sinn, daß 
der bürgerliche Staat zur Recht 
schaft gezogen wird (der 
schlechten Verhältnisse verantwo 
lich ist), sondern der einzelne Auto- 
fahrer, der dieses Signal oder jene 
Vorschrift nicht beachtet hat 


Leitung der Betriebszeile Beiersdorf, 
KD/Gruppe Hamburg . 


‚den Folgen kapltalistischer Sicherheitsvorkehrungen 


terkinfte in Brand, rissen Mauern. 
nieder.” „Lohnforderung, 

der Anlaß gewesen sein 
11.6.74). 

Was die bürgerliche Presse verschweigt, 

sind die ünmenschlichen Arbeitsbe- 

dingungen, unter denen die Schwarzen. 
ausgebeutet werden, 

@ Sie haben Arbeitsverträge, die sie 
von sich aus nicht kündigen. kön- 
nen, 

© Das Verhältnis der Löhne zwischen 
schwarzen und weißen Arbeitern 
in den Bergwerken.ist 1 : 161 * 


© Zueiner der „Unterkünfte" se} 
zer Arbeiter schrieb der „„Spl 

„Am Eingang filzen Bewal 

Polizisten alle Bewohner und Bes 

cher, Die Arbeiter drängen sich in 

16-Mann-Schlafriumen. Das Bett 

Ist ein etwa 90 Zentimeter breiter 

Mauervorsprung.” 

Diesen KZ-Bedingungen, sowie der 
faschistischen Unterdrückung. durch 
‚das Vorster-Regime, hat ein großer 
Teil der einheimischen, schwarzen Be- 
völkerung den Kampf erklärt! 


Faschistische Willkür in den 
Gefängnissen Südafrikas 


‚Aus neuesten Veröffentlichungen 
der faschistischen Vorster-Regierung 
ergibt sich, daß zwischen Juni 1972 
und Juni 1973 exakt 321 Gefan 
in den Gefängnissen des Apartheldre- 
eimes gestorben’ sind 

55 Menschen wurden gehenkt, 21 
wurden „bei Unfällen getötet”, vier 
wurden "bei „Fluchtversuchen” er- 
schossen und” vier weitere sollen 
„Selbsimord” gemacht haben. Die 
festlichen 237 (1) sollen angeblich ei- 
nes „natürlichen Todes” gestorben 
sein, 

Der gleichen Veröffentlichung zu- 
folge sollen in diesem Berichtszeit- 
raum 3.239 Häftlinge „körperlich m 


züchtigt” worden sein”- d.h. sie wur 
‚den geschlagen und ausgepeitscht 
(Angaben ‚nach Berliner „Extra 
Dienst” vom 21.6.74.) 
HSW-Betriebszellen 

KB/Gruppe Hamburg. . 


Antifaschisten stürmen Polizeikommissariat k 
— Aktion gegen faschistische Foltermethoden der Polizei — 


Am 8. Juni stürmten 60 Antifasch 
Seribe in Paris. Sie setzten zwei Pol 


eiwagen in Brand und verprügelten drei 


Polizisten. Allen 60 gelang es anschließend, nachdem sie von der Polizei durch, 


die U- Tunnel 
AARön gegen vi 


(ascmstscne FOITermeInogen ger FOlZer 


r Chaussee d’Antin verfolgt worden waren, ohne Ver- 


Am 8. Juni stärmten 60 Antifaschisten das Polizeikomissariat in der rue 
Seribe in Pari. Sie setzten zwei Polizeiwagen in Brand und verprögelten drei 
Polizisten. Allen 60 gelang es anschließend, nachdem sie von der Polizei durch 
die U-Bahn-Tunnel der Chauss£e d’Antin verfolgt worden waren, ohne Ver- 


haftung zu entkommen. 
Diese Aktion war die Antwort auf ei 
nen brutalen Terrorakt der Polizei im 
gleichen Kommissariat: Am 22. Mai 
wurden 54 vorwiegend ausländische 
Arbeiter festgenommen, die ein Ieer- 
stehendes Haus in der rue Servan be- 
setzt hatten. Die 54 Arbeiter wurden 
auf das  Polizeikommissarlat ge- 
schleppt und dort mit Gas ge- 
Lolwert! Sechs der Arbeiter ver- 
loren bei dieser Tortur ihr Bewußt- 
sein; aber dennoch erhielten sie keine 
Ärztliche Hilfe. Der zuständige Präfekt 
der Pariser Region hatte die Enthül- 
Hung. dieser faschistischen Polizeime- 
ihoden einfach als „grotesk” bezeich- 
net — und die bürgerliche Presse sah 
ihre Aufgabe darin, diesen Terrorakt 
ebenfalls zu verschweigen. 

Für den 8. Juni hatten mehrere 
Organisationen daraufhin zu einer 
Protestdemonstration aufgerufen. Im 
Anschluß an diese Demonstration. 
wurde der Sturm auf das Polizeikon- 
missariat durchgeführt, Die 60 Anti- 
faschisten gaben danach eine Erkli- 
rung dazu ab, die in der linken Ta- 
geszeitung „Lib£ration” (10.Juni74) 
Veröffentheht wurde, und in der es 
unter anderem heißt 


„Wenn die Polizei heute ungehin- 
dert 54 Arbeiter foltern kann, ob- 
wohl ihre Verhaftung breit bekannt 
ist nd die Presse und die Anwälte 
wissen, in welchem Kommissarlat sie 


festgehalten werden - was kann 
dann erst einem einzelnen isolierten 
Ausländer widerfahren?  -; wenn 
die Polizei das Risiko eingehen kann, 
daß einige von Ihnen dabei sterben, 
können; wenn die Präfektur die Zeu- 
‚genaussüge von 54 Personen einfach 
der Lüge bezichtigen kann; wenn 
die Presse entschlossen ist, diese Ta 
ten dureh ihr Schweigen zu decke 
dann ist es Zeit für alle diejenigen, 
die um ihre Rechte kämpfen, daß 
sie das Mittel der Drohung ergreifen, 
um Druck auf diese auszuüben: wir, 
Antifaschisten, haben begriffen, daß 
man nicht verhindern kann, daß mor- 
‚gen andere Arbeiter, französische 
Oder ausländische, die Opfer der glei- 
chen rohen Behandlung werden, 
wenn man es heute geschehen Ußt 
daß diejenigen Ausländer gefoltert 
werden, die für ihre Rechte als Ar- 
beiter kimpfen. 

Der bloße Proteit genügt nicht 
mehr: seit Jahren sterben ausländi- 
sche Arbeiter in den Kommissariaten 
‚oder unter den Kugeln der Rassisten, 
ohne daß die Verantwortlichen ent- 
ars oder zur Rechenschaft gezogen 

Wir sind entschlossen, die Angriffe 
‚auf die Würde und auf die Rechte der 
ausländischen Arbeiter, die die Polizei 
sich erlaubt, nicht linger hinzuneh- 
men. sondern darıuf Schlag auf 
‚Schlag zu antworten.” ° 


KONTAKTADRESSEN 


Bremerhaven: 
F. Köpsell 

285 Bremerhaven 1 
Postlagerkarte 00.31 60. 


Eutin: 
H. Lankau 
242 Eutin-Großmeinsdort 


Flensburg: 
Pater Petersen 

239 Flensburg 
Postlagerkart A 02 25 83 


Frankfurt: 
K. Scholz 

629 Frankfurt/M 80 
Postfach 80.07 47 


Hamburg: 
Postadresse 

4. Rooms 

2 Hamburg 13 
‚Rutschbahn 35 


Kiel: 
W. D. Scheel 

23 Kiel 1 

Postlagerkarte 098 831 A 


Oldenburg: 
Tn. Piepgras 
29 Oldenburg, 
Postfach 


Kontaktadressen weiterer Vertriebs 
gruppen des ARBEITERKAMPF: 


Göttingen: 
KAG im Buchladen „Rote Straße“ 
34 Göttingen 

Rote Straße 10. 

Di. 17: 19 Uhr 


Hannover: 
Alexander Rudnick 
3 Hannover-Linden I 
Postiagemd 


Lübeck: 
c/o Arbeiterbuch 
24 Lübeck 1 
Hüxsır. 68 


Westberin: 
| Florian Geyer 

| über Sozislistisches Zentrum 
| 7.8ertin 2 

| Stophanstr. 60 


Weitere Vertriobsgruppen: 
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Forts, Italian 
80 wurden die Verhandlungen eı 
neut aufgenommen, und 20, Mai 
in „Kompromiß” gemeldet 
werden. Hinsichtlich der Kreditpolitik 
hat die DC einige ‚Zugeständnisse' ge- 
macht, Dafür Ist aber von Forderun- 
‚sen der PSI 2.B. nach einer Vermd- 
wenssteuer und schärferer Erbschafts- 
steuer nicht mehr die Rede. Durch 
verschiedene Maßnahmen sollen zu- 


sätzlich mindestens 3.000 Mrd. Lite 
{etw 12 Mn: Mark) aus den ten 

schen Werktit n 
den. Davon soen 00 Mid Lire (1,6 


Mrd, Mark) durch eine Erhöhung des 
Benzinpreises aufgebracht werden. 
Weitere 400 Mrd. Lire sollen aus der 
Erhöhung des Gaspreises (für die Pri- 
vathaushalte) kommen. 770Mrd. Lire 
soll die Erhöhung des Strompreises 
ringen. Dazu kommen Erhöhung der 
Kf2-Gebühren, Erhöhung der Rund- 
funk- und Fernsehgebühren, der Post, 
der öffentlichen Verkehrsmittel, der 
Krankenhausbeiträge u.a.m. 

Die Arbeiterklasse, die ohnehin mit 
allen Folgen der Krise zu kämpfen 
hat — Preissteigerungen, Entlassungen, 
Arbeitslosigkeit, Verknappung von 
Lebensmitteln - wird so mit weite- 


ren Angriffen konfrontiert, und es ist 


Die italienische ‚Wirtschaft‘ it in 
einer sehr schwierigen Lage. Dies al 

ings nicht, wie gern in der bürger- 
lichen" Presse behaiptet wird, durch 
die Streiks der Werktätigen, sondern 
durch eine reaktionäre Wirtschaftspo- 
litik; durch eine bauernfeindliche Po. 
Aitik, die die weitgehende Ruinierung 
der Landwirtschaft zur Folge hatte, 
50 daß Italien viele Lebensmittel, vor 
allem Fleisch (50% seines Bedarfs), 
&inführen muß, wodurch die ohnehin 
passive Handelsbilanz noch weiter be- 
Jastet wird; vor allem aber durch die 
scharfe Konkurrenz auf dem imperia- 
litischen Weltmarkt. _ Besonders 


schwer trafen Italien die Maßnahmen 
‚der US-Ölkonzerne Ende letzten Jah- 
res. 


1es. 

Italien „exportiert“ zudem schon 

seit Jahrzehnten Millionen von Arber 
terinnen und Arbeitern — 7 Millionen 
zwischen 1946 und 1970 (nach An- 
gaben der Tageszeitung der PCI, „' 
Unit“, vom 16.4.72), davon 5 Mio. 
in Länder, 
Der Schaden für Italien dadurch 
(bzw. umgekehrt der Nutzen für die 
imperialistischen „Gastländer“) ist un 
‚geheuer. Die „Gastländer“ bekom- 
men fertige Arbeitskräfte geliefert, 
sparen also die hohen Kosten, die da- 
mit verbunden sind, aus einem Baby 
‚eine Arbeitskraft zu machen; diese 
"Kosten werden den italienischen Werk- 
tätigen aufgebürdet. 

Die italienischen Kapitalisten schaf- 
fen Milliarden-Betrige außer Landes 
(„Kapitalflucht“), um sie im Ausland 
zu investieren. Gleichzeitig verschär- 


En de ee de 


und Süd immer mehr. In Sösitalien, 
Sizilien und Sardinien (‚Mezzogiomo‘) 
haben nur etwa 30% der Einwohner 
‚Arbeit, Nur 12% der italienischen In- 
dustriearbeiter sind im Mezzogiorno 
beschäftigt, aber 25% der Arbeitslosen 
sind hier zu finden. Eine Folge davon 
ist die Massen-Emigration. Eine ande- 
ne Folge ist, daß die Arbeitskraft im 
Mezzoglorno um rund 25% billiger 
ist als im Rest Italiens (Angaben aus 
„N’Unid“ vom 16.472). 

Ein Vergleich der Pro-Kopf-Ein- 
kommen innerhalb der NG veran- 
schaulicht die Situation: Am besten 
schneidet noch die Region Lombar- 
dia (Norditalien) ab, die unter d 
119 Regionen der EG immerhin den 
46. Platz hält, also etwas über dem 
Durchschnitt legt, Dereits die nächste 
Region, Liguria (Norditalien) liegt un- 
terhalb des BG-Durchschnitts — 62 
Platz. Die Toscana (Mittelitalien) liegt 
auf dem 86. Platz, und im Mezzogior- 
no ist es natürlich noch welt schlech“ 
ter bestellt: Sardinien 104, Sizilien 
108., Calabria 11$., um einige Der 
spiele zu nonnen (nach „Corriere dek 
1a Sera“, 13.6.74) 


3,1% 
im März 1974 schon bei 19,5%. 

Die italienische Zahlüngsbilanz 
(Austausch von Waren, Geld und 
Dienstleistungen mit dem Ausland) 
ist seit einigen Jahren pamiv, und zwar 
wird das Defizit für 1974 auf rund 
4.800 Mrd. Lire (etwa 19,2 Mrd. Mark) 
geschätat, wovon allein 2.000 Mrd. Li 
fe (etwa # Mrd. Mark) auf die Krhö- 
hung der Erdölpreise gehen wll (nach 
„Spiegel“, 19/74). Die Schulden Ita- 


iens werden auf 6.500 Mrd; Lire (26 
Mrd. Mark) und 450 Mrd. Lire (1,8 
Mrd. Mark) jährliche Zinszahlungen 
berechnet („Corriere della Sera“, 13. 
Juni), 

Leidtragende sind die werktätigen 
Massen. Außer den Preissteigerungen. 
und anderen Angriffen auf dieser Ebe- 
ne muß daneben vor allem die kata- 
strophale Lage Im italienischen ‚Ge- 
sundhelts'wesen genannt werden. In 
Italien fehlen mehr als 300.000 Kran- 
kenhaus-Plätze, um das von der Welt- 
‚gesundheitsorganisation empfohlene 


Mangel an Verbandsstoffund Medika- 
menten besteht und die Patienten 
auch mit Lebensmitteln nur noch 
mangelhaft verpflogt werden (nach 
„Corriere della Sera" vom 13. Juni 
74). 

Ähnlich ist es in der staatlichen 
Verwaltung. Die italienische Haupt- 
stadt Rom z.B. „steht kurz vor dem 
Bankrott" („Frankfurter Rundschau“, 
24. Juni). „Wir stehen kurz vor dem 
Zusammenbruch“, sagte der Haus- 
haltsdezernent der Stadt. Ob und wie 
im nächsten Monat die Gehälter an 


Kredite einen Zins von 16-17%, mit 
Spitzen bei 18-20%. Unter solchen 
Bedingungen ist ganz klar, daß z.B, 
die Krankenhäuser von Ihren Zuliefo- 
rern keinen Kredit mahr eingeräumt 
bekommen, und daß viele kleine und 
‚mittlere Betriebe vor großen Schwie- 
rigkeiten stehen, 

Als Folge dieser Kreditpolitik wird 
allein in der Bauwirtschaft mit 3 
400.000 Arbeitslosen gerechnet, »0- 
wie einer noch größeren Zahl ‚indirek- 
ter” Arbeitsloser (Lieforbetriebe der 
Bauwirtschaft. u.4.). Allein in Rom 


ur 
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‚Optimum' von zwölf Betten auf 
1.000 Einwohner zu erreichen — noch 
krasser ist die Situation im Mezzogior- 
no, wo etwa in der Region Calabria 
nur 3,3 Betten auf 1.000 Einwohner 
zur Verfügung stehen, Zudem aber 
sind Italiens Krankenhäuser heute 
mit einer Schuldenlast von rund 3.000 
Mrd. Lire (etwa zwölf Mrd. Mark) be- 
Iaden. Viele Zulieferer haben die Lie- 
ferungen eingestellt, sodaß vielfach 


Te Te 


Überblick über einige internationale Maßnahmen 
zur ‚Rettung der italienischen Wirtschaft’ 


Das „Bardepot” 


(deposito 
to) für cine sroße Zahl von 

von Import-Produkten. Betroffen 

waren etwa 40% der italienischen 

Einfuhren, u.a 

(Fleisch, Milch und 


ittel 
lchpro- 


ar, 
halbes Jahr bei der Staat 
froren” werden sollte, 
Maßnahme zielte auf 


Diese Maßnahmen wide: 
chen formal den Statuten der EG, 
die „Ausfuhrzölle und Abgaben 
Biecher Pirkung” zeichen UB- 

Isstaaten untersagen. In der 
Henenken Presse der anderen 
'G-Länder wurde das italienische 
Vorgehen als „ Handelskrieg”, 
„‚Agrarkriegt , „Erschütterung der 


(fen. Staats 
"Apel (SPD) verstieg sich 


Behauptung: „Das ist 
sehr viel dramatischer "und ne 
ührticher als das, was wir Dir. 
her erlebt haben”, (It. „Spiegel“ 
19774 

Tatsächlich war den Imperia- 
isten der EG offenbar das Vor- 
gehen der italienischen Regie: 
fung nicht recht - und zumal 
dem BRD-Imperialismus, der mit 
20,8% den größten Anteil am 
italienischen Import halt (ra 
reich 14,0%, USA 8,5%). 

Vor allem aber trafen diese 
Maßnahmen die italienischen 
Werktätigen, für die dadurch 
wichtige importierte Lebensmit- 
tel (besonders Fleisch) entwed 
noch teurer wurden (weil di 
Bardepot natürlich auf die P 
umgelogt wurde) bzw. Oberhaupı 
larkt verschwanden. Die 


ch 
PORN der anderen Seite waren 
die italenischen Banken bereit, 
fr bestimmte Produkte 
den Importeuren das Bardepot 
Als Kredit vorzustrecken = zu 


Arbeiter und Angestellte der Stadt- 
verwaltung ausgezahlt werden kön- 
nen, ist ungewiß. Das Defizit Roms 
beträgt 336 Mrd. Lire (1,3 Mrd. Mark) 

Die staatliche Kreditpolitik ver- 
schärft diese Situation noch. Die 
‚prime rate‘ — also der Zinssatz, zu 
‚dem die Geldinstitute Kredite an ihre 
‚gute Kundschaft‘ abgeben — liegt in 
Italien bei 14,5%. Für die Masse der 
kleinen und mittleren Betriebe kosten. 


würden, so wird geschätzt, etwa 
10.000 der 15.000 Bauarbeiter ar- 
beitslos werden („manifesto“, 16. Ju- 
ni und „Corriere della Sera“, 12. Ju- 
ni74). = 


Im Würgegriff 
ausländischer „Hilfe“. 
Die Imperialisten der übrigen EG- 
Länder und der US-Imperialismus zei- 


einem Zinssatz von 16%. Da das. 
Bardepot 50% des Warenwertes 
beträgt und über ein halbes Jahr 
luft, ergibt sich umgerechnet 
eine” Belastung der Importe 
Um AB ihren Werten 

So war einerseits dafür ge- 
sorgt, das kleine Importeure aus- 
geschaltet wurden (die nicht in 
der Lage sind, 50% ihres Ein- 
führwertes ‚einzufrieren‘) und 
daß der Masenkonsum spürbar 
getroffen wurde, während ande- 
rerseits. bestimmte Importeure. 
und deren ausländische Ge- 
schäftspartner) mit Schonung be- 
handelt wurden und für das Bür- 

tum und den  „schobenen 

ittelstand” der ungebrochene 
Zufluß von Luxurimporten ga- 
Tantiert war. 


westdeutschen rexportes. 
‚nach Italien). Stattdessen sollen 
ändere Maßnahmen dafür 

daß die Preise in Italich unver- 


ändert hoch bleiben. Dies u.a 
‚durch eine Manupulation des s0- 
genannten „Grenzausgleichs’ (ein. 
‚Ausgleich, der _Importeuren 
nach Italien für die Abwertung 
der Lira gezahlt wird und eine 
Quelle von Spekulationen und 
„unsauberen Geschäften” 
seine Senkung bzw. Aussetzung 
‚rn praktisch die Importe) 
s nnten ‚Interven- 
Zahlung aus 


und 
tionspreison 
dem Fond der LG, wenn der 
Preis bestimmter landwirtschaft- 
licher Produkte unter einen fest, 


setzten ‚Interventionspreis 
(8 

‚Aufwertung der Gold- 

roserven 


Die ‚Gruppe der 10'(wichtig- 
sten imperialistischen Staaten 
nämlich, USA, Großbritannien, 
Canada, BRD, Frankreich, Italien, 
Niederlande, Belgien, 
und Japan) bescl 
Juni eine Aufwertung” 
teserven als Garantie für evan- 
tuelle Kredite 

Das ist ein finanzielles Mand- 
ver, das durch die Tatsache er- 
möglicht wird, daß zwei völlig 
verschiedene Goldpreise existie- 


ten, nämlich ein „‚offizieller” (zu 
‚dem bisher die Goldremerven be- 


Markt’, der fast viermal »0 hoch 
ist, nämlich z.Zt. um 160 Dollar. 
\Der Beschluß der ‚Gruppe der 
10° gestattet es Italien, seine 
Goldreserven zum Preis des ‚(rei- 
en Marktes’ als Garantie für even- 
tuelle Kredite einzusetzen, Das 
bedeutet eine „Aufwertung” der 
italienischen Goldreserven von 
3,5 Mrd. Dollar auf etwa 14 Mrd. 


ein Finanz-Konzern die Hallen 
schen Gokireserven zum ‚freien 
Marktpreis” als Garantie akzep- 
ert, natürlich stets beim poten- 
Wellen Kreditgeber liegt. Und die 
italienische Bourgeoisie kann ja 
niemanden zwingen, ihr Kredite 
zu geben, sondern muß im Ge- 
teil seibst damit rechnen, daß 
Kredit von bestimmten Auf- 
Iagen abhängig gemacht, wird 
Der Governeur der ialieni 
schen Staatsbank ‚Guido Carll, 
ftlichen 


. Steu- 

), nutzıe seine An 
wesenheit in den USA zur Kon- 
ferenz der ‚IOer Gruppe’ um 
neue Kredite locker zu machen. 


Gespräch hatte er 
mit David Rocke- 
jont der Chase Man- 
Bank, „‚der heute als Per“ 
dem größten Gewicht auf 


wichtigst 
ken der Wall Street, speziell der 


& wurde bisher nichts bekannt. 
Jedenfalls macht das US-imperk 
en ezuliee 
größere Kredit-Vergabe von wirt- 
schaftlichen und mehr noch von 
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wen in Grenzen Bereitschaft, der itall- 
enischen Bourgeoisie zu „helfen“, um 
die Situation in diesem „stratoglsch 
wichtigen” Land wieder einigermaßen 
zu stabilisieren. Diese „Hilfe“ wird 
aber von klaren politischen Bedin- 
‚gungen abhängig gemacht, die darauf 
hinauslaufen, „Italien“ müsse „sich 
vor allem selber helfen“. Hierünter 
wird insbesondere verstanden, daß die 
Bourgsolse die Arbeiterkämpfe unter 
Kontrolle bringen müsse, daß sie 
durch Steuererhöhungen und Kredit- 
restriktion (Einschränkung der Kredi- 
te durch Steigerung des Zinsatzen) 
„Maßnahmen zur Bekämpfung 
Inflation“ treffen müsse, 

Die Politik der Kreditrestriktion 
die zum Hauptpunkt der Auselnan- 
dersetzung zwischen DC und PSI ge- 
macht wurde, ist eindeutig eine vom 
Ausland, d.h. von den Imperialisten 
der USA und der übrigen EG-Länder 
diktierte Politik, die nur bei 
Teilen der italienischen Großbour- 
geoisie volle Unterstützung findet, und. 
die von der kleinen und mittleren 
Bourgeoisic abgelehnt wird. Die Hal- 
tung der PSI zur Frage der Kreditre- 
striktion drückt genau eine Anleh- 
mung an diese Interessen aus, und 
nicht etwa — wi 


Arbeiterklasse (wie wenigauf diese 
Rücksicht genommen wird, beweisen 
die oben genannten übrigen arbeiter- 
feindlichen Maßnahmen, denen die 
PSI ja zugestimmt hat). 

‚Über den Zusammenhang von „Hik- 
fe“ und politischer Erpressung schreibt 
die „New York Times“ mit brutaler 
Offenheit: „Nachdem Italien Wider- 
‚stand gegen weitere Anleihen aus dem 
‚Euromarkı anıraf, mußte eı sich we- 
gen der Kredite an den Internationa- 
‚gen Währungfond und den gemeinse- 
men Markt und auch an einzelne Ver- 
bündere wie die Vereinigten Staaten 
wenden. Und diese haben Bedingun- 
gen niedergelegt, die zweimal in weni 
‚gen Monaten die italienische Koaliti- 
Omsregierung zu Fall brachten. (nim- 
lich die vierte Regierung Rumor am 
2. März 74 durch den Austritt der Re- 
publikanischen Partei aus der Regie- 
rung, und die fünfte Regierung Ru- 

rung, und die fünfte Regierung Ru- 


Washington ta- 
‚Lösung der politischen 
!!) Krise Italiens in der Hand häkten, 
und in Rom.“ (sr 
tiert nach „FAZ“ vom 12. Juni) 
Der BRD-Imperialismus steht da- 
bei in vorderster Front, um wieder 
‚einmal getreu der Devise „Am deut- 
schen Wesen soll die Well genesen“ 
seinen wirtschaftlichen und politk- 


Ei gibt andere Staaten, die seit Jah- 
ren mehr verbrauchen, alı sie selbst 
produzieren. Ks kann auf Dauer nicht 
der Sinn sein, daß wir Deutschen de- 
für arbeiten, daß andere mehr ver- 
brauchen, als sie selbst erarbeiten.” 

‚Dem italienischen Volk wird in der 
bürgerlichen Presse der BRD ohnehin 
vorgeworfen, „über seine Verhältnisse 
zu leben" („FAZ", 10.6.74). Also 
muß man den Werktätigen Ltaliens 
„Opfer auferlegen. Aber dagegen 
temmen sich die Kommunisten und 
die von ihnen beherrichte größte Ge- 
werkschaft des Landen „„” Diese vor- 
mindern angeblich so „die im Volk 
‚ohnehin geringe, Bereitschaft zum 
‚Konsumverzicht.” („FAZ", 20.) 

Tatsäcnlich stößt in einem Land, 
dessen „michste" Region hinsicht- 
hich des Pro-Kopf-Einkommens gera- 
de den BG-Durchschnit 
woder größte Teil wei 
der „Konsumverzicht 
Grenzen. 

Die westdeutsche Boungeoisie aber 
verbreitet in chauvinistischer Manier 
das Märchen von den Italienern, die 
‚offenbar in Saus und Araus leben, 
und nur zu bequem sind, um auf ein 
paar entbehrliche Dinge zu verzichten. 
Mit einer solchen Einstellung anderen 
Völkern gegenüber sind zwei imperia- 
istische Raubkriege kdeologisch vor- 


auf natürliche 


Niamus Weologisch ‚abgesichert‘ 
wenden zukünftige Raubkriege, Inter- 
ventionen und faschistische 5 


L2 


Sn ee ee 


Forts, Italien 


ideo! vorbereitet. (Man ver 
‚che, wie dem Putsch in Chile auch in 
der westdeutschen Presse die Lüge vor- 
anging, Allende habe „Chile in ein 
Chaos gestürzt" usw.!), 

Selbst die großbürgerliche italieni- 
‚sche Tageszeitung „Corriere della Se- 
ra" scheint vor soviel geradezu schon 
faschistischer Arroganz (und deren 
praktischen Konsequenzen!) ein we- 
nig zurückzuschrecken, wenn es dort 
heißt: „In den Deutschen ist die Arro- 
‚ganz des Geldes am Erwachen, die ih- 
‚nen nicht nur das Recht geben soll, 
uns innere Maßnahmen wirtschaftll 
‚cher Art aufzuzwingen (wie eı schon 
‚geschehen ist), sondern auch von polk- 
fischer Natur" („C.d.8.“, 12. Juni). 

An "anderer Stelle schreibt der 
„Corriere „..“ unter der Überschrift 
„Bonn fürchtet, daß man Rom nicht 
imehr helfen kann“: „Für ganz 
Deutschland, von den Christdemokra- 
ten bis zu den Sozialdemokraten, ist 
die italienische Gewerkschafisbewe- 


die westdeut- 
‚die das ‚Chaos sidlich der 


Sieben" zurückführt, nämlich auf die 
sieben höchsten Führer der italieni- 
schen Gewerkschaften, und speziell 
auf den Führer der größten Gewerk- 
schaft CGIL, Luciano Lama. 

der Hand, daß die Het- 
en, das über seine Ver- 
hältnisse lebt“, gegen die italienischen 
Gewerkschaften, die mit ihren „maß- 
losen Forderungen“ an allem schuld 
seien usw. auf eine radikale „Lösung“ 
zielt, die autoritär und rasch yein muß, 
„daltalien sonst nicht mehr zu retten 
ist“. Da die italienische Arbeiterklas- 
senden letzten fünf Jahren allen Ver- 
suchen widerstanden hat, eine derarti- 
ge ‚autoritäre Lösung‘ auf „freiwillige“ 
Zustimmung einer Mehrheit des Vol- 
kes aufzubauen, liegt ein Militärputsch 
als „Lösung“ nahe, wie ihn die Impe- 
rialisten auch Griechenland und Chile 
aufgezwungen haben. 

‚Außerdem aber zwingen die Impe- 
rialisten der EG und der USA heute 
schori Italien Maßnahmen wie die Kre- 
ditrestriktion auf, die den Zusammen- 
bruch von großen Teilen der italieni- 
schen kleinen und mittleren Industrie 
beschleunigen soll, und damit auch 
die Chancen der ausländischen Impe- 
rialisten vergrößert, selbst in Italien 
wirtschaftlich Fuß zu fassen (Kapital- 
export). 


‚der ;. 
Politischer Hintergrund 
‚der „Regierungskrise” 

Die ‚Krise‘ der fünften Regierung 
Rumor wurde, wie oben geschildert, 
durch den Streit zwischen DC (und 
PSDI) einerseits und PSI andererseits 
um die Frage der Kreditpolitik ausge- 
bat. Unmittelbar ist die Haltung der 
PSI-Pührer sicher als ein Versuch zu 
verstehen, sich gegenüber dem kleinen 
und mittleren Kapital (und selbst ge- 
enüber Teilen der Großbourgeolsie) 
als bessere Interessenvertretung zu 
profilieren. J 

Darüberhinaus Ist der Streit um die 
Kreditpolitik aber nur auskösendes 
Moment für ein Kräftemessen zwi- 
schen DC und PSI gewesen, wobei es 
darum geht, die Verhältnisse im Re- 
gierungslager insgesamt neu abzustek- 
ken, die Gewichte zwischen den Par- 
teien der Regierungskoalition neu zu 
verteilen, 
In einem Interview mit dem „Cor- 
riere —.” sagte Bilanzminister Gio- 
litti (PSI): „Im Mittelpunkt der Ver 


toren ausgeschlossen, wurden darüber 
im Unklaren gehalten, was gemacht 
wurde, selbst auf der Ebene der rei- 


gen” (baw, eben nicht Ermilt- 
hungen!) gegen faschistische Krimina- 
hdt und Verschwörungen. („C.D8.” 


{5 
ten, die PSI-Führer drängen nach 
einer stärkeren Beteiligung an den 
„heiklen“ Zentren der Staatsmacht, 
ünd schicken sich damit an, zumin, 
dest teilweise Funktionen für die 


Bouggeoisie zu übernehmen, die bis 
ber von der DC Ivateigen- 
tum" behandelt Denn 


ähnlich wie in Frankreich der Gaullir- 
mus — steckt in Hallen die Christde- 


12. Mad hat di 
veränderte Kräfteverhält 
der parlamontarischen Ebene deutlich 


gt, Für die PSI-Führung ist en in 
ieser Situation auch eine Frage der 
Kontrolle über ihre eigene Basis, sich 
von diesem offensichtlich angeschla- 
genen Partner rasch und demonstra- 
tiv „abzugrenzen“. Auch hinsichtlich 
der" Yerfolgung der (achistischen 
Umtriebe muß die PSI-Führung Maß- 
‚nahmen fordern, um der Stimmung 
ihrer Basis nach dem Massaker von 
Brescia (faschistischer Bombenan- 
schlag am 28. Mai mit acht Toten) 
Rechnung zu (ragen. 

Zwischen dem Rücktritt der Re- 
ierung Rumor und der Beilegung der 
„Regierungskrise”“ durch den: Kom- 
Dromiß zwischen DC und PSI lagen 
am 16, Juni die Regionalwahlen auf 
Sardinien, die die Verschiebung des. 
Kräfteverhältnisses zuungunsten der 
DC bestätigten. Die DC verlor 6,3% 
‚der Stimmen und vier Sitze gegen- 
über den Regionalwahlen 1969, wäh- 
tend PCI und PSI jeweils vier Sitze 
dazu gewannen. (vgl. Kasten mit den 
Ergebnissen) 


len zusammen. Es wurde eine Brkli- 
rung verabschiedet, wobei auf eine 
Stellungnahme gegen die DC ver 
ziehtet wurde und sogar ausdrücklich 
der Wunsch. der Gewerkschaftsfüh- 
ter nach einer „raschen Lösung” der 
je ie bekundet wurde. Bs 
heißt dort weite,.die Gewerkichaftr. 
Bewegung” si ch Bel, da 
der Ernst der Situation von allen 
Opfern erfordert, und sie ist bereit, 
im di Iinsicht ihre Verantwortur 

zu übernehmen. Die „Opfer“ müß- 
ten aber „mit Gleichheit und Gerech- 
tigkeit zwischen den verschiedenen 
‚gesellschaftlichen Schichten verteilt" 
werden, und müßten „als sichere 
und unmittelbare ‚nleistung“ wirt- 
aelEae a: lungen zur Folk 
ge, haben wie: Kam) n die 
®XKapitailcht“, ‚strukturee Preis. 


Boll (wa mer, das sin mag), 
unmittelbare Überwindung der Kre- 
Fig mit dem re 
ionen im Mezz  Land- 

= "Energie-Scktor 


wirtschaft, auf 


esı 118 0) 17 
msı 36 2 78 
PspI zum (M) ss 
PC(mhi bi = 1,0 
Die Tabelle stellt die Ergebnisse 1969 drei Sitze (4,4 %) gewann, 
‚der Regionalwahlen auf Sardinien weitgehend in die PCI eingetreten. 


vom 16.6.74 denen von 1969 ge- 


1 und PSDI traten zu den 
Wahlen 1969 noch einheitlich an. 
Die in ( ) genannten Sitzzahlen 
gelten für die Situation na ch 
der Abspaltung der PSDI 

Die MSI hatte vor den Wahlen 
vom 16.6,74 vier Sitze im Regio- 
alparlament, da inzwischen die 
PDIUM (Monarchisten), die 1969 
zwei Sitze (3,1 %) gewann, mit 
der MSI verschmolzen ist, 

Die PCI hatte vor den Wahlen 
18 Sitze, nachdem die PSIUP, die 


ist und sich aufgelöst hat. 
Die, PC(ml)l entspricht der 
„KPD" in der Bundesrepublik, 
Bie hatte bei den nationalen Wah- 
ien 1972 auf Sardinien 0,4% 
halten. Manifesto hatte 1972 auf 
Sardinien 0,9 % erhalten. Zu den 
Wahlen vom 16. Juni hatten Ma- 
nifesto, Lotta Continua u. 
gerufen, die PCI zu wählen. 


Dies Ergebnis stärkt die Kräfte, 
die für den „historischen Kompro- 
miß“ eintreten, d.h. für eine stärkere 
Integrierung der Führungen der PCI 
und der mit ihr verbundenen größten 
italienischen Gewerkschaft CGIL in 
den bürgerlichen Staat, für ein neues 
Verhältnis zwischen Regierung und 
tion etc, 


iach dem Wahlergebnis von Sar- 
dinien te die PSI in den Ver- 
handlungen über die Regierungspoli- 


tik ausdrücklich, die Regierung Ru- 
‚mor möge ihre Bereitschaft zu einer 
„systematischen Konsultation“ mit 
der Opposition, speziell der PCI, 


„systematischen Konsultation" mit 
der Opposition, speziell der PCI, 
ausdrücken — was der Forderung der 
PCI ‚nach einer „globalen Konsulta- 
tion“ zwischen Regierung und Oppo- 
sition sehr nahe kommt, 

‚Auch wenn das von er DC-Füh- 
rung abgelehnt wird, so gewinnt ein 
solcher „Kompromiß“ doch such in 
den Reihen der DC an Befürworter. 
Sie haben mit Wohlgefallen die Tat- 
sache registriert, daß die PCI im Par- 
lament erst kürzlich gemeinsam mit 
der DC einen Antrag der PSI zu Fall 
brachte, das Volljährigkeitsalter auf 
18 Jahre herabzusetzen. Gegen einen 
solchen „historischen Kompro- 
miß" haben selbst manche christdemo- 
kratischen Führer anscheinend nichts. 
einzuwenden. 


Nachdem die italienischen Werk- 
tätigen zuletzt am 27. Februar dieses 
‚treten 

er dar 


Jahres in den Generalstreik 


mor ein neuer Angriff bevor, 

Immer stärker wird daher gefor- 
dert,diesem, m 
erneut mit einem Gi und 


einer allgemeinen Belebung der Ar- 
beiterkämpfe ent treten. 
Im Italien ist uf der Ebe- 


rings 

ne jewerkschaftsführung der 
Iistorsche Kompromiß” schon lan 
6 hergestellt, 1aß eine enge Zu- 
sammenarbeit besteht zwischen der 
‚größten Gewerkschaft CGIL (PCI) 
und den kleineren Gewerkschaften 
CISL (DC) und UIL (PSI, PSDI, Re- 
publikanische Partei). Sie haben be 
feits gemeinsame  Führungsgremien 
webildet, und für die Metaller exr 
stiort sogar eine einheitliche Gewerk- 


90-köpfige „direkt: 
vo" der drei Gewerkschaflszentra- 


und zugunsten der kleinen und mitt- 
eren Betriebe zu fördern; steuerliche 
und tarifliche Erleichterungen für die 
schwächsten Schichten. 

Diese Resolution wurde mit 56 
Stimmen gegen $ Enthaltungen (vom 
rechtesten Flügel der CISL) angenom- 
men. Die übrigen 29 Mitglieder des: 
„direttivo” brachten ihre Ablehnung 
der Resolution dadurch zum Aus- . 
druck, daß sie während der Abstim- 

„vorübergehend abwesend” wa-, 
ren (Teile der CISL und UIL). 

Allerdings wurde diese Resolu - 
tion im „direttivo“ auch von „links“ 
kritisiert, so von einem Vertreter der 
07. Or rc Wels 

tion im „äirettivo“ auch von „links“ 
kritisiert, so von einem Vertreter der 
Textilardeiter in der CGIL. von einem 
Vertreter der Landarbeiter in der 
CGIL, von einem Vertreter der Bau- 
arbeiter in der CGIL und sogar von 
gingen Vertretern der UIL und der 

In der UIL wurde die Auseinander- 
setzung zwischen „Sozialisten” und 
„Republikanern“ "inzwischen so 
scharf, daß Luciano Rufino (PSI) sei 
nen Rücktritt aus dem Vorstand der 
IL androhte. 

So widerspiegeln sich selbst in den 
Gewerkschaftsführungen, wenn auch 
in verzerrter Form die Klassenkämpfe 
zwischen Bourgeoisie und Proletariat, 
und macht sich ein zunehmender 
„Druck von unten“ bemerkbar. 

Als nächste Kampfmaßnahme ist 


ein 2dsttndiger Streik der Landarbei, 
ter am 27. Juni zt. um deren 


[7 
4.000 
stabile Beschäft 


stündigen Streik am 27. Jun) um 
terstätz werden. 


Vorbereitet wird außerdem ein 
nationaler Streik der Bauarbeiter, die 
von den Folgen der Krise besonders 


wur et fen werden (Rückgang 
Sie Kumpiüktenen der Meran, 


Die Forderung nach einem neuen 
Generalstreik wird aber durch diese 
Teilkämpfe sicher nicht geschwächt, 
sondern gestärkt werden. 


Regierung der - 
Anmtionalen Einheit“? 


Äußerungen von Kapitalisten und 
Gewerkschaftsführern Italiens lassen 
einheitlich eine „nostalgische" Er- 
innerung an die Politik der Jahre 
1943-47 anklingen, als die Klasen- 
widersprüche mit der 
tonalen Einheit“, des „, 
gegen den Faschlimus verdec 


den, 
So sagte Agnelli, Fiat-Boß und 


seit kurzem Präsident des zentralen 
italienischen Kapitalisten-Verbas 
Confindustris, vor der Haupt 
wmmlung dieses Verbandes Ende 
alle Komponenten der Füh 
re” (d.h. Kapitalisten, Pol 


tiker, Gewerkschaftsführer) müßten 
„die Basis eines neuen Pakts“ suchen, 
"der 30 Jahre nach dem April 1945 
erneut die nationalen Ziele des Italie- 
nischen Volkes mit Blick 


„Lotta Continua” vom 1. 
Und der Generalsekretär der größ- 
ten italienischen Gewerkschaft CGIL 
— die eng mit der revisionistischen 
Partei PCI verbunden ist — , Lama, 
sagte fast zur selben Zeit: „Italien 
hat andere Momente des Notstandes 
verstanden, damit 
Tertig zu werden”, Ein „Comitato di 
Liberazione Nazionale aus wirt - 
schaftlichen Motiven“ würde, keine 
„dramatischen Umwälzungen“ her- 
vorrufen und würde..,ein positives 
Echo im Land“ haben (zit. nach 
„Lotta Continua“ yom 2.5.74), 

Zum besseren Verständnis dieser 
Aussage: die „Comitati di Libera- 
zione Nazionale” (Komitees der Na- 
tionalen Befreiung - CLN) waren 
während des antifaschistischen Krie + 
ges 'Einheitskomitees aller Parteien, 
von den Christdemokraten bis zu den 
‚Kommunisten. 

Solche Aussagen sind weder Aus- 
nahmefälle noch sind sie neu. So 
schwärmte z.B. die PCI-Zeitung 
„Unitä“ vom 6.6.73 (während 
Krise der damaligen „Mitte-Rechts“- 
Regierung unter Andreotti), davon, 
‚daß der italienische Staat entstanden 
sei aus den Beiträgen der drei „ Volkr- 
kräfte“ — Kommunisten, Sozialisten 
und Katholiken, daß dies heute er- 
‚neut notwendig sei, daß eine „Rück- 
kehr zum Gelat der Jahre der Ver- 
Jassung“ erforderlich sei. 

Zum Verständnis solcher Aussa- 
en, vor allem der nach dem faschisti- 
schen Putsch in Chile von der PCI 
vorgebrachten Perspektive des „Hi 
storischen Kompromiß“, wollen wir 
einen kurzen Rückblick auf di 
re der Verfassung“ und der „nationa- 
len Einheit" werfen. 

Die PCI verfolgte im antifaschisti- 
schen Krieg die Linie. alle „.zweit- 
rangigen““ Meinungsverschiedenheiten 
„zurückzustellen“ hinter das eine 
Ziel des bewaffneten Kampfes gegen 
den deutschen und italienischen Fa- 
schismus. In diesem Sinn strebte die 
PCI die „Einheit aller antifaschisti- 
schen Kräfte“ an. In den 1942/43 
entstandenen Einheitskomitees, vor 
allem den CLN, arbeiteten PCI, So- 
zialdemokraten, Christdemokraten 
zusammen, wobei die Hauptlast des 
bewaffneten Kampfes allerdings von 
den Kommunisten getragen wurde. 

Unter dem Eindruck des anwach- 
senden Partisanenkampfes, des Vor- 
marechae dar Alliierten in Saditalien 

Unter dem Eindruck des anwach- 

senden Partisanenkampfes, des Vor- 
marsches der Alliierten in Süditalien 
und einer gewaltigen Streikbewegung 
im Frühjahr 1943 wurde die Musso- 
lini-Diktatur am 25. Juli 1943 von 
Kräften gestürzt, die ihr bis zuletzt 
zur Seite gestanden hatten - von 
Sektoren der Bourgeoisie, die durch 
die Monarchisten und Teile der Fa- 
schistischen Partei selbst repräsen- 
tiert wurden. Während die deutschen 
Faschisten jetzt offen die Macht im 
noch nicht befreiten Teil Italiens 
übernahmen und dort die Mussolini- 
Diktatur erneut aufrichteten, wurde 
in Süditalien die reaktionäre Regie- 
rung Badoglio gebildet, die vor allem 
vom britischen Imperialismus unter- 
stötzt wurde, mit dem Ziel, dem ita- 
lienischen Volk die Früchte seines 
antifaschistischen Kampfes zu rau- 
ben. 


ie CLN im vom Faschlimus be- 
setzten Teil Italiens lei 
‚dem Einfluß der PCI un 
sten entsprechend die ‚Badoplio-Re- 
ierung ab. Es war die PCI-Führung, 
die hier eine Wende herbeiführte. Dies 
ist unter dem Namen „svolta di Sa 
lerno“ (Wendung von Salerno) als 
ein unrühmliches Blatt in die G 
schichte eingegangen: der PCI-Gene- 
ralsekretär Togliatti kam Ende März 
1944 aus seinem sowjetischen „Exil“ 
in Süditalien, in Salerno (nahe 
pel) an. Einige Tage vorher, am | 
März 1944, war die Badoglio-Re 
von der Sowjetunion off) 
int warden. Diese Linie w 
nun auch in der PCI durchgesetzt. 80 
wurde noch im April 1944 die zwei» 
te Regierung Badoglio gebildet, dier 
mal unterstützt von den CLN. Am 
18. Juni 1944 wurde die erste „All 
parteienregierung“ (unter Bonomi) 
aegründet, der Minister der DC, der 
PCI, der Sozialistischen Partei und 
anderer kleinerer Parteien angehör + 
ten. Die Periode dieser „Regierun- 
gen der nationalen Einheit” reichte 
zum 31. Mai 1947 - dann 
ine Regierung ohne PCI und 
Sonialısten gebilder 
Die PCI hatte die Unterstützung 
der Regierung Badoglio an die Be 


dingung geknüpft, daß nach Kriege 
‚ende eine Volksabstimmung über die 
zukünftige Staatsform Italiens - Mor 
narchie wie bisher oder Republik — 
stattfinden sollte. Dieses Referendum 
fand am 2. Juni 1946 statt und erg 
eine Mehrheit von 54% für die Ab- 
schaffung der Monarchie. 

Dieser formale „Sieg“ verdeckt 
aber die Tatsache, daß durch die Zur 
sammenarbeit mit der Regierung Ba- 
‚doglio und den hinter ihr stehenden 
Kräften Innerhalb der „antifaschisti- 
schen. Binheitsfront" das Kräftever- 
hältnis entscheidend zugunsten der- 
‚jenigen Elemente verschoben wurde, 
die weder mit dem Faschismus noch 
ar mit dem Kapitalismus Oberhaupt 
einen vollständigen Bruch wollten. 
Außerdem wurde es durch die Aus- 
dehnung der „nationalen Einheit“ 
auf die um Badoglio gruppierten ex- 
trem reaktionären Klassenkräfte dann 
den Christdemokraten _ erleichtert, 
sich selbst als „Kraft der Mitte“ dar- 
zustellen und so die scharfe Rechts- 
wende der folgenden Jahre durchzu- 
setzen. 

Die Wahlen 1946 brachten 18,9% 
für die PCI, 20,7% für die Sozialisti- 
sche Partei und 35,1% für die DC. 
Die Regierungsbeteiligung der Kom- 
munisten und Sozialisten wurde von 
der Bourgeoisie aber nur für einen 
kurzen Zeitraum gewünscht, um mit 
Parolen der „‚riconstruzione naziona- 
ie“ (nationaler Wiederaufbau), des 
„sacrificio  nazionale“ (nationales 
Opfer), der „tregus sociale“ (sozialer 
Waffenstillstand) u.ä. die antifaschisti 
sche Kampfkraft der Arbeiterklasse 
zu entwaffnen (dies zunächst einmal 
natürlich im allerwörtlichsten Sinn: 
die Entwaffnung der Partisanen) und 
zu paralysieren, um die kapitalistische 
Produktionsmaschine wieder in Gang. 
zu bringen und um eine scharfe 
Rechtswendung einzuleiten. Derselbe 
Vorgang spielte sich damals in Frank- 
reich ab. und spielt sich heute in ähn- 
licher Form in Portugal ab. 

Anfang Januar 1947 reiste der da- 
malige italienische Regierungschef 
De Gasperi in die USA, um dort über 
„Hilfe“ zu verhandeln. Die US-Im- 
perialisten machten diese „Hilfe” von 
einer scharfen antikommunistischen. 
Wende der italienischen Politik ab- 
agl, und die ialienische Bourgeok, 

machte von dieser „Bedingung“ 
einen intensiven, propagandistischen. 
Gebrauch: man müßte die Kommu- 
nisten und Sozialisten aus der Regie- 
rung drängen, dann würde der Geld- 
strom aus den USA fließen und alle 
Not der Volksmassen hätte ein Ende 


rom aus den USA Jleßen und ale 
‚Not der Volksmassen hätte ein Ende 


er, 

Am 10. Januar 1947 wurde, unter 
direktem Einfluß des US-Kapitals, die 
Sozialistische Partei PSI gespalten. Es 
entstand neben den Sozialisten, die 
den Namen PSI weiterführten, die 
Sozialdemokratische Partei PSDI, die 
einen scharf antikommunistischen 
Kurs steuerte. 

Am 12. März 1947 verkündeten 
die US-Imperialisten die „Truman- 
Doktrin“, die u.a. besagte, daß der 
US-Imperialismus jeden „kommuni- 
stischen Aufstand” in seinem Ein- 
ußbereich militärisch niederschlagen 
würde. Die „‚Traman-Doktrin“ sollte 
vor allem das offene-Eingreifen des 
US-Imperialismus in den griechischen 
Bürgerkrieg begründen, fichtete sich 
aber zugleich als Drohung auch an die 
italienische Arbeiterklasse. 

Die so entstandene Atmosphäre 
wurde von der italienischen Bour- 
geoisie zunlichst benutzt, um der 
PCI und PSI weitere Zugeständnisse 
abzupressen, vor allem bei der Aus 
arbeitung der Verfassung. $o stimmte 
die PCI zu, daß die 1929 zwischen 
‚nd Vatikan abgeschlome- 
ın-Verträge” (die die star- 
ke Stellung der katholischen Kirche, 
im italienischen Staat garantieren) 
zum Bestandteil der italienischen Ver- 
fassung gemacht wurden. 

Nachdem die Bourgeolsle die PCI 
und PSI so wie eine Zitrone bis zum 
letzten Tropfen ausgepreßt hatte, 
wurden sie „weggeworfen“. Am 31, 
Mai 1947 bildete De Gasperl eine 
neue Regierung, ohne PCI und PSI. 

Am 18. April 1948 fanden Neu: 
wahlen statt. Durch eine wilde amt 
‚kommunistische Kampagne vorberei- 
tet mit drohenden Aufmärschen des. 
Militärspparats, mit riesigen Summen 
won Bestechungsgeldern, mit dußer- 
stem Einsatz der katholischen Kirche 
und (im Süden des Landes) der Ma 
fa, wurde der 18. April 1948 ein 
wroßer Sieg der DC. Die DC bekam 
ihr die ab» 
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errichten muß. (Lenin, Staat und 
Revolution, 1917). 


über 1946 dazu, Die antikommunisti 
sche _PSDI Sarayats bekam 7,1% 
PCI und PSI hatten au den Wahlen 
eine Aktionseinheit unter dem 
‚men „Fronte Popolare"” (Volksfront) 
gebildet, die 31% der Stimmen be- 
‚kam — 1946 hatten die PCI und die 
‚noch nicht gespaltene PSI zusam- 
men 39,0% gehabt « 

Die politische Repression und die 
Verschlechterung der Lebens 
lage der Werktätigen marschierten. 
Ein politisches Lied erinnert an diese 
Niederlage: „Denkt an den 18. April 
= als Ihr christdemokratsich stimm- 
tet - ohne an den nächsten Tag zu 
denken — als ihr die Jugend zugrunde 
richteten.“ 

Es bleibt zu ergänzen, daß 1948/ 
49 die Einheitsgewerkschaft der ita- 
ienischen Werktätigen gespalten wur- 
de, wobei wieder der US-Imperialis- 
mus mit großen Geldbeträgen zur 
Stelle war; daß Italien im Frühjahr 
1949 der NATO beitrat; daß am 1. 
Juli 1949 durch ein Dekret des „H 


Katholiken verboten wurde, Mitglied 
der PCI zu sein, für diese zu stimmen 
‚oder auch nur ihre Flugblätter zu le- 


sen (vgl. dazu den Kasten) 

Dieser kurze Rückblick mag 
Licht werfen auf die „nostalgischen“, 
Mäyllischen Verklärungen der „Jahre 


CURIA VESCOVILE DI 


AVYVISO 


E' peccato grave: 


1" Iseriversi al Partito Comunista. 


% Favoririo in qualsiasi mode, specie ol vole. 


ordnete", sie mit anderen Worten auf 
irgendeinen späteren Zeitpunkt, nach 
über den Faschismus ver- 
. Weiterhin ist zu sagen, daß der 
italienische Staat in einem Land ent- 


und britischen Imperialismus besetzt 
war, eine Tatsache, die die Revisioni- 
sten sonst gern anführten und anfüh- 


ren, um zu erklären, warum die Ay 
beiterklasse damals ‚nicht zu weit 
gehen” durfte, warum die Partisanen 
ihre Waffen niederlogen mußten usw. 
Schließlich erinnere man sich an den 
Druck, den der US-Imperialismus ge- 
ade in’der Periode dor Verfassungs- 
‚Erarbeitung auf die italienische In- 
nenpolitik ausobt 

Die Staatsmacht stützt sich auf 
Militär und Polizei. Die italienischen 
Revisionisten behaupten freilich, daß 
auch ihre Streitkräfte etwas beson- 
deres seien, daß sie „aus dem Wider- 
stand geboren” seien, und daß auch 
ihre Polizei anders sei als in „gewöhn- 
lichen“ bürgerlichen Staaten. So 
brachte die „Unith” am 4.11.73 zum 
„Tag. der Streitkräfte” eine vierseiti- 
ge Sonderbeilage, geschmückt mit 
einem Foto, auf dem Kinder auf 
einem Panzer spielen. Der Text 
schwelgte in Lob auf die „Treue 
der Streitkräfte zur demokratischen 
Republik” auf die „Bande gegensel- 
tigen Vertrauens zwischen dem italie- 


PIACENZA | Der Text lautet; 


u für die Kommunistische Partei 
Für andere Partelen, die gemeinsame 


Imperialisten auf diese Vorgänge. 

Secchia schreibt weiter, die Aus 
fbeitung der Verfassung habe „micht 
wenige Mängel” gehabt, „aber der 
‚schwerwiegendste war sicher, daß man 
sieh nicht befaßte, oder nur höchst 
‚oberflächlich, mit den Strukturen, 
die den Streitkräften, der Polizei 
und denanderen besonderen Staats- 
Organen zu geben war. Alles, was ge- 
schah, habe in zwei Verfassungsarti- 
kein bestanden, deren Höhepunkt 
der Satz war, daß sich die Streitkräf- 
Iemokratischen. Geist der 
zu orientieren hätten, 
Secchia schreibt dazu: „In diesem 
letzten Paragraphen von absoluter 
Allgemeinheit hat man den ganzen 
Geist der Erneuerung zusammenfas- 
sen wollen. Alle Projekte einer .De- 
mokrarisierung der Streitkräfte" gin- 
gen 10 Ins Leere; wau blieb, war eine 
Phrase.” 

Schließlich noch folgende Auße- 
rung Secchias: „Das italienische Par- 
lament hat keine Macht, in Fragen 
einzugreifen, die die Streitkräfte be- 
treffen.” (Zitate aus Pietro Secchia, 
Die bewaffneten Organe; im oben er- 
Wähnten Sammelband der PCI von 
1972, $. 178, 187, 182/183 und 
189) 

Der italienische Staat und sein 
Unterdrückungsapparat sind das In- 
strument der Bourgeoisie zur Durch- 


ist, gilt auch 
mit ihr ma« 


„Ei ist eine schwere Sünde: 1. Mitglied der Kommunisti- 


ben. 


chen Partei zu sein; 2. Sie irgendwie zu begünstigen, be- 
sonders durch die Stimmabgabe; 3, Die kommunistische 
Presse zu lesen; 4, Die kommunistische Presse zu vertrei- 


Davon kann man keine Absolution erhalten, falls man 


nicht bereut und fest entschlossen ist, diese Sünde nicht 


mehr zu begehen. 


Wer, Mitglied der Kommunistischen Partei oder nicht, die 


marxistische, 


'heistische und antichristliche Lehre an- 


‚für sie Propaganda macht, ist EIN AB- 
TRÜNNIGER VON GLAUBEN UND EXKOMMUNI- 
ZIERTER und man kann nicht anders Absolution erhal- 


ten als durch den heiligen Stuhl (den Papst 


Anm, AK]. 


Der Herr erleuchte die betroffenen Sünder und gewähre 
ihnen volle Reue, da sonst das ewige Heil in Gefahr ist.” 


(Wiedergabe des Plakats aus „ayanguardia operaia 


Quanto m & dette par U Partito Comunista dere 
eiendern nal air! Part che farıno cause comme 
von ums. 


1 Signore ilumin! # ooncmda ai selperal in matrie tum 


grove. U piano 
verza da ternia. 


rawvedimenis, poichd & In puriclo I sum mb 


279) 


Mit Plakaten wie dem hier wiedergegebenen wurde das Antikommunismus-Dekret des Vatikans 
vom 1. Juli 1949. in den italienischen Kirchen bekannt gemacht. 


J 


et poltnche Führung, 
in einem Buch, das die PCI Anfang 
1972 zum $0. Jahrestag der Partei 


‚die besonden 
terklasse und Kleinb 
setzen, sondern diese Fragen dem 
‚Kampf gegen den Faschlmus „une 


und seinen Streitkräf- 
felte in der-lirklärung: 
„Abı große Partei des Volkes und we- 
gen der Rolle, die sie bei der Grün- 
‚dung des demokratischen Stantes hat- 
te, betrachtet die PCI die Verteidi- 
‚gung und Entwicklung seiner Insti- 
Tadoaen as Tell rer eigenen hier 
schen Aufgabe” (aus einer Erklärung 
der ‚Direktion’ der PCI zum „Tag 
der Streitkräfte”, in „’Unitd” vom 
KL), 
Vergleichen wir die idyllische Ge- 
schichte vom bürgerlichen Staat, der 
angeblich ‚keiner mehr it, und vo 


historischen Realität, wie sie sogar 
in manchen ehrlichen revisionisti- 
schen Darstellungen durchscheint. 
Der zur „alten Garde” gehörende 
PChfFührer Pietro Secchia (u.a. zu- 
sammen mit Luigi Longo Herausge- 
Ber einer Omehlchte des atlsschi 


97 
"SE" AielEnung "der > uuheischen 
Streitkräfte. Es heißt dort u.a 
„Tatsächlich wurden einige Tausend 
Partisanen, mit größter Zurückhal- 
tung, in die Kräfte der Polizei und 
des Heeres eingegliedert (1945, als 
„Gegenleistung” für die Entwaffnung 
der Partisaneneinheiten - Anm. AK), 
aber sie schlugen dort keine Wurzeln. 
mit dem Bruch der antifaschistischen 
‚Einheit wurden sie von den folgen- 
den Regierungen De Gasperi jast alle 
hinausgeworfen ‚Die Wwenigen 
Tausend antifaschistischer Kampfer 
und ehemaliger Partisanen, die als 
Offiziere in die Streitkräfte und Po- 
Iaeikräfte aufgenommen worden wa- 
ven, wurden alle ausgeschlossen. weg- 
‚selagt. An ihrer Stelle kehrten, mit 
voller Autorität, freigesprochen von 
Jedem Prozess oder slubernder Un- 
termuchung, Männer zurück, die 20 
Jahre lang dem Regime der Diktatur 
edient hatten.” 

chla erwähnt in diesem Zusam- 
menhang den besonderen Einfluß der 
britischen und US-amerikanischen 


setzung ihrer Klasseninteressen, zur 
Ausplünderung und Niederhaltung der 
werktätigen Klassen, wie jeder bürger- 
liche Staat. 

Der faschistische Staalsapparat 
wurde nie zerschlagen, sondern nur 
auf die Erfordernisse einer bürgerl- 
‚chen Demokratie umgestellt, wobei 
in Italien in besonders hohem Maße 
faschistische Kräfte im Staatsapparat 
erhalten blieben (vgl. dazu den Ar- 
tikel im AK 45). Faschistische kon- 
terrevolutionäre Gesetze, die vor ak 
lem zur Unterdrückung der politk 
schen Meinungsfreiheit und speziell 
zur Unterdrückung der revolutiond- 
ren kommunistischen Propaganda 
dienen, wurden niemals aufgehoben, 
sondern werden immer noch ange- 
wendet. — Secchia erwähnt 
ein Antifaschist wegen 
dung der Streitkräfte” verurteilt wur- 
de, weil er die Kriegführung des 
Faschismus kritisiert hatte. Er er- 
wähnt weiter, daß nach der anti 
‚mmunistischen Wende 1947 Part 
sanen wegen ihres Einsatzes Im antı- 
faschistischen Kampf verurteilt wur- 
den. 


Man darf noch hinzufügen, daß die 
italienische Polizei noch immer nach 
einem faschistischen Reglement aus 
‚dem Jahr 1931 arbeitet 

Dies ist also „der aus dem Wider- 
stand geborene Staat” ! 

Die Idylle vom „aus dem Wider 
stand geborenen Staat” bedeutet die 
völlige Abkehr von der maraistisch- 
keninistischen Lehre von Staat und 


drückung der einen Klasse durch die 
andere” dient, daß also dieser Stan 
„als allgemeine Regel, nur durch eine 
bewaffnete Revolution" abi 

den kann, daß das Proletariat die 
bürgerliche Staatsmaschine zerschla- 
gen muß, daß es zur Sicherung der 
Revolution seine Diktatur über die 
niedergeschlagenen Ausbauterklassen 


(ohne den 
Ionescharakter dien Stanton du 
kennzeichnen), daß es die Aufgabe 
der Arbeiterklasse sein müßte, diesen, 
„demokratischen Staat” und seine 
„demokratischen Institutionen” 
nicht etwa in einer gewaltsamen Re- 
volution zu zerschlagen, sondern sie 
zu verteidigen und allenfalls 
zu „demokratisieren”. 

Die besondere Liebe der Revisio- 
nisten gilt der Verfassung, über deren 
Zustandekommen wir schon etwas 
gesagt haben. So erklärte der jetzige 
PCI-Generalsekretär Berlinguer auf 
einer ‚Arbeiterkonferenz’ in diesem 
‚Jahr: „Demokratie in Italien bedeutet 
Respektierung und Durchführung der 
republikanischen Verfassung ... Das 
wahre Problem besteht darin, den 
aus demantifaschistischen Widerstand 
‚geborenen Staat „.. wieder auf die 
Gleise der Verfassung zu bringen, um 
diesem Staat Reprisentativität, Auto- 
rität und Stärke zu geben ...” (zit 
nach „l’Unitä” vom 11.2.74). 

Nalürlich sind für die Revisionk 
sten auch Armee und Polizei keine 
Unterdrückungsapparate der Bour- 
‚geoisie, sondern eine Ansammlung 
von Menschen, von denen die mer 
sten „Söhne des Volkes” sind, die 
treu zum „demokratischen. Staat” 
stehen usw., während eine kleine 
‚Zahl von bösen Menschen „Versuche 
der reaktionären und faschistischen 
Infitration” in. diese „Institutionen 
des demokratischen Staates” unter- 


nimmt (so etwa in der Erklärung der 
PCI-,Direktion' zum „Tag der Streit- 
kräfte” 1973 - „l’Unitä” vom 


4.11.73). So konnte die PCI 1972 in 
einer Wahlanzeige mit geradezu wi- 
derlicher Naiyität schreiben: „Er geht 
ein Versuch (1) vor sich, das Heer zu 
verwundeln (!!) in ein von den repub- 
likanischen Institutionen losgelöstes 
und dem Volk entgegengestelltes In- 
strument”; wobei natürlich die Ver- 
sicherung nicht fehlen durfte, daß 
„die überwältigende Mehrheit” der 
Soldaten und Offiziere „mit Ehre Ihre 
Pflicht erfüllt” und treu zum Eid 
„auf die aus dem Widerstand hervor- 
egungene demokratische Republik” 
steht (zit. aus einer Anzeige der PCI 
in „l'Unitd" vom 223.72). 

Wie sehr in Wahrheit die itlieni- 
schen Streitkräfte von Anfang an 
nicht nur dem Volk entgegengestellt 
Waren, sondern sogar von den bürger- 
lich-demokratischen _ Institutionen 
„losgelöst” sind, geht aus der oben 
Zitierten Aussage Secchias hervor, der 
ungen sind, gem din aer onen 
äitierten Aussage Secchlas hervor, der 
immerhin ehrlich zugibt, daß das 
italienische Parlament keine Macht 
hat, in Angelegenheiten der Streit- 
kräfte einzugreifen, und zwar noch 
krasser als in den USA, England oder 
der BRD. 

Bei der demonstrativen „Staats- 
treue” der PCI-Führer, die äuch vor 
Lächerlichkeit nicht zurückschreckt, 
ist es wohl verständlich, wenn die 
Revisionisten schr gekränkt sind, weil 
sie seit 1947 trotz ihres guten Wir 
Ins, dem „demokratischen 
dienen, von diesem weitgehend ausge- 
schlossen sind. 


Der „historische Kompromiss” 


Mit ihrer Theorie vom „demokra- 
tischen Staat, der aus dem Wider- 
stand geboren wurde” und von der 
„republikanischen Verfassung” hat- 
ten die Revisionisten der PCI früher 
ihre Theorie begründet, die italien 
sche Arbeiterklasse könne den Kapk 
taliımus durch „Strukturreformen" 
überwinden, und so auf „friedlichem, 


„Strukturreformen' 
Bangenheit an, denn die Revislonisten 
sind auf dem Weg der „Realpolitik” 
noch einige Schritte weilergegangen. 
Während der Krise der „Mitte 
Rechts”-Regierung Andreotil (DC, 
PSDI und die stark rechtsgerichtete 
‚Liberale Partei’ PLI) im Juni 1973 
kündigte PCI-Generalsekretär Berlin- 
‚zuer an: „Unsere Funktion als Oppo- 
Aitionspartei, die mit den werktäligen 
Massen und ihren Kämpfen verbun- 
den tat, könnte sich auf andere Art 
{in modi diversi) ausdrücken als jene, 
mit der wir gegen die Regierung 


Andreotti-Malagodi gekämpft haben.” 
(alt, nach „I'Unitd" vom 19.6,73), 
Am 8. Juli 73 rat die Regierung 


Andreotti tatslichlich zurück und 
wurde ersetzt durch die „Mitte-Link#" 
Regierung Rumor (DE, PS1, PSDI 


und ‚Republikanische Partei’ PRI). 
Gegenüber dieser Regierung schlugen 
die PCI-Führer eine Politik der 
„opposizione diversa” (andere Oppo- 
ältion) ein, was faktisch auf eine 
Unterstützung dieser Politik hinaus 
lief, Das galt vor allem, nachdem die 


Rumor-Regierung in demagogischer 
Welse einen Preisstop für eine Reihe 
von Grundnahrungsmitteln ausgespro- 
‚chen hatte, In AK 41 haben wir ge- 
schll 


rt, wie der so Zustande gekom- 
jziale Waffenstillstand” zwi. 
schen Kapitalisten und Gewerk- 
schaftsführern in den ersten Moı 

dieses Jahres an den sich verschär- 
fenden Kampfaktionen der Arbaiter- 
klasse zerbrach. Der Generalit 

vom 27. Februar dieses Jahres war 
der deutlichste Ausdruck dieser Tat- 


rück und veranlaßte damit eine neue 
„Regierungskrise” unter heftigen An- 
klagen gegen die PSI und die Ge- 
werkschaften, die ihn angeblich bei 
seinem Kampf gegen die Inflation 
nicht genügend unterstützt hätten, 

Am 2. März wurde eine „neue” 
Regierung Rumor gebildet, ohne die 
PRI. Die PCI erklärte daraufhin das 
Ende der „opposizione diversa”" und 
kündigte eine „opposizione netta 
intransigente” (deutliche und unver- 
söhnliche Opposition) gegenüber der 
„neuen” Regierung Rumor an. 

Diese taktische Reaktion auf die 
verstärkten Klassenkämpfe bedeutet 
indessen durchaus nicht das Ende der 
Suche nach dem „historischen Kom- 
Promiß”. 

Die. Formel des ‚historischen 
Kompromiß” wurde von der PCI- 
Führung als Antwort auf die Lehren 
‚des faschistischen Putsches in Chile 
entwickelt. In drei Artikeln in der 
theoretischen Wochenzeitung der PCI, 
„Rinascita” (Nr. 38, 39 und 40/ 
1973) wurde die zugehörige, „Theo- 
fie” von PCI-Generalsekretär Berlin- 
guer entwickelt (eine Übersetzung 
der beiden wichtigeren Artikel dieser 
Folge bringen wir demnächst in einer 
Broschüre zu den Lehren der chileni- 
schen Ereignisse heraus). 

Berlinguer bekräftigt dort die The- 
se, daß „der demokratische Weg zum 
Sozialismus” eine „schrittweise. Um- 
gestaltung” sei, „die sich in Italien 
{m Rahmen der antifaschistischen 

Verfassung verwirklichen läßt"; Dies 
sei nur in der Zusammenarbeit zwi- 
schen „allen demokratischen Volks- 
kräften” — speziell zwischen PCI 
und DC — möglich. Denn „die Ge- 
‚senüberstellung und der frontale Zu- 
sammenstoß zwischen den Parteien, 
die eine Basis im Volk haben und 
semmensiop zwiscnen gen rarteien, 
die eine Basis im Volk haben und 
von denen bedeutende Massen der 
Volkes sich vertreieh fühlen” würden 
„zu einer Spaltung führen, zu einer 
wirklichen Zweiteilung des Landes, 
die für die Demokratie verhängnis- 
voll wäre und würde sogar die Grund- 
lagen für das Überleben des demokra- 
then Staates in Mitleidenschaft 
ziehen.” 

Aus der Tatsache, daß es der DE 
bisher gelingt, kleinbürgerliche Max- 
sen an sich zu binden, würde ein 
Kommunist vernünftigerweise die 
Schlußfolgerung ziehen, daß man 
einen scharfen politisch-ideologischen 
Kampf gegen die DC um diese Mas 


toß” für schädlich und fordert die 
Zusammenarbeit mit dieser Partei, 
$o wie für die Revisionisten der 
Staatsapparat in eine Anzahl von 
Menschen zerfällt, von denen. der 
eine dies will und der andere das 
(wobei die Mehrheit den „Volks- 
kräften” zugerechnet wird), vo wird 
auch die DC nicht als Mauptpartel 
‚der Bourgeoisie behandelt, als ein 
besonders wichtigen Instrument der 


stischen Wende im Mai 1947 
ein anderes Mal die reaktionären Kräf- 
te. Was in Wahrheit taktische Wen- 
dungen bürgerlicher Politik ind, wird 
für den Rerisionisten zum Aus- 
druck ‚eines Tauzichens zwischen 
„Volkskräften” und „seaktionären 
Kräften” innerhalb der DC. 


Werfen wir einen kurzen Blick 
auf die soziale Zusammensetzung der 
cı 


Anscheinend ist sie in 


mit 25% die 
Mitglieder. Ba 
folgen Industrie-Arbeiter mit 13,6%, 
Öffentlicher Dienst mit 12,7% und 


Seite 22 ‚Arbeiterkampf Nr. 46 / Juli 


Forts. Italion 
Bauern mit 10,6%. Nur 8,5% der 
DC-Mitglieder sind iernehmer”, 


und zwar mur 0,8% Industrielle 
Unternehmer” — die anderon sind 
4,0% „Unternehmer" in Handel und 
Tourismus und 3,3% im Handwerk, 
(Angaben für 1971 aus „Unia 
vom 6.5.73) 

Da haben wir also die „Volks- 
Kräfte” in Hülle und Fülle, aber die 
0,8% Industriekapitalisten (und von 
denen ja auch nur ein kleiner Teil) 
bestimmen die Politik der Partei. 
‚Für die Revisionisten muß das doch 
eigentlich ein Rätsel sein, denn die 


Fortschritts zu Öffnen, machen eı 
immer dringender und reifer, daß 
man zu dem gelangt, was definiert 
werden kann als der neue große ‚hr 
ttorische Kompromiß‘ zwischen den 
Kräften, die die große Mehrheit des 
Italienischen Volkes umschließen und 
vertreten.“ („Rinascita”, 40/74) 


pcı 
‚zum Scheidungs-Referendum 
Wie sich die italienischen Revisio- 
nisten konkret den „historischen 
Kom; ", das „Einverständnis 
zwischen allen entscheidenden polt- 
tischen Kräften des Landes” vorstel- 
len, wurde an der Kampagne zum 
Scheidungs-Referendum deutlich. 
Wir hatten in früheren AK’s dar- 
über berichtet (vgl. dazu auch das Ge- 


Kprsgugagan 


Die Stärke der Parteien 
im Parlament 


Eine Gegenüberstellung der 
Parlamentswahlen 1968 und 
1972 zeigt einen leichten Rechts- 
nuck in dieser Zeit. Die MSI 
1972 verschmolzen mit der 
PDIUM) Konnte ihre Stimmen 
verdoppeln, Die DC stagnierte 
Die PCI gewann zwar 2 Sitze da- 
zu, dafür verlor die mit ihr eng 
verbundene PSIUP (inzwischen 


Ein Kommunist wird jedoch den 


Ein Kommunist wird jedoch den 

Klassencharakter einer Partei nicht 
nach der sozialen Zusammensetzung 
ihrer Mitglieder und ihrer Wähler 
bestimmen, sondern nach ihrer tat- 
sächlichen politischen Rolle. Sonst 
könnte man auf den Gedanken kom- 
men, daß auch die CDU/CSU der 
BRD eine Partei der „Volkskräfte” 
sei. Und noch schlimmer: z.B. auch 
‚die faschistische NSDAP, deren Mit- 
lieder 1933 zu 31,5% Arbeiter wa- 
ren, zu 21,2% Angestellte, zu 12,6% 
Bauern (Angaben nach David Schoen- 
baum, Hitlers Social Revolution, 
London 1967). Nur ein Narr könnte 
ber auf den Gedanken kommen, 
daß es damals die Aufgabe der Kom- 
munisten gewesen wäre, mit der 
NSDAP zusammenzuarbeiten, weil 
sie „eine Basis im Volk” hatte und 
sich anfänglich „bedeutende Massen 
der Bevölkerung” von ihr vertreten 
fühlten. 
Die PCI stellt sich ausdrücklich als 
Ziel die Zusammenarbeit mit der 
Hauptpartei der Bourgeoisie, der DC 
— gerade mit der dung, daß 
dies cben eine einflußreiche Partei 
sei, der man sich nicht frontal ent- 
gesenwtellen dürfe. Gewöhnlich wird 
dies noch mit der Theorie bemäntelt, 
Iaß. die DC doch auch eine „antifa- 
schistische”, „demökratische"" Partei 
sei. Unverhüllier noch stellte sich da- 
Feren diese öpportunistische Poli 
in der Erklärung der „Direzione” der 
PCI vom März dieses Jahres zur Wirt- 
schaftskrise dar. Es heißt dort, daß 
die Krise nur auf der Grundlage von 
„Sicherheit und Stabilität” gelöst 
Werden könne, Und weiter: „Eine 
schwächliche (fragile) Regierung it 
m sicher nicht, die diese Sicherheit 
und diese Garantie für Stabilität ge- 
ben kann. Sicherheit und Stabilität 
Können nur kommen auz einer Ver 
iindigung (intesa) zwischen allen 
enischeidenden politischen Kräften 
der Landen” (sit. nach „N'UnIA” 
vom 213.74) 

Hier ist von einer klassenmäßig 
orientierten Politik überhaupt nichts 


mehr zu falls nicht von 
‚einer Poli ‚den Interes 
son der Wer 

Denselben Gi 


Berlinguer schon Im Herbst let 
Jahren in seiner Artikeifolge in der 
ir hat 


br 
Überschrift der Folge) abgeschlomen 
mit folgenden Worten: „Die Schwere 
der Probleme des Landes, die immer 
drückenderen Dr ın reaktiond‘ 
ver Abenteuer und die Notwendig 
keit, der Nation endlich einen siche- 
ren Weg der wirtschaftlichen Ent“ 
wicklung, der gesellschaftlichen Br 
meuerung und des“ demokratischen 


sammen also ein Verlust von 
21 Stimmen. 

Manifesto ist eine aus der 
PCI ausgetretene Gruppe, die vor 
den Wahlen 1972 noch über meh- 
tere Abeeordnete im Parlament 
verfügte, aber 1972 keinen Sitz 
gewinnen konnte. Unter „ML” 
ind außer der „PC(mi)I" (italie- 
nische Ausgabe der „KPD”) auch 
einige Gruppen zusammengefaßt, 
die örtlich kandidierten, 

PLI und PRI sind rechtsge- 
richtete Parteien, die z. Z. 
in der Regierungskoalition ver- 
treten sind. 


räch mit Genossen von „Lotta Con- 


sprich mit Genossen von „Lotta Con- 
inua“ in der INTERNATIONALE 5), 
wie die Kräfte der äußersten Reak- 
tion mit diesem Scheidungs-Referen- 
‚dum eine Kraftprobe auf einem Feld 
gesucht hatten, wo sie gehofft hatten, 
mit Hilfe der katholischen Kirche 
einen Sieg erringen zu können. Sie 


erliten damit eine schwere Nieder- 
lage (59,1 % Stimmen gegen diesen 
reaktionären Aı ). 

Die PCI sah im Scheidungs-Refe- 
rendum zu Recht einen Anschlag auf 
den „historischen Kompromiß“, weil 
hier von der äußersten Reaktion eine 
Polarisierung zwischen den Parteien 
beabsichtigt war, während doch die 
Revisionisten auf die „Verständi- 
gung“ „aus sind. Durch is Scher 
ıngs-Referendum wurde die PCI in 


eine ungewollte Konfrontation gegen 
die DC gezwungen. 
PCl-Generalsekretär _Berlinguer 


sagte dazu auf einer „Arbeiterkonfe- 
renz” im Februar: Die PCI habe „‚na- 
tionalen Verantwortungssinn bewie- 
sen, indem ste alles Mögliche tat, um 
diese Kraftprobe zu vermeiden”. 
Denn das Referendum könne einen 


* — sprich PCI und DC! 
hervorrufen. Die PCI habe sich da 
um eine Einigung bemüht und 
auch bereit gewesen, „bedeutende 
Modifizierungen” (sprich! Verschlech- 
terungen) des gültigen Scheidungspe- 
setzes hinzunehmen, „um den Bedir 
‚nissen und Vorschlägen der kathol 
schen Seite entgegenzukommen und 
um die Basis der Zustimmung zum 
Gesetz zu verbreitern". „Ein Abkom 
‚men (zwischen PCI und DC über eine 
Parlamentarische _ Verschlechterun 
des Scheldungsgesetzes - Anm. AK) 
zu erreichen, wäre nicht schwer gewe- 
sen“; Ein solches Abkommen, mit 
dem das Referendum vermieden wor- 
den wäre, hätte „einen positiven Ein- 
fluß auf die gesamte Situation, wirt 
lich und politisch, gehabt”, Es 

wäre ein Klima entstanden, in dem es 
möglich gewesen wäre, die dringen- 
den wirtschaftlichen und politischen 
Probleme „mit Ruhe und konstruk- 
firem Geist anzugehen”. - Berlinguer 

te binzu, die PCI werde auch im 

'eines Sieges im Referendum be- 

bleiben, im Interesse des „relt- 
giören Friedens“ über Änderungen 
des. Scheidur tzes zu verhan- 
dein. (Wortlaut der Rede Berlinguers 
in „FÜRIA" vom 11.2.74) 

in diesem Sina nahm die PCI-Füh- 
tung die reaktionäre Herausforderung 
des ScheidungrReferendums auch 
nur halbherzig an — versuchte hier, 
die Bedeutung des Referendums her 
abzusetzen, wihrend sie es dort, mit 
Dlick auf die proletarische Basik der 
PCI, auch schon mal richtig als umfar- 
senden Angriff der Reaktion auf die 
Positionen der Arbeiterklasse und an- 
‚deren Werktätigen kennzeichnete, 


Ebenso zweideutig verhielt sich 
die PCI-Führung, nachdem das Ergeb- 
nis des Referendums bekannt war. 
80 gab es z.B. PCI-Führer, die allen 
Ernstes erklärten, dies sei keine Nie- 


derlage der DC, es sei überhaupt 
nicht Sieg oder Niederlage einer Par- 
tel, sondern nur „ein Sieg der Ver- 


munft"; in anderen Erklärungen di 

kam die polkische Bedeutung 
lieses Ereignisses klarer heraus. — 
Man sicht, daß die PCI-Pührer eine 
Doppelroile zu spielen haben 
kapitalistische Kampfpartel gegenüber 
der Arbeiterklasse, aber kompromiß- 
bereite und „verfügbare Partei ge- 
genüber der Bourgeoisie. 

Das Verhalten der PCI-Führer zum 
Referendum ist ein gutes Beispiel, wie 
sich die Revisionisten zur DC verhal- 
ten. $ie wollen nicht den scharfen 
und unversöhnlichen Kampf gegen 
die Hauptpartei der Bourgeoisie, um 
die von getäuschten kleinbür- 
gerlichen Massen zu gewinnen, son- 
dern sie scheuen im Gegenteil einen 
solchen „frontalen Zusammenstoß“ 
wie das Referendum, hätten lieber 
hinter dem Rücken der Massen eine 

tliche Lösung” zwischen DC und 
Ge Kerfoniten ganz age die 
Macht der katholischen Kirche als 
etwas gegebenes hin, führen also kei- 
nen Kampf” gegen die verbrecheri- 
‚schen Machenschaften der katholl- 
schen Kirche und machen natürlich 
auch keine atheistische Propaganda, 
wie die PCI es früher getan hat, und 
wie es natürlich die Pflicht eines je- 
den Kommnisten ie.) gu 

ist übrigens daß sich 
die PCI-Führer auch für eine „Revi 
sion" des in der Verfassung Test 
legten Rechts des Referendums, a 
der Durchführung von Volksabstim- 
mungen, einsetzen. („l'Unitd vom 
112.73). Denn das Referendum kann, 
50 zeigt es nach Meinung der Revisl 
onisten das Scheidungs-Referendum 
zu einem „Bruch zwischen den demo- 
kratischen Kräften“ führen. Das geht 
in der Tendenz ganz klar dahin, den 
Werktätigen auch die wenigen forma- 
len „Entscheidungsrechte", die sie in 
der "bürgerlichen Demokratie noch 
haben, zu beschneiden, um noch bes- 
ser von den Massen abgeschirmt auf 
der parlamentarischen Ebene die Ent- 
scheidungen „aushandeln“ zu kön- 
nen, wie es die PCH-Führer 0 gern 
dungen“ „aushandeln” zu Kön- 
nen, wie es die PCI-Führer so gern 
auch mit dem Scheidungsgesetz' ge- 


macht hätten, 
der Revisioni- 
‚Referen. 


Die Auffı 


be 
versucht, und das arbeitende Volk, 
vor allem das Proletariat, hat ihr eine 
Niederlage bereitet. Wie jämmerlich 
nimmt sich dagegen das Angebot 
Berlinguers aus, der diese Kraftprobe 
dadurch vermeiden wollte, daß die 
PCI einer Verschlechterung des Schei- 
dungsgesetzes im Parlament zustim- 
men sollte! 

Die Ideologie des italienischen Re- 
visionismus besagt, daß man „Kon- 
frontationen” zwischen den großen 

rteien und Polarisierungen in der 
Bevölkerung besser vermeiden sollte, 


und daß dien im Grunde möglich sei, 


wenn sich die „Vernünftigen“, die 
„Verantwortungsbewußten” usw. ‚in 
der Ges! . im politischen Le- 
ben, im Stantsapparat” verständigen, 
um „die Krankheiten des Landes zu 
heilen“, 

In einer Klasser ft sind 
indessen Konfrontationen und Pols- 
rilerungen Ausdruck 
‚der Unversö oit der Klaneı 


an wie die, in der sich Italien 
‚gegenwärtig befindet, Wie kann man 
annehmen, daß es in einer solchen 
re © scharfen Klamen- 
BU ee 
op 

& = 
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a 
Die Revisionisten tun allerdings 

„alles Mögliche“, um solche Konfron- 

lätionen und Polarisierungen zu 

meiden — indem sie die werktäti 

Massen zu beschwichtigen ve 

und der DC tändnisse 


di 

fegide, DC und der „Arbeiterpartei 
zu erreichen. Aber auch der PCI- 
Führung wird Sun Kunststück nicht 
gelingen, das die Bourgeoisie schon 
seit Jahrzehnten versucht — die „Ver- 
söhnung” von Bourgeoie und Pro- 


PCI zur Krise 


In der erwähnten Rede auf der 
„Arbeiterkonferenz“ im Februar 
Ü.’Unitä" vom 1.2.74) sagte Berlin- 
‚güer auch: „Wir behaupten nicht, 
‚Ohne Fehler'zu sein, aber wir glau- 
ben gezeig zu haben, daß wir diene 
tionalen Interessen über jeden Teil- 
Geist (spirito di parte) zu setzen wis- 
sen. So wie es schon geschah In den 
äenwersten Momenten unserer neue- 
ren nationalen Geschichte, »0 haben 
wir auch heute, angesichts der Krise, 
die des Land quält, Vorschläge vorge- 
legt, die sind von der Nor- 
wendigkeit, eine positire und mögli 
he Lösung für die realen Probleme 
des Volkes und der Nation zu geben.“ 

Die PCI gibt sich also nicht ein- 
mal den Anschein, als würde sie — 
re etwa di fanzbischen Revslon 


sten — ein „Völksfrontbündnis" su- 
wie eiwa die französischen Revisioni- 


sten — ein „Völkstrontbündnis” su- 
chen, um bestimmte Reformen durch- 
zusetzen, sondern sagt klipp und klar, 
daß es darum geht, die „nationalen 
Interessen“ (was immer das sein 
in einer Klassengesellschaft) 0b er 
ilinteressen” (das werden wohl 
ie Interessen der Arbeiterklasse sein) 
zu stellen. 

So wie sich im antifaschistischen 
Kampf „alle guten Italiener" zusam- 
menschlichen mußten, unter Zurück: 
stellung sonstiger Interessen, so 
nach der Empfehlung der PCI auch 
egen den aktuellen Feind, die Krise, 
Sin „nationale Einheit“ gebildet wer 

n. 

Die PCI sagt deshalb, auch nicht 
klar und konsequent, daß diese Krise 
‚der italienischen Wirtschaft gesetzmi- 
Sig-aus der nationalen und interna- 
tionalen Entwicklung des Kapitalis- 
mus hervorgeht, sondern versucht 
den Eindruck zu erwecken, als sei 
diese Krise nur durch Ungeschick- 
lichkeiten, Unfähigkeit und den „. 
Hüschen Monopolanspruch“ der DC 
entstanden und sei auf dem Boden 
des Kapitalismus zu lösen, wenn „ak 
le“ ihre besonderen Interessen dem 


Nach dem Massaker von Brescia: 
Faschistischer Mordterror geht weiter 


Am 28. Mai explodierte während 
einer gewerkschaftlichen Kund- 
sebung in Brescia eine von Fa- 
schisten gelegte Bombe, die sechs 
Menschen tötete. 


Seither hat der faschistische 
iere Opfer gefordert 
® Am 31. Mai wurde in Neapel 
ein alter Partisanengenome 
von Faschisten der MSI in seiner 
Wohnung überfallen. Der Genor- 
se wurde durch einen Pistolen- 
schuß in den Kopf lebemgefähr- 
lich verletzt. 
® Am 1. Juni starb das sieben 
Opfer des Mamakers von 
Brescia, Luigi Pinto, ein junger 
ehren (ai die meinen der To 
sopfer), Mitglied der CGIL- 
Schulgewerkschaft 
® Am 1. Juni wurde in Chioggia 
(bei Venedig) ein Arbe 
Mitglied der PCI, während 
DC-Kundgebung” von einem 
hläger der DC, ehemaliges Mit 
lied der MSI, zusammengeschla- 
en und mußio mit einem Schä- 
delbruch lebensgefährlich ver 
letzt ins Krankenhaus ejngelie 
fert werden. Nachdem zunächst 
win Tod zu befürchten war, 
scheint er jetzt auf dem Wog der, 
Gesundung zu sein. 
® Am 7. Juni wurde in Cortuna 
(Minelitalien) der 2Ajährige 


Student Tonello Gorgal von Fa- 
schisten auf dem nächtlichen 
Heimweg überfallen und durch 
Messerstiche ermordet, Der er- 
mordete Genosse war Mitglied 
der FGCI (Jugendorganiation 
der PCI) und der CGIL-Schulge- 
werkschaft. Sein Vater ist Kom: 
munalrat der PCI in Cortona. 
®_Am 15. Juni starb das achte 
Opfer des Massakers von Bre- 
sin. Es war Vittorio Zam| 
‚6Ojähriger Rentner, früher Hau- 
arbeiter, Mitglied der PCI seit 
1945 
© Am 25. Juni wurde in Barrı- 
franca ein PCI-Gemeinder 
Vittorio. Ingris, erschossen. Er 
war 52 Jahre ieruf 
Lastwagenfahrer. Der Mörder ist 
Aktivist der MSI, der bei den 
letzten Kommunalwahlen erfolg- 
Nos kandidierte. 


Voraussichtlich im nächsten 
AK wollen wir u.a. berichten 
über die Massenbewegung zum 
Verbot der MSI nach dem Mas 
aker von Brescia, über die Auf- 
deckung newer Tatsachen über 
das Zusammenspiel des Staates 
(speziell des Geheimdiensten) 
mit den Faschisten und über die 
mochmalige Verschiebung der 
Valpreda Prozessen. 


„nationalen Intereme“ unlerordnen 


und „Opfer bringen”. 
‚Die Vorschläge der PCI sind zum 
Teil, als Ansatz zur Mi der 


Wirtschaftskrise, nicht einmal unver 
nünftig. Einige der Forderungen lie- 
gen sogar im Iı ‚der Werktät- 
n. So vor allem die Forderung nach 
Investitionen im Mi (Süd- 
Italien, Sizilien und Sardinien). 

In Tarifkämpfen diesen Jahres, 10 
bei FIAT, haben die Arbeiter die Ka 
pitalisten gezwungen, sich tarifver- 

'h zu bestimmten Investitionen 
‚im Mezzogiorno zu verpflichten. Eine 
solche Forderung ist an sich nicht 
‚schlecht. Im Rahmen der PCI-Politik. 


Programı 
das darauf zielt, durch bestimmte 
‚ökonomische Maßnahmen die Krise 
auf dem Boden des Kapitalismus zu 
lösen, und das ‚offen läßt, 
wem die Folgen Ger Krie uafsn: 
bürden sind. 


Bemerkenswert, daß de PCI. 
Lieblingıkind aller Revinonisten, die 
„Kürzung "der Rüstungausgaben‘ 
ich erckchugt haben Befeinem 
offiziellen. Vertei ti 
von 2373,4”Mrd. Lie (1974; ent- „ 
richt etwa 8,12 Mrd. Mark) wäre 
Sie Kürzung angesichis von rund 
6500 Mrd. Lire (rund 26 Mrd. Mark), 
auf die Italiens Auslandsschulden be- 
ziffert werden, allerdings nur ein 
Tropfen" auf den heißen Stein, aber 
ein kommunistisches Programm wür- 
de sicher nicht, darauf verzichte 
Einen gewissen Zusammenhang 2 
Schen der Krise und den Ausgaben für 
den Imperilistischen Kriegs und Un- 
terdrickungsapparat herzustellen. 
Wo aber sol das Geld für die von 
der PCI vorgeschlagenen Investitio- 
nen herkommen? Die PCI fordert 


llufig zu machen, also „ 
Gelder wieder ins Land zu 
Wie das zu machen sei, bleibt unklar. 
Es heißt nur, daß man „son anderen 
Ländern schon erproi 


‚Mittel, 
nden nie 
Ne anne Ser D Matt DE 


‚die Kapitalflucht” anı 
Ländern schon bie Mittel 
Bee 


ıcht” anwenden 


Wirtschaft zu bitten. 
Was die EG angeht, so hat die re- 
„Brüsseler K: 


visionistische ferenz 
‚kommunistische Parteien der 
litischen Länder Europas” im Januar 


dieses Jahres eine recht witzige Ent- 
scheidung getroffen. In der „Gemein- 
samen Erklärung” heißt es, daß die 
„Kommunisten” in Ländern, die 
schon länger in der EG (früher EWG) 
sind, für deren „Demokratisierung” 
kämpfen müßten (aber nicht gegen 
die EG überhaupt!), in Ländern, die 
erst kürzlich Mitglied geworden seien, 
müßten die „Kommunisten” für deren 
Rückzug als der EG eintreten; in 
Ländern, die noch nicht Mitglied 
sind, kämpfen die „Kommunisten“ 

'n den Eintritt und gegen die Bin- 

;ziehung in den Einflußbereich der 
EG (Wortlaut der Erklärung in „I'Unt 
ü" vom 30.1.74). 

Jedenfalls kann den italienischen 
Revisionisten. bei ihrer Forderung, 
die EG um weitere Kredite anzuge- 
hen, doch nicht unklar sein, daß sol 
che Kredite immer an Bedingungen 
‚seknüpft sind und in jedem Fall die 
Abhängigkeit Italiens vom ausländi- 
schen Kaplta! noch vergrößem wer. 
den. Der Inhalt der von der EG, spe- 
ziell vom BRD-Imperiallsmus, gestell- 
ten Kredit-Bedingungen ist klar: auf 
‚der wirtschaftlichen bene vor allem 
Steuererhöhungen und Kreditrestrik- 
tionen (alıo das Gegenteil einer Polk 
tik der Investitionen, wie die PCI we 
fordert) und auf der politischen Ebe- 
ne eine „Zähmung” der Arbeiter- 
‚kämpfe. 

Die PCI sagt weiter, dab es not- 
wendig sei, Investitionen und Nach- 
frage in eine neue Richtung zu len- 

Im einzelnen schlägt sie vor: 


Forderung der Landwirtschaft, spe- 
unter Hinweis 


ziell der Viehzucl 
auf das Defizit der 
2. T. auf die großen 
zurückgeht). 

Pline für die „Ameuerung der 
Strukturen“ des "Merzogiorno, 
Schulbauten, — Förderung den 
ieilschafichen Konsums‘ (Verkeh- 
mittel und Bauwirtschaft). - Förde- 
rung der Knongiewirtschaft „durch 
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jehr Meer“, „Treffpunkt Ibiza”, 
"Formentera - Für Urlaubskünstler” 
"Mallorca wie ‚noch nie”, „Costa 
ava — olß” — mit solchen und ähm, 
lichen Sprüchen sind die kapitalk 
stischen Urlaubskonzerne von Necker 
mann bis Dr. Tigges wieder recht 
zeitig vorm Sommerurlaub angetre 
ten, um ihr Urlaubsangebot, ihre 
Pauschalreisen an den Mann zu brin- 
gen. Schreiend bunte Kataloge sol 
len Erholungssuchende ködern, Ihren 
Urlaub mit Hummel oder twen-tours, 
mit Touropa oder Scharnow zu ver- 
bringen. Tourismusmanager, Hotel 
besitzer, Amösierfachleute, Sonnen- 
Ölfabrikanten und wer sonst noch 
alles zur kapitalistischen Urlaubsms- 
fin gehört, stürzen sich auf den Ur- 
Iauber und versprechen ihm das 
Blaue vom Himmel. 

Der Club Möditerrande ist ein 
Angebot des kapitalistischen Ur 
laubsmarktes, das mit seiner eigenen 
‚Ferienphilosophie von Freizügigkeit 
und Toleranz die Menschen auf den 
Leim locken will. Der Gründer die- 
ses Clubs charakterisierte sein Ferien- 
angebot folgendermaßen: „Die For- 
mel des Club Möditerranke basiert 
uf einem ganz einfachen Prinzip 
Um wirklich Ferien zu haben, muß 
man sich in eine Gesellschaft bege- 
ben, die der in unserem Alliag voll 
‚kommen enigegengeseizt ist, in eine 
Gesellschaft ohne psychologische Be 
‚klemmungen, ohne Verpflichtungen, 
Ohne Autoritäten und ohne soziale 
Unterschiede.” („Spiegel”; 17.7.72) 

Mit diesen Worten hat’ der zitier- 
te Herrden Kern der bürgerlichen Feri- 
‚enideologie getroffen: Den erschöpt- 
ten Menschen, die sich im Urlaub er- 
holen wollen, soll an ihren Ferien- 
orten. vorgenpiegelt werden, daß es 
möglich It, frei zu sein, daß es ein 
glückliches Leben ohnE Zwang gibt, 
es soll die Illusion geweckt werden, 
daß. der Kapitalismus den Menschen 
was zu bieten hat - und wenn es nur 
drei Wochen Ferien im Jahr sind, die 
als Ferien vom Kapitalismus props- 
Bert werden. 

Im Neckermann-Reisckatalog wer- 
den die angebotenen Ferienzicle als 
‚Orte bezeichnet, ”..wo der Mensch 
wieder Mensch wird.” Der Urlaub 
mit Neckermann wird als Erlösung 
vom Alltag angeboten. Drei Wochen 
„Mensch sein” - das soll die Urlau- 
ber mit den immer menschenunwür- 
‚digeren Verkältnissen zu Hause, im 
Betrieb, auf der Straße und in allen 

sbereichen versöhnen. 

sprechend sind die Reisepro- 
spekte aufgemacht. Sie ergehen sich 
in Iyrischer Landschaftsbeschreibung 
(Scharnow: © „Sie blicken auf das 
Meer, dessen Farbe von Hellblau 


RLAUB IM KAPITALISMUS: 
RLAUB VOM KAPITALISMUS? 


über Grän bis Violett wechselt”); 
‚der „herrlichweiße Sand", der als 
Erfüllung aller Urlaubssehnsüchte an- 
geboten wird, wird den Menschen 
schon bei der Urlaubswahl in ‚die 
Augen gestreut. Information wird in 
den Prospekten sehr klein geschrie- 
ben: Im Vordergrund der Prospekt- 
fotos räkeln sich meistens kaffee- 
braune Miezen, die die Sicht auf den 
Badeort verdecken, die menschenlee- 
ten Strände in den Prospekten sind 
meistens frühmorgens fotografiert 
worden, wo noch kein Mensch am 
Strand ist. (s. die langen Schatien 
auf den Bildern!). Heißt es im Pro- 
pekt etwa „...wie Perlen aufgereiht 
die modernen Hotels...” dann ist das 
nur die positive Umschreibung eines 
Uriaub-Manhattens; verheißt der Pro- 
‚quicklebendige Atmo- 
" dann kann man einen 
verlärmten Urlaub erwar- 
ten; ist die Rede von „„..nustikal ein- 
‚gerichteten Zimmern. ", kann man 
sich in der Regel auf eine Bude mit 
gehobenem Stallkomfort vorbereiten. 

Außer Hotels, Strand und Sonne 
bieten die Kataloge noch „Glöck”" 
und „Zufriedenheit” an! ....alles, 
was ein Urlauberherz sich wünscht” 
hat Scharnow auf der Pfanne. Laut 
Scharnow beschränkt sich dann day 
Urlauberglück auf „Unterhaltung. 
Sonne, Strand und Folklore”. Zur 
Unterhaltung gibts in jedem Urlaubs- 
ort Diskotheken, wo man sich für 
viel Geld für den Unterhalt der Kap 
talisten unterhalten kann. Sonne ist 
umsonst, dafür ist der Strand aber 
meistens bis auf den letzien Platz 
belegt, mitunter kostei das Sonnen 
am Strand noch Kurtaxe. Für die 
Folklore sorgen meistens engagierte 
Jodelprofis oder Spanien — 
engagierte Flamenco-Gitarristen. So 
zaubert die Urlaubsindustrie eine 
heile Welt für die Urlauber aus dem 
Hut. Allerdings — nicht umsonst 
zwei Wochen Costa Blanca für. 500. 
DM wollen erst mal aufgebracht 
sein, und wer mit Familie fährt, 
kann schon bis zu zwei Monats- 
!öhne loswerden. 

Es wird aber noch mehr geboten 
„High life” und „Teilnahme am 
Leben der Jet-Set“, Teilnahme am 
Leben der Kapltalisten also; das 
ben solcher parasitärer Elemente 


Gunter Sachs soll für drei Wochen 
auch für die Urlauber möglich sein. 
Natürlich wird Sachs sich hüten, sich 
‚unters Volk” zu mischen, und na- 
trlich wird kein „Pauschalreiseurlau- 
ber” irgendwo kapitalistisches „High 
fe“ finden (wofür ihm sowieso 
schon das Geld fehlt), man speist 
ihn mit einem müden Jet-Set-Auf- 
wuß ab. Aber das wesentliche ist, 
‚daß die Illusion geweckt wird, man 
könne auch mal so leben wie die 
Kapitalisten. Diese Illusion soll eine 
Pseudo-Zufriedenheit erzeugen, sie 
soll mit den Ausbeutern und Unter- 
drücken versöhnlich stimmen. Drei 
Wochen „High life” — das soll für 
den Rest’ des Jahres Klassenfrieden 
erzeugen. 


Eviva Espagna ??? 


Die kapitalistische Urlaubsindu- 
ätrie trägt zu einem großen Teil 
zur Verelendung der Arbeiter- 
klassen der klassischen Urlaubs- 
länder bei. Beispiel Spanien 

Die Kanarischen Inseln (Tene- 
riffa etc.) brauchen „seit Jahren. 
mehr Schulen - die lokale An- 
alphabetenrate liegt mit offiziell 
8 bis 12 Prozent drei- bis vier- 

mal »0 hoch wie auf dem spant- 
‚schen Festland, die Geburten- 
rate bei 28 bis 30 pro 1000 
“Festland: 19,5 pro 1000). Doch 
statt Schulen bauten der Magi- 
Atrat von Santa Cruz und der 
„Cabildo Insular”, der oberste 
Gemeinderat für alle Inseln, un- 
längst den künstlichen Sand- 
strand ‚La Teresita”, Mit einem 
Kostenzufwand von rund 200 
Milionen Peseten (8.6 Millionen 
Mark) wurde eine Bucht durch 
Schutzdeiche abgeteilt und mit 
200 000 Kubikmeter Sand aus 
der Sahara angefüllt — zelbem 
Sand, der den Touristen besser 
efälit alı der einheimische dun- 
keigraue,” („Spiegel“, 27.8.73) 


In.den Touristenzentren ster- 
gen die Lebenshaltungskosten 
schneller als im spanischen Lan- 
desinnern — das Leben wird für 
die spanischen Familien. die das 
Pech haben, in Tourisienzent- 
ten zu wohnen, noch teurer, 
Bodenspekulanten treiben die 
Grundstückspreise in astrono- 


Massontourlumun: Wo der Mensch wieder Mensch wird 


Bodenspekulanten treiben die 
Grundstückspreise in astrono- 
mische Höhen, in einigen Ge 
bieten sind die Preise innerhalb 
von zehn Jahren um tausend 
Prozent gestiegen. Die Urlauber 
welle koramt in den Touristen 
zentren einer Besatzung Spanı 


Aktiver Für” oder „aktive Ge 
selligkeit”, das bieten hauptsächlich 
die auf Jugendtourismus gespitäten 
Unternehmen. Der „Club. 28” in 
Bonn (Neckermann) organisierte vor 
zwei Jahren den „Urlaubsfürt °72 
per Computer, Die reiselustigen Ju 
endlichen mußten vor der. Reise 
Fragebogen ausfüllen. Fragen wie 

‚Man sagt, es käme unter südlicher 
Sonne leichter zu Intimen Beziehun 
gen. Wie stehen Sie dazu? ” wurden 
gestellt, wobei es die meisten Punk 
te für.die Antwort: „Man sollte 
‚nicht soviel darüber reden. Ex ge 


hört einfa " gab. Die Ber 
liner „ " sind noch di 
sekter! „Mädchen zupfen... Vergam 
mein. Verführen... Lustig sein. Lust 
‚haben... Fummein.” Die Krfüllung 
des Bedürfnisses der Menschen nach 


befriedigenden Beziehungen zu ande 
ren Menschen wird durch die kapı 
tischen Produktionsverhältnisse 
durch die Isolierung und Vereinze 
hung der Menschen immet wieder un 
möglich gemacht. Aber was im All 

ıg nicht klappt, soll plötzlich im 
Urlaub laufen - Neckermann machts 
lich. Denkste! Keiner kann im 
Urlaub seine anerzogenen Verhaltens 
weisen über Mord werfen, keiner 
hat_im Urlaub ein anderes Bewußt 
sein als im Alltag. $o stellt sich denn 
auch In den Urlaubsjugendclubs 
Leben nicht anders dar als zu Hause 
„Sie sehwirmte, wie s0 oft in den 
leisten Tagen von dem herrlichen 
Urlaub, den sie hier verbracht habe, 
Diesmal fragte ich nach, Ste wollte 
ersdhlen, aber da war eigentlich kaum 


en 
Pa MI 
Sumansız 
iauten Bars bis in die Puppen. Ein 
paar Männerbekanntschaften, die — 
wenn man's genau nahm - auch 
nichts Zumert zwei hatten eim- 
fen. na ja, bei dem Alkoholkonsum... 
‚Sie war plötzlich ziemlich resigniert, 

een 

betrachte, war der Urlaub eigentlich 

Bu. en Tania 
Urlaubnehmern, Jugenddienst-Ver- 
sicher eine typische Erfahrung, zeigt, 
em 


ens durch ausländische Mächte 
gleich: Wo besonders viele 
BRD-Bürger Urlaub _ mache: 
schießen Lokale wie „Zum bla 
en Bock”, „Bei Willy”, „Beim 
dicken Otto” wie Pilze Jus dem 


Boden, auf der Siraße wird dick 
angekündigt, daß man in dem 
und dem Lokal „Deutschen 
Fiterkaffee", „Frankfurter Würst- 
chen“ oder „Eisbein mit Sau- 
erkraut” bekommen kann. Kein 
Wunder, wenn sich viele Spanier 
wie Fremde im eigenen. Land 
vorkommen 

‚An der Lage des unterdrück- 
ten spanischen Volkes ändert 
der Touristenboom ear nichts: 

ten spanischen Volkes ändert 

der Touristenboom gar nichts, 

im Gegenteil, für einen großen 

Teil der Spanien-Urlauber, die 

Spanien nur von seiner $. 

seite kennenlernen, wird der 
Faschismus „alon- 
die alltägliche Wirk 


spanische 
Ani" 


allen Dingen soll im Urlaub nicht über 
den Altag, über die alltäglichen 

Schikanen im Betrieb und über die 

bunten Katalogen ein& ziemlich hirn- 
lose „Freizeitverbringung” steckt. $t 
cher hat es feinen Grund, wenn die 
Kapitalisten den Menschen im Urlaub 


‚süßes Nichtstun” verordnen - vor 
Verehlchterun. der „Lebensaur 
tät“ nachgedacht werd 

Für diejenigen, die mit ihrem „Pau 


schalurlaub” nicht zufrieden waren, 
halten die Kapitalisten schon die Sün- 
denböcke bereit: „Bummelnde" Flug 
lotsen müssen dann z.B. herhalten, 
auf die sich die Wut über einen ver 
"korksten Urlaub entladen kann. So 
schlagzeilte die „sozlaldemakratische 
Hamburger „Motgenpost” zu Anfang 
dieses Jahres: „ Versauen uns die Flug 
lotsen wieder den Urlaub? " Touropa 
hat noch andere Sündenböcke ın 
petto: „Wir tun alles Expertenmög 
che für Ihren Urkub. An Ihrem Ur 
kaub arbeiten Menschen. Viele Men- 
schen. Auch Menschen mit [remd: 
indischer Mentahrdt ıher_ kann 
manchmal erwas_‚schlefgehen” 
heißt en Im Sommerkatalog "73 
Das Ist ein altes Mittel der Kapitall 
sten, um von ihrem Mist abzulenken 
Nationalismus und Rassismus. Die ent- 
schten Urlauber werden so auf aus- 
indische Arbeiter gehetzt, die sich in 
der Sommersaison In der Ferien- 
industrie-ein paar Pfennig dazu, 
verdie 


n den Praktiken dor kapı 
rienindustrie zeigt sich 
System  kapltalistischer ‚Unte 


Urlaub und 


schen und u. 
Bourgeoisie. 
Spanier wird wie bisher mit 
einem monatlichen Familien- 
einkommen von 

Mark auskommen müssen. 


dröckung deutlich: Das Prinzip 
fücksichtslosen Clevernesi der Kapı 
listen zum Zwecke des Geld- und 
Machtgewinns paart sich hier „wun- 
derbar” mit dem Prinzip der systema- 
tischen poltisch-ideologischen Aus 
richtung der Menschen zum Zwecke 
der Erhaltung der Abhängigkeit 

Die kapitalistische Ferien- und 
Freizeitideologie reicht über den Be- 
eich des organisierten Touriumus wet 
hinaus. 1972 verreisten 69,5 % aller 
Urlauber.ohne Hilfe won Reisebüros 
und Urlaubsfirmen. Aber diesey „un: 
organisierte” Urlaub wird von 
den ‚kapitalistischen „Urlaubsrichtl- 
nierfgeprägt. Vorstellungen von „frei 
und ungebunden” sein, Hoffnungen 
auf den großen „Urlaubsflirt” usw, 
Sind hier ebenso Destimmend, 


Die mit einem riesigen Werbeauf- 
wand verbreitete kapitalistische Feri- 
en- und Freizeitideologie, die die 
menschliche Existenz fein xäuberlich 
in zwei Hälften, in Arbeitszeit und 
Freizeit teilt, soll die unterdrückten, 
Menschen mil ihrem „Schicksal” ver- 
söhnen. Was Alltag Und Arbeitszeit 
auch für Ärger bringen mögen — 
reizeit sollen Ausgleich 


lichkeit unter dem faschisti- 
schen Regime wird von den Ur- 
laubern ferngehalten, 


Die Devisen, die die Urlau- 


ber nach Spanien bringen, flie- 
en in die Taschen der spani- 


westdeutschen 
Ein Viertel aller 


kaum 250 


Anfang. °73° versprach die 


Urlaubsabteilung des Hertie- 
Kaufhauskonzerns in zahlrei- 
‚Chen Annoncen in Tageszeitun- 


Kautnauskonzerm‚ın zanuer- 
Shen Annoncen In Tagen 
m: „Hertie ße Spaniens Som 
Mefürsiescheinen? = Tu Spa 
nicns Arbeiterklasse und für dt 
ganze unterdrückte Bevölkerung 
Knipsen die. Urlaubskonzerne 
dagegen das Licht aus! 


chaffen, hier soll die Illusion geweckt 
werden, daß der Kapitalismus gute 
Seiten hat. Urlaub, in dem „der 
Mensch wieder Mensch wird”? "Ui 
laub vorn Kapitalismus? Das wird von 

apitalisten und ihren Ideologen 
‚gepredigt, um die unterdrückten Men- 
schen an das kapitalistische System 
zu keiten, das soll das Zuckerbrot 
sein, daß über die alltägliche Wirklich“ 
keit hinwegtäuschen soll. 


Übrigens: 16 % aller Arbeiter ha- 
ben noch nie in ihrem Leben einen 
Urlaub gemacht 


Scheue dich nicht zu fragen, 


(selber weißt 
Weißt du nicht 
Prüfe die Rechnu 
Du mußt wie bezahlen. 
Lege den Finger auf jeden 
'osten, 
Frage: wie kommt or hierher? 
Du mußt die Führung 
übernehmen. 


Lob des Lone“ 
Brecht) 


(aus 
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Kampf der Faschisierung von 
Staat und Gesellschaft 


SPD-Magistrat schützt Zusam- 


Frankfurt: SPD-Magistrat 
hat mit der Illegalisierung 


der kommunistischen 
Bewegung schon begonnen 


Nachfolgend berichten wir in einem zusammenhängenden Komplex über das Ver- 
bot einer Demonstration gegen das faschistische Blutbad von Brescia in Frank- 
und über das Verbot und den Polizeleinsatz gegen eine antifaschistische Aktion 
aus Anlaß des „Deutschlandtages” der NPD in Frankfurt, 

Diese drei Artikel zeigen beispielhaft, wie weit die Faschisierung auf einem 
bestimmten Sektor in unserem Land schon vorangeschritten ist. Konkret han- 
delt es sich darum, daß in Frankfurt mittlerweile eine Situation erreicht 

Illegalisierung der kommunistischen Bewegung sch 

begonnen hat. Durch die inzwischen wochenlange Praktizierung eines. 
enerellen Demonstrationsverbotes gegen die linken Organisationen, 
in Frankfurt ein ganzer Abschnitt der öffentlichen politischen Arbeit dei 

‚gesamten revolutionären Linken außerhalb des „demokratischen Rechts” 

stellt worden. 

Die linken Organisationen in Frankfurt sind durch diese Entwicklung 
82 w ungen, sich in einem bestimmten Bereich Ihrer politischen Tätigkeit 
unmittelbar ande re Kampfformen zu überlegen, als die bislang möglichen 
legalen Demonstrationen. Vorerst zeigt sich, daß die revolutionäre Linke in 
Frankfurt darauf weitgehend un vorbereitet ist und es bislang nicht 
feschafft hat, auf diese Entwicklung in einer geigneten und erfolgreichen 

jeise zu reagieren. Die Versuche, das Demonstrationsverbot einfach zu 
ignorieren und sich dennoch am geplanten Platz der verbotenen Demonstn 
on zu versammeln, sind bislang zumeist fehlgeschlagen ‚da die Poli- 
zei in keinem Fall zögerte, das Demonstrationsverbot mit allen Mitteln durch- 
zusetzen. 

"Es zeigte sich dabei auch, daß der SPD-Magistrat bereits mit der bloßen 
Verhängung des Demonstrationsverbots seine Auswirkungen in die Reihen 
der Linken hinein erzielt. In Sonderheit ist dies bei der antifaschistischen 
Aktion gegen das „Deutschlandtreffen“ der NPD festzustellen, wo sich am 
Versammiungplat der (verbotenen) Demonstration nur rund 300 Genowen 
einfanden; obwohl die Mehrzahl der revolutionären Organisationen, und.dı 
runter auch die einflußreichsten (dies sind in Frankfurt gegenwärtig der 
volutionäre Kampf („RK“) und der KBW), trotz Verbots weiterhin dazu auf- 

rufen hatten. Das „Potential“, das diese Organisationen in der Verganger 

eit (in „normalen“ Zeiten) mobilisieren konnten, hat demgegenüber bereits. 
bei mehreren Tausend gelegen. 

Aktuell istin Frankfurt eine Demobilisierung auf Seiten der 
Linken festzustellen, und das ist auch die Folge verschiedener Niederlagen in 
den bisherigen Kämpfen (gegen die Wohnraumzerstörung und gegen die Fahr- 
Preiserhöhung). die in Frankfurt gleichzeitig am weitesten fortgeschritten 
Sind. Einerseits sind solche Niederlagen natürlich vom gegenwärtigen 


Stand des 'haflichen Kräfteverhältnisses insgesamt abhängig; anderer. 
seits handelt es sich unseres Erachtens aber auch um Niederlagen 
einer falschen Politik (siche dazu den Artikel über die KBW-Po- 


id in den Kämpfen gegen die Fahrpreiserhöhung). Es hilft dabei nichts, sich 
mit „aufmunternden’” Sprüchen über die „stärker gewordene Rebeilion” in 
Frankfurt darüber hinwegzumogeln und sich selbst und der gesamten Linken 
in die eigene Tasche zu lügen. Sicher ist die „Rebellion” in Frankfurt an man- 
(chen Kampfabschnitten schon stärker als andernorts in unserem Land — aber 
ebenso sicher steht diese „‚Rebellion” hier auch gegenwärtig vor den größten 
Schwierigkeiten, die nicht durch die bloße Beschwörung der „Willenskraft 
der Kommunisten überwunden werden können. 

"Was uns betrifft, so hat der KB in Frankfurt erst eine sehr schwach entfal- 
tete Arbeit, und wir meinen auch nicht, daß wir hier den „Stein der Weisen” 
im Rucksack hätten. Aber wir meinen, daß es das erste und dringendste für 
den weiteren Aufbau 'hen Arbeit in Frankfurt sein muß, 
ichten Stand der gesellschaftlichen 

Kämpfe kritische Analyse der bisherigen Po- 
litik der verschiedenen Örganisationen vorzunehmen und darüber und über den 
weiter einzuschlagenden Weg eine solidarische Diskussion innerhalb der revolu- 
(ix der vehsönheaenen Uifanısa Rn 
weiter einzuschlagenden Weg eine solidarische Diskussion innerhalb der revolu 
tionären Linken zu eröffnen. Diese notwendige Auseinandersetzung hat ihre 
Bedeutung und ihren Erfahrungswert auch keineswegs nur für Frankfurt: denn 
Frankfurt ist, was die Ilegalisierungsmaßnahmen gegen die kommunistische 
Bewegung betrifft, gegenwärtig nur Vorreiter für die Absichten der Bourgeoisie 
und ihres Stı d 
KB/Gruppe Frankfurt 


KBW zum antifaschistischen Kampf 


Auch auf der gemeinsamen antifascht 
tischen Veranstaltung am 14. Juni 
die der Vorbereitung einer gemeinsa 
men Aktion gegen das NPD-, Deutsc 
landtreffen“ dienen sollte, gab der 
KBW wieder einige Kostproben seiner 
politischen Ignorantentums zum be- 
sten. Die Forderung nach Verbot al 
ler faschistischen Organisationen ver 
urteilte er als „opportunistisch”, weil 
siesich „an den Staat und nicht an die 
Massen richtet”! Weder konnte ihn 
‚Sabei der Hinweis eines Genossen um 
stimmen, daß in Italien gegenwärtig 
Tausende und Millionen 
die Forderung „MSI fuorilegge” (Ver 
ischen MSI) erhe- 
inte er den Unter 
schied erklären, weshalb der KBW 
beispielsweise die Forderung nach 
Abschaffung des | 218 unterstützt, 
was ja auch an den Staat gerichtet 
ist. Besondere Neiterkeit unter den 
Teilnehmern dieser Veranstaltung ver 
diente sich der KDW-Ortsleitungsse 
kretär dann aber mit seinem denk 
würdigen Ausspruch 
„In Frankfurt schlagen die Wellen des 
Kiassenkampfes hoch.“ 

Vielleicht muß man hier den Grund 
suchen, weshalb so viele KBW-Genor 
sen sowohl dieser Veranstaltung als 
Auch der (verbotenen) antifaschit! 
schen Demonstration awei Tage spi 
ter fernblieben., Vielleicht ut 
© s0, daß die Mehrheit der KBW-Ge 
nowsen von ihrer Ortsleitung gerade 


an anderen Stellen dringend zum po- 
litischen Wellenreiten eingesetzt wa 

Die gemeinsame Veranstaltung bot 
jedenfalls mit einer Teilnehmerzahl 
von nur rund 200 Leuten ein insge 
samt jämmerliches Bild — und das, 
‚obwohl die Mehrzahl der sich revolu, 
tlonär nennenden Frankfurter Lin- 
ken dazu aufgerufen hatte (zum Ver 
‚eich: der KBW behauptet in seinem 
letzten Rechenschaftsbericht von sich 
selbst, daß ex in Frankfurt „400 auf 
unserer Linle organisierten Kommw 
nisten" gibt.) 

Tatsache ist wohl, daß besonders 
der KBW überh 
Interesse daran hi 
nomen zu antifaschlatischen 
lungen und Demonstrationen zu mo- 
bilisseren — da er Jadie Existenz einer 
faschistischen Gefahr in unserem Land. 
und damit auch die Notwendigkei 
des entifaschistischen Kampfes prin 
aipiell leugnet. Tatsache ist auch, 
daß diese Veranstaltung für die ge: 

;e revolutionäre Linke in Frank 


furt ein Warnsignal sein muß, wie os 
um das politische Niveau in ihren 
in Reihen bestellt ist. Darb 


eine solidarische Diskussion zu 
d hier den Hebel der Ver 
‚serer Arbeit anzusetzen. 


besserung u 
halten wir für eine der wichtigsten 
Erfahrungen dieser Veranstaltung 


KD/Gruppe Frankfurt . 


menrottung von 2.000 Faschi 


sten — mit Gas und Schlagstock 
gegen die Antifaschisten 


Für den 16. Juni, den Vorabend des 
sogenannten „Tag der deutschen Ein- 
heit“, an dem seit 21 Jahren groß- 
deutscher Chauvinismus gefeiert wird, 
hatte die NPD ihr „Deutschlandtref- 
fen“ nach Frankfurt gerufen. Frank- 
fürt hatte in den vorangegangenen 
Wochen, in den Kämpfen gegen die 
Wohnraumzerstörung und gegen die 
Fahrpreiserhöhung, einen brutalen 
Polizeiterror und Demonstrationwver- 
gegen die Organisationen der 
Linken erlebt. Umso mehr mußte es 
tovokation. für alle klassenbe- 
wußten Arbeiter sein, wenn nun die 
Faschisten als erste wieder die Stra- 
e für sich beanspruchen durften: 
der SPD-Magistrat hatte, wie noch in 
der „Frankfurter Rundschau” vom 
11. Juni bekanntgegeben wurde, er- 
klärt, daß er „keine Veranlassung” 
he, die Zusammenrottung der Faschi- 
sten zu verbieten. 


Kein Bild vom Nürnberger Parteitag 
der NSDAP 1934 — sondern vom 
„Deutschlandtreffen“ der NPD am 
6. Juni 1974 in Frankfurt 


Bereitskurz nach Bekanntwerden der 
beabsichtigten Nazi-Versammlung x 
wurde mit der Bildung einer antifa- 
schistischen  Aktionseinheit begon- 
nen, für die eine große Zahl linker 
Organisationen gewonnen werden 
konnte: außer uns und dem Darm 
städter RBJ, die gemeinsam zum er- 
sten Treffen der AR eingeladen hat- 
ten, beteiligten sich im weiteren noch 
KPD“, KSV, Liga gegen den Impe- 
Halimus, Rote Hilfe e:V., Revolu- 
tionärer Kampf, Lotta Continus, 
KBW, KSB. KOV, GIM, Tranische 
Studentenvereinigung, Movimiento 
Communista de Espagna (Kommuni- 
stische Bewegung Spaniens), Comitee 
de Solidaridad y Lucha (spanisches 
Solidaritäts- und Kampfkomitee) und 
die Frankfurter Bürgeraktion gegen 
Neonazismus. Die Darmstädter RBJ- 
Gruppe hatte darüber hinaus noch in 
Darmstadt (ca. 30 km von Frankfurt 
entfert) zu einer antifaschistischen 
Aktionseinheit aufgerufen. Auf der 
Grundlage der großen Anzahl von be- 
teiligten Organisationen setzte die 
‚Aktionseinheit sich das Ziel, die fa- 
schistische Zusammenrottung zu ver- 
hindern. Es wurde eine Demonstra- 
tion vom Friedberger Platz (im Ar- 
beiterviertel Bornheim) zum Opern- 
platz (dem Kundgebungsort der Fa- 
schisten) vereinbart, und als Vorberei- 
tung eine gemeinsame Diskussionsver- 
anstaltung am 14. Juni in der Uni. 

Durch ein verteiltes Rollenspiel 
von Polizei und Justiz wurde die 
antifaschistische Gegendemonstration. 
verboten: zunächst verbot die Polizei- 
behörde beide Demonstrationen (s0- 
wohl die der Faschisten als auch die 
der Antifaschisten) — und anschlie- 
end hob das Verwaltungsgericht das 
Verbot der Faschisten-Demo unter 
Aufrechterhaltung des Demonstra- 
tionsverbots für die Antifaschisten 
wieder auf! Das Gericht erklärte da- 
zu, däß nicht von der NPD, sondern 
von den Antifaschisten „Gewalttätig- 
keiten“ zu’ erwarten seien! Das sind 
klare Fronten für eine von der SPD 
regierte Stadt! 

Die Führung der Jungsozialisten, 
die zunächst auch eine eigene Pro- 


I 
Faschistische Zusammenrottung der Faschisten 
Innenstadt 


testdemonstration -gegen das Nazi- 
Treffen beabsichtigt hatte, zog ihre 
‚Anmeldung nach diesem Gerichtsbe- 
scheid wieder zurück — und machte 
ein weiteres Mal klar, daß ihr die 
Loyalität zu „Recht und Ordnung‘ 
dieses Staates auch dann zupaß ist, 
wenn dieser Staat in einer so offen“ 
sichtlichen Weise den alten und neuen 
Massenmördern unseres Volkes den 
Steigbügel hält. Die antifaschistische, 
Aktionseinheit der linken Organisa- 
tionen hielt andererseits an ihrem 
Vorhaben für eine Gegendemonsti 
tion fest. Sie befand sich, wie schon 
in den vergangenen Wochen bei den 
FahrpreisDemonstrationen und bei 
der Demonstration gegen das faschi- 
stische Blutbad im italienischen Bres- 
cia, erneut in der Situation, daß ihr 
Kampf illegalisiert war 
Noch am Vortag des Faschisten“ 
Treffs wurden mindestens zwei Ge- 
nossen des KBW beim Flugblattver- 
teilen für die Gegendemonstration 
festgenommen, und einer davon von! 
der uniformierten Polizei zusammen« 
geschlagen. 


Polizei setzt Demonstrations- 
verbot gegen die Linken 
mit allen Mitteln durch 


Das „Deutschlandtreffen“ der 
NPD in Frankfurt wurde zur größ- 
ten Zusammenrottung von Faschisten 
in unserem Land seit etlichen Jah 
ren: an die 2.000 Faschisten waren 
in Frankfurt zusammengeströmt und 
angekarrt worden; aus dem ganzen 
Bundesgebiet, teilweise in militaristi- 
scher NazkUniform, teilweise in „‚hei- 
matverbundener“ Trachten- und Le- 
‚derhosen-Uniform, teilweise im „Mo- 
‚dern Look“ mit Blue Jeans und’ lan - 
‚gen Haaren. Am Ratsweg, wo sie sich 
zu ihrem Aufmarsch Richtung Opern- 
platz versammelten, begrüßten sie 
sich untereinander freimütig mit Ru- 
fen wie: „Na, ihr Hamburger Fa- 
schisten“‘, Auch daß einige Fahrten- 
messer (und sicher noch andere Waf- 
fen) bei sich trugen, störte die auf, 
„Sicherheit und Ordnung“ bedachte 
Polizei natürlich wenig. 

„Picnernen und Yrdmung veuachte 
Polizei natürlich wenig 

Dagegen hatte die Polizei ihre 
„demokratischen Abwehrkräfte" auf 
den Friedberger Platz konaentriert, 
wo die (verbotene) antifaschistische 
‚Kundgebung stattfinden sollte, Mier 
machte die Polizei von Anfang an 
klar, daß. sie dieses Verbot mit allen 
Mitieln durchsetzen wollte. Sie hat- 
te ein riesiges Aufgebot aufgefahren, 
mit mehreren Wawserwerfern, vergit- 
teren Gefängniswagen und Mann- 
schaftswagen - gegen nur rund 300 
Antifaschisten, die trotz Verbot zum 
riedberger tz gekommen waren 
Schon als die ersten Antifaschisten 
auf dem Platz eintrafen, unternahm 
die Polizei erste Stoßangriffe, nahm 
drei Genomen fest und führte Ta- 
schenkontrollen durch. Per Lautspre- 

her forderte sie dann zur Auflösung 
diesem Platz auf, Da nich erwies, 
daß die Durchführung der geplanten 
antifsschistischen Kundgebung auf 
diesem Platz unmöglich war, rief ein 
inosse per Megaphon dazu auf, sich 
am Opernplatz wieder zusammenzu- 
finden. Unter Rufen wie „Nieder mit 
der braunen Pest! Faschisten raus aus 
Frankfurt!” zogen die Antifsschisten. 
daraufhin in kleineren Gruppen vom 
Friedberger Platz 
Das 
atz w 
iger Platz. Während der 
Zug noch vom Ratsweg aus 
wegs war, sammelten sich an 
ron Ecken rund um den Opernplatz 
herum die ersten Gegendemonstraten, 
Die Polizei unternahm auch hier so- 
fort erste Übergriffe, konzentrierte 
sich dann aber zunächst auf die Ab- 
sperrung des gesamten Platzer. Über 
Polizeifunk wurden dann die Faschk 
so daß sie 
m 
deren Zahl 
etrennt 
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Die „„KVZ“ hat in ihrer Ausgabe vom 
12. Juni zwei medizinische Bücher 
über die Gefährlichkeit des in Frank- 
furt von der Polizei eingesetzten CN- 
K zitiert, was wir hier nach- 


Vor einigen Tagen fuhr ich mit der 
U-Bahn, Mir gegenüber saßen zwei 
Junge Männer. Sie unterhielten sich 
Über eine Demonstration, die 


das faschistische Bhutbad Brescia (ta | ic h eine andere „Begründun; 
ne — . Diese ‚hoben. In einem an die Be 
vom Frankfurter völkerung verteilten Flugblatt ver 
Magistrat kurzerhand verboten. ‚sucht sie das Verbot mit der „. 
ae Elmsikehäeds Ben en ” zu sechtfe 
Undigen antifaschistische: 5 t 
ice", das ul Veranstalter aufgetreten. Ti 


an, schlug seinen 


Arzneimil warteten offensicht darauf, 
werk der Pharmakologie) Ei anf re Provolanlo zone 
WEN ruft schon In kleinsten Spu- _ würde. Als ich ausstieg. verfolgten die 
ren'starke Reinescheinungen hervor, beiden mich noch lange sul Schnitt 
0 daß die betre] ‚te hand- und Tritt. Sie trauten sich offenbar 
u In stärkeren Kon- noch nicht, mich offen anzugreifen. 
zentra wirkt es als Lungenreiz- für die Zukunft jedoch müssen wir 


Interviews und Gespräche mit Kämpfern der PLO, Fatah, PFLP und PFLP- 


Allgemeine Führung 


120 Saitem oms- 


Die chineusche Kufturrerotution 


in Dokumenten, Nachdrucke von ausgewählten Artikein der „Peking Rund, 


Achau” aus den Jahren 1966 und 1967 
134 Seiten oms- 
UNSER WEG Revisioniumuskriük 

160 Seiten Dmas0 
Die politische Macht kommt aus den Gewehrtäufen I 
Nachdrucke von Texten zu Fragen des benaftneten Kamptes 
250 Saiten Dms,- 


Gegen die schrittweise Faschisierung von Staat und Gesellschaft 


Nachdruckervon Artikel unserer Zeitung ARBEITERKAMPF zur Frage der 


Scheittweisen Faschisierung von Staat und Gesellschaft, 
160 Seiten 


Kampt dem Faschlumun 


DM 4,50 


[Nachdrucke von Texten der Kommunisten aus den Zwanziger und Dreidiger 


Jahven zum Thema Faschamut 


350 Seiten Dmsso 


Weiter vertreiben wir folgende Bücher, die vom Arbeiterbuch 
‚herausgegeben sind 
Eins tilt sich in zwei — . 


der chinesischen Kulturreyofution 


Er 


Dre Al die Nacht verging 


DM 650 


Det Roman umfaßt einen kurzen Zeitraum gegen Ende der „Stolypinschen 
Reaktion”, dieser schwersten und finstersten Zeit für das russische Proletarit, 


die uf die Revolution von 1908 folgte 


Ernst Thäimann . — Über Gewerkschaften 


100 Saiten, oma, 


Hermann Reinmele — Schritt halten ! 

Werum muß der Kampf gegen zwei Fronten gerichtet werden ? 

100 Seiten Om 3, 

Preise nurüglich Portokosten 
_— 

Abonnement 

ARBEITERKAMPF Zeitung des kommunistischen Bundes. 


für 6 Ausgaben DM 480 
for 12 Aumeben DM 9,60, 
OFürderabo für 8 Ausgaben w» DM 
ÖFörderabo für 12 Ausgaben m oMı2, 


DIE INTERNATIONALE Zeitung das kommunistischen 
Bundes für den proletarischen Internationalismus, 


or Ausgaben DM 480 
Oft 12 Ausgaben DM 9,00 
OFörderabo für 6 Auaben 2 DM 6; 

SForderabo für 12 Ausgaben w DMIZ- 

UNSER WEG Zeitung des Kommunistischen Bundes zu 

Fragen der Arbeiterbewegung 

für 6 Ausgaben DMB,- 

Anschrift 


(Omum) 


Kortonton 
In diesem Katalog sind unsere her Auigegebenen Aroschören und BU 


Verlags Katalog 


Ion 


ung aufgetuhrt. Der Kı 


her 
rung für die Arbeit mit ine 


tion 
rensintan Kollogen und Freunden 


nie zurück und 
zus 

zeigte einen Gürtel, mit einem fasch- 
stischen Runenzeichen darauf. Beide 


te folgende Bücher, die vom Arbeiterbuch 


weil zu befürchten sei, daß die De- 

monstranten von eingereisten 

italienischen Faschisten 
würden. 


Polizei gibt zu, daß sie bevorstehende 
Terrorakte von italienischen Faschi- 
sten in der BRD für möglich hält — 
aber ihre „„ Jahme” besteht 
nicht etwa darin, diese „befürchteten” 
faschistischen Umtriebe zu unt 
den, sondem den K 
gegen zu unterbinden! 
Da diese dem antifaschistischen 


-n die Fahrpreiserhöhung 
Polzeiterror weitergeführt werden 
sollte). Nachdem die Polizei bereits 


gegen die Fahrpreiser- 
Höhung verboten Ratte, deule sch 
hier jetzt an, daß zukünftig ein a 11- 
ge meines Verbot fürlinke und 
antifaschistische Demonstrationen 
praktiziert werden soll. 

‚Trotz des Verbots versammelten 
sich jedoch rund 300 Antifaschisten 
auf dem Merianplatz. Nach den ersten 


Cuxhaven: Regierungspräsident 


unterstützt NPD-Nazis 


Im ARBEITERKAMPF Nr. 44 be- 
richteten wir über die erfol 

Verhinderung einer NPD-Veranstal- 
tung durch Cuxhavener Antifaschi- 
sten. Der stellvertretende Kreisver- 
bandsvorsitzende und Landtagskandi- 
dat der NPD, Manfred Kuras, bezeich- 
net diese Aktion als „eklatanten An- 
rUf auf die Grundrechte politisch in- 
teresierter Bürger". Die Polizei griff 
damals nicht ein, um den Faschisten 
Zugang zum Saal zu verschaffen. 


wortliche Hauptkommissar seine Ent- 
scheidung, nichts zu tun, damit, ..daß 
‚nach dem Grundsatz der Verhältnis- 
mäßigkeit der Mittel ein Schaden ent 
standen wäre, der erkennbar ‚nicht 
zum beabsichtigten Erfolg gestanden 
hätte”, Deshalb habe die Polizei „.hie 
rechismißbräuchlich gehandelt "und 
vor dem Terror kapitulert.” (Aus 
‚dem Leserbrief des NPD-Kuras in der 
„Cuxhavener Presse" vom 7.6.74). 
Äußerst ‚empört‘ über dieses Ver 
halten. der Polizel nichtete der NPD 
Kreisverband eine Dienstaufsichtsbe 
schwerde gegen den Cuxhavener Poli 
ze+Hauptkommissar Model an den 
Stader Kegierungspräsidenten. In tief 
sser Zufriedenheit zitiert Kuras in sei 
nem Leserbrief dessen Antwort. 
„PK Model hat unzweifelhaft 
wichtige und für die Beurteilung der 
Lage, insbesondere auch der Rechtx. 
lage, bedeutsame Einzelfakten falsch 
bewertet und ist damit zu fehlerhaf: 
ten Entschlüssen gekommen, die die 


17. Juni — Karlsruhe: 
NPD-Kundgebung gesprengt 


ten und Antifaschisten 
störtenerfolgreich eine „Gedenkkund- 

bung“ der NPD zum 17. Juni in 
Karlruhe. Die faschisische NPD 
wollte einen neuen Anlauf nehmen, 
in Karlsruhe an Boden zu gewinnen. 
Mit einer Schwemme von Plakaten 
und Flugblättern hatte die NPD schon 
Wochen vorher die antikommunisl( 
sche Werbetrommel gerührt 

Die meisten linken Organisationen 
hatten nichts gegen die NPD-Kund 
gebung auf dem Karlsruher Marktplatz 
vorbernit 


"Nur die Genossen. des KAU.D“ 
(.Kommunistischet _ Arbeiterbund/ 
Deutschland”) hatt kuztn, w- 
ie D eeleabung mebik 
Yerı Ui Tolgende Parolen augege- 
ben 


© Demokraten, Kommunisten. 
meinsam gegen die Faschisten, 

© Neonazis rüsten fleißig, für ein 
neuer 33 

0 ie wilder Faschismus. nie wieder 


ismus bedeutet Krieg 
'aschisten r 
Millionen 
den Anfängen 

@ Nieder mit der braunen Pest 

180 (außer den 


Untätigkeit der Schutzpolizei bewirk- 
ten, Durch di Jntgeieten Rech 
ve 7 De 

die öffentiche Sicherheit und Ord- 
nung zweifelsohne gestört und ein 
reibungsloser Ablauf Ihrer Versamm- 
Jung nicht geyähreiser. Es it Au 

be der Polizei, in solchen Fällen den 
Ben wiseäßen Zustand wieder her 

Bin sicher, daß auch kün 

Polizei, mich! mir In Cache 
‚mit angemessenen Mitteln in der Lage 


at, dem Bürger und den Instirionen 
des Staates und politischen Lebens 
den Schutz zu gewähren, den Ihnen 
die Rechtsordnung garantiert und daß 
die von Ihnen nfit Recht beanstande- 
te Untätigkeit der Polizei Ausnahme 
‚bleibt 


.d überdies Maßnahmen der Dienst 
aufsichtgegen den Beamten getroff 
worden, da sein Verhalten nicht ge- 

werden kann.” („Cuxhavener 
vom 7.6., zitiert nach Kuran 


‚rungsinspektor (!), konnte hier zu 
ischt feststellen: „Der Regierungs- 


hinter die Rechtsauffassung der 

iPD gestellt ...” 
In aller Offenheit werden die Fa- 
schisten vom Staatsapparat nicht nur 
juldet, sondern auch unterstützt, 
jan kann nicht sagen, der Staat sci 


spontan dazügestoßen) erteilten der 
NPD eine Abfuhr, die diese 
wartet hatte, denn die „‚Ordni 
pe war keineswegs auf eine 
monstration gerüstet. Im Ci 
zu anderen Städten (2.D. Hamburg 
und Frankfurt) war dieses Mal außer 
drei Uniformierten und einer Hand 
voll Spitzeln kein Bulle 

Die NPD, die in Nor 
Anfang an keine guten Karten hatte 
hatte einen Bus mit alten Faschisten 
zum Jubeln angekarrt. Zwammen 
mit den „Ordnern“ waren sie nicht 
ganz wo viele wie die antifaschisti 
schen Demonstranten. 


om 
x gelang den Antifaschisien von 
Anfang an. die Faschisten mundtot 
zu machen. Wegen der Sprechchöre, 
Pfifte und Buhrufe kamen nur unver 
ständliche Feizen aus dem Lautspr 
‚cher der Faschisten. Das „Deutsc 
handlied“ wurde durch das Singen 
‚der Internationale eindrucksvoll über 
stimmt. Die 
konnten die Dem: 
van hindern, bi 
gult vorzudringen. Nach ein 
‚ben die Faschisten auf 
ie Kommunisten und Antifaschl 
ven selbst überrascht über den 
brfolg Ihrer Aktion 


CN. Kamptoes; Die Ratten kriechen Frankfurt: Demonstration n faschistisches 

„Tödliche Fälle ala Wish Löchen Blutbad verboten 3 

' sind selten, S un .. Für Sonnabend, den 8. Juni, hatten Komitee gegenüber kämpferlschen Parolen und Liedern 
kommen aber vor. EI TE: 


truppen umstellt und geräumt. Dabe) 
kam es zu vereinzelten „Rangeleien' 
Einen Fiugblattverteiler konnt 


Demonstranten gerade noch vor der 
jersen. _ Veraftang bewthren: indem Sa ve 


schlossen 


monstration zu gewalttätigen Aus-" ten. Is kleinen Gruppen gelang ex 


dann der Mehrzahl der Demonstran- 


wird.” = ten, das italienische Konsulat zu er- 


reichen. Dort bielt ein italienischer 
‚Genosse eine kurze Ansprache, wäh 
rend andere Genossen in das Konsulat 


ten. Es wurden Transparente in itabe- 
nischer und» deutscher Sprache ent, 
rollt und am Konsulatsgebäude befe- 
stigt, auf denen zu lesen war: „Das 
Konsulat ist besetzt”, „Verbot der 
un ‚und „Antifaschisten, 

geballt, gegen Faschismus 
hilft nur Gewalt!” 


KB/Gruppe Frankfurt . 


bei der Handhabung z.B. des ‚Radika- 

lenerlasses‘ auf dem rechten Auge 

blind (Kuras müßte „eigentlich" auch 

‚davon betroffen sein) — nein, er sieht 

nen en enter 

‚ten hüfreich unter die Arme und ver. 

Bleibt noch zu erwähnen, daß die 

Polizei in Cuxhaven einen härteren 

‚Kurs eingeschlagen hat: 

Gegen die Antifaschisten, die die 
NPD-Veranstaltung verhinderten, 
wird. inzwischen ermittelt. 

— Beim großen Zapfenstreich‘ (der 

Vereidigung der in Cuxhaven neu 
stationierten Soldaten) wurden über 
hundert Polizisten eingesetzt (für Cux- 
havener Verhältnisse ungewöhnlich 
viele), um die ‚Ordnung” zu wahren. 

Bei diesem Militaristen-Zirkus kam es 

dann zu Protestaktionen, bei denen 

die Polizisten mit Hunden und Schlag- 
stöcken die Demonstranten abdräng- 
tcn. Eine Person wurde abgeführt. 

— Am 8.6. wurde die Polizei von den 

bürgerlichen Parteien gerufen, weil 
die „Liga gegen den Imperialismus“ 
anläßlich der Landtagswahlen in Nie- 
feinde bezeichnet Ratte Die Bun 
ei ic tie. Die 

erschienen sofort. E 

„Inzwischen hat sich auch die sozi- 
erschienen soiori. = 

inzwischen hat sich auch die s0a* 
aldemokratische „Cuxhavener Presse” 
in faschistischer Hetze geübt, nache 
dem sie früher noch eher ‚iberal' an- 
faschistischen Aktionen gegenäber- 
stand. Am 18,5. heißt es zum Ab- 
Schluß des fast ganzseitigen und 
rechtrengagierten Berichts über den. 
„Großen Zapfenstreich"; 

‚An dieser Stelle sei noch eine Be- 
merkung erlaubt. Wie im vergangenen 
Jahr versuchte auch gestern eine Hund. 
voll politischer Wirrköpfe bei der mt 
Iärischen Feier die Veranstaltung zw 
stören. In Ermangelung von Argumen 
ten versuchte man sich unter dem 
Motto „Einigkeit macht stark” mit 
den üblichen Sprüchen im Chor. Ha- 
ben extrem nach Hnks ausgerichtete 
Elemente Immer noch nicht gemerkt, 
da ze in der Bundewepublik nicht 
gefragt sind?" . 
KB-Sympathisant aus Cuxhaven 


© hatte es doch nur wenig-Vorbe- 


reitung gegeben; 
© nur der KAB, 


atte sich kurz- 
frstig entschlossen, seine Genor 

sen und Sympathisanten zu mobill- 

sieren, Parolen zu überlegen us 

6 Absprache unter den Iinken Grup- 
pen hat es nicht gegeben; 

dem an der Uni Karlsruhe stark 
(zahlenmäßig) aufgeblasonen KBW 

war.es nicht eingefallen, daß man ge- 

‚en die NPD kämpfen müsse oder 

.önne, 

© während der Aktion wurden keine 
Flugblätter zur Information der 

‚henden 

Ibenden 

blieb diese 

im wesentlichen auf Jugendliche be- 

schränkt 


wiser Pazi 


Faschisten 
Vögel haben mehr als ni 
‚chöre verdient 

line Modellmauer („Mahnmal“) 
wurde einfach siehengeläuen. $o ein 
kann man sehr gut als Kamm 


Künfigen 
Assonen ward 


> 
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JUGENDZENTRUM — TUMMELPLATZ 
DER FASCHISTEN ? 
Nordhorner Faschisten offenbarten 


In Nr. 44 und 45 des ARBEITER- 
KAMPF wurde ausführlich über die 
zunehmende Tätigkeit der Faschister 
in Nordhorn berichtet, wo sie wied. 

in zunehmender Zahl und in verschie- 
denen Gewändern auftreten. Vor ak 
lem im Jugendzentrum gehen sie 
weitgehend ungehindert ein und aus 
und können so relativ unbehelligt 
mit ihren Rattenfänger-Methoden Ju- 
gendliche einsacken (15 in den letz- 
fen 12 Monaten). Dabei machen sie sich 
die Naivität mancher Jugendlicher 
und auch Ihre „persönlichen Proble- 
me” zunutze: ihre Kontaktschwierig- 
keiten, mangelnde Kameradschaft 
und Solidarität, aufgestaute Aggrer- 
sionen . . ‚ Uns sind zwei Beispiele 
dafür bekannt, wie die Jungfaschi- 
sten genau diese Widersprüche und. 
Probleme schamlos ausnut 

1. Ein Jugendlicher wurde auf sein 
„Nationalgefühl” angesprochen; er ju 
bie doch auch bei jedem deutschen 
Tor; da wäre er doch bei den IN ge 
nau richtig 

2. Ein anderer Jugendlicher wurde 
dämit gelockt, daß die IN ein unge- 
heuer kameradschaftlicher Haufen sei, 


Menschenschlächter-Mentalität 


in dem alle zusammenhalten, usw. 

PR 
“ 

in from Geh 


auf), übernehmen dann schnell Ele- 


mente faschistischer Ideologie (wenn- 
gleich sie das oft Auch nicht in der 
Offenen Auseinandersetzung vertre- 
{en können) und kriegen dot die an- 
tikommunistische Orlentierung ihrer 
‚Asgressionen verpaßt 


Veranstaltung der 
antifaschistischen „Initiative 
Demokratische Jugend” 


Inzwischen hat sich im Zuge der Vor- 
bereitung einer antifaschistischen 
Veranstaltung in Nordhorn eine 
Gruppe demokratischer, antifaschisti- 
scher Jugendlicher zur „Initiative De- 
mokratischer Jugend” zusammenge- 
funden. Die Veranstaltung fand am 
21.6. mit Unterstützung der Olden- 
burger KB-Gruppe im Jugendzentrum 
statt 
Von den ca, 60 Teilnehmern w: 
ren etwa ein Viertel junge Faschisten, 
„die die Vi tung erheblich stöı 


Hamburg, St. Paul 
Polizeiüberfall am Pinnasberg 


Am Mittwoch, den 12.6., stürmten 
am späten Nachmittag 60 Polizisten 
der Schutzpolizei, der Kripo und des 
Mordkommandos MEK in kugelsiche- 
ren Westen und mit entsicherten Re- 
volvern das Haus Nr. 43 am Pinnas- 
berg. Die Umgepend war abgesperrt. 
„Bei einem Bewohner rissen sie die 
TUr auf; drei Polizisten (in Zivil) hiel- 
ten dabei Pistolen auf ihn gerichtet 
und meinten, „nicht bewegen” und 
„ganz. stüllhalten”. Darauf drangen 
tie in die Wohnung ein, verteilten 
‚sich auf die Räume, und ein Beamter 
tastete ihn nach Waffen ab. Dann 
erst zeigte einer der Beamten seine 
Dienstmarke. Nachdem der Bewoh- 
ner den ersten Schock über diesen 
Überfall überwunden hatte, fragte er 


Da ran 2 . 
‚nach Grund des Überfalls, nach Haus- 
‚durchmuchungsbefehl und nach der 
‚Begründung des Vorgehens der Polk 
zel. Die Antworten auf alle diese Fra 
‚gen wurden Ihm verweigert. Die Poll- 
Zisten meinten: Das müssen wir nicht 
sagen. dezu und wir berechtigt, det 
müssen Sie nicht wissen. Sie halten 
ich ca, eine Stunde in der Wohnung 
auf und bewachten den Bewohner 


Die Wohnung wurde währenddessen 
dreimal yon oben bis unten durch- 
sucht, Matratzen wurden umgeschmis- 
sen, Schränke durchwühlt, Koffer aus- 
geräumt. 

In einer anderen Wohnung mußten 
sich die Bewohner gleich mit erhobe- 
nen Händen an die Wand stellen las- 
sen. Sonst verlief die Durchsuchung 
ähnlich. 

Brutaler ging die Polizei in einer 
Wohnung afrikanischer Studenten vor. 
Sie brachen eine Tür auf, nahmen al- 
le Anwesenden fest, obwohl vier von 
ihnen sich ausweisen und ein gültiges 
Visum vorzeigen konnten. Diese vier 
mußten nach drei Stunden Haft von 
der Polizei entlassen werden. Ein 
Fünfter, der im Haus zu Besuch war, 

nad 


und ein seit vierzehn Tagen abgelau- 
fenes Tourlstenvisum hatte, befin 
det sich wahrscheinlich noch in Haft.“ 
(aus einem Flugblatt „Zum 
Einsatz am Pinnasberg 43, Aus der 
Sicht der Hausbewohner”) 

Bereits in den ersten vierzehn Ta- 
gen im Juni kontrollierte die Polizei 
gezielt die afrikanischen Hausbewoh- 
ner viermal, Diese Kontrollen (anden 


Inden Zwischenru- 
‚jeden Bericht ü- 


sie in den Referaten des KB zu Italien 
und zum Mord an einem türkischen 
Arbeiter in Norderstedt sowie im 
Referat der Nordhorner Freunde über 
das Treiben der Faschisten dort ent- 
hüllt wurden. Jeder faschistische 
Mord. jede faschistische Drohung ge- 
sen. Nordhorner Demokraten wurde 
von den Faschos mit zynischen Be- 
merkungen, Beifall usw. bedacht, Ein 
'Nordhoraer Genosse wurde von dem 
IN-Faschisten. Knappert, als „Jude” 
und „Betinässer” Beeren Es gab 
weitere faschistische Drohungen. Die 
üblen „Gags” solcher IN-Schweine 
wie Knappert und Siekhart bekamen 
nicht nur den Beifall der zusammen- 
gerotteten Faschisten, sondern auch 

‚Jugengzentrum-Heimleiters (po- 
aitives breites Grinsen) und eines 
CDU-Typen (Meckern gegen die Ver- 
Anstalten), 


Viele Widersprüche und 
Probleme bei der Organisierung 
des antifaschistischen Kampfes 
in Nordhorn 


Wir können noch nicht genau beur- 
teilen, was mit der Veranstaltung vom 
21.6. erreicht wurde. Ein KB-Genosse 
stellte auf der Veranstaltung heraus, 
daß es offensichtlich auch das Ziel 
der Faschisten sei, die Diskussion in 
den Augen der Tellnehmer zu einem 
„Hickhack zwischen den Extremisten” 
Zu machen und den eigentlichen 


in der Regel nach Mitternacht statt. 
Mit afrikanischen Studenten, darun- 
ter auch Familien, aus den Nachbar- 
häusern wurde in ähnlicher Weise ver- 
fahren. Einige nahmen die Bullen zu 
nächst einmal mit zur Wache, um sie 
zu kontrollieren. 

Der Sturm auf das Haus Nr. 43 
stellt den bisherigen Höhepunkt dar 
in dieser Kette von Übergriffen von 
Seiten der Polizei. 

Diese Übergriffe fügen sich ein in 
eine großangelegte Offensive der Bour- 
geoisie in den letzten Wochen, haupt- 
sächlich gegen Ausländer: 

* So war Anfang Juni eine griechi- 
sche Kneipe am Schulterblatt in 
St. Pauli das Ziel eines Polizei- 
Großeinsatzes. Alle Gäste wurden 
kontrolliert, drei ausländische 
Kollegen "und. eine westdeut- 
sche Kollegin, die sich nicht 
ausweisen "konnten, auf der 
Stelle festgenommen. An die- 
ser Aktion waren nchl unifnemier 

rk tamhen ware dt harue in 

te und drei zivile Bullen beteiligt. 

* So nahmen Zivilfahnder, ebenfalls 
in Hamburgzwei Araber fest. Einer 
hatte angeblich einen Ausweis der 
„Terroristengruppe EI Fatah” bei 
Sich. 

# Weitere Verhaftungen von Aräbern 
und Palästinensern in West-Berlin, 
Frankfurt und München. Aus West: 
Berlin schoben die Behörden zwei 
Palästinenser ab. 

Zeitungsüberschriften wie „Drei Ta- 

‚ge vor der WM: Terroristen raus aus 

Deutschland!“ („Mopo“, 11.6.) ma- 

chen Anlaß und’ Stoßrichtung dieser 

Kampagne der Bourgeoisie deutlich 
Unter dem Vorwand der Vorberei 

tung auf die Fußballweltmeisterschaft 

und mit der Begründung der 


Truppen großangel 
ler Öffentlichkeit ab, 

Die ideologische 
zur. Kriminalisierun, 
als „Terroristen“, 
al und bewaffnet“, und die Ver! 
dung Fußballwellmeistersc 
Terroristen, soll die Zustimmung brei 
terer Teile der Bevölkerung — auch 
der Arbeiter — zum Ausbau des ge- 
samten Staatsapparates und der be- 
schleunigten Faschisierung erreichen 

Dieser Entwicklung kann und muß 
entgegengetreten werden. 

Als erste Ansätze dazu schen wir 
das Flugblatt von Hausbewohnern 
aus dem Haus Pinnasberg 43 zur In- 
formation der Bevölkerung, zudem die 
Information der afrikanischen Studen 
ten über ihre rechtliche Situation bei 
Polizei-Überfällen mit dem Ziel eines 
bewußten Zusammenschlusses gegen 
weiter zu erwartende Überfälle, 
Bezirkszeile St. Pauli 
KB/Gruppe Hamburg. 


Hetzka. 


Forts. Karlsruhe 
liche“ Parteien oder die Faschisierung 
des Staates, werden die Herrschenden 


sowieso viel achwerere Geschütze auf- 
fahren. 


Rattenfänger am Work 


‚Außer den NPD-Leut 
h noch ein anderes fasc 
örüppchen zu Wort, die sogenannte 
„Gruppe Morgenstern“. Diese Gruppe 
feiter nicht auf den alten revanchisti 
schen Parolen der NPD, sondern 
macht auf „fortschrittlich". Sie ver- 


kauft in einem Flugblatt den 17. Juni 
$3 als Kampf der Arbeiter für Selbst- 
bestimmung. „Der Volksaufstand 
‚gegen die Parteidiktatur der bolsche 
Witischen Machthaber war ein ver 
weifelter Versuch, zumindest in eini 

‚m Wirtschaftibereichen die Selbut- 

jestimmung zu erreichen.“ 

Wir versuchten, die Verteiler der 
nstern” ein weı 
Zuhorchen. Sie behaupteten zun! 
„politisch nicht interessiert‘“ zu sein. 
„nur für menschliche 
‚heit und Selbstbestim 
einsetzen.” Wir bohrten nach 
‚örten, daß die „Gruppe Mo 

eine he“ Gruppe 
schen NPD und 


mun, 
und 

stern“ 
sol, Spät 


Antifsschisten zum Vandgemenge 


kam, standen die Rattenfänger der 
ruppe Morgenstern” natürlich auf 

iten der NPI 
Vereine wie die „Gruppe Morgen- 
überall unter ver 


‚dem Boden. Sie 
politisch inten 
sich 


isher nicht organisiert haben, 
schistische Bewegung a 
Sie sind Zutreiber für NPD 


Die raffinierte Demagogie nolcher 
Rattenfi ntlarven, ist ein 


Zweck der Veranstaltung 


Diskussion über die Frage: we 

die Faschisten, was wollen sie und 

wie müssen wir sie bekämpfen? 

zu vereiteln (was ihnen schließlich 

auch gelungen ist). Die Faschisten 

pochten auf „demokratische Spiel 
in"; die KB-Genossen versu 


schisten auf „demokratische Rechte‘ 
deren zynische, menschenverachtende 
‚Kommentare zu den faschistischen 
Blutbil usw. entgegen. 
Wir jerade auch In die- 
sem Punkt (wie auf der ganzen Veran. 
staltung) keine nennenswerte Unter- 
stützung aus’ dem Publikum. Viele 
Freunde der „Initiative, Demokrati- 
sche Jugend Nordhorn” waren und 
sind der Auffassung, man hätte die 
Faschisten gemäß demokratischer 
Spielregeln zum Zuge kommen lassen 
sollen, um sie anhand ihrer Angumen- 
tion vor den (teilweise politisch 
'ht unbewußten) Jugendlichen zu 
entlarven. Diese Frage bestimmte 
auch einen großen Teil einer kurzen 
Diskussion im Anschluß an die Ver- 
anstaltung in einem anderen Raum, an 
der insgesamt 20 Leute teilnahmen. 
Diskutiert wurde auch ein Stand- 
punkt innerhalb der „Initiative”, sich 
mit den Faschisten nur friedlich aus- 
einanderzusetzen. Unter anderem 
wurde hierfür auch das Argument 
angeführt, daß es zur Zeit in der Fra- 
ten Auseinandersetzung 
ein recht günstiges Kräftever- 
hältnis für die Fa 
Kreis jener Ani 


Duisburg: 


map berelt sind, irgendwas 
die ten aktiv zu tun, zähle ge- 
ide voll 
Iten uns auch die Frage: 
e politische Aufklärung ‚al 
lein”" aus, um die Faschisten zu halle: 
ren? Müssen die demokratischen 


ws nicht un: 
Politischen) Angebot an die Interes- 
sen und Bedürfnisse der Jugendlichen 
anknüpfen? Kann solc 
tive nicht nur von ei 
schen Jugendorganisation entwickelt 
werden? 

Die antifaschistischen Jugendli- 
chen in Nordhorn (und wir) a 
hier vor einer Reihe von Problemen 
und Widersprüchen, deren Lösung für 
die erfolgreiche Entfaltung des anti- 
faschistischen Kampfes in Nordhorn 
sehr wichtig sind. Es ist wichtig, daß 
die Auseinandersetzung um all diese 
Fragen der Entwicklung und Stärkung 
eines Kerns demokratisch-antifaschi- 
stischer Jugendlicher in Nordhorn 
dient; die „Initiative Demokratische 
Jugend” ist in diesem Sinne noch kein 
fest organisierter Zusammenhang. 

Als nächsten Schritt wollen die 
Freunde und Genossen der „Initiative 
im Jugendzentrum und an den Schu- 
len Wandzeitungen aufhängen (und 
eventuell Flugblätter verteilen), in 
denen die MenschenschlichterMenta- 
ität der Nordhorner Faschisten ange- 
prangert werden soll, wie sie sich ge- 
rade auf der Veranstaltung am 21.6. 
offenbart hat. 

KBC; 


Kommunist von der Polizei 
zu Tode geprügelt 


Am 18. Juni starb in der Essener 
Universitätsklinik der 45 jährige Ge- 
nosse Günther Routhier, Sympathk- 
sant der „KPD/ML", an den Folgen 
von Verletzungen, die er am 5. Juni 
während eines ‚Polizeleinsatzes' er- 
litten hatte, als er an einem Arbeits- 
geichtprozeß als Zuschauer te 


Wir geben hier eine Pressemit- 
teilung der „KPD/ML” wieder, in 
der die Vorgänge geschildert und 
einer 7 Spenge. nal Mitte unge 
eingeschitzt werden. Die Mitteilung 
stammt vom 17. Juni, also einem 
Tag vor dem Tod des Genossen 
Routhier. 

Am 5. Juni fand in Duisburg 
‚eine Arbeitsgerichisverhandlung statt. 
Verhandelt wurde eine Klage, die der 
entlassene.Mannesmann- Arbeiter Ha 
fried Brenner, Mitglied der KPD/Mi 
gegen die Mannesmann-Hüttenwerke 
AG angestrengt hatte. Gemeinsam 
mit. anderen Mitgliedern und Sym 
pathlsanten, der, KPD/ML, verfolgte 
auch Günther Routhier diese Ver 
'handlung als Zuschauer. Als sich 
während der Verhandlung unter den 
Zuschauern Protest regte, stürzte sich 


” eine Gruppe von ca. zehn zivilen Poli 


zisten der politischen Abteilung [K 14) 
auf Mitglieder und Freunde unserer 
Partei. Mehrere Personen wurden von 
den Polizisten zusammengeschlagen, 
die Polizei schlug auch noch auf sie 
ein, als sie bereits am Boden lagen. 
Währenddessen wurde das Gerichts 
‚gebäude von anderen Polizeikräften 
übgesperri. Auch Günther Rouihier 
wurde schwer zusammengeichlagen, 
auch auf ihn wurde noch eingeprägelt, 
als er bereits zusmmengebrochen 
wer. Günther Routhler wwrde von in- 
Zwischen hereingestürmten Bereit 
schaftspolizisten die Treppe herunter 
geworfen, er schlug mehrmals mit 
dem Kopf auf die Stufen und blieb 
bewußtlos liegen. In diesem Zustand 
wurde er einfach der Länge nach auf 
den Boden des Gefangenenwagens ge- 
worfen und ins Polizeipräsldiung ge 
bracht. 

"Günther Routhier berichtete set 
ner Frau, daß er im Präsidium an den 
Füßen eine Treppe hochgeschleift 
worden war und wiederum mit dem 
Kopf auf die Stufen aufgeschlagen 
sei. Günther Routhier wurde in eine 
Ausmüchterungsselle geworfen, deren 
Tür gepolstert war. Offensichtlich 
wollte man verhindern, daß die 
Schreie_ des Schwerverlersien nach 
außen dringen konnten, 

Günther Routhier leldet an einer 
Koagulopathie [ Blutgerinnungsstö 
rung). Auf diesen Umstand int die 
Polirei mehrmals hingewiesen wor 
den, immer wieder wurde ihr erklärt, 
daß für den 4Sjährigen jede Verletzung 
lebensgefährlich sein kann. Nesom 
ders der ebenfalls anwerende Sohn 
Günther Routhiers, der 20-ährige 
Peter Routhier, bat immer wieder 
verzweifelt um u seinen Ve 
ter und rief im Gefangenenwagen 
„Mein Vater stirbt, mein Vater 
hnirbti" Die Polizisten quittierten das 
wa mit der Bemerkung: „Märchen 


Atunde ist morgen.” 

‚Der Gefängnisarzt klatschte dem im- 
mer noch halb bewußtlosen lediglich 
ins Gesicht und fuhr ihn an, er solle 
sich nicht s0 anstellen. Günther 
Routhier trug einen Bluterpaß mit 
sich. Als Günther Routhier wieder 
zu Bewußtsein kam, wurde er aus 
dem Gefängnis entlassen. Noch am 

'nd des gleichen Tages begann 
eine zusehende Verschlechterung sei- 
nes Allgemeinzustandes. bereitet von 


‚Kopfschmerzen, Lichtscheue und Be- 
wußtseinsstörungen u.a. Zur Zeit 
liegt er im der Essener Universität 
klinik, wird künstlich beatmet, es 
können kaum Gehirnströme festge- 
stellt werden, keine Pupillenreflexe. 
Im klinischen Sinne ist Günther Rou- 
thier praktisch tot. 

Die KPD/ML erklärt dazu, daß 
Günther Routhier weder einem „Un- 


glück“, noch einer „Fahrlissigkeit", 
noch einem „bedauerlichen polizei. 
chen, Überzru” zum Opfer fi. 
Wie beispielsweise die jüngsten Poll 
zeieinsätze in Frankfurt war auch der 
Duisburger Polizeieinsatz auf die 
„Physische Vernichtung des Gegners” 
usgerichtet, Wenn Günther Routhler 
stirbt, wird er von der Polizei er 
mordet worden sein. Und dieser 
Mordanschlag der Polizei iu kein 
Kinzeifall 

Günther Jendrian, Münchener Taxi » 
fahrer, wird in’ seiner Wohnung 
nachts überfallen und abgeknallt. 
Thomas Hyirek, Frankfurter Schi 
wird von einem Wasserwerfer, dei 
mit Absicht in eine Menge von De- 
monstranten und Pussanten rast, halb- 
tot gefahren, Der deutsche Jungarbei- 
ter Sascha Haschemi, Mitglied der 
Roten Garde, soll an das Henkerre- 
‚kime des Schahs ausgeliefert und auf 
diese Weise erledigt werden. Neset, 
Danis, fürkischer Arbeiter und 
Antifaschist wird in Hamburg 
von tirkischen Faichliten er 
schlagen. Und die Polizei schützt 
die Mörder, verfolgt die Freunde des 
Ermordeten. Das sind Fälle allein 
aus den letzten Wochen. Sie stehen 
in einer Reihe mit den Folterungen 
und Mordversuchen mit den Genor- 
sen der RAF in bundesdeutschen 
und westberliner Gefängnissen.  @ 


— 
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„Tolle Idee” 
Leserbrief 


‚Schon jahrelang versuchen _Zivik 
dienstleistende (ZDL), an ihrem Ar- 
beitsplatz mit ihren Kollegen zusam- 
mon Verbesserungen des katastropha 
len Gesundheitswesen zu erreichen. 
Dabei hat die SPD/FDP-Regierung 
1973 mit der Verabschiedung des 
neuen ZDG (Zivildienstgesetz) eliche, 
neue bzw. ausgebaute Behinderungen 
und verschärfte Disigtinirungen (is 
zu $ Jahren Knast) den ZDL' in den 
Weg gelegt 

Inzwischen hat die sozlaldemokra- 
sche Gewerkschaftsführung nachge- 
zogen, 

einem Brief des Hauptvorstan- 

des an alle Bezirks und Kreisverwal- 
tungen der ÖTV vom 31.7.73, ord- 
net er an, daß ZDL's grundsätzlich 
nicht mehr in die ÖTV aufgenommen 
werden. 

Bei der Vorbereitung der diesjüh- 
tigen 1; MatKampsgre diskutierten 
wir (Miiglieder der Selbstorganisation 
der ZDL's in Hamburg) u.a. die Mög- 
lichkeiten, in die Gewerkschaft zu 
'kommen, um mit unseren ÖTV-Kol- 
legen zusammenzuarbeiten. Dabei 

ZDL. nebenstelienden Brief 
un die Ortverwaltung der OTV vor 
Ein anwesender KBWler wetterte so- 
fort gegen „dies linksradikale Vor- 

„Wenn ihr diesen Brie/ ver 
übschleder, werdet ihr nie in die Ge- 
werkichafi kommen. Wir müssen auf 


Schleichwegen, einzeln von den 
Dienststellen her rein.” 
In der Diskussion wurde die 


„Schleichweg'-Taktik des KBW als 


Hamburg, den 22.4.74 


An die 
Ortsverwaltung der Gewerkschaft 
Öffentliche Dienste, Transport 
und Verkehr (ÖTV), Hamburg 


Sehr geehrte Herren! 


Die Unterzeichner dieses Briefes 
sind Zivildienstleistende und ar- 
beiten aktiv in der Selbstorgani- 
‚sation der ZDL in Hamburg mit. 
Wir beantragen hiermit offiziell 
die Aufnahme in die Gewerk- 
Wir Beantragen die Aufna 
antragen die Aufnahme 
im aie ETV. da wir in Kranken 
'häusern, = Behindertenanstalten, 
‚Kindertagesstätten und ähnli- 
‚chem tätig sind, und unseres Wir- 
‚sens dieser sog. „soziale“ Bereich 
in das Arbeitsgebiet der ÖTV 


Fall. 
Wir meinen, daß die Zivildienst- 
leistenden in der BRD weder 


einen „Friedensdienst" wie ihn 


teutenden ın der BRD weder 
| einen „Friedensdienst“ wie ihn 


nee 


des KBW 


unpolitisch und opportunistisch zu- 
rückgewiesen. Die Mehrheit trat da- 
für ein, das ÖTV-Führungsverbot auf 
Mitgliedschaft für ZDL’s und Solda- 
ten breit bekannt zu machen und 
zwar, indem wir Öffentlich auf Auf- 
‚nahme drängen, und auf diese Weise 
dafür sorgen, daß die OTV-Kollegen 
selber diese Spaltungssauerei auf Mit- 
Fledeversammlu in Kranken; 

'usern etc. aufgreifen können. 

Zweitens wurde ein kollektiver 
Aufnahmeantrag beschlossen, in dem 
wir deutlich machen wollen, daß wir 
zum einen natürlich mit unseren Kol- 
legen in den Dienststellen arbeiten 
werden, andererseits aber auch als 
„Gruppe von Zivildienstleistenden“ 
üigene, besondere Probleme haben, 
die auch innerhalb der gewerkschaft- 
lichen Organisation zusammengefaßt 
(d.h. im Rahmen der ÖTV auch be- 
sonders berücksichtigt) werden müs, 


sen 
Von den anwesenden 17 Kollegen 
da ker 
ne ZDLs mehr), entschieden sich 13 
für den Brief an die ÖTV-Ortsverwal- 
stimmten für den 
des KBW. Nun gut. 
Ünser Schleichfußindianer wurde wo- 
chenlang nicht mehr gesehen. 

Mitte Juni kreuzte er dann wieder 
auf, Verschmitzt grienend fragte er 
nach unserer Gewerkschaftsmitglied- 
schaft, Natürlich haben wir bis heute 
keine Antwort des Ortsvorstandes 
bekommen - und müssen weiter, 
wie die Soldaten und ZDLs in der 


die verschiedenen Organisatio- 
'nen der Kriegsdienstverweigerer 
Immer wieder fordern, leisten, 
‚noch gine „arbeitsmarkipolitisch 
neutrale Rolle“ spielen, wie der 
DGB sagı. 

Die ZDL sind nichts anderes als 
Lückenbüßer im Gesundheits- 
und Pflegebereich der BRD. Wir 
sollen helfen, den katastrophalen 
Personalbestand, die schlechten 
Arbeitsbedingungen und die mie 
se Bezahlung im „sozialen“ Be- 
eich zu füllen und zu verschlei- 


ern. 
Damit arbeiten wir direkt unse- 
ren Kollegen, den Kranken- 
schwester, Pflegern Ärzten 
usw. inihrem gewerkschaftlichen 
Streben nach besserer Bezahlung 
und günstigeren Arbeitsbedin- 
gungen, entgegen und den Her- 
Ten vom. Gesundheitsministeri- 


um in die Arme. Insbesondere 
drängen wir auf die gewerk- 
schaftliche Mitgliedschaft, seit 


schafiliche Mitgliedschafi, seit 
das Zivildienstgesetz in neuer 


„Undogmatische” Solidarität mit 
dem chilenischen Volk 


Bericht aus Westberlin 


Am 14. Juni fand im Audimax der 

Be ne 
= 

zwi eben ‚Chile der BRD statt. 

Veranstalter war Chile-Komitee, 

das sich in Westberlin vor allen Din- 


zu betonen, daß der KBW alle Akti- 
vitäten des Chile-Komitees „sollda- 
nisch” unterstütze. Eine darüber hi- 
naus weisende politische Alternative 
zeigte sie nicht auf. Dafür handelte 
der KBW sich auch ein schr peinli- 


zusammensetzt aus Spontis, SB, ches Lob der Veranstaltungsei 
Bei usw. Unter. ein. Der Veranstaltungsleiter krit- 

Mütze wurde di von sierte die „KPD”, weil sie ihre Chile- 
der „KPD" und dem KBW, GIM Solidaritäl' nicht' von der speziell 
und ‘Spartacus Der KB/Wesiberlin kommunistischen Propaganda trennt 


hatte sich auch entschlossen, auf 
‚der Veranstaltung eine Rede zu hal- 
ten, 


Wir sahen unsere Aufgabe vor 


allen Dingen darin, einer rein „hu- 
manitären regung, wie 
se vom Chile-Komitee propagiert 


wird, kommunistische la 
‚die Lehren der Niederlage des chile- 
nischen Volkes und die für uns da- 
raus resultierenden Aufgaben enige- 


gonzusetzen 
Wir konnten unsere Rede 
auf der Veransti nicht zu Ende 


‚halten. Sozialdemokraten aller Schat- 
tierungen unterbrachen unseren Red- 


mer mit Pfiffen und Zwischenrufen 


er solle „zum Thema” reden und nicht, 
die Veranstaltung „aunutzen”, um 
die politische Linie unserer Organi- 
Mail iu propäslren. Dadurch war 
unser Gengsse gezwungen, sine Rede 
mehrmals cu un! n und zu 
erklären, warım wir es nicht richtig 
finden, über den Faschismus in Chile 
zu reden und über die Faschisierung 
in der DRD zu schweigen, Schleß- 

h wurde durch Abstimmung er- 
wungen, daß er mine Rede ahbre- 
chen mubte 

Eine besonders üble Rolle spielte 
‚der KBW auf der Veranstaltung. In 
sxicheleckerischer Art Diederie er 

hin seiner Rede bei den Spontis 
an, Seine Rednerin wurde nicht müde 


und zur Chile-Agitation immer ihre 
Zeitung „Internationale Solldarität” 
mitbringt. Dadurch würde sie die 
Leute nur verschrecken. Die „KPD" 
sollte sich mal ein Beispiel am KBW 
nehmen, der erkannt habe, daß das 
die Leute nicht wollen und darum 
„der CnüeAgtaion sul komm 
nis verzichtet. 
Dazu hat ken Vertreter des KBW 
Stellung genommen, aber wahrschein- 
lich waren diese abgewrackten Typen 
auch noch stolz auf das Lob der 

is und Sozialdemokraten. Der 

'W macht sich beliebt. Die Frage 
ist nur: bei wem? 

Wie lange müssen wir noch darauf 
warten, bis der KBW versichert, dab 
er auf’ dem Boden der bürgerlich: 
demokratischen  ‚Grundordnung® 
steht? Aber wenn der KBW meint, 
daß er durch diese Politik Mitglieder 
aus Sponti-Kreisen rekrutieren kann, 
hat er sich schwer geschnitten. Die 
Spontis reden immer von den „Kr 
Gruppen”, die ihnen allesamt sus 
pekt sind’ (K = Kommunistisch), 
nd zu diesen „K-Gruppen” zählen 
sie auch den KUW, da kann er ihnen 
noch so sehr hinterherkriechen, 

Kauın erfreulicher war die Rolle 
der „KPD" auf der Veranstaltung 
Der Redebeitrag hielt sich völlig in 
dem vom Chile-Komitee gesteckten 
Rahmen. Besonders hervorgetan ha 


gesamten BRD, elementarste Verbin- 
dungen, Unterstützungen etc. selber 
organisieren. „Na, acht ihr - hab’ ich 
das nicht gleich gesagt!? Ich, bin 
drin?!?", trlumphlerte unser KDW- 
Freund. Das beweise mal wieder die 
Richtigkeit seiner (gemeint war wohl 
KBW insgesamt) Taktı 

Einige ZDLx konnion sich dies 
nicht so recht vorstellen und bohr 
ten weiter, Nach einigem Hin und 
Her rückte der KBWler dann mit ge- 
naueren Informationen rüber, Ja, er 
hatte schon eine tolle Idee gehabt 
hatte einfach eine falsche Berufibe- 
zeichnung bei der ÖTV angegeben 
(und verschwiegen, daß er cin ZDL 
is!) und war so natürlich anstandslos 
erst einmal aufgenommen worden 
‚wurde dann darauf hingewiesen, 
daß er sich doch damit selbst die 
Hinde vollig gebunden hat, denn bei 
dem, gertusten Mucks werden, die 
ÖTV-Führer fragen „Wie heißt denn 
der" — „was macht denn der“ — und 
feststellen, daß die Berufsbezeich- 
ung falsch ist — bessere, leichtere 
und unpolitischere Ausschlußgründe 
kann man dem ÖTV-Vorstand doch 
gar nicht liefern. Aber das war unse- 
tem KBWler doch im Augenblick 
völlig egal. Denn. 

„Die Hauptsache, erst einmal in 
der” Gewerkschaft", wie er abschlie- 
end meinte, 

Ja, unser KBW'ler ist wahrschein- 
lich nicht einmal ein Pracht- oder gar 
Einzelexemplar, eher wohl. Durch- 
schnittsware der _revisionistischen 
Versumpfung dieses Verein. ® 


2 Zivildienstleistende aus Hamburg 


BERKER 


Fassung 1973 von der „soziat- 
liberalen“ (!) Regierung verab- 
schiedet wurde. Danach können 
wir jederzeit auch im Bereich & 
der Bundesbahn und Bundespost 

als Lohndrücker eingesetzt wer- 
den und gegebenenfalls z.B. bei 
Tarifauseinanderserzungen als 
Streikbrecher!! 

Wir meinen, daß wir nur an der 
Seite unserer Kollegen in der 
ÖTV Verbesserungen erreichen 
können. 


‚zwischen den ZDL und unseren 
Kollegen nur in der Gewerkschaft 
aufgehoben werden kann, und 
wir aktiv für den gewerkschaftli- 
‚Chen Gedanken werben und ar- 
beiten werden. 


Mit solidarischen Grüßen 
— Die Unterzeichner - 


(13 Unterschriften] abgeschickt 
am 26.4.74) 


‚Anmerkung zu UNSER WEG 23 


Inzwischen ist die Nr. 23 von UNSER 
WEG, ‚Zeitschrift des Kommunisti- 
schen Bundes zu aktuellen Fragen der 
Arbeiterbewegung‘, erschienen. 

Sie enthält u.a. einen längeren Ar- 
tikel zur „Zusammenarbeit und Aus- 
‚einandersetzung mit der ‚KPD' *. Die- 
ser Artikel wird sicher viele Leser 
durch seine recht optimistische Sicht 
der Dinge, was die chrliche Bereit- 
schaft der „KPD*-Führer zur Aktions- 
einheit angeht, verblüffen. Das liegt 
daran, daß dieser Artikel bereits Mit- 
Mai geschrieben wurde. 
Inzwischen hat uns die „KPD“ un- 
mißverständlich eines Besseren be- 


nn 


(13 Unterschriften] abgeschickt 
am 26.4.74) 


MEENEEREERAHNEHNSHSrEEHEREENEENEENEREONEEEOEOEREO EEE 


ben sich viele ihrer Mitglieder und 
Sympathisanten im Auspfeifen unse- 
rer Genossen. 

Gegen Ende der Veranstaltung 
stand noch einmal eine Genossin 
von uns auf der Rednerliste. Als sie 
‚noch einmal auf die Bühne ging, vım 
sich zu erkundigen, wann sie dran 
ist, stellte sie fest, daß sie ein 
von der Liste gestrichen worden 
Der Veranstaltungsleiter erklärte, 

in Genosse”” habe erklärt, sie wolle 
trichen werden (wer das wohl 
war? ), außderdem wollten die Leute 
den KB sowieso nicht mehr hören, 
Wenn sie auf ihren Redebeitrag be- 
siehe, würde er darüber abstimmen 
lassen. Dann beantragte er, die Ver- 
sammlung n,di 
KB nicht mehr reden darf, 


dogmatischen” sonst nicht mehr zum 
Reden kommen würden. In ihrer Ge- 
genrede legte unsere Genossin noch 
einmal die Position des KB zur Chile- 
Solidarität dar. 

In der darauf folgenden Abstim- 
mung stimmten fast nur noch unsere, 
eigenen Genossen, einige Spontis und 
einige Sympathisanten der „KPD” 


für unsere Rednerin. Auch die mei- 
sten Mitglieder 
der „K- 


‚heber die "Undogmatischen" hören. 

Wir betrachten es nicht als Schan- 
de, auf dieser Veranstaltung 
grie worden au win. Wenn vum 
ie Politik der anderen kommunikti- 
schen Organisationen anschen, dann 
können wir sagen, daß wir wenigstens 
versucht haben, kommunistische Pro- 
paganda in die Chile-Sohdarität-Be- 
Yepıne zu wagen. Nach der Var. 
Naftung sprach uns eine Genomin aus 
dem Chüe-Komitee an und Torderte 
uns auf, uns am Chile-Komitee zu be 
teiligen. Sie sehe die Perspektiviosig- 
kei 'des Komitees und habe stndik 
versucht, die Diskussion über die Ent- 
wicklung in Europa in das Komitee 
Zu ragen. Sie dal uns, we dabel zu 
Unentützen 


KB / Gruppe Wesiberlin . 


Wir meinen, daß die Spaltung 
’ 
ii 


lehrt. In einem internen Mitglieder- 


geschrieben wurde. 
Inzwischen hat uns die „KPD“ un- 
mißverständlich eines Besseren be- 
Ichrt. In einem internen Mitglieder- 
Rundschreiben der Hamburger „KPD“ 
(„Regionalkomitee 
wird die „, 
einziges Ziel der „Aktionein 
heit“ proklamiert. Dieses interne Pa- 
pier haben wir nach Erhalt umgehend 
veröffentlicht, zusammen mit einem 
‚Offenen Brief an die Mitglieder und 
Sympathisanten der „KPD“ "under 
ner weiteren Stellungnahme, die spal 
erische und provokatörisehe Machen. 
schaften der „KPD" auf dem Gebiet 
der Schulpolitik aufdeckt. Diese Ver- 
öffentlichung ist unter dem Titel „Ak- 
tionseinheit oder ‚Parteiladen-Poll- 
ik” (Preis —.50) bei uns erhältlich. 
Nachträglich meinen wir auch, da 


Preis DM-2,50 
zuzüglich Porto 


die im UW-Artikel zum Ausdruck ge- 
brachte Zuversicht unbegründet war, 
es möge sich bei den Verleumdungen 
der „KPD"-Führer gegen den KB vi 

leicht um Mißverständnise, individ 
elle Dummheit oder einzelne ‚Entglei- 
sungen” handeln. Tatsache ist dagegen 
offenbar, daß die „KPD"-Führer nicht 
weniger gezielt und systematisch mit 
gefälschten und verzerrt wiedergege- 
benen Zitaten und mit Falschmeldun- 
gen arbeiten als dies bisher vom KBW 
schon sattsam bekannt war. Beide Or- 
ganisationen gehen anscheinend da- 
von aus, daß Ihre Politik einer sachli- 


Druck 
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Aktionseinheit oder 
„Partei”laden-Politik? 


1. Internes Papier des 
‚ Regionalkomitee Wanserkante der KPD" 


ienen den Kb 


2. Brief der Bündniskommission 
des KB/Gruppe Hamburg 
an das Komitee ‚Kampf den Derufsverboten..." 


3 Offener Brief der Leitui 
an die Mitglieder und Sympatisanten der „. 


Pu bantiten bei; .. Rooms 


2 Homburg 13 


Preis DM- 


‚Arbeiterkampf Nr. 46 / Juli 1974 


„Wahl der Lehrer durch das Volk”? 


Die „Wahl der Lehrer durch das 

Volk" gehört zu einer bunten Palette 

von „demokratischen Forderungen”, 

di der KBW in sinam Frogamm an. 
et. 

Jeder „Massenkampf” soll nach 
Meinung des KBW in einen Kampf für 
diese „demokratischen Forderungen” 
verwandelt werden. 

‚So beteiligte er sich z.B. am Kampf 
gegen die Fahrpreiserhöhungen in 
Frankfurt unter der Parole „Rechen- 


tarif ausdrücklich ab, denn das „ver- 
tettelt unseren Kampf nur”, (Zitat 
aus der Ortsbeilage der,KVZ) 


1er, enmänden Ins. 
'ir wollen hier nicht grundsätz- 
lich auf die Unsinnigkeit einer solchen. 
Politik und der vom KBW damit be- 
triebenen 


Tatsächlich verbreitet der KBW in 
dieser Frage häufig Konfusion. So 
etwa, wenn er die Forderung nach 
uRechenschaftspfücht, und jederzet 
tiger Al ieit aller Volksvertre- 

'orderung) 


ter” (eine revolutionäre F. 


nator durch eine Unterschriftensamm- 


kön All 
pi ich oe Upendeie Fule 
Massen! im Hinte 


Indem der KBW die Fordı 


terschrift 

nnd 
Menschen (oft auch nur Hun- 
dert) — knüpft er unbe 


stehende klein! 'he Vorstellun- 


mit Ünterschriftensammlungen, Brie- 
fe an Abgeordnete, Prolestversamm- 


Hungen um. 
indererseits sagt der KBW aber 
ZB auch, daß sich en der schlechten 
Jurbildung der Jugend solange nichts 
‚Wrundiegend ändern wird, wie der Ka- 
talismus besteht und die Arbeiter- 
und das Volk die Kontrolle 
über die Schulen nicht selbst über- 
‚nommen haben” (aus einem Bremer 
Flugblatt) . 

‚Wenn dies klar ist — allerdings ist 
es beim KBW durchaus nicht klar, wie 
seine Vermischung von revolutionären 
Forderungen und reformistischen Ta- 
geslosungen in der Praxis klar zeigt — 
50 wäre es prinzipiell wohl kaum von 
Dee, wenn Komiunisten Forderun- 
gen propagieren, die im Kapitalismus 
nicht zu verwirklichen sind, sondern 
die Forderungen auf eine sozialistische 
Gesellschaft sind. 

Gerade das aber trifft auf die For- 
derung nach „Wahl der Lehrer durch 
das Volk” nicht zu. Unseres Wissens 
‚gibt es so etwas in der vom KBW ge- 
fordeflen Weise in keinem sozia- 
listischen Land, nicht einmal in der 
VR China, 

Dies ist unseres Erachtens nach 
nicht zufällig, sondern aus gutem 
Grund. Die „Wahl der Lehrer durch 
das Volk” bzw. die „Wahl der Lehrer 
unmittelbar durch die Bevölkerung 
selbst” — wie die präzise Formulie- 
ung im KBW-Programm heißt — 


nach dem Rücktritt bürgerlicher zusammen mi 
Folfiker (in Hamburg der Innensens Tunzumen mit der Forderung nach 
Toll en Ser emamageE Ime des Volksbildungswesen 
2 gan), Denn dir Auswechliune par im die Hände demokratischer Orgune 
a - der örtlichen Selbstverwaltung” und 
} „Unterbindung aller administrativen 
Eingriffe der Zentraigewalt in die 
Festsetzung der Lehrpläne und in die 
e (KBW- 
F Programm) ist nicht nur unvereinbar 
tur des Proletariats, son- 

gewisser Weise sogar 
KBW in Hamburg sogar, den Innense- nen Schritt hinter den vom Kopıtalie 

' Wie an Samst 


PER] ‚Einkauf 
schweiger Innenstadt zum Einkauf ge 
fahren. 


Am Kohlmarkt (dem_ zentralen 
Punkt in der Braunschweiger Innen- 
stadt) waren — wie üblich — wieder 
alle linken Gruppierungen mit ihren 

‚materialien erschienen 
spezielles Interesse galt an 
diesem Tag dem KBW, der mit einem 
Verkaufsstand vertreten war und über 
Megaphon die herumstehenden und 
iziehenden Menschen auf sich 
aufmerksam zu machen versuchte. 

Knapp 20 Menschen umlagerten 
‚den KBW-Stand, darunter wohl eine 
beträchtliche Zahl von Anti-Kommu 
nisten 

‚Nun, ich kam wohl gerade recht- 


Leserbrief 


‚Am 9.6., 9.00 Uhr bot sich dem an 
politische Auseinandersetzungen 
wöhntem Zuschauer ein ungewohntes 


‚Auseinanderseizung vor 
auf den Fußballplatz entschlossen und 
waren zu einem sonntäglichen Clinch 
angetreten. Erste Schwierigkeiten t 

ten auf, als sich herausstellte, daß es 


Deutschlands” nicht gelungen war, elf 
Spieler zu mobilisieren. 


Während _ der Fußballweltmeister- 
schaft kam es in Westberlin zu mehre- 
ren Protestaktionen von fortschrittlr- 
‚chen Kräften gegen die faschistische 
Mihtanunta in 

Die chilenische Mannschaft hatte 
in Westberlin drei Spiele zu absolvie- 
Bei jedem Spiel waren Linke im 
‚dion anwesend und protestierten 
mit Transparenten und Sprechchören 

n die (schitische Militärhert- 
schaft in Chile. Höhepunkt der Ak« 
tion war das Spiel Chile-BRD, zu dem 
‚mehr als 1,000 Linke ins Stadion ge: 
‚kommen waren. Die Polizei, die mit 
über 1.000 Ordnern und Polizisten 
im Stadion für „Ruhe'' sorgen sollte, 


in die [2 


zeitig, denn der KBW-Sprecher hielt 
soeben eine Vorlesung über das The- 
ma „Wahl der Offiziere, Wahl der 
Lehrer und Richter durch das 
Volk . . .”. Der KBW-Genosse hinter 
dem Megaphon mühte sich redlich, 
diese ‚demokratischen Losungen’ in 
Verbindung mit dem Kampt gegen 
politische Entlassungen und Gewerk 
schaftsausschlüsse zu bringen. 

Ich muß ehrlich sagen, daß ich 
von der Zweckmäßigkeit dieser Paro- 
ten nicht überzeugt war. Mir schien, 
als sei der KBW-Vertreter noch nicht 
so recht am die Wurzel des Übels ge- 


mus im Verlauf Jahrhunderte 
erreichten Stand des dar. 
Bs ist völlig eindeutig, daß das Pro- 


letariat ein zentralisierten 
Schulwesen 


erreichten Stand 
ung des Schulwesens. In letzter Kon- 
sequenz könnte man es dann der per- 
sönlichen Entscheidung der „Bevöl- 
kerung” überlamen, ob sie ihre Kin- 
der Oberhaupt zur Schule schicken 
will 


Dabei fordert der KBW aber auch 
eine „gleiche und einheitliche Aus- 
aller Kinder Bis zum 18. Le- 
”, was im Prinzip nicht un- 
vernünftig erscheint. Aber wie soll 
das verwirklicht werden, wenn zu- 
gleich „alle administrativen Eingriffe 
der Zentralgewalt in die Festsetzung 
der Lehrpläne abgelehnt werden und. 
das Schulwesen den „Organen der drt- 
lichen anvertraut 
wird? Wenn die gleiche und einheit- 
liche Ausbildung gefordert wird, geht 
das natürlich nur durch eine noch 
stärkere  Zentralisierung des 
Schulwesens, und nicht umgekehrt 
durch Aufhebung des Zentralismus. 
Ebenso verhält es sich mit der For- 
derung nach „Wahl der Lehrer durch 
das Volk”. Im Sozialismus wird es, 
zwar eine viel engere Teilnahme von" 
Eltern und Schülern bei der Gestal- 
tung des Schulwesens geben, auch bei 


inter der Forderung nach „Wahl 
der Lehrer durch das Volk” sieht 
überdies beim KBW derselbe kleinbür- 
liche der sich auch in 


‚Rede sein. 3.5. vollzieht diese Ablch- 
nung der Diktatur des Proletariats aus- 
Gele züch, dem 1 Lech behaspt: 
„In Bezug auf die Staatsangelegen 

ten werden die Kommunisten niemals 
besondere Rechte für die Arbeiter 


klasse gegenüber anderen Teilen des 
Volkes fordern, weder vor noch nach 
der Eroberung der politischen Macht.“ 
(‚Kommunismus und Klassenkampf”, 
2/74, .103). Für den KBW trifft das 
sicher zu, aber das sollte man nicht 
mit der Politik der Ko mmuni- 
sten verwechseln. 
u1aDs Proletarit wird; um das ganz 
zu sagen, nach der Bro! der 
Macht auch im Schuhwesen seine Die. 
tatur ausiben müssen. Und es wäre 
aaiv, nicht in Rechnung zu stellen, 
daß sich auch auf diesem Feld ein äu- 
erst scharfer Klassenkampf zwischen 
Proletariat und Bourgeoisie abspielen 


in Leser fragt: ‚Wie find’ ich denn das 


langt. Darum schlug ich vor, doch 

lieber die Forderung „Wahl der Ka- 
talisten durch das Volk!" in den 
ittelpunkt zu stellen. 

Während dieser Vorschlag bei ei- 
nigen Diskutanten Heiterkeit hervor- 
rief, reagierte der KBW’ler ausge 
sprochen sauer - und fragte, ob 
ich ihn verarschen wolle 

Das konnte ich glatt verneinen, 

Da auch beim KBW die Erfahrung 
geläufig ist, daß man die Menschen 
am besten dürch die xis 
von der Richtigkeit ‚kommuniati- 
scher Positionen’ überzeugt, schlug 


der KBW-Sprecher seinen Zuhörern 

vor: „Wir können doch eine Volksab- 

atimmung machen!” und er fragie, 

als alle etwas ungläubig zu ihm herü- 

Verschauten;,Wer it gegen die Rede- 
TE 

Keine Hand regte sich, kein Wider- 
wpruct 

„Also ind alle für die Rede- 

heit”, stellte unser KBWler, sicht- 
lich zufrieden, fest, 

Ich ahnte schon, was jetzt kom- 
men würde. „Anders formuliert: Wer 
it n. daß wir (die Kommuni- 
nisten) hier reden? 


„Sportfreundschaft an erster Stelle ...“ 


‚Aber man war gewillt, sich solida- 
risch zu zeigen, und mit einem nach- 
sichtigen, aber vielsagenden Grinsen 
wurden die bei der „KPD" fehlenden 
Spieler aus den Ersatzleuten vom KB 
hinübergeschiekt, von denen einer 
dann auch gleich in den ersten Spiel- 
u erste Tor für die „KPD“ 
schoß, Das Ausgleichstor fiel kurz 
darauf, und nach der 1. Halbzeit war 
die KB-Mannschaft in Führung. 
Inzwischen waren noch einige Spie- 
ler für die „KPD” eingetroffen (man 


muß bedenken, es war Sonntag mor- 

n, inzwischen 10.00 Uhr in der P 
1), und die ausgelichenen Spieler 
wurden ausgewechselt. Zur Art und 
Welse der sportlichen Auseinander- 
setzung kann ich nur sagen, daß sie 
von beiden Seiten einigermaßen hart, 
Aber fair geführt wurde, 


fall 


soviel ist sicher, daß der Spielverlauf 
nicht geeignet w. Im kurzer Zeit 
‚auf eine Fraktionierung zwischen den 
klassenbewußten, von den K-Füh- 
rern geiäuschten Arbeitern und der 
rechtsopportunistischen Führung” 
hinauszulaufen und somit „langfristig 
den Niedergang und die Zu ng 
dieses Zirkels” zu organisieren, wie os 
‚dort heißt, In dem Spiel hätte es, vor 
allem in der 1. Halbzeit, gerade umge- 
kehrt der Fall sein können, aber die KB- 
‚Genossen halten, soviel ich aus dem 


Protest gegen die chilenische Mi itärjunta in Westberlin 


vermochte auch nicht mit mehreren 
Knöppeleinsitzen die Proteste zum 
Schweigen au bringen. Immer wieder 
ertönte die Parole „Hoch die inter- 
im Stadion und 
wehten Transparente mit 
Aufschriften wie „Chile si — Ju 
no“ im Stadion auf. Während den 
Spiels Chile-Australien gelang es m- 
gar einigen Demonstranten mit einer 
großen chilenischen Fahne mit der 
Aufschrift „Chile socialista" auf das 
Spielfeld zu mürmen. Sie wurden im 


Polizeigriff abgeführt und _ werden 
er, wegen Hau und Landtriedens 
uch angeklagt 
Fine besonders üble Rolle spielten 
die Rerisionisten. 
DKP und SEW hatten ja schon vor 
Beginn der Weltmeisterschaft vers 
daß sie allen tun würden, um 
den „ordnungsgemäßen Verlauf der 
Spiele” nicht zu gefährden. Das taten 
sie dann auch mit allen ihnen zur 
Verfügung stehenden Mitteln: sie lie- 
Sen das Flugblattverteilen vor den 


Spielen auf dem $-Bahn-eläinde ver- 
bieten (die Westberliner S-Bahn ge- 
hört zur Reichsbahn und ist somit 
ein DDR-Detrieb) und hetzten die 
Bahnpolizei mit Hunden auf die 
Flugblattverteiler. Das Schärfste aber 
leistete sich der Kommentator des 
DDR-Fernschens. Als während des 
Spiels Chile-Australien die große Falı 
ne von Demonstranten auf's Spielfeld 
aetragen wurde, kommentierte er 
„Die Ordnungskräfte haben die Sache 
inter ihrer Gewalt, der weitere Ver- 


#9 Sieben Arme 


In der BRD gibt es viele Tausende 
Lehrer, die im Unterricht reaktionäre 
und (äschistoide Auffassungen ver- 
Froetarat nach der Kroberung. der 

Auen Mach Satchen Proßieme 
haben, 


schen und überalen Lehrern haben, 
von denen sich zunächst viele auf die 
eine ‚oder andere Art der Diktatur 


Gen. aber da che ae Fran pa 
nl 

tcher M lat 
nistrativer fe) 


‚Was aber die reaktionären Lehrer 
angeht, so ist klar, daß das Proletariat 
an der Macht ihnen nicht länger die 
Erziehung der Jugend anvertrauen 


schen Macht durch das Proletaria 

eine Mehrheit der „Bevölkerung” in 
jedem Winkel des Landes hinter sich 
hat, so könnte man weiterhin ebenso 
‚naiv annehmen, daß dann die reaktio- 


‚dern das Übel ist, daß dies der Staat 
die 


i 


en 
Hi 
CH 

‚ln 


| 


hocht 
„Und wer ist dafür? ” Sechs Leute 
meldeten sich! 

Stimme am Megaphon zum 
‚Wahlausgang'; „Eins, zwei, drei . 
mh, mh. Die Mehrheit hat sich somit 
für unsund. 


Wie find” ich denn das? 
Als entschiedener Demokrat hätte 
ich vom KBW hier doch etwas mehr 
Rückgrat erwartet. Im konkreten Fall 
hätte das doch wohl nur heißen kön- 
nen: Sich der ‚Meinung 
beugen, die Fropaganda einmtellen, 
Sachen packen und nach Hause ge- 
Odert . 


Ein Sympathisant aus Braunschweig 


ARBEITERKAMPF bisher entnom- 
me abe, nichts von dieser Art der 
Auseinandersetzung, _sandern. sind 
mehr darauf erpicht, die Auseinander- 
setzung Öffentlich unter den Massen 
zu führen und den Niedergang oder 
die Zerschlagung irgendeines Zirkeli 
‚nicht mittels Fraktionierung zu orga- 
nisieren, sondern mittels politischer 
Überzeugungsarbeit den Prozeß der 
Vereinheitlichung voranzutreiben, 
was, wie mir scheint, für die Masser 


oh 


Anm. der Redaktion: Das Spiel war 
rom KB angeregt worden. Ein Revan 
che-Spiel soll demnächst stattfinden® 


lauf des Spiels isı nicht gefährdet.” 
Damit ließ er die Zuschauer in der 
DDR in dem Glauben, die chilenische 
Fahne sei von rechten Junta-Anhän- 
gern aufs Spielfeld getragen worden, 
da man die Aufschrift „soclalita" 
und de geballten Fäuste der Demon- 
stranten im Fernsehen nicht deutlich 
erkennen konnte. 

Am 15.6. veranstaltete das Chile- 
‚Komitee eine große Chile-Demon 
tion in Westberlin. Mehr als } 
Menschen und ss wichtigen pol 
schen Organisationen beteiligten sich 
daran, Nicht erchlanen war die SEW 
amt Anhang. . 
KB/Gruppe Westberlin 
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ZUM FALL ANDREB. 


Vom 13. bis 20. Juni 1974 fand vor einem rs ‚Schöf it di 
Frosch Ehepaar Wülfried und Marta B. sus Hamburg-I it at. 
‚wegen Körperverletzung und Freiheitsberaubung an ihrem. 
ee 
Fee 
kerkert” und „mißhandı it", brachen bereits am weiten Verband ni 


‚sammen. Vielmehr wurde deutlich, 


ich unerhörte Sauernien che die ver 


‚schiedenen Behörden leisteten, die den heutigen Entwicklungsstand Andres 
(mit schwachsinnig) verschuldeten, Itern völlig 
Guetgradig sch ten, und die die Eltern 15 Jahre 


‚der Ke theit und M« 
die Öffentlichkeit zu ringen 


In diesem Artikel wollen wir die Pı 
tatsächlichen Ereignisse 


Am 7. Mai 1973 erscheint di 
„Bild”“Zeitung mit der Titelseit 


ien werden um nicht noch weitere Beweise 
feindlichkeit unseres Gesellschaftystems an 


im Mai 73 darstellen und die 


ressekampagne 
‚seit der Geburt Andr&s am 21.4.58, sowie die Bedin- 
gungen, unter denen Andr& heute in den Alsterdorfer Anstali 


Gegenstände flogen gegen ihr Haus 
in Billstedt. Dem Zimmermann Wil- 
fried Behn wurde von seinem Arbeit- 
er fekündigt, Er bieb einige Zeit 

Ios. Ihre Zwillingstöchter wur- 
den ihnen weggenommen und in ein 


YKindesmißhandiung in Ham! Heim gesteckt 
RArIG CESFERRT“ 
‚Der Artikel beginnt mit dem fett- Untersuchung 
‚druckten Satz: „Als der IS/ährige des „Fall Andr& B." 


‚ndlich in die Freiheit iorkelte, 
hatte er den Verstand verloren“. , 
Dann beginnt ein gruseliges Schau- 
a ie Eu attunken und 
n, aber immerhin geeignet war, 
eine „dolle Story” zwecks Auflagen: 
‚erhöhiung abzugeben. In übels.er 
se wird das Ehepaar fertig gemacht: 
‚Ein 15jähriger Junge ist in Ham- 
"Billstedt von seinen Eltern buch- 
stäblich wie ein Tier in einem vergit- 
terten Käfig gefangengehalten wor- 
Mn run? Jehre Ing. Al Poltieeen 
fgeschossenen Jungen mit 
dem bieichen Kindergesicht am Wo- 
‚chenende befreiten, machten sie eine 
schreckliche Entdeckung: Während 
der Gefangenschaft ist der 15jährige 
Andre offenbar wahnsinnig gewor- 
den.“ In derselben Ausgabe, auf Seite 
3, findet sich zur „Charakterisierung 
des Vaters“ folgende Stelle: „Die 
‚Leute in Billstedt hätten Andres Va- 
ter eine ganze Menge zugetraut — das 
abaeenice Jeder Bann ode. ne. 
fürlich ist der immermann 
Wilfried. Behn bekannt. Die Leute 
hier in diesem ruhigen Winkel der 


tätigen Mannes, der häufiger 
‚Schlägereien verwickelt .ist und 
schnell mit seinen beiden Kleinkal- 
berpewehren droht.” („Bi“, 7. Mai 
"Nicht viel anders berichten „Mor- 
genpost“ (SPD) und „Hamburger 
Abendblatt‘“ (Springer). „Die Welt“ 
(ebenfalls Springer) erfand sogleich 
‚den Grund, „warum die Behns Andr& 
5 Jahre in einem Stall hielten“: 
„Martha Behn schämie sich, zusam- 
men mit einem unehelich geborenen 
und geistig zurückgebliebenen Kind in 
der Öffentlichkeit gesehen zu wer- 
den. (.Wel“, 7. Mai 73) Und die 
Sonate van 13 Mal 
ser Ojjennensei gesnen ım wer = 
den.” („Welt“, 7. Mai 73) Und die 
„Welt äm Sonntag” vom 13. Mai 
fragt: ; „Wo bleibt das Herz für Ki 
„es gibt unzählige Fälle 
in denen wehrlosen Kindern von Er. 
wachsenen Unrecht angetan wird.“ 
Das ist die Stoßrichtung der „‚kon- 
zertierten Aktion“ der bürgerliche: 
Presse im „Fall Andr€ B.“, Verrohte, 
gewalttätige Eltern, Nachbarn, die 
Sich nicht um einander kümmern 


In den „Informationen des Amtes 
für Schule’ Nr. 12/73 vom 24.5.73° 
berichtet Senator Apel über einige Er- 
ebnise der von ihm eingesetzten 

Intersuchungskommission.. 

„Die  Untersuchungskommission 
‚kommt zu dem Ergebnis, daß das Ge- 
schehen um Andr& durch Versium 
nisse in der Verwaltung mitverur- 

wurde 

beleich bereits seit dem Jahr 
1959 (!) Andr&s Entwicklungsrück- 
stand meirfach festgestellt worden 
wer, wurden bis zu seiner Einschu- 
lung keine gezielten Maßnahmen zum 
‚Auigleih einer Behinderungen einge 

tet... 

Als“ besonders bedauerlich muß 
die Tatsache angesehen werden, daß 
Andr& vom Sonderschulbesuch zu- 
rekpentl 0)... 

Yach _ anfänglichem regelmäßigem 
Schulpenuch erkränkte Andrk, ein 
erneuter Einschulungsversuch ichei: 
derte.” (2) 

im der Einschulungsversuch 
scheiterte, warum Andr& vom Son- 


‚Millionenstadt Hamburg wissen nicht _derschulbesuch zurückgestellt werden 
50 recht, was sie von Wilfried Behn mußte, wodurch die Verwaltung wek- 
halten sollen. Er hat den Ruf eines che Versäumnisse mitverursacht 


all diese Dinge werden nicht öffent- 
lich dargelegt. Apel nimmt „Mit- 
seine Behörde, um von 
der Id“ eines menschen- 
feindlichen Systems abzulenken. In 
diesem Sinne endet auch sein Artikel: 
„Aber nicht allein die Behörden sind 
Verantwortlich, sondern jeder einzel- 


ne in dieser Gesellschaft. 
in einem internen Bericht des 


Hamburger Senats, der auszugsweise 
im „Spiegel“ des Jahres 73 wiederzu- 
finden ist, lassen sich dann folgende 
erschütternde Entwicklungsstationen 
des Andre B. nachvollziehen: 

Andr€ wurde am 21.4.58 in der 
Frauenklinik Finkenau, Hamburg, ge- 
ra br er 


inäre wurde am 21.4,58 in der 
Frauenklinik Finkenau, Hamburg, ge- 
boren. Da die Mutter Ändr€ nicht zu 
sich nehmen konnte, bat sie gleich 
nach der Geburt um Heimaufnahme. 
Sie wollte sich Arbeit suchen, um 
Andr£, von dem sie sich auf keinen 
Fall trennen wollte, später zu sich 
nehmen zu können. (Bericht der 
Klinikfürsorgerin vom 4.4.58). Am 
5.5.58 kam Andr€ von der Frauen- 
klinik Finkenau in das Shuglingsheim 


bzw. Aı haben, „Mißhandlungen“ 
bei der 'olizei zu melden, und eine Ba re 
Be ee a Be 


‚Die Untersuchungen im Fall „An- 
dr€ B.“ indes zeigen beispielhaft die 
grausame Situation „behinderter Men 
schen“ in einer auf Profit orientier- 
ten Gesellschaft, Doch dazu weiter 
unten. 

Obwohl bereits einen Tag nach Be 
kanntwerden des Falles vom damalı- 
gen Hamburger Schulsenator Apel 
eine fünfköpfige „Untersuchungskoi 


aiwas zurück“ sei - ein erster Hin- 

weis auf eine andere Entwicklung als 

bei gleichaltrigen Kindern. Bereits 7 

Monate später weist der Befund Re- 

Hardierungsmerkmale („Zurückgeblie- 

benheit") aus. Ein Bericht 9 Monate 
später bestätigte den Befund. 

‚im Säuglingsheim 

ring wurde Andre am 20.2.89 

in das SCF-Kinderheim Bahrenhof 


\" eingesetzt wurde, die „er. gebracht. Das Heim wurde von der 

Miro Unserlisnungen im Behörden. britischen Kinderhilfe (Save The Chi- 
apparat”klären wollte, und die in dren Fund) geleitet und zo Ber 
Cm Jteinen (1) Berk zu ein: toptimangal (am 15.1963. a 
u hl, Während des Aufenthaltes in die 


nissen kommt, hetzte die Presse bis 
zum 20. Juni 74 weiter gegen die 
Familie Behn. 

So das „Hamburger Abendblatt" 
„Er (Andrö) wurde von seinen Eltern 
fercieger und mußie mi Jovi mur 

lurıen Unterbrechungen, in einem 
verschonenen Verichlag hausen, 


sem Heim wurde von mehreren Fach- 
ieuten bei Andr@ in 

Maße ein Rückstand in der geistigen 
ntwicklung festgestellt. Im Novem- 
ber 1960 beantragte die Mutter die 
Entlassung Andres. Die Familienfür- 
sorgerin konnte eine Entlassung nicht 


37974) „Wenn das Ehepaar befürworten, ermöglichte aber zu 
Du weranrigen uhmurzen Risen. Weihnachten eine Beurlaubung 
pudel Schnuffi s0 gehalten hätte Am 16.12.60 wurde Andr€ dem 
{wie angeblich Andre, AK}, wirees  ‚Ärztlichen Dienst der Jugendbehör- 
‚nTierquälerei angezeigt worden" de" vorgestellt, „weil die Heimleite- 
Celia“, 14.6.79) Tin sieh um seine Entwicklung in der 
Die Prewekampagne blieb nicht Äetzten, Zeit sehr große Sorgen 
ne Folgen. $0 mußte sich das Ehe- macht", 
pur Bela Tapelang In Ihrem Hause Der Junge komme geistig nicht 
einschließen ‚onanrufer be- mehr mit, spreche noc) nicht 
jehimpften sie und drohten ihnen und sei kaum ansprechbar. Die Aratin 


‚den Tod an, Steine und andere harte 


bestätigt die Vermutung: 


„Ks int fast mit Bestimmthelt an- 
zunehmen, daß die Mutter mit dem 
schwiergen Kind nicht fertig werden 
wird. Falls sie nach dem Weihnachts: 
urlaub Ihn zurückbringt, muß er nach 
Hetendorf (Heim der Lobetalarbeit - 
Innere Mission — für geistig behinder- 
te Kinder) verlegt werden. In einem 
Heim für normal entwickelte Kinder 
ist er nicht mehr tragbar. 

‚Am 10.1.61 beantragte die Mutter 
erneut die Entlassung des Kindes. 
Trotz anfänglicher Bedenken (siche 
oben) stimmte die zuständige Fami- 
Nenfürsorgerin der Entlassung zu, 
„um dem Kind den ... vorgesehenen 
Heimwechsel zu ersparen.” Die Ent - 
lassung wurde daraufhin noch am sel- 
ben Tage verfügt. 


Brief einer 
Mutter 


‚Auszüge aus einem an den „Spie- 
gel“ gerichteten Brief der Mutter 
Sines spastisch behinderten Kin- 

es: 
„Schon als Mutter eines gesun- 
den Kleinkindes wünscht man 
sich nichts sehnlicher, alı mal 
einen Tag und eine Nacht ohne 
Unterbrechung zu schlafen. Als 

Mutter eines behinderten Kindes, 
‚hat man in diesem einen Kind 
ständig zehn kleine Kinder . 
Ich kenne eine Mutter, die 
Jahren jede Nacht ihr behinder- 
tes Kind herumdrehen muß, weil 
es sich eben gar nicht allein, 
drehen kann. Eine andere Mut- 
ter hat einen linden Spasti- 
ker. ‚der keine Nacht schläft, 
sondern dauernd rhyihmisch in 
die Hände klatscht. Unser Junge 
wird nachts immer angebunden, 
weil er sich sonst im Schlaj 
schlägt — und das nut sehr weh. 
Aber ein häufiges Klopfen auf 
die Matratze ist nicht zu vermei- 
den. Ich höre dieses Klopfen, 
auch wenn unser Kind gar nicht 
da in, .. - 

Wo. bleibt das Kind, wenn die 
Mutter mal krank ist? Wo sind. 
die Einrichtungen, in denen di 
Kinder auch in dieser Zeit ge} 
dest werden? Jeder Tag ohne 
Behandlung bringt diese Kinder 
zurück, Und selbst wenn es Kurz- 
aufenthaltsheime gäbe, wie sieht 
für die Eltern die Finanzierung 
au . 

Schienen, die den Knöchel stüt- 
zen sollen, kosten 500,- DM, eine 
kleine Änderung daran, weil das 
Kind so zwar stehen, aber nicht 
laufen kann, obwohl es sonst 
Treppenstufen geht, 115 Mark, 
der dritte Kinderwagen, weil der 
zweite zu klein wurde, 175 Mark. 
Ein Fellsack 200 Mark, Spasti- 
kerstuhl 600 Mark. 

Die ganzen finanziellen Belastun- 
‚sen einzeln aufzurechnen, hat 
‚man gar keine Zeit, weil man 
diese dazu braucht, Geld zu ver- 
dienen... 

‚Normalerweise braucht man für 
ein elffähriges Kind ja auch keine 
Windeln mehr. Wir brauchen’. 
Die Waschmaschine läuft minde- 

tens einmal pro Tag. Das sind al- 


tens einmal pro Tag. Das sind. 
les Kleinigkeiten, aber sie sum 
mieren sich. Straßenbahn zu ir- 
‚gendeiner Therapie kann man 
mit dem Kind nicht fahren, also. 
Immer Taxe. 

Und wenn man mal neue Kraft 
‚schöpfen will, wer nimmt das 
Kind? Und wenn man jeman- 
den findet, wird der Urlaub dop- 
pelt so teuer wie normal. Denn 
der alle muß ja bezahlt werden. 
Bei unserem Sohn sind alle Schi» 
digungsfolgen von der Kranken- 
kasse ausgeschlossen, das ging ein- 
mal so weit, daß man sogar An- 
gina und Grippe bei unserem 
Kind als Schädigungsfolgen ein 
ordnen wollte. 

Ein amerikanischer Arzt hat ein- 
mal gesagt:.Eine Familie mit 
einem behinderten Kind ist in 
unserer Gesellschaft eine behin 
derte Familie.“ 

Und damit hat er sehr recht!“ 


Vom 24.12.1960 bis zum 5. Mal 
1973 blieb Andr6 bei seiner Mut 
in Hamburg-Bälstedt. In den Jahren 
‚61/62 wurde bei Besuchen der 
milienfürsorgerin mehrfach fest 
stellt, dab Andı€ „körperlich und g 
stig. Immer noch recht zurück und 
nicht wie ein normales Kind” wirke 
Doch weiterhin geschah nichts! Im 
Laufe der weiteren Entwicklung An- 
dr6s (bis 1964) wurde in Berichten 
jen, daß Andr& noch nicht 
fen und kaum sprechen 
Hinblick auf die bevorste 


den Iupendpsychlatrschen 
Weden Debültät (leichter Schwach 
n tät (leichter 
sinn) baldige Aufnahme in die Heil- 
pädagopische  Tapechule Boberg 
isch Angaben der Schulleitung vom 
7.5.73 wurde Andr wegen 


j,( vom Schulbesuch murdckge- 


Er wurde auf eine Warteliste ge- 
setzt. Aus den verschiedensten Akteı 
ist nicht erkennbar, daß vom Schul- 
oder Jugendamt die Einschulung be- 
trieben wurde. Eine Nachfrage bei 
der Schularztselle (Januar 1966) er- 

b, daß Andre „unbeschult” sei. Als 

itie 1966 Andı€ endlich aur Schu- 
le Lohbrügge kommen sollte, 

Mittlerweile 
war Andre 8 Jahre alt und seit sieben 
Jahren waren Symptome einer rück- 
ständigen Entwicklung bei 
Nichts war bisher geschehen! 
31.8.1967 wurde die „elterliche Ge- 
walt”“ der Mutter übertragen. Am sel- 
ben Tage war vom Jugendamt die 
Akte des geisteskranken Andr6 B. ge- 
schlossen worden! Bis 1970 wurde 
vom Jugendamt weder die Schulauf- 
nahme noch therapeutische Unter- 
richtungen etc. betrieben! Am 13.7, 
1970 erfolgte ein anonymer Anruf bei 
der Dienststelle Schülerhilfe, daß sich 
im Hause „.. ein 11- bis 12jähriger Jun- 
fg, befinde, der nicht zur Schule geht. 
och wiederum verging ein 3/4 Jahr. 


Erst im April 1971 (Andre war mitt- 
lerweile 13 Jahre) wurde Andre in 
die. Heilpii ‘be Schule probe- 
weise t. Bis November 71 
war. der Schulbesuch ziemlich 

mäßig. Der Klassenlchrer :machte 
Hausbesuche und hatte einen guten 


Eindruck von der Familie. Von_No- 
vember 71 bis Mai 72 war Andre we- 
sen einer Stoffwechselerkrankung 
nicht in der Schule. Der Lehrer 
ntachte einige Hausbesuche. Im Juni 
1972 kam die Schule zu dem Ergeb- 
nis, daß eine Betreuungsmöglichkeit 
im Rahmen der Schule zur Zeit nicht 
mehr gegeben sei. Wiederum wurde 
Andre’ zurdekgestelt! Andr&s Riten 
bemühten sich wiederholt, Hilfe für 
ihren Sohn zu bekommen. 

Während des Prozesses stellte der 
Richter Beyer die Frage, was die 
Eltern unternommen hätien. Frau 
Behn: „Mir wandten uns an die Für 
sorge. gerin aber sagte: 
Das gibt sich noch. Die Arztin in 
der  Mütterberatungsstelle meinte: 
Geben sie dem Kind Lebertran. Das 
hüft. Für eine heilpädagogische 
Schule war Andr& nicht tragbar. Im 
Ortsamt fanden wir für unseren Jun- 
‚sen keinen Sachbearbeiter.“ („Mor- 
genpost", 146.74) Der Rektor der 

hule Weidemoor, Hintze, erklärte 
bereits gegenüber der „Bild“ am 8., 
Mai 1973: 

„‚Nach sechs Monaten wußten wir, 
daß wir ihm nicht weiterhelfen konn- 
ten ... Wenn wir für solche Aufgaben 
‚mehr Pfleger, Erziehungshelfer und 
Beschäftigungstherapeuten hätten, 
dann könnten wir auch Kinder wie 
‚Andre ständig betreuen.“ 

Die Geschichte des Andr& B. ist 
die Geschichte einer Gesellschaft, die 
Millionen in Mord- und Folterinstru- 
mente investiert, aber die elementar- 
sten Grundrechte der Menschen miß- 
achtet: Obwohl die zurückgebliebene 
Entwicklung Andres seit 1959 be- 
kannt war, wurden keinerlei Maß- 
nahmen getroffen! Andr wurde bis 
heute das Recht auf Schulbesuch ver- 
weigert, weil es keine geeigneten 
Schulen im benötigten Maße gibt. Lt. 

‚Spiegel“ werden in der BRD 6.040 


Anndnnnahutan ale hamkfins Meike 


Spiegel“ werden In der BRD 6.040 
Sonderschulen akut benötigt. Es gibt 


allerdings nur 2.015° 
Hinzu kommt, daß es jahrelang 


in ganz m keinen 
der Faychol 
an die sich Lehrer 


je mit sogen 

„schwierigen Fällen‘ nicht fertig wur“ 
den, ist »0 phantastisch besetzt, daß 
sie praktisch itsunfählg ist. 30 
‚kommt auf einen Schulkreis, z.B, auf 
it Harburg, ein halber Schulpsycho- 


Wie Aber, schrieb, due, Hamburger 
Zr 


Abendblatt" vom 22.5.74 zum 
Andre B": „Zwei Me 


‚Seit dem $, Mai 1973 ist Andre in 
den Alsterdörfer Anstalten unterge- 


bracht. Die „Morgenpost“ vom 12.6. 
berichte, daß „Andr? von den besten 
Ärsten nun beireut wird.“ 

21 2a$.Hamburger Abendblatt vom 

„Andrö lebt heute in den Alster- 
dorfer Anstalten, und hat ständi 
zwei Menschen um sich, die sich ru 
um die Uhr um Ihn kümmern.“ 

Und die „Welt“ vom 1.6.74 
schließlich: „Zwei Erzieher kümmern 
sich ausschließlich um Ihn, eine drit- 
te Hilfskraft ist außerdem halbtags 
‚für ihn eingesetät."“ Schön wärs! 

Andre ist seit etwa einem Jahr in 
der geschlossenen Abteilung „Wach- 
al“. Derzeit befinden sich” dort 
45 Patienten. Pro Schicht arbeiten 
fünf Pfleger, d.h.: neun Patienten 
‚kommen auf einen Pfleger!! 
gnkat Enke Wochen war Andre 

auf der Abteilung „Hein- 
richshöh“, er 

Dort eben 37 Patienten und ca. 
vier Pfleger! Dazu muß gesagt wer- 
den, daß die Bandbreite der Patien- 
ten enorm groß ist. So sind in „Hein- 
richshöh“ 2.B. „Selbstbeschädiger‘“ 
zusammen mit Patienten, die lese 
und schreiben können und regelmäßi- 
gen Tätigkeiten nachgehen. 

Allerdings kümmern sich zwei 
„Fachkräfte, soweit cs in ihrer Zeit 
ünd ihren Kräften und Möglichkeiten 
steht, um Andre. Der eine ist ein Pa- 
ent, der schon einige Jahrzehnte in 
Alsterdorf ist und ab und zu mit An- 
dre spazieren seht, der andere ein Zi- 
vildienstleistender, der ein bis zwei 
Stunden pro Tag mit Andre Spiele und 

n durchführt. Geschulte und 
ausgebildete Fachkräfte, die sich Tag 
und Nacht in ausreichender Zahl um 
Patienten kümmern? — Bloß ein 
Traum aller Patienten, der Zeit ihres. 


Wunschtraum bleiben wird! 
Der Fall Andr€ endete mit dem 
Freispruch für seine Eltern. Doch wie 
Richter einleitend sagte:,.Es 
sticht Aufgabe dieses Gerichts, mög- 
liche Verslumnisse der Behörden auf: 
zuspären und die Verhältnisse, unter 
denen geistig Behinderte in unserer 
Gesellschaft leben, zu untersuchen“. 
2 endete der Prozeß vor allem mit 
dä Preipruch der Behörden und un. 
seres Systems, das tagtäglich 
Andr6 B.' produziert! . 


Chemiekomitee, KB / Gruppe Ham- 


Chemiekomitee, KB / Gruppe Ham- 
a 


Üble Provokation der „KPD/ML” 
bei Daimler-Benz, Westberlin 


Welche schweinischen Methoden die 
„KPD/ML” anwendet, um ihren La- 
den bei den Kollgen la die groß 
artigste Unterstützung im Kampf 
Ben" die derzeitige Welle der pol 
schen Entlassungen anzupreisen, zeigt 
folgendes Beispiel: 

ichrere fortschrittliche Kollegen 
bei Daimler-Benz in Westberlin wur 
den im Mai gekündigt. Darunter ein 
Vertrauensmann, der offen aus poll- 
tischen Gründen rausflog und sofort 
in den Urlaub geschickt wurde. Aus 
diesem Anlaß rief die „KPD/ML” zu 
einer öffentlichen „Arbeiterrunde” 
auf. Die schlichte Begründung war 
Stärkt dje KPD/ML!” 

Daß die „KPD/ML" nicht davor 
zurückschreckt, einen Kollogen zu 
Senunzieren, wenn es nur für die 
Stärkung” der „KPD/ML" ausge 
ichlachtet werden kann, mußte einer 
det gekündigten Kollogen am eigenen 
Lei n: Br wollte (offenbar 
politisch schlecht beraten!) die „A 
beiterrunde” nutzen, um sich Unter 
stützung für seine Wiedereinstellung 
und den Arbeitsprozeß zu holen. Erst 
nach längerer Disk die 

KPD/ML bereit, 


di 
f 
Fiugb) 

ausgeschrieben, sein Na 


name abge- 


che: „Am ler 
und iwel Genossen der Gruppe 
Fahne (gemeint ist die „K| 
merkung AK) Daimler-Zelle zur Ar 
beiterrunde der KPD/ML ins Park- 
restaurani Neukölln. F, .. berichtete 
wie er bei Daimler in... und auf der, 
Betriebrversammlung gekämpft hat. 

‚Die Betriebsräte und einige recht 
soxialdemokratische Vertrauensleut. 
die es bei einigen Kollegen nicht 
leicht, hatten, die Kündigungen “zu 
rechtfertigen, hatten hierdurch un- 
verhoffte _Schützenhilfe erhalten. 
Jetzt konnten sie als Beweis’ für Ihr 
Gerücht, ‚der hat wak mit der KPD 
zu tun’, das Flugblatt der „KPD/ML' 
zitieren. Dieser ‚Heweis' verfehlte un- 
ter den Kollegen nicht seine Wirkung, 
Der Betriebsrat nutzte ’die Chance 
noch weiter aus und leitete das 
Flugblatt an die Ortsverwaltung wei- 
ter. Diese wiederum forderte den ye- 
kündigten Kollegen auf, dazu Stck 
hung zu nehmen, und zwar bevor nie 
entscheidet, ob sie ihm Rechtshilfe 
für den Arbeitsprozeß gewährt oder 
nicht! Das objektive Zusammenspiel 
zwischen „KPD/ML" und Gewerk- 
schaftaführern ist offensichtlich! 

Det Kollege F. hat von einer sol- 
(chen Denunlation sicher keinen Nut- 
zen (darüber können auch die 94 
Mark nicht wegtäuschen. Nutzen da- 
gegen haben die Gewerkschaftsführer 


» 
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Hamburger Senat 
deckt faschistoiden 
Polizei-Chef 


burger Schutzpolizei, Georg 
di innien „Haarerlaß’ 
‚nach dem uniformierte 
‚Beamte „bis an den Kragen reichendes 
gepleuch Langhaar" tagen dürfen 
io veranlaßten einen nicht der Poli- 
zei angehörenden Bek: 
‚Protestbrief“ 
Bolize 
Pries 


Heer von 


Pries verfaßte am 10.12.1973 ein 
‚Antwortschreiben, aus dem hervor- 
ht, daß „durch diese 
iem Volk” di 
ihm zu klingen 
ich glau allzu modernistt- 
sche Trends, existentlalistische Aus- 
drucksformen und -tendenzen sowie 
übersteigerter Individuallımus in der 
Polizei weder Raum haben können 
‚noch Raum gewinnen dürfen. Innere 
Haltung, Zuverlässigkeit, Hifs-, und 
Durchsetzungsbereitschaft in Gefah- 
renlagen werden im allgemeinen nur 
von Menschen erwartet, deren äußere 
Haltung und äußeres Erscheinungsbild 
einen solchen Vertrauensvorschuß be- 
gründet, Das gilt in besonderem Maße 
Für Polizeibeamte in Uniform.” 
Nachdem Pries sich dann noch da- 
rüber verbreitet hatte, daß ihm das 
„von spitäfindigen Intellektuellen st 


u 


„won spltäfindigen Intellektuellen stra- 
Dazierte Grundrecht der, freien Entfal- 
fung der Persönlichkeit” schwer auf 
dem Magen liegt, schrieb er weiter: 


"Die Polizei begreift sich - und das Am 2.5.74 wurden in der Strahl 


ist meine tiefe Überz. - nicht als teilw 
Hi htapparat, sondern ten mil einem Rönigenbentrahlungspe- 


außenstehender Macht 


1 Mege der einıtwellgen Verfügung ver 


Weiterer Abbau 
Rechte an der 


demokratischer 


Universität Frankfurt 


Am 24.5.74 untersagte das. Verwal- 
unesgericht Frankfurt dem Allgemei- 
'n Studentenausschuß (Asta) der 
Frankfurter Universität unter Andro- 
hung einer Geldstrafe, sich über Hoch- 
n hinaus allgemein-politisch 

n. 


ei 
besagt, daß dem Anl 


boten, (wird, ich Öffentlich zehn. 


Ange der studenten, 
iern” (ER vom 25.5.74). 
Diese Anordnung steht im Zusam- 
‚menhang mit den Auseinandersetzun- 
n an der Universität Frankfurt im 
Januar dieses Jahres und bedeutet eh 
nen weiteren Baustein in den gesam- 
ten Angriffen auf die demokratischen 
Rechte der Studenten. Anfang dieses 
Jahres kam es zu heftigen Auseinan- 
dersetzungen an der Frankfurter Uni, 
die durch die rcaktionären Praktiken 
des Professor Engels provoziert wur. 
den (siehe AK 40). Die 
setzte damals das Univerit 
knüppelte auf die gegen dı 
när Engels protestierenden Studenten 
ein, durchwühlte die Asta-Räume und 
nahm verschiedene Akten mit, Kurz 
darauf wurde auch das Konto des 
Asta durch die Universitätsverwaltung 
wesperrt 
ie. Bourgeoisie und ihre Handlan- 
ger hatten den damaligen Konflikt 
und seine Zuspitzung provoziert, mit 
dem Ziel, die seit langem geplante 
Hochschul-‚reform” und Maßnahmen 
wie das Qrdnungsrecht durchzusetzen 
und als nötwendige Reaktion auf „krk 


minelle Handlungen kommunistischer 
Gruppen” hinzustellen, 

‚Inzwischen hat die Bourgeoisie ei- 
nige Schritte auf dem Weg zur Durch- 
setzung ihrer Ziele getan: 

1. Die Vorlage einer „Hausordnung" 
für die Universität Frankfurt, Diese 
„Hausordnung” sieht Disziplinarmaß- 
ahmen gegen alle Universithiu 
hörigen vor, die in irgendeiner 
‚die Funktlonsfähigkeit der Univer- 
ität beeinträchtigen" (AK 42). 

2. Die Planı ‚einheitlichen 
Ordnung Universitäten 
‚der BRD und Westberlins. Dieses soll 
wesentlich schärfer gefaßt werden, His 


im Abbau demokratischer Rechte der 
Studenten, 

Durch solche Maßnahmen und 
durch Provokationen wie bei den Aus- 
einandersetzungen im Januar, versu: 
chen die Bourgeolsie und Ihre Hand- 
Hunger un den Üniverstäten die ch. 
9° „Stimmung” und die „Legitime- 
fon’ fir al Durchführung hreerenk, 
tionären Pläne zu erreichen und leich- 
zeitig unentschlossene Studenten ab- 
zuschrecken und die kimpfenden zu 
isolieren bzw. ihre Aktiv 
rückzudrängen, um damit di 
kratische Studentenbewegung zu 
schlagen, 


KB/Gruppe Frankfurt 


Strahlenunglück in St. Georg 


Strahlenunglück in St. Georg 


des AK St. Georg drei Pat 


als Teil unseres Volkskörpers (!), in rät für die Haut überbestrahlt, wobei 

dem sie als rote Blutkörperchen es zu einer Rötung und Abhebung der 

(femalat id, vermut, di, yeiden ‚oberen Hautschichten kam, die bei 
N 


Iutkörperchen, Anm. AK) wirkt, mir sachgemäßer Bestrahlung sonst nicht 
der Aufgabe, Krankheiten zu verhindem auftreten, 
und schädliche Stoffe von diesem Fehler im technischen Bereich sind 
Volkskörper fernzuhalten” immer möglich, aber die Ursachen der 


Dieses faschistoide Geschreibsel über Strahlenschilde 
‚Volkskörper”, 


örper" 
Inte 


ten, die Faschisienut 


liche Stoffe” schwereren Strahlenun 
i Terdkue bruneApri TI In der ‚eichen Abtei 
uel- lung zeigen, wie wenig, 
Bazar dab Wunsch nach angspaß- haltung. und Wiederhemisiung der 
ung u ” 
1 Faschiserung yon Stadt und menschlichen Gesundheit dienen sol 
Gesellschaft willig mittragenden Poll te- 


und des viel folgen- 
ke Im Fe. 


Ienschenleben 
Iten in einer Institution, die der Er- 


Von Mitte Februar bis Mitte April 


burger Bürgerschaft, FDP-Abpeordne- tron bestrahlt, 


ter Weber, sah sich zu einer "Anfr 
an den Hamburger Senat veı 


‚der 
3. seine stantsbürgerliche Sor- unmittelbar an den Folgen der Über 


zum Ausdruck brachte, „daß durch 
Yerurtige Außerungen... die Polizei ın 
‚einem demokratischen Rechtsstaat in 


„zu Mißverständnissen 
deurungen (771) Anlaß geben 
bei war sle doch völlig eindeutig!) 
mache schließlich nicht 


ordnung einzutreten (ein Mann, der 


‚offen verfassungsmäßige Rechte ver- 


höhnt, wie aus seinem Brief deutlich 
wird! — Anm. AK), und das verdient 
Anerkennung, nicht Kritik” Und mit 
den, sptzindien Intellektuellen" 

be Herr Pries bestimmt „‚nur Verfas- 


Hetze bekanntlich 


Abgeordneter Weber zeigte sich über 


diese Antwort „höchst unbefriedigt” 


und äußerte die naive Vermutung, 


dem Senat habe „der Mut gefehlt 
Aber nicht doch "Ilerr Weber, Der 
Senat hatte durchaus den „Mut” 


(da erst zwei Monate nach seinem 


int, und gegen diese 
sondern sogar er- 


dem eine Filterplat- 
heraus- 


bestrahlung verstorben, 
ben bleibende Schäden davongeti 
en. Bis zum Abschluß eines 2 
schaftsberichtes am 3.9.73 sind 20 Pa- 
Hinten an Ihrem Grundleiden oder 
Ierz-Kreislaufversagen gestorben. Der 
Defekt am Bestraklungsgerit würde 

mut- 
lichen Entstehen bemerkt, weitere 
zwei Monate vergingen, bevor die 


'r Herr Pries sei doch „feder- sundheitsbehörde benachrichtigt wur- 


de, Erst am 6.10.73 wurde die Öffent« 


bereit, für die freiheitliche Grund- 1ichkeit informiert, nachdem es. der 


Gesundheitsbehörde gelu 
formierte Zeitungen zum Stillschwei- 
gen zu bewegen, nachdem längst Zivil 
und Strafklagen betroffener Patienten 
liefen und die Verantwortlichen in 


'n war, in 


ha widerlichster Weise einen Sündenbock 


suchten, Die Patienten wurden über 
die Strahlenschlden erst im 4. Quartal 
71 unterrichtet, und z. T. auch nur, 
wenn ic bleibende Schiden bei Ihnen. 


deshalb so spil im Interesse des 
einzeinen wartet wer- 
‚n sollte, ob sich überhaupt ein blet- 


bender Schaden herausstellte. Es hätte 
ha bei jedem einzelnen die Möglichkeit 
bestanden, daß die Überbestrahlung 


sich zu einem seiner faschistold eingt- ohne ernstere bleibende Folgen geblie- 


ien "Staatsdiener zu bekennen 


ben wäre, und für diesen Fall sollte 


Welchen Mut hatten’ Sie denn erwär- der Patient nicht unndtig beunruhigt 


went 
m —— ge 


eich 
); und 


sagt, daß 
iutzen cr 


ot It 


hofft sich wohl auch die „‚KPD/ML" 
(uder R, war bei UNS! . 


‚Arbeiterrunde" 


Nach dem Bericht eines 
Westberliner Metall-Genomen 


ee 
BRameaE 
Base 

BEE u 


mens bekannt. Denn schon 1968 war 
in Gießen an einem gleichen Gerkt 


eine Veränderung an den Streufolien 
wie in Hamburg festgestellt und der 
Firma mitgeteilt worden. Diese hatte 
os aber erst 1972 für nötig befunden, 
die Besitzer von immerhin bis jetzt 
über 70 Geräten auf den Fehler hin- 
zuweisen, Außerdem war für einen 
halbwegs versierten Fachmann klar, 
daß der Kleber- für die Folien den 
Röntgenstrahlen nicht standhält. Wei- 
terhin hatte Siemens sofort nach e- 


& suchung 
auschuß bei einem Lokaltermin nicht 
in der Lage sah, am inzwischen still 
eisen Detatron die genauen Stah, 

inisse zu rekonstruieren, und 

zugeben mußle, Ad nian mehr in 
notwendigen” Sicherheit davon 
werden konnte, cs han- 

dele sich heute kaltermin) 
noch um 


Funktionskontrolle, 
getreten. Die physikalisch bedingte 
Teistungsschwankung der Röntgen- 
TÖhre hätte einer ständigen automati- 
schen Überwachung bedurft. Diese gab 
&s nicht, da die Gesundheitsbehörde 
es abgelehnt hatte, das notwendige 
Kontrollgerät für DM 20.000,- zu be- 
schaffen, und dies auch nicht aus dem 
hefärzteetat des AK St. Georg ge- 
sehah, der für solche Anschaffungen 
Vorgesehen ist. Wieso die Anschaffung 
unterblicb, konnte der Untersuchun 
wsschuß nicht klären. So mußte das 
rät mit der Hand abgeschaltet wer- 
den. Die mit der Bedienung beirauten 
MTA's waren bei mangelnder Ausbil 
dung und zu engem und zu lautem Ar- 
beitsplatz schon bei einem einwand- 
freien Gerät überfordert und hät 
einen Fehler nur durch Zufall erken- 
nen können. Die mit der Leistungs- 
kontrolle besuftragten beiden Phys. 
ker führten nur alle halbe Jahre eine 
Kontrollmessung am Gerät durch — 
sichts der ständig schwankenden 
Leistung der Röntgenröhre ein krimk- 
nelles Verhalten, das man allerdings 
nicht den beiden Personen vorwerfen 
kann, denn die Bedienungr und War- 
tungsanleitung (die letzte sicher datier- 
te aus dem Jahr S9) der Firma Siemens 
erwiesen sich hinsichtlich der Kon- 
rollvorschriften als sehr dürftig, 

Die Suche nach dem Schuldigen 
verlief wie eine Groteske. Jeder be- 
schuldigte jeden, die Verantwortung 
zu haben. Die Gesundheltsbehörde be- 
schuldigte die Arzte, 

Prof. Gauwerky, dieser 
dem Bedienungsperional die Schuld 
Die Firma Siemens wurde von all 
einschließlich den Patienten, ang 
Ten, sie wies aber jede Verantwortung 
von sich und meinte, die Ärzte an- 
schuldigen zu können. Die Gesund» 
heitabehörde wertete es gar ala einen 
Erfolg, daß sie nur von einem Patien- 
ten als Alleinschuldige verklagt wurd 
während die anderen acht Kläger, 
mehrere Verantwortliche Klage erhor 
ben. Immerhin schien der Gesund- 


Typhus-Epedemie in Göttingen 


In Göttingen sind it Ende Mal zahl. 
welche Fälle von Typhuserkrankungen 
aufgetreten, wobei sich die Zahl in- 
zwischen auf 40 Erkrankte 
In diesem Zusammenhang ist 
halten des hiesigen Gesundheitsamtes 
sehr bezeichnend, $o versuchte es von 
Anfang an, den Fall herunterzuspielen 
und die Ursachen zu verschleiern, Auf 
‚der Suche nach dem Krankheitsherd, 
‚der wahrscheinlich im Bereich der 
Zentralmensa der Uni legt (einzige 
Gemeinsamkeit der zuerst Erkrankten 
ist ein Fischössen in der Mensa) wur- 
dokeineswegs konsequent untersucht, 
sondern mit wahnwitziger Leichtsin® 


nigkeit. alles vermieden, was einer 


Studenten, die sich für geführdet hiel- 
ten, wurden vom Gesundheitsamt 
weggeschickt mit der lapidaren Ant- 
wort: „Kommen Sie wieder, wenn Sie 
Sympfome haben,” Die Unahigkeit 
des Gesundheitsamtes wurde von den 
zuständigen Stellen auf Landesebene 
entschuldigt und die Ursachen dafür 
in zynischer Weise sehr offen zugege- 
ben, $o der Seuchendezernent im nie- 
dersichsischen Sozialministerlum Dr. 
G. Sattelmacher als Antwort auf Kri- 
»tik aus den Reihen der betroffenen 
Studenten: „Es ist furchtbar einfach, 
Vorwürfe zu erheben. Es sollte aber 
berücksichtigt werden, daß kein Ge- 
‚sundheitsamt für den Extremfall auf- 
‚gebaut, sondern auf den Normalfall 
eingerichtet ist.”? (aus: „Göttinger 
Blick"), 

Da ist es also heraus; 
‚nicht Aufgabe des Gesundheitsamtes, 
sich auf solche Fälle einzurichten und 
dementsprechendist euch garnicht 
finanziell und personell dafür ausge- 


finanziell und personell da 


stattet, weil es der „Normalfall eben 
nicht Verlangt. Was ist nun der „Nor- 
ll"? Für die Kollegen, die In der 
Mensa arbeiten, heißt 
Sie wurden Innerhalb wı 
mehrmals untersucht und 
daß) hier sicher: 
'herd zu Inden sel. 
Keine Rede davon, ob nicht die Zulie- 
firmen auch zu untersuchen sei 


'n bleiben kann, hat doch dieses 
gerade die Aufgabe, die „guten 
n „schlechten® Arbeitern schon 
vor Arbeitsantritt zu trennen und so 
nur „brauchbares Material” für die 
Kapitälisten zu schaffen, Keineswegs 
wird untersucht, ob die Arbeitsbedin- 
‚gungen, Arbeitshetze etc. Auswirkun- 
en auf die Arbeiter haben, da diesen 
natürlich nicht im Interesse der Kapi- 
talistenklasse liegt und sie dement- 
sprechend ihr Gesundheitswesen auch, 
nur an ihrem Profi 
Stützung ausgerichtet hat. 
In diesem Fall heißt das 
sucht wird, indirekt den einzelnen 
Beschäftigten der Mensa die „Schuld" 
in die Schuhe zu schieben, Indem of- 
fensiv (häufiges Untersuchen. bei 
gleichzeitiger Unterstützung durch die 
Presse) gegen sie vorgegangen wird, 
um sovon den tatslchlichen Ursachen 
abzulenken und die Zulleferfirmen 
vor entsprechenden Maßnahmen zu 
schützen, In diesem Sinn ist auch ein 
anderer Ausspruch von Dr, Sattelma- 
‚cher zu verstehen: „Das Gesundheits. 
‚amt hat alles getan, was möglich war. 
Das alles ist viel zu sehr aufgebauscht 
worden, immerhin sind es lediglich 
39 Fälle (1) in der gesamten Bun- 
derepubl 
(aus: „Göttinger Blick") 
KAG Göttingen > a 


KAG Göttingen 


Ärzte terrorisieren 


politisch unliebsame Patienten 
Leserbrief 


Wiederholt ist schon im ARBEITER- 
KAMPF berichtet worden, wie die 
itsche Bourgeoisie mit aller- 


brutalsten. Mitteln Nitische 
nfangene, Insbesondere gepen Inha« 
tiorte RAF-Genosen, vorgeht 


Ich möchte hier einen Fall schül- 
dern, der deutlich macht, daß man 
sich nicht „nur” darauf Deschränkt, 
diese Genösen, physisch und pay“ 
(chlsch kaputt zu machen. Der staal 
che Terror geht sogar soweit, Ver- 
wandte dieser Genossen gleichsam in 
Sippenhaft zu nehmen 

In einem Krankenhaus wurde eine 
Verwandte eines RAF-Mitgliedes 
schwer krank eingeliefert. Yon ein 
Ärzten wurde dabei ernsihäft erwägt, 
ob man „solche Menschen” überhaupt 
behandeln sollte. Es könnte doch sein, 
daß diese, wenn se tatsächlich gesund 
werden sollten, uns umbringen wür- 
den oder sonst Ingend etwas Übles an- 
Fichten 

Nachdem man sich „‚durchgerun- 
gen” hatte, sie zu behandeln, wurde 
Angeordnet, daß diese Patientin keine 
Behandlungszeit bekommen sollte (e- 


‚der Patient bekommt normalerweise 
eine Zeit, wann er täglich kommen 
‚soll; in dieser Zeit bekommt er dann 
seine Therapie). Diese Patientin sollte 
einfach von der Station abgerufen 
und eingeschoben werden, wenn 
nichts anderes zu tun sol. Das late 
in etter Konsequenz; Wenn Velızu 
tun ist und Termin frei Int, 
kommt sie auch nicht dran, Daß nie 
‚dennoch täglich ihre Therapie bekam 
und nicht einfach „di 

‚schoben” wurde, lag, 

gen Pflegepersonal, das sich über die 
Anordnungen der Ärzte hinwegsetzte, 

Dieser Leserbrief kann leider nicht 
ausführlicher werden, da man durch 
‚die Schweigepflicht gesetzlich daran 
gehindert wird (das Berufsverbot 
droht) 

Durch diese Schweigepflicht wird 
‚es ermöglicht, daß sehr viele Schwer 
‚nereien nicht umfassend enthüllt wer- 
di innen (wie in diesem Fall) bzw. 
überl Er gar nicht erst an die Öffer 
lichkeit kommen, 


Ein Krankenhausgenome 


heitsbehörde und Siemens die Angele- 
;enheit 50  brisant, daß sie je 
IM 200,000,- ohne Präjudiz vor 
streckten, um den Betroffenen 
schnell und umfassend wie möglich” 
zu helfen. Daß diese Hilfe erst ein Jahr 
nach dem Unglück gegeben wurde, und 
dies auch erst dann, als Versuche, die 
Betroffenen von seiten der Behörde 
mit je DM 1.000,- abzuspeisen, auf 
die Empörung der Öffentlichkeit ge- 
stoßen waren, verschwieg man diskret. 
Erst im Abschlußbericht des Unt 
Shungsauschusees las man wieder 


„u Zusammenfosond Lt sich gen; 
trahlenunglücke in St. Georg at 
‚beispiels für das Verhalten von 
sten und Staat und ihre Zur 
beit in unserer Gesellschaft 
Die Firma Siemens, die ohne Schwie- 
rigkeiten komplizierte Meß, and Re. 
feelektroniksomputer z.B; für Laser 
jomben und Thermo-Suchgeräte zu 
Kriegszwecke entwickeln und herstel- 
len kann, spart an den einfachsten 
Meßapparaturen zur Überwachung 
eines lebenswichtigen und lebens 
fährlichen Therapiegeräten, um 
Gewinn nicht zu schmilern, D 
sundheitsbehörde versucht erfolgreich, 
die Aufklärung der Vorfille au vor- 
hindern und wälzt die Verantwortung. 
von sich, So bürdet denn auch der 


Untersichungsausschuß Prof, 
werky die Verantwortung auf, 
ler unter dem Aspekt, 


s Ihnen zu ler. 


nen und sie in Zukunft zu verhindern, 
ist selbstverständlich nicht geleistet 
worden. Im Mai 74 fehlte wieder ein 
wichtiges Meßinstrument, wieder wur- 
de versucht, die Vorfälle zu verschlei- 
ern, wieder hatte man nichts gelernt. 
Denn die „schonungslose Öffenle: 
gung” sind personelle Konsequenzen 
im AK St. Georg, so die Gesundheits" 
behörde. Ihre eigenen Versäumnisse 
will sie damit auf eine untere Ebi 
abwälzen: Wie L 


schäf 

‚nahme einer solchen Tätigkeit ausrel 
‚chend ausbilden und während der Ti 
tigkeit fortlaufend schulen." 

In einer sozlalistischen Gesellschaft 
werden vorha ler bekämpft 
Mao sagt: „Fehler sind bei jeder Par- 
tel und bei jedem Menschen nicht 
Immer zu vermeiden, Aber wir müssen 
uns bemühen, s wenig Fehler wie 
möglich zu beyehen.” 

jax oft wie ein technischer Fehler 
aussioht, Ist häufig Eitelkeit, Mangel 

an Verantwortung und Ignoranz. 
Fehlern können wir alle lernen. Wir 
suchen nicht den Schuldigen, um ihn 
zu bestrafen, sondern um ihm weinen 
zu zolgen. . 


ragpe Gesundheitswesen 
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Forts, Italien 
beschleunigten Bau _ traditioneller 
K und vor allem von Kern- 


An weiteren Maß- 
nahmen werden vorgeschlagen. ein 
‚Preistop" für die Mieten und die 
Festsetzung von Höchstpreisen (., 

itische Preise") fr Brot, pasta (Nu: 
dein etc.) und Milch. „Preisstop“ für 
die öffentlichen Tarife Dis mindestens 
Ende 1974. Besteuerung importierler 
Luxuswaren (z.B. Pelzwaren). Maß- 
nahmen gegen die Schlachtung von 
Kälbern und Entwicklung von Alter- 
nativen zu den teuren Rindfleisch- 


‚kraftwerken”. 


ng 
durch „eine selektive Kredispolitik" 
speziell für die kleine und mittlere 
Industrie, das Handwerk und biuer- 
liche Betriebe. Steuererleichterungen 


(nach „1 

Die Voraussetzung für eine solche 
Politik sieht die PCI-Führung in einer 
„Verständigung zwischen den ent- 
Tcheidenden politischen Kräften des 
Landes.” Mit ihrer „opposizione di- 


Hamburg-Eimsbüttel 


versa“ gegenüber der 4, Regierung 
‚Rumor in der zweiten Hälfte 197) 
haben die Revisionisten konkret ‚ge- 
zeigt, daß sie bereit sind, angebliche 
„kleine Schritte” des Staates in die 
Richtung der PCI-Forderungen durch 
politisches Stillhalten zu „honorle- 


Die PCI-Führer haben In den letz- 
Jahren immer wieder versichert, 
ihnen nicht um eine sofortige 
rungsbeteiligung geht, daß 0s 
auf die Repierungspartei "zunächst 
überhaupt nicht ankommt, sondern 
auf eine „Tendenzwende" der Regie- 
tungspolltik, Wenn diese für die PCI- 
Führer erkennbar sei, würde man sich 
der, Regierung aegenüber „‚konstruk- 
tiv“ verhalten. $o hat unlängst die 
PCH-Führung ihrem Lieblingsprojekt 
des „historischen Kompromiß" eine 
neue Form gegeben: die Forderung 
nach einer „consultazione globale‘ 
(umfassende Beratung) zwischen Re- 
sierung und Opposition — eine For- 
derung, die von der PSI unterstützt 
wird, aber von den anderen R 
fungsparteien bisher abgelehnt wird. 
Die „Chancen” für einen „histork 
schen Kompromiß” im Sinne einer 


Mieter-Kundgebung gegen 
Unternehmerterror 


Im Hermann-Behn-Weg in Hamburg- 
‚Eimsbüttel fand am 28.5.74 eine Mie- 
ter-Kundgebung statt. Aufgen.fen hat 
te die Mieterinitiative Eimsbüttel (un- 


terstützt von der Mieterinitiative Ep- 
pendorf) mit Plakaten, Flugblättern 
und einem Lautsprecherwagen, der 
durch den Stadtteil fuhr 


Regierungsbetelligung der PCI oder 
auch nur der ‚conwultazione globa- 
ie’ hängen indessen nicht allein von 
der inneren Entwicklung ltaliens, 
sondern mehr noch von den Ei 

‚scheldungen der großen imperialisti- 
schen Mächte, vor allem USA und 
BRD, ab, Die wirtschaftlichen Vor- 
schläge der PCI (Investitionen im 
Mezzogiorno und im Reproduktions- 
sektor — Gesundheitswesen, Schulen 
u.ä) Inufen allerdings den Forderun 
gen der Imperlalisten der USA und 
der EG genau entgegen (Kredit » 
restriktion usw.). Andererseits kann 
auch die PCI nicht einmal scheinbar 
einen Tip geben, wie sich die italieni- 


sche „Wirtschaft” aus der ausländi- 
schen Zange befreien kann, sondern 
bt solbst an, „Italien” müsse sich. 


um weitere Kredite aus der EG be- 
mühen (der Rat, sich um Kredite bei 
den arabischen Ölstaaten zu bemühen, 
ist auch nicht viel besser, da gerade 
diese eng mit dem US-Finanzkapital 
verbunden sind). 

Die PCI-Führer müßten selbst ihr 
eigenes „Wirtschaftsprogramm” ver- 
raten (das ja noch nicht einmal ein 
reformistisches Programm ist, sondern 


Die, Kundgebung and vor einem 


besonders anschaulichen Beispiel ka- 
pialtischer Wohnungspoltik ta 
as Haus Hermann-Behn-Weg 13/15 
ist zwar noch bewohnt, wird aber 
trotzdem feste abgerissen. Der Eigen- 
tümer und Bauunternehmer A. Möh- 
ring konnte nicht warten, bis er auch 
die letzte Mieterin, die einen gültigen 
Mietvertrag hat, vertrieben hat. Inzwi- 
schen waren seine Schikanen so offen 
gesetzwidrig, daß sich sogar die Presse 


BEEEEEEEEEEFE- 2 „ZWEIER. unse 


„‚Gebäude-Nutzungs- 


— neuer Schritt zur Faschisierung 


Am 
Braun den sc 


16. Mai legte Kultusminister 
teinischen 


wurf der sog. „Gebäude-Nutzung- 
Richtlinien” vor. Unter diesem un- 
verfänglichen Titel soll versucht wer- 
den, auf kaltem Wege ein neues 
Hausrecht an den Hochschulen des 
Landes durchzusetzen. 


Kernpunkte des Entwurfes sind 


© Fiogblätter, Wandzeitungen, Fil 
me, Anschläge unterliegen vor ihrer 
Verbreitung In der Hochschule einer 
Zensur durch die Hochschulleitun 
@ Politische Veranstaltungen in der 
Hochschule, „die über die Erfüllung 
der geseizlichen Aufgaben der Hoch 
schule hinausgehen”, müssen geneh- 
migt werden 

. Bewilligung darf nicht ee 
teili werden... wenn zu erwurten 
ist, daß Ziel, Inhalt oder Form der 
Veranstaltung im Widerspruch zur 
freiheitlich demokratischen Grund- 
ordnung stehen.” 

@ Alle Veranstaltungeı 
der Studentenschaft (Voll 
lungen etc.), sind gebührenpflichtig. 
.@ Büchertische und Informations- 
stände sind nur für besondere Fälle, 
etwa zu „Wohltätigkeitszwe 


alter, sonst arundsatzlch verboten. 


Am 27.6. soll in Kiel auf De 
schluß der Landes-Asten-Konferenz 
eine Demonstration der Studenten 


wurf stattfinden. Dazu hat der KB 
folgende Sokdaritätsdresse geschickt 
KOMMUNISTISCHE BUND 
erklärt seine Solidariidt mit der De 
monstration der schleywig-holsteini- 
schen Studenten gegen den Entwurf 
des Kultusministeriums für die Ge 
bäude-Nurzungs Richtlinien. 
‚Dieser Entwurf stellt einen wel 
teren massiven Angriff auf die Mei 


‚nungs- und Informationsfreiheit der 
Studenten dar. 

Er zieltauf das Verbot jeder freien 
politischen Beiätigung fortschririi 
her Studenten an den Hochschulen 
und auf die Gleichschaltung der 
Meinungen der Studenten im Sinne 
des Kapitals 

Zusammen mit dem Hochschul 
rahmengesetz, dem Landeshochschul- 
Sesetz und der neuen SV-Verordnung 
sind die Gebäude NutzungsRichtli 
nien ein wesentliches Element der 
Fuschisierung an den Schulen und 
Hochschulen unseres Landes 

‚Sämtliche Maßnahmen zielen da- 
rauf ab, eine Orientierung des Kam 
pfes der Schüler und Studenten am 
‚politischen Kampf der Arbeiterklasse 
unmöglich zu machen, 

‚Starlessen sollen die Hochschulen 
datu dienen, treue Handlanger des 
Kapitals heranzuzüchten. 

Die Faschisierung an den Schulen 
und Hochschulen ist ein Bestandteil 
der schrittweisen Faschisierung von 
Staat und Gesellschaft insgesamı. Alı 
Beispiele hierfür seien nur die Beruf. 
verbote im Öffentlichen Dienst, die 
sich häufenden Rausschmisse klar- 
senkämpferischer Kollegen aus Be- 
trieb und Gewerkschaft, die zuneh- 
mende Gleichschaltung der bürgerli- 
chen Presse in ihrer Hetze gegen die 
Linken und der enorme Ausbau des 
staatlichen Gewaltapparates genannt. 

‚Ei ist unsere gemeinsame Aufgabe, 
zur Abwehr dieser Angriffe des Ka: 


pn 
einheitliche Kampffront 
schrittlichen Kräfte au errichten. 

In diesem Sinne stelt sich uns 
die Aufgabe, für das Bündnis der 
Tortschrittlichen Schüler und Studen. 
ten mit der Arbeiterklasse zu kämpfen. 


KOMMUNISTISCHER BUND 
(Gruppen Finsburg, Kl 


und das Fernsehen darüber empören 
mußten. Allerdings wurde nicht ver 
‚gessen, diesen Fall als angeblichen Ein 
zelfall zu verkaufen. 

Möhring muß den Abbruch voran 
treiben, um Kredite für das anschlie- 
ende Hochziehen von Eigentums- 
wohnungen zu erhalten. 
DM 3.- pro qm demnächst 
DM 3.000,= pro qm’ hat die Mieter 
initiative an die Hauswand gemalt. 
Eigentumswohnungen dieser Preislage 
gehören heute in Hamburg schon 
den „preiswerten”. „Neue Heimal 
Tochter Bewobau versucht in Pösel- 
dorf Eigentumswohnungen an den 
Mann zu bringen, die rd. DM 5,500,- 
Bro am kosten, äh. für ine 100.am 

/ohnung ist eine halbe Million auf 
den Tisch zu legen. Von 40 Wohnun- 
‚gen sind daher bisher auch nur- fünf 
verkauft. 


Das 


Haus Hermann-Bohn-W; 
13/1$ ist mit folgenden anderen Paro- 
len markiert: „Mähring verdient an 
Wohnraumzersiörung”, „Staatlich ge- 
förderte Mietervertreibung”, „„Reno- 
vieren satt Ruinieren”, „Welches 
Haus ist das nächste? “ und „Mieter 
wehrt euch gemeinsam gegen Mietwu- 
cher und Bodenspekulation”. Vor die- 
sem Hintergrund, vor diesem Denkmal 
der ausgezeichneten Zusammenarbeit 
zwischen Baukapitalisten und Behörde 
a. AK 44), land die Kundgebung 
it. 

Bei leichtem Nieselregen waren ot- 
wa 120 Menschen dem Aufruf gefolgt 
Die Mieterinitiative wollte mit dieser 
‚der vorher 


führt worden war (Flugbiäl 
formationsstände), weiterentwickeln. 
Sie hatte auch Behördenvertreter 
eingeladen, nämlich jene Sachbear- 
beiter aus dem Bezirksamt Eims 
büttel, die dem Eigentümer die Ab- 
ruchgenehmigung. hinterhergewor 
fen hatten, Diese Herren zogen es 
allerdings vor, nicht zu erscheinen. 
ch Ge- 
ungnahme auf. 
‚gefordert (OTV, Bau-Steine-Krden), 


"ten zumindest schon gezwungen, 


einfach ein 
iovoller 
proaramm), 


kapitalistischen 
m auf diesem 


schen Kompı 
„Kompromiß” nicht nur mit der 
DC und der italienischen Bourgeolsle, 
sondern „Kompromiß” auch mit dem 
US-Imperlalismus und dem DRD- 

rilismus. Die portugiesische 
„KP” mit ihrer schäumenden Hetze 
gegen jeden Streik, genen jede Mas 
senaktion (die als „von faschistischen 
Provokateuren gelenkt” beschimpft 
werden) geht den PCI-Führern auf 
diesem Weg „mit gutem Beispiel” 
voran. — Ob’die Imperilisten dies 


2.2. für Itatien überhaupt wünschen, 
ist eine andere Frage. 


ide 
Arbeiterkimpfe und der Arbeiter- 
linken in Italien etwas näher ein- 
gehen, um die Frage des 
schen Kompromiß” und allgemein 
die Perspektive der " Entwicklung 
nüch von dieser Seite zu beleuchten, 


weil diesen bekannt sein müßte, dat 
‚die zunehmende Wohnraumvertei 
erung in all ihren Spielarten indirek- 
allohnsenkung bedeutet 

Italien, wo die Wohnungs- 
kämpfe seitens der Bevölkerung schon 
erheblich weiter entwickelt sind , 
sind die reformistischen Gewerkschi 


Wohnungskampf, ofizill einzugn 
fen. ÖTV und BSE hüllten sich 
lerdings in Schweigen. 

Die 73jährige Mieterin aus Her- 
mann-Behn-Weg 13/15 begann die 
Kundgebung. Sie berichtete ein- 
drucksvoll von den Schikanen des 
Hauseigentümers, sie berichtete, was 
es ihr bedeutet, nach 40 Jahren in 
diesem Haus dieses nun über dem 
Kopf abgerissen zu bekommen und 
erzählte auch von dem Erfolg des 
gemeinsamen Kampfes. Zwar wird 
sie nun-zum 1.7; ausziehen, hat aber 
in einem gerichtlichen Vergleich von 
Möhring 20.000 DM Abfindung er- 
stritten. Die anderen Mieter hatte 
Möhring. mit sehr viel geringeren 
Beträgen rauskaufen können. 

Anschließend sprachen Vertreter 
politischer Organisationen. Ein Ver, 
reter der DKP behauptete, daß 
seine Partei diese Initiative wie bisher 
jede andere auch „uneingeschränkt 
unterstützen” würde. Außerdem er- 
klärte er das miserable Bodenrecht 
zum Hauptschuldigen der ganzen 
Wohnungsmisere, und deshalb setze 
sich die DKP für eine baldige Be- 
denrechtsreform ein. 

Nach einer Genossin vom KBW 
sprach ein Vertreter der Bezirks 
zelle Eimsbüttel des KB. Einmal wies 
er darauf hin, daß die Basis der 
Wohnkämpfe auf Grund der Logik 
des Kapitalismus sich erweitern wird 
und damit die Kämpfe selbst sich 
verschärfen werden. Beispiele gibt 
und damit die Kämpfe selbst men 
verschärfen werden. Beispiele gibt 
s schon in Frankfurt, wo die bisher 
größten Wohnungskämpfe in der 
BRD stattgefunden haben, wo Mic- 
terdemonstrationen von einigen Tau- 
send stattgefunden haben. Beispiele 
für Massenkämpfe der Bevölkerung 
‚gbtesin Italien, wo in Rom, Mailand 
usw. Hunderte von Wohnungen von 
Arbeiterfamilien besetzt wurden. 
Weiter wies er darauf hin, daß der 
Wohnungskampf heute einzuordnen 
ist in die gesamtkapitalitische Aus- 
beutung, daß er politisch geführt 
werden muß, um auch heute schon 
Erfolge zu erzielen, wenn auch die 
Wohnungafrage erst durch den Sozia- 
lismus gelöst werden kann. 

Im Anschluß daran sprach ein 
Juso und SPD-Bezirksabgeordneter, 
der es sich nicht nehmen nur 
‚die 20.000 DM Vergleichsumme im 
Auge - einen großen Erfolg zu feiern, 
zudem er ja auch durch zweimaliges 
Erscheinen bei der Mieterinitiative 
„wesentlich beigetragen” hätte, 


Provokationen 


Schon auf der Fahrt des Laut- 
sprecherwagen durch den Stadtteil 
haben vom Ahbruchunternehmen ae- 
‚aufte Provokateure einen Genossen 
im Lautsprecherwagen angegriffen, in- 
dem sie durchs Wagenfenstor prügel- 
ten. 
„ablanes surde noch vor der nnd. 
ng ein Filmtrupp angegriffen. 
(vergl. hierau Leserbrief) Diese üblen 
Provokationen steigerten sich, al 
ner der Schläger eine Dierflasche in 
Richtung des Mikrophons warf, aller- 
dings niemanden traf. Hinterher wur 
de berichtet, eine Gruppe dieser 
Schläger habe in einer Kneipe (am 
Hallerplatz ) unentwegt über die Kund 
gebung gesprochen und habe auf 10- 
was wie einen Chef newartet, d 
dann auch kam und Anweisungen 
teilte. Dieser Chef soll dann auf d 
‚Kundgebung selbst noch die „Über 
stunden’bezahlt haben, . 


Bezirkszelle Eimsbüttel 
KB/Gruppe Hamburg 
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